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Vorwort 



Die „Ausgewahlten Urkunden zur brandenburgisch-preussischen Ver- 
fassuDgs- und Verwaltung^sgeschiclito" bilden ein SeitenstQck m dor von 
mir gemeinsam mit Ernst Bernheim herausgcgel t iK ii Sammlung ; „Aus- 
gowäbltd Urkunden zur Verfassungsgoscliicbte DeuUichlands im Mittelalter" 
(1891, 2. Aufl. 1895). Audi diese neue Sammlang will nidita andeni 
sein als eine handliche pnktiacfae Zusammeoskellong der ftr die branden- 
burgisdi-preussiscbe Verfassungs- und Yenraltungsgeschicbte wichtigsten 
Urkunden; es bniidelt sich durchaus um eine Auswahl, die hoffentlich 
nicht einen allzu subjektiven Charakter trägt; ich betone ausdrücklich, 
dass es gänzlich ausser meiner Absicht lag die ganze £ntwickelung der 
eimelneD Veifiusungsinsiitato zn geben. 

Anch dieee Sammlong iet weeenilieb zum Nachlesen und Nach- 
schlageo, vor allem fQr verfassungsgescbichtliche Übungen in Seminarien 
und zur Vorbereitung filr den f'nschichtslehrer an höheren Schulen be- 
stimmt; auch reifereu Schülern wird sie wohl nicht ohne Nutzen anvertraut 
werden können. Neben den eigentlichen Historikern werden vielleicht 
auch die Wirtschaftshistorikor »ich damit befreunden, wohl kaum die 
Juristen, da mir fem gelegen hat das beute geltende Beeht TollstAndig 
ztt Teraoscbaulichen. 

Darin, dass das Bedürfnis nach einer derartigen Sammlung ftlr die 
brandcnbnrg-isch-y»roussische Vorfassungs- und Verwaltung8gf»-^r}iioht<> vor- 
handen ist, wurden vor allein diejenigen mir beistimmen, welchu m Ii nur 
emuiai dur Mühe unterzogen haben eine Au^lil solch*)r Urkuuduu aus 
den vielen in Betradit kommenden^ oft schwer zugänglichen Werken her* 
ansznsuclien. Namentlich dem Gesehnditslehier in kleineren Orten, wo 
keine Bibliothek vorhanden ist, dftifte meine Znsammenstellung wUlkom- 
men sein. 

Bei den Zielen, welche ich im Auge habe, habe ich es nicht fflr 
notwendig gehalten auf die handschriftliche Überlieferung der Urkunden 
zurflckzngeben oder gar eine mit phitologiscb-kritisdiem Apparat aus- 
gerOsteta Anagabe zu lieibni; es erschien mir ausreichend auf Grund der 

?oihandenen Editionen einen möglichst übersichtlichen und lesbaren Text 
hcrzustellon. Von der OitliuuT.qiliie der YnrhiL'en glaubte ich häufig, nicht 
bloss im luteresse einer (fitili h nicht Uberall erreichten) Gleichmässigkeit 
abgehen zu dürfen; dabei hübe ich für die Zeit vom 15. — 18. Jhhd. mög- 
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Yorwort 



liehst die bekannten Weissacker* sehen Grandsätie sa befolgen gesucht, 
für das 19. Jhd. die sog. Pnttkamefsehe Sehuloribogfapbie angewandt 

Saclilidie Erlftntemngen m geben erschien mir nicht angebracht, 
da ich dadurch ebenso wie durch kritische Anmerkungen nur die Handlich- 
keit der Sammlung geschndigt hätte. Nur bei der Verf;i<?sun£r.snrkunde 
You 1850 sind die späteren Zusätze bzw. die Abänderungen vermerkt. 

Die einzelnen Urkunden rind mit ganz geringen Ausnahmen ihrem 
rellstandigen Wertlant nach anfgenemmen; geordnet sind sie chronologisch. 
Ans äusseren Grnnden erschien die Zerlegung der Sammlung in 2 Teile 
angebracht; jeder Teil bildet ein für sidi abgeschlossenes Ganzes, der 
zweite ist nur dem 19. Jhd gewidmet. 

Jedem Teil ist als liiluiltsübersicht eine chronologische Zusammen- 
stellung der Überächrifteu der einzelnen Stücke vorangescbickt. Eine 
Realobersicht etwa im Ansdilnss an eine Art System des Öffentlichen 
Bediies zu bieten, erschien mir, da ich ja nur eine Auswahl biete, nicht 
notwendig; sie wQrde sogar leicht falsche Vorstell nngen erwecken. 



Greifs wald, den 15. November 1896. 

Wilb. Altmann. 
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1. Edikt betr. den erleiebt erlern Besitz des Grund- 
eigentums sowie die persönli(;heu Yerhältnisse der 
Landbewohner. 1807 Okt. 9. 

PabliUtiomti was ilm ^pmim. StaatMurciiiTm Bd. 30 8. 880—333. 

Wir Friedrich Wilhelm, Kdnig von PreusBen, etc. etc thon 

kund und fü^eii liieiniit zu \viR-;cn: 

Nach einiietictonein Frieden hat uns die X'orsorge für den 
f^'esunkenen Woldstan«! Unserer getreuen Unterthanen, dessen bal- 
digste Wiederherstellung und möglichste Erhöhung vor allem be- 
schSftigt Wir haben hierbei erwogen« dass es bei allgemeinen 
Not die uns zu Gel)Ote stchondcn Mittel übersteige, jedem Ein- 
zelnen Hülfe zu verschaffen, ohne den Zweck erfüllen zti können, 
und fla?s OS ebensowohl den unerlässlichcn Forderungen der (ie- 
rechtigkeit, als den ( irundsützen einer wohlgeordneten Staatswirt- 
schaft gemäss sei, alles zu cntfcniea, was den Liu/.eluen bisher 
hinderte, den Wohlstand zu erlangen, den er nach dem Masse 
seiner Krftfte zu erreichen fähig war; Wir haben ferner erwogen, 
(lass die vorhandenen Beschränkungen teils im Besitz und (lenuss 
des (Jnindeifientiims. teils in der? persönliclien Verhältnissen des 
Landarbeiter» Unserer wohlwollenden Absieht vorzüglich entgegen- 
wirken und der Wiederherstellung der Kultur eine grosse Kraft 
seiner Thfttigkeit entziehen; jene, indem sie auf den Wert des 
Grundeigentums und den Kredit des Grundbedtzers einen höchst 
schSdlichen Einiluss haben, diese, indem sie den Wert der Arbeit 
veningern. 

VVir wollen daher beides auf diejeuig» n s i i mken zurück- 
führen, welche das gemeinsame Wohl nötig iiiaciit, und verordnen 
daher folgendes: 

§1. Freiheit des Gdter-Verkehrs. Jeder Einwohner Un- 
serer Staaten ist ohne alle Einschränkung in Beziehung auf den 
Staat zum eigentümlichen und Pfandbesitz unbewe^licliei- (itiiml- 
Stücke aller Art berechtigt; der P^lehnann also zum Besitz niclit 
blos adehger, sondern auch uiiadeliger, biir.Lrerlichor und bäuerlicher 
Güter aller Art, und der Bürger und Bauer zum Besitz nicht blos 
bürgo^cfaer, bäuerlicher und anderer unadeliger, sondern auch 
adeOger Grundstücke, ohne dass der eine und der andere zu irgend 
einem Gütererwerb einer besonderen Erlaubnis bedarf, wcnnjzleirh 
nach wie vor jede Besitzverändernnü den Beli(>nlen anL^ezeigt 
werden inuss. Alle Vorziiire, welche bei (iüter-Erbschaften der 

Altraann, Urkk. x. braadb.-jireasf. YtTfMtnngtgtBch. II. 1 
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1. Eiieicbtertcr Besitz des Gruiideigeutums 1807. 



adelige vor dem bürgerlichen Erben liatte, und die l)islier durch 
den persönlichen Stand des Besitzers bemuiidetü Einschränkung 
und Suspension gewisser gutsherrlicher Reonte frilen gSnzlich weg. 

In Absicht der Erwerbfahigkeit solcher Einwohner, welche den 
ganzen Umfang ihrer Bürgerpflichten zu erfüllen durcli Religions- 
begriffc verhindert werden, hat es bei den besonderen Gesetzen 
sein Verbleiben. 

§ 2. Freie Wahl des Gewerbes. Jeder Edeiiuanu ist 
ohne allen Nachteil seines Standes befugt, bürgerliche Gewerbe 
zu betreiben, und jeder Bauer ist bereditigt, aus dem Bauer* in 
den Borger- und aus dem Bürger- in den Bauerstand zu treten. 

§3. Inwif'fprn das gesetzliche Vorkaufs- und Nälier- 
Recht nocii stattfindet. Ein gesetzliches Vorkau ts- und Xiilier- 
recht soll fernerhin nur bei Tiehns-Oher-Ei*ientünR'rn. Erbziiis- 
herreu, Erbverpächteni, Miteigentüuieru und tla ciutieteii, wo eine 
mit anderen Grundstficken vermischte oder von ihr umschlossene 
Besitzung veräussert wird. 

V? 4. Teilun^i der (I rund stücke. Die Besitzer an sich 
veräusserliclier städtischer und landliclier rirundstucke aller Art 
sind nach e^fül^^ter Anzeige bei der Laiulcb-rolizei- Behörde, unter 
Vorbehalt der liechte der Realgläubiger und der X'orkaufsberech- 
tigten 3), zur Trennung der Radikalien und Pertinenzien, sowie 
überhaupt zur teüweisen \'eräusserung, also auch die Ikliteigen- 
tflmer zur Teilung unter sich, berechtigt. 

i; 5. Erbverparlitiiu«; der Privatgüter. Jeder Grund- 
eiirentüuier, auch der Leluib- und Fideikonnniss-Besitzer. ist ohne 
aiie Eiuschiänkung, jedoch mit Vorwissen der Landes-rulizei-Be- 
hOrde, befu^ ni<mt blos einzelne Bauerhöfe, lüüge, ]Mühlen und 
andere Pertmenzien, sondern auch das Vorwerks-Land ganz oder 
zum Teil und m beliebigen TeUen zu vererbpachten, ohne dass 
dem Lchns-Obcr-Ei^entOmer, den Fideikomniiss- und lA'luisfol'jern 
und den ingrossierten Gläubigern aus irLMMid cineui (i runde ein 
Widerspruch gestattet wird, wenn nur du> Krl »Stauda- oder Ein- 
kaufs-Geld zur l'ilgung des zuerst ingrossierten Kapitals oder bei 
Lehen und Fideikommissen in etwaniger Ennangelung in iaossierter 
Schulden zu Lehn oder Fideikomniiss verwendet, und in Rücksicht 
auf die niclit ab^^cKisten Realrechte der H}'i)othekengläubiger von 
der landwirtschaftlichen Kredit-Direktion der Provinz oder von 
der Landes-Polizei-Behörde attestiert wird, dass die Erbverpaclitung 
Urnen unschädiicli sei. 

§6. Einziehung und Zusammenschlagung der Bauer- 
güter. Wenn ein Gutsbesitzer meint, die auf einem Gute vor- 
handenen einzelnen Bauerhöfe oder IftndUehen Besitzungen, welche 
mrht ff blich, erbpacht- oder erbzinsweise ausgethan sind, nicht 
\uederlierstt'llcn oder erhalten zu können, so ist er ver]>t!iclitet, 
sicli deshalb bei der Kammer der Provmz zu melden, mit deren 
Zustimmung die Zusammenziebung sowohl mehrerer Höfe in Eine 
bäuerliche Besitzung als mitVorwerksgrundstficken gestattet werden 
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soll, sobald auf dem Gute keine Erbunterthäuigkeit nie)ir statt- 
findet. Die einzelnen Kanunera werden hierüber mit besonderer 

iübtruktion versehen werden. 

§ 7. Werden die Uaiierhöfe aber erbUch, erbracht- oder erb- 
zinsweise besessen, so rnnss, bevor von deren Einziehung oder 

einer Verändening in Absicht der dazu gehörigen Gnmdstflcke 
die Rede sein kann, zuerst das Recht des bisherigen Besitzers, sei 
es durch Ver:ui«soninij desselben an die Tiutsherrschaft oder auf 
einem andern gesetzii< In ii Wet:«, erloschen scm. In diesem Falle 
treten auch in Absicht öulcliei Guter die Bestimmungen des § 6 ein. 

§ 8. Verschuldung der Lehns- und Fideikoramiss- 
Gater wegen der Kriegsschäden. Jeder Lehns- und Fidei- 
kommiss-BesiCzer ist befugt, die zum Retablissement der Kriegs- 
schäden erforderlichen Summen auf die Substanz der GOter selbst, 
und nicht bloss auf die RevenHen derselben, hypotliekariscli auf- 
zAinehmen, wenn nur die V'erwendun{j: des Geldes von dem liOiid- 
rat des Kreises oder der Departements - Landschatt.-, - Direktion 
attestiert wird. Nach Ablauf dreier Jahre seit der coutrahierten 
Schuld ist der Besitzer und sem Nachfolger schuldig, von dem 
Kapital selbst jährlich wenigstens den 15. Teil abzutragen. 

§ 9. Aufhebung der Lehne, Familienstiftungen und 
Fideikommisse durch Familien-Schluss. Jede, keinem 
Oltereigentümer unterworfene Lehnsverl »in dnn^', jede Familien- und 
jede Fideikommiss-Stiftung kann durch einen Familienschluss be- 
liebig abgeändert oder gänzlich aufgehoben werden ; wie solches in 
Absicht der Ostpreussiscfaen (mit Anssdiluss der Ermeländischen) 
Lehne bereits im Ostpreussisdien Provinzialrecht, Zusatz 56, ver- 
ordnet ist. 

§10. Auflösunj? der Guts - l^ntertliriniukoit. Nach 
dem Datum dieser Verordnung,' entsteht fernerhin kein Unter- 
thänigkeitsverliilltnis weder durch Geburt nocli durch Heirat, noch 
durch Ül)ernehmun,Lr einer unterthäniixen Stelle noch durch \'ertra;i. 

LH. Mit der Publikation der gegen wäitigeu \'erordnung 
) bisherige Unterthftnigkeite-Verhältnis derjenigen Unter- 
thanen und ilirer Weiber und Kinder, welche ihre Baucrgftter 
erblich oder eigentümlicli oder erbzinsweise oder erbpachüich 
besitzen, wechselseitig gänzlich auf. 

§ 12. Mit dem Martini-Tage eintausend achthundert und 
zehn (1610) hört alle Gutsunterthänigkeit in Unsern fürstlichen 
Staaten auL Nach dem Martini-Tage 1810 giebt es nur freie 
Leute, so wie solches auf den Domänen in allen Unseren Pro- 
vinzen schon der Fall ist; bei denen aber, wie sich von selbst 
versteht, alle Verbindlichkeiten, die ihnen als freien Leuten ver- 
möge eines Grundstücks oder vermöge eines besonderen Vertrages 
obliegen, in Kraft bleiben. 

Nach dieser Unserer Allerhöchsten Willensmeinung hat sich 
ein jeder, den es angeht, insonderheit aber Unsere Landes-KoUegia 
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nnd übrigen Behörden genau und i»tii( litmässi«; zu acliien. und soll 
diQ gegenwärtige Verordnung allgemein bekannt jieniachi werden. 
Urkundlich unter Unserer höchst eigenhändigen Untersclirift, 
So geschehen Hemel den 9. Oktober 1807« 

Fr. Wilhelm, 
contraa. SchröUer, Stein, SchrOtter II. 

2. Edikt betr. die Aiifliebunpr der Erbunterthanig- 
keit auf 8aaiUiclieii preuss. Domänen. 1807 Okt. 28. 

PttblikstioiMn aua don preou. Staatiarefaivea Bd. 80 S. 888. 

In dem Königreich Preussen ist die Leibeigenschaft, Erb- 
unterthänigkeit und GutspHichtigkeit der Doniiincn-Einsassen schon 
von Koni«! Friedricli Wilhehn I. aufgehoben worden. Ich habe 
diese Anordnung beslati^jt und will dieselbe nunmehr auf nlle 
Meine Staaten dergestalt ausdehnen, duss auf Meinen säiuüiciien 
Dominen schlechterdings keine Eigenbehörigkeit, Leibeigenschaft, 
Erbuntertliänigkeit oder Gütspflicht vom 1. Junius 1808 ab statt* 
finden und die daraus unmittelbar entspringenden Verbindlich- 
keiten auf Meine Domänen -Einsassen in Anwendung gebracht 
werden sollen. Ich erkläie solche vielmehr hiennit vom 1. Junius 
1808 ab ausdrücklich für freie, von allen der Erbunterthänigkeits- 
Verbindung anhängenden gesetzlichen Folgen unabhängige Menschen, 
in der Art, dass sie auch von dem Gesindeswange und Loskaufis- 
gelde beim Verziehen entbunden werden. Es versteht sich j^odi 
von selbst, dass die aus dem Besitze pinvs Grundsffioks oder aus 
einem \ ertra^^e entstandenen VerpHichtuugen, sie bestehen in Geld- 
oder Natural-Dienstleistungen, liierdurch keineswegs erlassen oder 
aufgehoben werden. 

Königsberg, den 28. Oktober 1807. 

Fr. Wilhelm. 



3. äUvdteordnung von 1808 Nov. 19. 

Sammlung der fiir die ureoM. Staaten entthieoentn Qeaetae und Ver- 
ordnungen von 1»06— IHlO (1822) S. 324—357. 

Wir Friedrich Williehn, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc. etc. thun kutul und fügen hieuiit zu wissen: 

Der besondere m neuem Zeiten sichtbar gewordene Man^^el 
an angemessenen Bestimmungen in Absicht des städtischen Gemem- 
wesens nnd der Vertretung der Stadt-Gemeine, das jetzt nach 
Klassen und Zünften sich teilende Interesse der Bürger und das 
dringend sich äussernde Bodftrfnis einer wirksameren Tcünahnio der 
Bürgerschaft an der \ erwaltung des Gemeinwesen.«? übei zeu,L;en 
Uns von der Notwendigkeit, den Städten eine selbstän<hgere und 
bessere Verftssung zu geben, in der Bfirgergemeine einen festen 
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Verefnigiingspunkt gesetzlich zu bilden, ihnen eine thfttiga Ein* 

wirkun«? auf die V erwaltung des Gemeinwesens beizuletron und 
durch diese Teilnalime Genieinsinn zu errefren und zu erhalten. 

Zur Erreichung dieser landesväterlichen Absicht verleihen 
Wir, kraft dieses aus königlicher Macht und Vollkommenheit, 
sämtlichen Städten Unserer Monarchie nachstehende Ordnung, 
indem Wir mit Aufhebung der derselben zuwiderlaufenden, jetzt 
über die Gej^enstande ihres Inhalts bestehenden Gesetze und Vor- 
schriften, Tiaiiientüfh (!er auf solche bezug habenden Stellen des 
Aiigemeineu Laudrechtä, folgendes verordnen: 

Tit I. Von der obersten Aufsicht des Staats ttber die 

Städte. 

§ 1. Dem Staat und dm von solchem angeordneten Be- 
hörden bleibt das oberste Aufsiclitsrecht über die Städte, ihre \'er- 
fassung und ihr Vermögen, insoweit niclit in der ^jegenwärtigen 
Ordnung auf eine Teilnahme an der Verwaltung ausdrücklich Ver- 
zicht geleistet ist» vorbehalten. 

§ 2. Diese oberste Aufsicht übt der Staat dadurch aus, daas 
er die gedruckten Rechnungsextrakte oder die ölTcntlich darzu- 
loirenden Rechnungen der Städte über die Verwaltuni? ihres Ge- 
nieinvermögens einsielit, die Beschwerden einzehier Bürger oder 
^'anzer Abteilungen ül>er das (iemeinwesen eiitsclieidet, neue Sta- 
tuten bestätigt und zu den Walilen der Magistratsmitglicder die 
Genehmigung erteilt 

Tit. II. Von den Städten im allgemeinen. 

8. Das Stadtrecht sowie ülMM-haupt der Umfang der Städte 
erstreckt sich auch auf die \'orstüdte. 

§ 4. Zum btadtischen Pohzei- und Gemeinebezirk gehören 
daher alle Einwohner und sämtliche Grundstücke der Stadt und 
der Vorstädte. 

§ 5, Die Einwohner jeder Stadt bestellen nur aus zwei 
Klassen: aus Piürgern oder aus Scbnr^vorwandten, oder aus Ein- 
wobfiern, die das Bürgerrecht gewonnen, und solchen, die dasselbe 
nicht erlangt Imben. 

Einwohner sind alle diejenigen, welche im Gemeinebezirk 
ihren Wohnsitz aufgeschlagen haben. 

§ 6. Beide, sowohl Bürger als Schutzverwandte, werden in 
allen Angelegenheiten, die auf das allgemeine Interesse fb^r Stadt 
bezug iiahen. nach dieser Ordnung und den Ver&ssungen der 
Stadt beurteilt 

g 7. Der Unterschied, welcher bisher zwischen mittelbaren 
und unmittelbaren Städten stattfimd, soll in allen Beziehungen auf 
städtische Angelegenheiten künftig aufhören. 

§ 8. Den Gutsherren wird nicht gestattet, über mittelbare 
Stä<!te (lieser Ordnung zuwiderlaufende Rechte und Befugnisse 
auszuüben. 
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§ 9, Sftmtliche Städte sollen nach der Zahl ihrer Einwohner 
in der Zukunft in grob^e, mittlere und kleine eingeteilt werden. 

§ 10. Es werden unter den grossen Stidten diejenigen, 
welche mit AussddnsB des MilitSrs 10000 Seelen und darüber 
haV)en, — unter mittleren Städten diejenigen, welche ohne Militär 
3500, allein noch nicht 10 (»00 Seelen enthalten, — und unter 
kleinen Städten diejeni^'cn verstanden, welche, das Militär unge- 
rechnet, noch nicht 3500 Seelen zählen. 

§ 11. Jede Stadt, welche über 800 Seelen enthält, soll geo- 
graphisch nach Massßabe ihres Um&nges in mehrere TeQe geteflt 
werden, wovon jedoch in grossen Stfidten keiner über 1500 und 
keiner unter looo, ^ in mittleren und kleinen aber keiner Uber 
1000 und unter 400 Seelen enthalten darf. 

§ 12. Diese Teile werden Bezirke genannt, und jeder der- 
selben wird durch einen Beinamen nach der darin belegenen Hauj)t- 
fitrasse oder einem Hanptplatze etc. etc. von den flbrigen unter- 
schieden. 

§ 18. Der ganzen Stadt ist ein Magistrat ond jedem Bezirk 
ein Bezirksvorsteher vorgesetsct 

Tit III. Von den Bürgern und dem Bürgerrechte. 

§ 14. Ein Bürger oder Mitglied einer Stadtgemeine ist der, 
welcher in emer Stadt das Bflrgerrecht besitzt 

§ 15. Das Bflrgerrecht besteht in der Befugnis, städtische 
Gewerbe zu treiben und Grundstücke im sfndtisrlien Polizeibezirk 
der Stadt zu besitzen. Wenn der Bür^'er stimnifdliig ist, erhält 
er zugleich das Recht, an der Wahl der Stadtverordneten teil- 
zunehmen, zu öÜcntlichen Stadtämtcm wahlfähig zu sein und in 
deren Besitze die damit verbündte Teilnahme an der Öffentlichen 
Verwaltung nebst Ehrenrechten zu geniessen. 

§ 16. In jeder Stadt ^nebt es künfti}? nur ein Bürgerrecht. 
Der Unterschied zwischen (iross- und Kleinliiirgern und jede ahn- 
liche Abteilung der Bürger in mehrere Ordnungen wird dalier 
liierdurch völlig aufgehoben. 

§ 17. Das Bürgerrecht darf niemandem versagt werden, 
welcher in der Stadt, worin er solches zu erlangen wünscht, sich 
häuslich niedergelassen hat und von unbescholtenem Wandel ist. 
WoTiii er bisher an einem anderen Orte pcwohnt hat, niuss er 
seine Aufführung, und wie er sich bis dalün ehrlich genährt hat, 
durch Zeugnisse der dasigen Ortsbehörde nachweisen. 

§ 18. Auch unverheiratete Personen weiblichen Geschlechts 
können, wenn sie diese Eigenschaften besitzen, zum Bürgerrecht 
gelangen. 

§ 19. Stand, Geburt, Religion und überhaupt persönliche 
Verhältnisse machen bei Gewinnung des Bürgerrechte keinen 
Unterschied. Auch hergebrachte Vorzüge der Bürgerkinder und 
besondere Arten von Verpflichtungen der Unverheirateten etc. 
hören völlig auf; Kantonisten, Soldaten, Mindeijährigen und Juden 
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kam (h^ lUirperrer^ht aber nur unter den vorschriftsTniicsigen Be- 
(lin^'imgen zugestanden werden. Dieselben, imgleichen die Meno- 
nisten, sind auch nach Erlangung desselben in Absicht des Er- 
werbes von Grundstücken und des Betriebes von Gewerben den 
Einschränkungen noch unterworfen, welche durdi Landesgesetze 
und Ortsverfassungen bestimmt sind. 

v? 20. Jeder, der wegen eines Verbrechens das Bürp:errecht 
verlieren würde, wenn er (lasselbe schon besässe, imcrleif heu j^der, 
<ler wegen eines ^'erl)rechens znr Festung oder zum ZuchtJiause 
auf drei Jahre oder zu einer härtern Strafe verurteilt ist und 
diese Strafe erlitten oder noch zu erleiden hat, kann das Bflrger- 
reeht nicht erlangen. 

21. Wer schon zu einer Krinnnaluntersiirlnm'j gezogen, 
aber zu einer geringeren Strafe verurteilt oder nur vorläuhg los- 
gesprochen ist, dem muss auf den Antrag der Stadtverordneten 
das Bürgerrecht versagt werden. 

§ 22. Auch Im Konkurs befangene, wegen Verbrechen in 
Kriminaluntersuchung begriffene und unter Kuratel gesetzte Per- 
sonen sind bis zu Ende des Konkurses, der Untersuchung und 
der Kuratel unfähig, das Bürgerrecht zu gewinnen. 

4^ 23. Wer bis jetzt zum Bürgertum gelutri^t' städtische 
Gewerbe betrieben oder Grundstücke in einer öLuiit erworben 
haben sollte, ohne das Bürgerrecht besessen zu haben, muss letz- 
teres sogleich nach Publikation dieser Ordnung nachsuchen und 
erlangen oder beziehungsweise das betriebene städtische Gewerbe 
niederlegen und da-- erworbene Grundstück ver;iii«^ern. 

21. Das Bürgerrecht wird in allen Städten, sie mögen 
bisher mittelbare oder unmittelbare Städte genannt worden sein, 
imgleichen bei allen Bürgern, ohne Unterscliied, ob sie Deutsche, 
namentlich PfiUzer, Franzosen oder von anderer Nation sind, vom 
Blagistrat des Orts erteilt. £s fällt daher die Annahme von Bür- 
gern ilurcli andere Behörden, z. B. durch den akademischen Sennt, 
ganz weg. Der Magistrnt hat jedesmal vor Erteilung des Bürger- 
rechts das Gutachten der Stadtverordneten darüber einzuzielien, 
ist aber nur im Fall des ^21, und wenn gesetzliche Einwendungen 
gemacht werden, daran gebunden. 

§ 25. Jeder, der Bürger werden will, ist ver])undcn, dem 
Magistrat den Bürgereid zu leisten und muss sich darin ver- 
pflichten, diese Ordnung aufrecht zu erhalten und das Beste der 
Stadt nach seinen Kräften zu hetördern. 

§ 26. Einem jeden Bürger liegt die Verpflichtung ob, zu 
den städtischen Bedürfiiissen aus seinem Vermögen und mit seinen 
Kräften die nötigen Beiträge zu leisten und überhaupt aUe städtische 
Lasten verhältnismässig zu tragen. 

4} 27. Er ist schuldig, öffentliche Stadtämter, sobald er dazu 
berufen wird, zu iiljernehmen und sich den Auftrügen zu unter- 
ziehen, die ihm zum besten des Gemeinwesens der Stadt gemacht 
werden. 
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§ 28. Alle andere« persönliche** Dienste sind die Burj^ei 
zur Sidierheit der Stadt und üi jedem Not&ll zu fibemeliiiieii 

schuldig. 

Da auch eine Schützengilde in der Bürgerscliaft zu den not- 
wendi'jfMi An^tnltcn bei jeder Stadt gehört, so soll durch ein be- 
sonderes Keglenient das Käliere darüber zur Achtung jedes Bür- 
gers bestimmt werden. 

29. Wenn nicht die persönliche Gegenwart der Bürger 
wegen ausserordentlicher Gefahr ausdrücklich gefordert wird oder 
bei besonderen (iattungen von Dienstleistungen vor^ieschrieben ist, 
so können sie diese persönliche*« Dienste durch andere taugliche 
Personen in ihrer Stelle verrichten lassen. 

§ 30. Kunst- luul handwerksmassige Dienste sind die Bürger 
unentgeltlicli zu leisten niclit verptiichtet 

§ iVL Von Staatsdienem und anderen Personen im öü&kt- 
liehen Amte und Berufe kann die persönliche Gegenwart bei 
Diensten, welche sonst in Person geleistet werden müssen, nur 
insoff'ni, als ihre Amts- und Berufs verrieb tun«: solche zul.lsst, ver- 
langt werden. Sie sind indessen taugliche Stellvertreter zu be- 
steilen schuldig. 

§ 32. Befreiungen von allgemeinen persönlichen Leistungen 
der Bürger, sie m^en in Geldbeiträgen oder in sonstigen Lei- 
stungen und Lastoi .bestehen, finden durchaus niclit statt und 
können sowenig von einzelnen Mituliedern als besondern Gesell- 
schaften der StH(li;j:enieine erworben werden. Auch mit Einwilli- 
giinij der Stadt^'enieine darf solches zum Nachteil der übrigen 
Bürger nicht ges>chehen. 

§ 33. Bisher genossene persönliche Befreiungen hören daher 
völlig auf, ohne Unterschied, ob solche seither mit gewissen Ge- 
schäften und Würden nach hergebrachter Verfassung verbunden 
waren, oder ob sie auf andere AVcisn erlanixt sind. 

§ 'U. Sämtliche Bürger einer Stadt, welche sirli daselbst 
häuslich niedergelassen haben, sind berechtigt, mit Genehmigung 
des Magistrats ein jedes erlaubte Gewerbe zu betreiben, welches 
nicht in eine gewisse Zunft oder Innung eingeschränkt ist In 
Absicht der zflnftigcn Gewerbe t)lcibt es bei den allgemeinen und 
besondern Vorschriften und Verfassungen insoweit und so lange, 
als der Staat die darnach bestehende Kinrichtnnsr nicht ändert. 

§ 35. \'üratädtscho Einwohner können nur insoweit die 
bürgerlichen Gewerbe aubser den Ivai-maueru der Stadt betreiben, 
als nach der bestehenden indirekten Steuerver&ssung der Betrieb 
derselben daselbst erlaubt ist 

:U\ Abwesende Bürger sind schuldig, taugliche Stellver- 
treter am Orte seihst zu ernennen, an wclrlirfn) !n;m \veL'en aller 
Lasten und PÜicliten sich halten kauu, und die übeiali die Ötellc 
des Abwesenden vertreten müssen. 

§ 37. Wer seinen Wohnsitz an einen andern Ort verlegt, 
verliert dadurch das Bürgerrecht in der verlassenen Stadt Will 
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er solches erhalten, so muss er l innen drei Monaten nach seinem 
Abzüge die Erlaubnis dazu beim Ma*dstrat nachsuchen, welcher 
diesen Antrag den Stadtverordneten zum Gutachten vorzulegen 
und nach Massgabe des letztem die Erkubnb zu ertedlen und 
zu versagen hat. 

§ 38. Bürger, welche, ohne einen andern Wohnsitz zu 
nehmen, ^icb aus der Stadt entfernen mu\ w^f^en ihrer bnrwrlichon 
Lasten und Pflichten keinen Stellvertreter am Orte ernennen, ver- 
lieren das Kürgerrecht binnen zwei Jahren. 

§ 39. Wer für ehrlos erklärt, des Landes verwiesen oder 
nach ergriffener Flucht des Todes sdiuldig erkannt worden, ver- 
liert sein Bürgerrecht sofort Dasselbe trifft jeden, der eines Mein- 
eides, FrkimdenverfiiLschunp:. unredlicher Vornuindrichafts-Verwal- 
tung und sonst einrs qiinütiziorten Betrugs vom Richter filierfnhrt 
worden i-t. Amiere \ t rlut rhen haben den Verlust desselben nur 
alsdann zur notwendigen i^ülge, wenn darauf nach Vorschrift der 
Kriniinalgesetze ausdrflcklicfa erkannt, oder der Verbrecher zum 
dritten Mal mit einer Kriminalstrafe für begangene Verbrechen 
belegt worden ist Doch kann jeder, der sich durch niederträch- 
tige Handlunpren verdächtig gemacht oder woiren eines Verbrediens 
Kriuiinalij träfe erhtten hat, durch einen Scliluss der Stadtverord- 
neten des Bürgerrechts für verlustig erklärt werden. 

Tit IV. Von den Schutz verwandten. 

§ 40. Alle Einwohner, welche das Bürgerrecht nicht ge- 
wonnen haben, heissen in Beziehung auf das städtische Gemeine- 
verhähnis Schlitzverwandte. 

{5 41. Diesellien sind gleich den Bilrfjern in allen Folizei- 
und Gemeine-, mithin auch in den (tewerbe-Augelegenheiten der 
Ortspolizeibehörde, dem Magistrat, nebst den sonst dazu bestellten 
Behörden und deren Abordnungen imterwoHen. 

42. Solange sie nicht durch Erlangung des Bürgerrechts 
aus dei- Klasse der Schutzverwandten herausgetreten sind, dürfen 
sie nur solche bür,i?erliche Gewerl)e betreiben, wozu es verfassungs- 
mässig des Bürgerreehtü nicht bedarf. 

§ 43. Auf andere Rechte wirklicher Bürger, welche diesen 
als Mitglieder» der Stadtgememe zukommen, haben sie keinen An- 
spruch. 

;5 I I. Sie sind schuldig, nach Massjrabe ihres Gewerbes und 
ihrer \'erni(>^^ensnnistän(le, in einem an^'emessenen N'erhältnisse 
mit den Bürgern, zu den städtischen Lasten und Pflichten, im- 
gleichen zu den öffentlichen Anstalten, wenn &ie den Vorteil der- 
selben mitgeniessen, beizutragen, wobei es sich von selbst versteht 
dass die ^ 32 und 33 wegen Unzuläsbigkeit der persönlichen 
Befreiungen erteilten Bestimmungen auch auf die Schutzverwandten 
Anwendung fiiidfML 

45. In Krniaü^' iung nälierer Bestimmungen sind sie jedoch 
zu persönlichen Diensten nur in dringenden Notfällen, wo die Mit- 
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Wirkung der eigentlichen Bürger zur Abwendung einer der Stadt 
drohenden Gefahr nicht lünreichen würde, verpflichtet. Wegen 
der Staatsdiener und anderen Personen iin öifeutlichen Amte uuJ 
Berufe finden dabei die Bestimmungen des vorigen Titels auch 
hier Anwendimg. 

Tit V. Von den Stadtgemeinen. 

§ 46. Der Inbegriff s&mtUeher Bflrger der Stadt macht die 

Stadtgemeine oder die BQrgerscbaft aus. Alle diejenigen, welche 
in der BOrgerrolle eingetragen stehen, sind also als Mitglieder der 
Stadtgenieine zu betrachten. 

i5 47. Der Magistrat des Orts i.^t der \ orsteher der Stadt, 
dessen Befehlen die Stadtgeiueine unterworfen ist. Seine Mit- 
glieder und die Subjekte zu den Öffentlichen Stadtlmtem wfihlt 
nnd prSsentiert die Bürgerschaft 

§ 48. Die Bürgerschaft selbst wird in allen Angelegenheiten 
des Onieinwesens durch Stadtverordnete vertreten. Sie ist befiigt^ 
dieselben aus ilirer Mitte zu wälden. 

§ 40. Privilegien und Konzessionen, welche der Stadtgemeine 
vom Staate erteilt sind, sowie auch die unter Genehmigung des 
Staata froher bereits abgefassten Beschlüsse derselben und sonstige 
Verfiissungen dflrfen den Bestimmungen dieser Ordnung niebt ent- 
gegenstehen und sollen nur insoweit, als dies nicht der Fall ist^ 
gültig sein, zu dein Ende aber bei jeder Stadt in ein besonderes 
Statut zusammengetragen Averden. 

§ 50. In diesem Statut, welches der Magistrat des Orts 
entwirft und worüber die Stadtverordneten sich erkliuen, soll zu- 
gleich naher bestimmt werden, welche Gewerbe von den Schutz- 
verwandten der Stadt betrieben werden k(^nnen und welche das 
Bürgerrecht voraussetzen. 

51. Das Statut selbst aber muss binnen drei Monat -n 
nach Publikation dieser Ordnung zur Prüftmg und Oenelnnijiuiig 
der Landesbehörde gelangen; und nach erfolgter Bestätigung des- 
selben kann die Gemeine ohne Vorwissen und Genehmigung des 
Staats ebensowenig dieses Statut als die Ordnung selbst abfindem, 
indem der Staat aJlein befiigt ist, solche zur allgemeinen Norm 
für die Zukunft zu erklären oder aufzuheben. 

<5 52. Der Bürgerschaft licpt es oIk daliiii /u sehen, dass 
das zu gemeinsanien städtischen Zwecken bestimmte Vermögen 
demgeniiiss und zum l»esten der Stadt verwandt werde. 

§ 53. Auch in Anseimiig desjenigen Teils des gemeinschaft- 
lichen Vermögens, wovon die Nutzungen lediglich fQr die einzelnen 

Mitglieder der Bfirgergemeine bestimmt sind, ist die Stadtgemeine 
berechtigt, zum besten der Stadt, sowohl für die jetzigen als künf- 
tigen Mitglieder der Gemeine, auf diese Nutzunj^en Verzicht zu 
leisten und solche zu gemeinschaftlichen Zwecken der Stadt zu 
bestimmen; wobei es keiner gerichtlichen Verhandlungen, sondern 
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nur eines gesetzlich abgebssten Besclilusses der Stadtv erordneten 

und dessen Bestätigung von Seiten des Magistrats bedarf. 

54. Bei ganzen Klassen und Korporationon in der Stadt- 
gemeine soll nur m den Fällen, wenn solche eigene Vorsteher und 
\ erwalter haben, denselben unter Aufsicht der Stadtgemeine und 
des Magistrats die Venraltnng ihres gem^schaltlidien Yermdgens 
fiberlassen, sanst aber letztere von der Stadtgemeine besorgt 
werden. 

55. Die zu gemeinsamen oder raffen tlirhen Zwecken be- 
stimmten, der Stadt zugehörigen Anstalten und Stiftungen stehen 
mit ihrem \ erniögen unter der Aufsicht der Stadtgemeine. 

§ 56. Dieselbe ist indessen verbunden, alles dasjenige, was 
znr Befriedigung des öffentUchm Bedürfnisses der Stadt erfordert 
wird und aus dem Gemeine-EIinlcommen nicht bestritten werden 
kann, auf die Stadteinwohner m verteilen und aufzubringen. 

57. Die Stadtgemeine ist nicht liereclitigt. durch Stimmen- 
mehrheit einem oder etlichen Älitgliedern neue Lasten oder \'er- 
pflichtungen aufzuerlegen, oder einem oder dem andern gesell- 
schaftliche Rechte zu entziehen oder einzoschrfinken, sobald nicht 
gesetzliche Gründe soldies rechtfertigen. 

§ 5S. Sowenig als nach dem § H2 seq. im III. Titel Be- 
freiungen von allgemeinen persönlichen Lasten der Stadt kflnftig 
unter irgend einem Vorwaude stattfinden sollen, ebensowenig ist 
auch die Stadtgemeine befugt, PrivatgrundstOcke von irgend einer 
Gemeinelast zu befreien, möge solche in Abgaben, andern Leistun- 
gen oder Duldungen bestdien. PrivatgrundstDcke, weldie nicht 
bereits bei Publiuition dieser Ordnung dergleichen Befreiungen 
rechtsgültig erworben und besessen haben, können solche über- 
haupt auf keine Art mehr erlan^ion. 

4? 59. Bei Pnvattirnndstücken aber, die sich wirklich im 
Besitz einer rechtügüiü^^ erworbenen Befreiung befinden, wird der 
Umfiing der Befreiung ausdrOeklkh dahin beschlinkt, dass solche 
nur im gewöhnlichen Zustande der Dinge und in keiner weiteren 
Ausdehnung, als dieselbe bisher von dem einzelnen Grundstücke 
heses'^en worden, femerweit stattfinden sollen und anerlcannt 
werden dürfen. 

§60. Die Stadtgemeine ist auch befugt, diese Befreiungen 
ohne Unterschied, von welcher Gattung sie sein mögen, den Be- 
sitzern der betreffenden Grundstfidie gegen grundsStzUche Ent- 
schädigung abzukaufen. Die Grundsätze zum Veifihren bei dieser 
Ablösung' werden in einer allgemeinen Verordnung bestimmt 
werden. Sobald dies geschehen ist, kann die BQrgerscliaft von 
ihrer Befugnis zu jeder Zeit (iebrauch machen. 

^ 6L Jedes Mitglied der Bürgerschaft übernimmt, ohne dass 
es deshalb einer Bekanntmachang bei seiner Aufiiahme bedarf, die 
Verpflichtungen seines Verhältnisses, mithin auch die Verbindlich- 
keit die nötigen Beiträge :;ur Berichtigung schon vorhandener 
Gemeinschulden gleich andern Bürgern zu leisten. 
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§ H2, Hat eiii Mitglied der Stadtgemeine die gesellschaft- 
lichen Vorteile eines Jahres ganz oder zum Teil bereits genossen, 
80 kann dasselbe vor Ablauf dieses Jahres nicht anders austreten, 

als wenn es auch alle in dieses Jahr fallende Lasten entrichtet 
oder die Stadtgemeine dafür entschiidi^^. Sonst stohot es jedem 
frei, oline weiteres nach rmthefinden auszusrluMdcn. nur niuss dieser 
Vorsatz jederzeit dem Mafiistrat zuvor angezeigt Nverden. 

§ 63. Inwieweit Mitglieder der Gemeine, welche dem ge- 
meinschaftlichen Zwecke vorsfttaslidi oder sonst bdiarrlieh zuwider 
handeln, von den Stadtverordneten aus der Gemeine gestossen« 
ihnen Rechte, die den einzelnen Mitgliedern als solchen ztd<ommen, 
entzogen, ihre Lasten vermehrt, oder sie sonst von ihnen Lrestrnft 
werden k(>nnen, soll in dieser Ordnung unter den betretienden 
Titeln für die einzelnen Fülle, wo die diesfallige Berechtigung 
eintritt, ausdrücklich bestimmt werden. 

§ 64. Dieses Strafrecht gegen die Mitglieder wird ohne be- 
sondere Form, bloss mit Beobachtung der hierin vorgeschriebenen 
Modalitüten und innerlialb der hierin bestimmten Grenzen ausgeübt, 

>^ 65. Die Berufung auf die vom Staate an*;eordneten Richier- 
stulile findet gejren solche Strafverfügnnwn nicht btatt, sobald die 
Klage nicht darüber geführt wiid, Ua^s die Grenzen des Straf- 
rechts Qberschritten seien. 

§ 66. Ausser den in dieser Ordnung speziell bestimmten 
Fällen hat aber die Stadtgemehie als solche durchaus kein Straf- 
recht gegen ilire Mitglieder. 

55 07. Von allen nach Inhalt diebei Uidiiuii*i der Stadt- 
gemeine beigelegten oder derselben sonst zustehenden Rechten 
vrird einzig und allein die Befugnis der Stadtverordneten-Wahl 
von der Stadtgemeine in der Gesamtheit ausgeübt 

§ 68. Alle übrigen inneren sowohl als Süssere» Angdegen- 
iK'itoii der Stadt-jemeine werden durch Berat ^rhlap^ngen nni\ 
Schlüsse ihrer nach der Vorschrift des folgenden Titels erwaiiitcn 
Stadtveronlneten an<ieordnet, es mögen diese Angelegenheiten die 
Stadtgemeine, als eine moralische Person betrachtet, oder die Mit- 
glieder derselben als solche betreffen. 

Tit. VL Von den Stadtverordneten. 
Abschnitt L Von der Wahl und dem \\ echsel derselben. 

Die Vertretung der Stadtgemeine oder Bürgerschaft 
durch Stadu erordnete ist notwendig, weil jene aus zu vielen Mit- 
gliedern besteht, als dass ihre Stimmen über öffentliche Angelegen- 
heiten jedesmal einzeln vernommen werden könnten. Deshalb soll 
in jeder Stadt nach deren Grösse, der Wichtigkeit der Gewerbe 
und ihm Umfange der Angelegenheiten des Gemeinwesens eine 
angemessene Repräsentation der Bürgerschaft besteilt werden und 
künftig bestehen. 

§ 70. In kleinen Städten werden 24 bis 36, in mittleren H6 
bis 60 und in grossen 60 bis 102 geeigenschaftete Mitglieder der 
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Stadtpemeine dazu erwählt Innerhalb dieser (irenzen hat jeder 
Magistrat mit Zuziehung der jetzigen Bürgerschaftävorsteher nach 
dem Bedflrfiiis des Orts behufe der ersten Wahl die zu bestellende 
Anzahl za bestnomen. 

§ 71. Damit aber durch Todesfälle, langwierige Krankheiten 
und lange fJescliäftsreisen die Anzahl der Stadtverordneten nicht 
während des Zeitraums, ffir welchen sie bestellt sind, vermindert 
werden möge, so werden jedesmal bei der Wald der Stadtverord- 
neten ebensoviele Stellvertreter derselben erwählt, als der dritte 
Teil der nenerwShlten Stadtverordneten ausmacht 

§ 72. Die Wahl der Stadtverordneten und Stellvertreter 
derselben wird in den verschiedenen (nach § 11 seq. im II. Titel 

zu bildenden) Bezirken der Stadt bewirkt. Die Zalil der im fjanzcn 
zu wählenden Subjekte muss daher nuf flie Wnfil bezirke nacli \'(m- 
hältnis der dai'in vorliandeneu stimmfiiliigen iiiirger verteilt werden. 

t; 73, Die Wahl der Stadtverordneten nach Ordnungen. 
Zflnfteu und Korporationen iu den Bürgerschaften wird dagegen 
hierdurch völlig aufgehoben. Es nehmen an den Wahlen alle 
stimmfalngcn Bflrger Anteil, und es wirkt jeder lediglich als Mit- 
glied der Stadtgemeine ohne alle Beziehung auf Zünfte^ Stand, 
Korporation und Sekte. 

J$ 74. Das Stimmrecht zur Wahl der Stadtverordneten und 
Stellveitreter steht zwar in der Kegel jedem lUuger zu; jedoch 
sind als Ausnahmen folgende davon ausgeschlossen: a) diejenigen, 
welche nach den i;^ 20 und 22 im III. Titel unfiUii^ sein wfirden, 
das Bürgerrecht zu erlangen, wenn sie solches nicht schon be- 
sassen. b) Magistratsmit^die<Ier Nvälneml der Dauer ihres Anits, 
c) Hiir^'er weibUchen Ciescidechts, d) unan^csessene Hür^'er — in 
grossen Städten, deren reines Einkommen «och nicht 200 Ktldr. 
— und in mittlem und kleinen Städten, deren reines Einkomntcu 
noch nicht 150 Rthr. jShrlich betrügt, und e) Personen, welchen 
als Strafe das Stimmrecht entzogen ist 

^ 75. Ausserdem können Bflrger, welche einer von den 21 
im III, Titel bestimmten Vorwürfen trifft, nur mit Einwilligimg 
der Stadtverordneten- Versanindunjr und bis daliin, dass letztere 
nach dieser Ordnung organisiert worden, auf keinen Fall eme 
Stimme bei besagten Wahlen abgeben. 

^ 76. Ob unangesessene Bürger das § 74 unter dem Buch- 
staben d bestimmte rehie Einkommen besitsen, soll von den Stadt- 
verordneten geprüft und bestimmt werden. In der Regel genfigt 
die Wissenschaft der prüfenden Stadtverordneten, dass der Bürger 
das geonhiete reine Einkommen wirklich l>esit?'e. Behufs d(»r ersten 
Stadtverordneten wähl jjcschiehet die Prüfung und Bestimmung vom 
Magistrat mit Zuziehung der jetzigen Bür^erschaftsvorsteher. 

«5 77. Wer einmal als stimmfähig angenommen ist und einer 
Wahl mit beigewohnt hat, kann nur nach sorgfiUtiger Prflfimg und 
gewissenhafter Überzeugung der Stadtveronineten durch deren 
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Bescliluss deshalb, weil sein jihriges Einkommeii za geringe sei 
davon wieder ausgeschlossen werden. 

$ 7S. Ebenso kann jeder Hürger, welcher aus dieseiii (irunde 
bis dahin nicht stimmfähifj; war. zum Stimmrecht gelangen, sobald 
die Stadtverordnetenversauuiilun^ sich überzeugt, dass sein Ein- 
kommen von dem vorgesdiriebeiien Belange sei 

g 79. Der Magistrat hat von der ganzen Sladt, und zwar 
von jedem Bezirk derselben besonders, eine zuverlässige Bflrger- 
rolle zu führen. In dieser lUir^^errolle ist in einer besonderen 
Kolonne zu vermerken, ol) der Bürger stiuimfäiüg sei oder nicht. 

80. Die Versannulung der Stadtverordneten itat jährhch 
vor der neuen Walü die Bürgerrollen in Beziehung auf Stimni- 
iähigkeit zu untersudien, diejenigen, welche das erforderliche reine 
Einkommen erst erlangt haben, in Zugang zu bringen und die- 
jenigen, deren Vennn«;en so abgenommen hat, dass sie das vor- 
schriftsmässige reine Einkommen nicht mehr besitzen, auszu- 
streichen. 

§ 81. Jeder stiuinifaliige Bürger ist verbunden, in der Wahl- 
versammlung des Bezirks, in dessen Blirgerrolle er eingetragen 
steht, in Person zu ersehenen oder sich mit gesetzlichen (iründen 

beim Bezirksvorsteher zu cnt.Ncliulflip:en. Er kann weder in einem 
andeiii l'ezirk noch dnrcli einen Bevollmächtif^ten (las Wahlreclit 
ausül)en. Insofern ei- seinen Wohnort im Laufe des letzten Jalues 
in einen andern Bezirk verlegt hat, luuss er sich beim Magistrat 
erkundigen, ob er auch gehörig in die RoUe des Bezirks, worin 
er wohnt, flbertragcn ist. 

§82. Bei jeder Wahlversammlung werden diejeniiccn. welche 
sich eingefunden haben, mit der Bfirgerrolle des Bezirks ver- 
gliclien. Sollte ans Irrtum jemand erschienen sein, der nicht zu 
dem Wahlbezirk gehört oder nicht stimmföliig ist, so wird er 
deshalb bedeutet und muss sich entfernen. 

§ 88. Die etwa ausgebliebenen stimmfilhigen Bürger werden 
durch die Beschlösse der anwesenden verbunden. Sollte jemand 
so wenig Bürgersinn besitzen, dass er, ohne sieh auf eine gesetz- 
liche Art entschuldigt zu haben, wiederholentlich nicht erschiene, 
.so .^ollon die Stadtverordneten befugt sein, ihn durch ihren Be- 
schluss des Stimmrechts und der Teilnahme an der öffentlichen 
Verwaltung für verlustig zu erklftren oder auf gewisse Zeit davon 
üuszuschliessen. 

^5 84. Wahlfähig' ist jeder Bürger, der ein Stimmrecht hat, 
ausserrlem aber niemnTul. Nur in dem Bezirk, wo der srimm- 
fälii'je r>üi>;er verzeicliiiet ist. darf er ji:e\vählt werden. In (lle^enl 
kann solches geschehen, er mag bei dci Wahlversammlung an- 
wesend sein oder nicht 

$j 85. Von den in jedem Bezirk zu erwählenden Stadtver- 
ordneten tmd Stellvertretern müssen wenigstens zwei Drittel mit 
Häusern in der Stadt angesessen sein. 

^ 80. Die Stadtverordneten sowohl als auch ilie Stellvertreter 
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werden auf drei Jahre und zwar bei der ersten Wahl mit der 
vollen Anzahl, bei den folgenden Wahlen aber jedesmal mit einem 
Drittel derselben gewählt Dagegen scheidet jährlidi em Drittel 

aas und dieses Drittel wird am Ende des ersten und zweiten 
Jnlircs durchs Loos, hiern flehst aber jederzeit durch das Dienst- 
alter bestimmt. Im zweitm Jnhr kann aber nur unter denen 
geloset werden, welche seliua zwei Jahre Stadtverordnete gewesen 
siüd, und dasselbe gilt von den Stellvertretern. 

^ 87. In jedem Jahre versammeln sich die stimmfilhigen 
Gememdegiieder der Stadt in einem für jeden Ort ein für allemal 
zu bestimmenden Monat zur Wahl der Stadtverordneten. Sie 
nimmt allemal nach vorhergegangener gottesdienstlichen Handlung 
ihren Anfang. 

^ 8b. Der Magistrat bestimmt Tag, Stunde und Ort der 
Versammlung und deputiert für Jeden Bedrk einen Kommissarins 
aus seiner Mitte oder den Bezirksvorsteher. Dieser Konimissarius 
hat den Vorsitz, jedoch nur in den hierin ausdrücklich bestimmten 
Fällen eine Stimme l^ei der Walüversammlung. 

§ 89. Die Einiadunf? ^reschieht wenigstens 14 Ta^je vor tlein 
Wahltage und zwar in solchen Städten, wo Zeitungen und Inteili- 
genzblätter erscheinen, durch zweimaliges Einrücken in diese öffent- 
lichen Blätter und durdk Anschläge an den Kirchthflren und an- 
dern dazu schicklichen Orten. In andern Städten soll solche 
gl eich massig durch Anschläge und zweimal von den Kanzek be- 
wirkt werden. 

4j 90. Dab \\ ahlgeschäft beginnt in der Art, dass der Magi- 
stratb-Kommibsarius die §^ 79 bis 1Ü4 in diesem Abschnitt laut 
und deutlich vorlieset und hiemächst bekannt macht, ideviele Per^ 
sonen Oberhaupt zu wählen sind und wieviele Hausbesitzer dar- 
unter mindestens begriffen sein müssen. 

§ 91. So<Iann schreiten die Versammleten zur Wahl eines 
Wahlaufsehers und dreier Beisitzer aus ihrer Mitte. Der Bezirl<>- 
vorsteher schlägt zu diesem Posten die Personen vor und die an- 
wesenden stimmfähigen Bürger beschliessen darilber durch Stimmen- 
mehrheit Wenn die Stimmen gleich sind, giebt die Stimme des 
Konimissarius den Ausschlag. Die Stimmen werden bei diesem 
('•esrli-ift luf dem kürzesten Wege, durch Aufhebung der Hände 
abgegeben. 

§ 92. Dem \Vahlaufseher und den Beisitzern liegt es ob, 
auf den ordnungsmässigen Gang der Wahl der Stadtverordneten 
und Stellvertreter derselben zu achten und die dabei vorkom- 
menden speziellen Geschäfte zu besorg«i. Von den l^eisitzem 
fuhrt der eine das WalilprotokoU und der zweite die Kandidaten- 
liste. Der dritte bewirkt den Umlauf des Gefasses zur Einsamm- 
lung der Stimmen, und der Wahlaufseher eröffnet dieses Geläss. 

§ 93. Jedem stimmfäliigeu Bürger steht es frei, einen Kan- 
didaten laut YorzuscUagen und kurz zu bemerken, was zu seiner 
Empfehlung dient Dieser wird in der Liste der Wahlkandidaten 
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\ ci zeichnet. Werden Nichtwalilfaliige vorgeschlagen, so protestiert 
der BlagiBtrats-KomintoBariiui mit Anzeige des Grundes gegen den 
Vorschlag. Ansserdein hat er aber kein Recht, gegen den Vor> 
schlag etwas einzuwenden. 

§ 94. Über die Wahlkandidaten werden die Stimmen der 
Reihe nach t/e^rtninielt Jedes Mitghed erhalt t^in wi^W^o^ und ein 
schwarzes Zeichen, wovon jenes für und dieses wider den Kiui- 
didaten gilt Es geht alsdann ein verdecktes Gefass herum, in 
welches von jedem ems dieser Zeichen geworfen wird. Das zweite 
Zeichen mnss jedes Mtglied in ein anderes verdecktes Gefites 
znrficklegen. 

§ 95. Das erstere Gefites, worin die Stimmen gesammelt 

worden, wird vor drr ^"ersamnilunp: vom Wahlaufseher geöffnet 
und die Walil tüi- iichti^^ erklärt, wenn so viele Zeichen von 
beideiiei Farben zu.'-aimnen vorgefunden werden, als Wälder gejzen- 
wärtig sind. Wer die Stimmenmehrheit wider sich hat, wird auf 
der Kandidatenliste gelöscht Wer sie für sich hat, wird mit der 
Anzahl der ihm gflnsti^^en Stimmen in die Kandidatenliste bemerkt 
Sind die Stimmen gleich, so entscheidet die Stimme des Korn- 
missarius. 

5? 90. Ist über silnitliche verzeichnete Kandidaten geslininit, 
so vergleicht man die Anzahl derer, die die Stiiumenmehrheit für 
sich haben, mit der Anzahl der von dem betreffenden Bezirk zu 
wählenden Stadtverordneten und Stellvertreter derselben und unter*» 
sucht wieviele von jenen Hausbesitzer sind. 

§ 97. Sind die nötigen Subjekte noch nicht vorhanden oder 
darunter weniger Hansbesitzer begriffen, als erfordert wordpii. 
können zur Ergänzung der Fehlenden und zur fernerweiten Stimmen- 
sammiung Kandidaten sich selbst melden, oder andere Mitglieder 
neue Vorschläge machen. Die hiemächst noch fehlenden müssen 
der Wahlan&eher und dessen Beisitzer nach der Reihe vorschlagen. 

§ 98. Von diesen mit der Stimmenmehrheit verzeichneten 

Kandidaten werden diejenigen, welche die meisten Stimmen für 
sich l):ilirn. Stadtvoroiflnete unrl die üIuil'oti Stellvertreter der- 
Belbpii, Snid mehrere Kandidaten mit der Stiinnienmehrheit ver- 
merkt, als Subjekte zu wälilen, so scheiden diejenigen aus, welche 
die wenigsten Stimmen für sich haben. 

§ 99. Findet sich aber, dass hei diesem Verfiihren die er- 
forderliche Anzahl von Hansbesitzem unter den Stadtverordneten 
nicht begritfen sein wui'de. so werden zuerst so viele Hausbesitzer, 
als nötig sind, nach der I{arip;ordnun;j^. welche ihnen di^^ Anzahl 
der Stimmen giebt, und liierii;icli>t nur so viele, als aus-urdem er- 
fordert werden, von den übrigen mit der Stinimenmehrheit ver- 
zeichneten Kandidaten zu Stadtverordneten bestimmt und angezeigt 

§ 100. Ebenso wird es bei Ernennung der Stellvertreter 
rlerseliien gehalten. Indessen genügt es hierbei schon, wenn so 
viele Hausbesitzer, als zu Stadtverordneten und Stellvertretern der- 
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selben znsammea nOtig sindf sieb flberhaupt in beiden Klassen 

befinden. 

§ 101. Wenn mehrere mit der Stimmenmehrheit verzeich- 
nete Kandidaten gleich viele Stimmen für sich haben, so hat, wenn 
es darauf ankommt, wer von ihnen Stadtverordneter oder Stell- 
vertreter derselben werden oder für diese Wahl ausscheiden soll, ' 

allezeit der im Bezirk mit einem Grundstücke anpresessene Bürjier 
vor dem mian^esessenen den Vorzug. Lässt sich hiernach die 
Sache nicht entscheiden, so muss solches durcli- Los l'os( hr-hen. 

§ 102. Das WahlprotoküU soll tiic Zaiil der anweseudeü Mit- 
glieder enthalten und mit einer namentlidien liste dar Mlenden, 
imgleichen mit den öffentlichen Blättern und Attesten der Pfiurr^ 
begleitet sein, wodurch die Einladung zu der Wahlversammlung 
geschehen ist. 

§ 103. Die erwühlten Stadtverordneten und Stellvertreter 
müssen sämtlich im Walilprotokolle mit ihrem Charakter, Gewerbe, 
\'or- imd Familiennamen, imgleichen mit der Bemerkung ver- 
zeichnet werden, ob sie H^usb^tzer sind oder nicht 

§ 104. Sodann folgt die Erklärung, dass solchen durch diese 
Wahl (h'ejeni;,'en Rechte und Verl)indlirhkoiten beigele^^t würden, 
weUhe den Stadtverordneten inid Stellvertretern derselben nach 
den bestellenden Gesetzen zukommen. 

^ lOo. Hiernächst wird das Wahlprotokoll der Walilver- 
samnuung von dem Wahlaufeeher laut vorgelesen und von dem 
Mü^trats - Kommissarius dem Bezirksvorsteher, insofern dieser 
nicht zugleich Magistrats-Kommissarius ist, dem Wahlaufseher, den 
eh eien Beisitzern und sechs andern Mitgliedern der V^ersammlung, 
die nicht zu den erwfthlten Stadtverordneten und Stellvertretern 
gehören, unterschrieben. 

§ 106. Das Wahlprotokoll wird nach beendigtem Gesehflft» 
von dem Magistrats-Kommissarius sofort dem Biagiärat flbergeben. 

§ 107. Der ^lagistrat lässt jedes Wahlprotokoll, sowie es 
eingeht, von der Stadtvcrordneten-Versannulung prüfen, bestätigt 
sodann die Wahl, insofern sich da^Tfjen nichts Wesentliches zu er- 
innern findet, nnd fertigt auf den (Jrund der Wahli>rotokoHe eine 
von ilnu beglaubigte Nachweisung von sämtlichen solchergestalt 
erwfihlten Stadtverordneten und SteUvertretem der Stadtverord* 
neten- Versammlung zu. Bei der ersten Wahl geschiehet die Prüfung 
vom Magistrat mit den jetzigen BOrgerschalts- Vorstehern, 

Abschnitt II. Von den Rechten und Verhfiltnissen der 

Stadtverordneten. 
108. Die Stadtverordneten erhalten durch ihre Wahl die 
unbeschränkte Vollmacht, in allen An^ielegenheiten des Gemein- 
wesens der Stadt die Bürgergemeiue zu vertreten, sämtliche Ge- 
meine-Angelegenheiten für sie zu besorgen und üi betreff des ge- 
meinschaftlichen Vermögens, der Rechte und der Verbindlichkeiten 
der Stadt und der Bttrgerschaft namens derselben verbindende 
Erklärungen abzugeben. 

lUutft&n, Vtkk. X. bru4k.-pmH. VaiikiraBgtgtteli. II. t 
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§ 109. Besonders sind sie befuj^t und verj»flj<*htet, die zu 
den ö£fentlichen Bedürfnissen der Stadt nötigen GeldzuschOsse, 
Leistungen und Lasten auf die Bflrgendiaft zu verteilen und zu 
deren Aufbringung ihre Einwilligung 2U geben ; anch fiberhaapt 
die gemeinen Lasten und Leistungen zu regulieren. 

§ 110. Die Stadtverordneten sind bereditifit. alle diese An- 
gelegenheiten ohne Rücksprache mit der (jenieine alr/uni-u In a. 
es mögen solche nach den bestehenden Gesetzen, bei den Korpo- 
rationen von der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder oder 
jedes einzelnen Hitgliedes abhangen. Sie bedürfen dazu weder 
einer besondern Instruktion oder Vollmacht der Bürgerschaft 
noch sind sie ver]iflirhtet. derselben über ihre Beschlüsse Rechen- 
schaft zu ^ä'bcn. Das Gesetz und ihre Wahl sind ihre \ ollmacht, 
ihre ÜberzcMi'.aing und ihre Ansicht vom gemeinen Besten der 
Stadt ilire Instruktion, ihr Gewissen aber die Behörde, der sie 
deshalb Rechensehaft zu gel)en haben. Sie smd im vollsten Sinne 
Vertreter der ganzen Bürgerschaft, mithin so wenig Vertreter des 
einzelnen Bezirks, der sie ge>Yählt hat, noch einer Korporation, 
Zunft etc., zu der sie zufällig gehören. 

4J III. Die Stadtverordneten haben aber nicht einzeln, son- 
dern uur in der Gesamtheit die Befugnis, durch genieinschattliche 
Beschlüsse nach nfiherm Inhalte dieser Ordnung von der gesetz- 
lichen Vollmacht Gebrauch zu machen. 

g 112. In jedem Orte bilden die Stadtverordneten eine 
eigene Versammlung unter dem Namen: Stadtverordneten zu 

§ 113. Niemand, der nicht wirklicher Stadtverordneter ist, 
soll den Sitzungen derselben beiwohnen. Die Annahme eines be- 
feondern, zur Zahl der Stadtverordneten nicht gehörigen Rechts- 
verständigen für die Versammlungen der Stadtverordneten darf 
dalier unter keinem Vorwande stattfinden. I>er Syndikus des 
Magistrats wu-d solchen bei Beratungen über rechtliche Gegen- 
stände den Vortrag machen. 

§ 114. Alle Stadtverordnetenstellen müssen uneutgelilich 
verwaltet werden; und es wird jede Kenmiieration einzelner Stadt- 
verordnete um so ro^r ausdrücklich untersagt, als die Annahme 
soldier Remunerationen ohnehin schon Mangel an Gemeinsinn 
verraten würde. Auch Sportein und Immunitüten jeder Art sind 
unzulässig. Nur l arc Auslagen dürfen erst;^t!et werden. 

§ 115. Jeder Stadtverordnete wird dagegen durch das Ver- 
trauen, welches die Bürgerschaft vermöge der auf ihn gefallenen 
Wahl ihm bezeigt, in einem hohen Grade geehrt und bat daher 
unter seinen Mitbürgern auf eine vorzügliche Öffentliche Achtung 
Anspruch. 

§ Die Versammlung der Stadtverordneten soll einen 

Vorsteher und einen Protokolltulirer, für jeden dieser Posten aber 
einen Stellvertreter bestiinditz haben. Sie werden von der Stadt- 
verordneten-Versammlung aua lieieii Mitte auf ein Jahr gewählt. 
Nur wirkliche Staatsdiener und praktizierende Justizkommissarien 
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sind zu diesen Ämtern nicht wahlfähig. Entsteht im LauÜB des 
Jahres iintrr (\nu Vorsteher und Protokollführer ein Ab^^^ang, so 
tiberiiimmt der Stellvertreter das Amt auf die Zeit» in welcher der 
Abdrehende das Ann zu verwalten hatte, und dessen Stelle wird 
durch neue Wahl besetzt 

§ 117. Die für jeden Ort besttminte Anzihl von Stadtver- 
ordneten soll beständig vollzfiMig vorhanden sein. Es rücl^n 
daher bei eintretenden Erledigungen die Stellvertreter der Stadt- 
verordneten in derjpniirrii Ordnunj? ohne weitere Walil an die 
Stelle der abge^n^enen ein, wie sie Stimmen bei ihrer Wahl 
gehabt hatten, sodass di^enigen, welche die meisten Stimmen 
haben, znerat einrflcken. Sie beldetden die erledigten Stellen so- 
lange, als selbige die Abgegangenen zu beldeiden haben würden. 
In den Platz ausgeschiedener Hausbesitzer mftssen mit Häusern 
nni^esesseiio Stellvertreter wieder eintreten, wenn sonst nicht zwei 
Drittel der Stadtverordneten aus Hausbesitzern i gestehen würden. 

§ 118. Der Magistrat des Ortä muss von den Mit^diedern 
der Stadtverordneten-Versammlung, deren Vorstehern und i'ruto- 
kollfthreni, den Stellvertretern der beiden letztern und den Stell- 
vertretem der Stadtverordneten jederzeit genau unterrichtet sein. 
Ihm ist daher jede Verilnderunj? mit Benennung der Personen, 
wobei solche eiii^'etreten ist, ohne Verzug von der Stadtverordneten- 
Versammlung anzuzeigen. 

§ 119. Die Stadtverordneten versammeln sich wenigstens 
mosameh einmal, wo es aber das Bedfhrfhis erfordert, öfter zu einer 
ordinären Sitzung. In dringenden Fällen kann der Vorsteher 
ausserordentliche Sitzungen durch einen Umlauf ansagen lassen. 

§ 120. Jedem Bürger sowie auch jedem Stadtverordneten 
steht es frei, über alle das Gemeinwesen der Stadt angehende 
Gegenstände der Stadtverordneten -Versammlung seine Meinung 
und seine Vorschläge schriftlich einzureichen, stattfindende Mängel 
anzuzeigen und Verbesserungen in Antrag zu bringen. 

v:; 121. Die Versammlung der Stadtverordneten ist nur dann 
Ijefugt zu ])eratschlagen untl Sclilflssc zu fassen, wenn wenigstens 
zwf'i Drittel der Stadtverordneten anwesend sind. Deshalb muss 
in jedem Beschluss der Stadtverordneten-Versammlung ausdi iicklich 
bemerkt werden, ob sämtliche Stadtverordnete oder wie viele 
davon anwesend und wie viele abwesend waren. 

§ 122. Die Beschlüsse der Vers nun dang werden in allen 
Angelegenheiten nach vorheriger Beratschlagung durch eine ab- 
solute StimmenmehrliPtt gefasst Sind die Stimmen gleich, so ent- 
scheidet die Stimme des Vorstehers. Zwischen orilinären und 
ausserordentlichen Angelegenheiten hndet bei den Beschlüssen kein 
Unterschied statt 

§ 123. Die Beschlüsse werden vom Vorsteher, vom Protokoll- 
führer und wenigstens von sechs andern Mitgliedern unterschrieben 
und müssen allezeit dem Mai^istrat eingesandt werden. 

§ 124. Die Stadtverordneten sind zur Trüfung der ihrer 
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Für<^or<;G anvertraueten Angelegenheiteii Deputationeii zn er- 
nennen befugt 

§ 125. Jede Nachricht über Verfassung und Verwaltung' der 
Zünfte oder sonst über Gegenstände des Gemeuiwesens soU den 
StadtTerordneten auf deren Ansuehen von den Behörden zuver- 
]ftB6ig und vollständig mitgeteilt werden. 

§ 126. Die Beschlüsse der Stadtverordneten-Versammlung, 
wenn solche die allgemeinen Antrelcf^'enlieitpn der Ptadt betreffen, 
verbinden alle Einwohner dert>elben, sie seien Bürger oder Schutz- 
verwandte. 

§ 127. Dodi kann die StadtverordBeten^Versammlung keine 
gefassten Beschlüsse mit öffentlicher Autorität sähst zur Ansrahrung 
bringen. Der Magistrat des Orts ist allein dazu befugt und haftet 
dafür, dass nichts gegen den Staat und gegm die Gesetze aus^ 

geführt werde. 

«5 128. Behufs der Geschäftsführung der Stadtverordneten 
bei ihren Verhandlungen erfolgt eine besondere Instruktion [nicht 
aufj^cmmeu] biemeben, womach dieselben sich gemessenst zu 
aalten haben. 

129. Nur notwendige Geschäftsreisen, Krankheiten und 
andere dringende Veranlassungen können da? AuphTeiben von 
Stadtverordneten aus der Sitzung entschuldigen. iSie niiissen aber 
dem Vorsteher angezeigt werden. Der Vorsteher kann, wenn 
solches unterlassen wird, das Ausbleiben beahnden. 

§ 130. Dasselbe ist bei jedem die Ordnung und Ruhe störenden 
Betragen der Fall, wenn der Zuruf zur Ordnung nicht beaditet wird» 

§ 131. Wer zwei- oder gar dreimal hintereinander olme 
gehörige Entschuldigung ausgeiilulKu ist oder wiod erholen tüch 
Ordnung und Ruhe gestört hat, kann von der Versanuulung durch 
Stimmenmehrheit entweder auf eine bestimmte Zeit oder für immer 
aus den Versammlungen ausgeschlossen werden. 

§ 11^2. Jeder Stadtverordneten-Versaninilung bleibt es über- 
lassen, die Strafen für die einzelnen Fälle und untrr nndcrn auch 
für den Fall des zu späten Erscheinens in den Sitzungen fhirch 
Beschhiss zur künftigen Norm zu bestimmen. Nur dürfen keine 
anderen Gattungen von Strafen als die vorbeuierkteu und Geld- 
strafen höchstens bis zu fttnf Thaler angenommen werden. Die 
Geldstrafen werden werden dem Magistrat angezeigt und von 
diesem zum Armenfonds eingezogen. 

§ 138. In allen Fällen, wo die Bevollmächtigten der Stadt- 
verordneten nach den Gesetzen einer Spezialvollmacht von der 
Stadtverordneten- Versammlung bedürfen würden, soll ein vom 
Vorsteher und sechs Mitgliedern vollzogenes und vom Magistrate 
des Orts bestätigtes Zeugnis: ,,dass durch einen gesetzlich abge- 
fassten Beschluss der Stadtverordneten-Versammlung die Bevoll- 
mächtigten bevollmächtigt seien* die Stelle der Vollmacht ver- 
treten Dieses Attest muss jedoch mit dem gesetzlichen Stempel 
begleitet werden. 
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§ 134. Berichte, Urkunden und Instruktionen werden ausser 
dem Vorsteher und Protokollführer von drei andern Mitgliedern, 
die übrigen Ausfertigungen und alle Beglaubigungen aber bloss 
von jenen unterschrieben. Urkunden werden jedesmal besiegelt. 

§ 135. Bei der Unterschrift und in dem Siegel führt die 
Versamniliuig den ihr im § 112 beigelegten Titel. 

§ 136. Es werden alle Ausfertigungen der Stadtverordneten 
ohne Ünterschied ^^anz kostenfrei bewirkt. 

§ 137. Vor<?tehpr und Protokollführer sind nebst den Unter- 
bedienten für die Folgen der von ihnen vernachlässigten Geschäfte 
verhaltet. 

§ 138. Die Kosten des Oeschftftsbetriebs der Stadtverord- 
neten trfigt die Kämmereikasse und werden bei solcher verrechnet 

§ 139. Das Gelass für die Versammlnngen hat für jetzt der 
Magistrat den Stadtverordneten vorzuschlaj»en und in Ermangelung 
einer andern schicklichen Gelegenheit auf dem Rathause anzu- 
weisen. Den Stadt^■erordneten stellt es aber frei, künftig nach 
Gefallen eine Änderung damit zu treffen. 

Tit VII. Von den Magistraturen und Bezirksvorstehern. 

§ 140. In jeder Stadt darf für den ganzen Polizeibezirk 
derselbrn nur ein Magistrat sein. An Orten, wo mehrere Magi- 
straturen jetzt bestehen, werden solche in e'mom Magistrat ver- 
einigt. Auch für Pfälzer- und französische Kulomen können be- 
sondere Magistraturen nirgends weiter stattfinden. 

§ 141. Das Magistratskolleginm soll tiberall aber nur aus 
MitgÜMem der Bürgerschaft bestehen, die das Vertrauen derselben 
gemessen. Jcdnr mit Gemeinsinn erfüllte Bürjrer wird, auch ohne 
Vorteile fiir seme Person dabei zu beabsichtigen, dieses ehrenvolle 
Amt gern übernehmen. Zur Verminderung der Adniiuistrations- 
kosten können daher nur diejenigen Magistratsmitglieder für ilire 
AmtsUnhntng entschädigt werden, welche ihre Zeit derselben ganz 
zu widmen haben. 

§ 142. Das Magistratskollegium soll in kleinen Städten einen 
besoldeten Bürgermeister und einen l)esoldeten Ratsmann, der zu- 
gleich Kämmerer ist, ausserdem aber nach Massgabe des Bedürf- 
nisses vier bis sechs unbesoldete Ratsmänner enthalten. 

§ 143. In mittleren Städten soll dasselbe mit einem besoN 
deten Bflrgermeister, einem besoldeten Hatsherrn, der zugleich 
Kämmerer ist» dnem besoldeten Ratsherrn zum Syndikus und 
sieben bis zw51f unbesoldeten Ratsherren besetzt werden. 

g 144. In grossen Städten bildet sich der Magistrat aus 
einem besoldeten Oberbürgermeister, einem bis zwei besoldeten 
gelehrten Stadträten (nämlich gesetz- imd verfabbungskundigen 
ilSnnem, die fttr die öffentliche Gescbäftsf&bning vollständig aus^ 
gebildet sind), einem besoldeten Stadtrat fürs Baufach, wo derselbe 
nötig ist, einem besoldeten Stadtrat als Syndikus, einem besoldeten 
Stadtrat als Kfimmerer und zw61f bis fünfzehn unbesoldeten Stadt- 
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raten. Der älteste gelehrte Stadtrat führt in Abwesenheit des 
Oberbfirgenueisters das Präsidiuni und dalier den Charakter: 
Bfirgemieister. 

§ 145. Sollte wegen besonderer Unisinnde die eine oder 
die andere Stadt neben den bestimmten unliesoldeten Magistrats- 
giiedem einer gi ö^^sorn ATizahl besoldeter Mitglieder des Ma*ristrats, 
als vorstehend angeordnet worden, bedürfen, so stehet es den 
Stadtverordneten frei, mit Genehmigung der Provinzial-Poluei- 
bebörde die Ansetzung eines oder oMurerar beeddeUsn Magistrats- 
gtieder noch zu bewflligen. 

146. Von aUen (§§ 142, 143, 144 und 145) bestimmten 
Magistratsniitplipflem werden allein a) die Sjndiri und b) die ge- 
lehrten Stadträte nebst dem Stadtrat für das liaufach auf zwölf 
Jahre, die fihrigen aber nur auf sechs Jalire bestellt, sodass von 
letzteru alljährlich, oder wo die Anzahl dazu zu klein ist, von zwei 
zu zwei Jahren Immer ein Teil anssdieidet und durch neue Mit- 
glieder ersetzt wird. 

§ 147. Unbesoldeten Mitgliedern steht es aber frei, schon 
am Ende der ersten drei Jahre das Amt niederzulegen und sich 
hiertiber zur gehörigen Zeit zu erklären. Kach dem Eintritt des 
vierten Jahres ist jedoch diese Erklärung ohne Erfolg. 

§ 148. Zu den Hagistrataatellen dOrfen nur geaäitete, recht- 
liche, einsichtsvolle und geschfiftskundige Männer gelangen, die 
wenigstens ein Alter von 26 Jahren erreicht haben. Oberbürger> 
meister, Bfirperrneisfer und K Zimmerer sollen diese Eigenschaften 
in eineiii voi zilf^lx }ien (irade besitzen. Der Kämmerer aber muss 
ein bemittelter Mann sein. 

§ 149. Alle nach dem § 146 auf 12 Jahre anzustellenden 
Magistratspersonen mfissen Qberdem in ihren FScbem hinlängliche 
grfindliche Kenntnisse besitzen und sich zu dem Ende vor ihrer 
Ansetzung den deshalb anzuordnenden Prüfungen unterwerfen. 

§ 150. Auch darf niemand, der zu einer Mapistratss^telle 
gewählt oder vorgeschlagen wird, mit den übrigen im Magistrate 
bleibenden Mitgliedern und dazu schon erwählten und vorge- 
schlagenen Personen im dritte Grade oder niher verwandt oder 
verschwägert sein. 

§ 151. Alle nach dem § 146 nur auf 6 Jahr angestellte 
Personen können neben ihrem Posten zugleich als Bürger Ihr 
(iewerbe treiben. 

§ 152. Sämtliche Mitglieder der Magisträte mit Ausschluss 
des Oberbürgermeisters werden namens der Stadtgemeine von den 
Stadtverordneten erwählt und von der Provinzialpoiueibehörde 
bestätigt. 

^ 15H. Zu dem Posten des Oberbürgermeisters sollen hin- 
gegen drei Rnndifinton von <ler Stadtverordnetenversammlung prä- 
sentiert werderi, wovon einer durch landesherrliche Bestätigung 
zum Oberbürgermeister ernannt wird. 

§ 154. Werden unqualifizierte Subjekte (§ 152) gewählt 
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und (§ 153) praflentiert, so mnsB nach versagter Bestätigung die 
Wahl und beziehungsweise die PrSsentation wiederholt worden. 

§ 155. Wird jemand, der noch nicht Bürger ist, zum Magi- 
strats-Mitgliede gewählt und bestätigt, so moss er sofort das 

Bürgerrecht gewinnen. 

§ 156. Die Titel „Oberbürgermeister, Bürgermeister, Stadt- 
rat, Ratsherr und Ratmann"* sind unbedingt mit dem Amte selbst 
verbunden. Wer einen dieser Posten verwaltet hat und solchen 
niederlegt, kann keine der benannten Titel weiterführen. Er wird 
(lajregen, wenn er dipse SteÜf^ wenigstens 9 Jahre mit Ehren be- 
kleidet oder si(;h in solcher namentlich und ganz besonders aus- 
gezeichnet hat, Ältester der Stadt und beliält diesen Titel als eine 
Auszeichnung des Verdienstes von der Stadt iebeuslang. Sobald 
ein Magistratsmitglied aber sdnes Postens entsetzt wird, so darf 
ihm der Titel Ältester so wenig beigelegt werden, als es sich dessen 
zu bedienen befugt ist 

§ 157. Die T'nterbedienten des Magistrats werden nach dem 
Bedürfnis angenommen und vom Magistrat auf Lebenszeit gewählt. 
Sie werden aber vor ihrer Ansetzung den Stadtverordneten na- 
mentlich bekannt gemacht, und insofern von diesen gegen die Ge- 
wählten erheblidie gegründete Ausstellungen gemadbt werden, 
darf der Magistrat solche nicht unheachtet lassen. 

158. In An^clmng des Dit n>teird(ommens der besoldeten 
Magistrats-Mitglieder und Ofhzianten ist es zwar in Gemässheit 
der \'orschrift des folgenden Titels überhaupt Saclie der Stadtver- 
ordneten, solches vor der jedesmaligen Ansetzung zu bestimmen. 
Insbesondere bleibt es aber bei den nach § 146 auf 12 Jahre ge- 
wählten Magistrats-fifitgliedern, welche durch kein Gewerbe neben 
ihrem Amte ihren Unterhalt erleichtern können, den Stadtverord- 
neten uberlassen, sich mit denselben über die Besoldung zu ver- 
einigen, da diese Männer bei der Un gewissheit ihrer Lage natür- 
lich eine höhere Belohnung fordeni werden, die aber auch bei 
treffender Wahl durch angestrengtere Di^stleiBtang wieder ersetzt 
werden wird. 

§ 159. Damit nun diese Stellen, welche nur zur Erleichte- 
rung einer Veränderung, nicht auf Lebenszeit besetzt werden, von 
Männern, die die erforderlichen Eigenschaften <hm besitzen, mit 
Bereitwilligkeit angenommen werden mögen, so wird hienhirch 
bestimmt, dass die nach § 140 auf zwölf Jalne gewählten Magistiats- 
mitglieder, wenn sie nach Ablauf der Periode, für welche sie ge- 
wählt sind, nicht wieder gewählt werden, 

a) nach 12 jähriger Dienstleistung bei einem Gehalte von 1500 
Rthlr. und drüber wenigstens s'H) Ktlilr., bei einem Tiehalte 
von 1000 Rthlr. und drüber iinndestens 600 Itthlr. und bei 
einem (ielialte unter 1000 Rthlr. wenigstens die Hälfte des- 
selben, 

b) nach 24jiihriger Dienstleistung, oder wenn sie zweimal ge» 
wählt worden sind, bei einem Gehalte von 1500 Rtfah*. und 
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drüber wenigstens 1000 Rthlr., Ixm euiem Gehalte von 
1000 Rthlr. und drflber mindestens M»u Kthlr. imd bei einem 
Gehalte von 1000 Rthlr. weui^siens zwei Drittel desselben 
als Pension jihrlicfa erhalten sollen. 

Es schiiessen diese Bestimmungen jedoch eine höhere Pen- 
sionsbewilligung von Seiten der Bürgerschaft nicht aus, und diese 
lässt sich sicher erwarten, wenn ein Mann zum dritten Mal wieder- 
gewählt ist und dadurch schon einen Howeis des besondern Ver- 
trauens und der lie^ondern Zufriedenheit der Bürgerschaft erhalten 
hat Es bleibt also der letztem das Weitere deshalb ganz überlassen. 

I 160. Von dem jetzt anffest^ten Magistratspersonal werden 
nnr diejenigen Mitglieder, welcTie wiedergewählt werden, und die- 
joniireii Unterbedienten, welche mit wahrem Nutzen für die Stadt 
fortdienen können, beibehalten. 

§ 161. Allen Mitgliedeni und Offizianten, die jetzt bei den 
Magisträten angestellt sind, muss, insoferu sie von der Bürgerschaft 
wiedergewählt imd beziehungsweise beibehalten werden, wenigstens 
das bisherige Diensteiid^ommen während ihrer fernem Dienstzeit 
pesicliert werden. Diejenigen, welche nicht wiedergewählt werden, 
erhalten von dem Zeitpunkt ihres Austritts ab die § 159 zu Buch- 
stah 1») in diesem Titel für solche Magistratsmilglieder, welche 
küuiii^^ nach 24jähriger Dienstzeit nicht wiedergewählt werden, 
bestimmten Pensionen, wenn die Bürgerschalten sich nicht ver- 
anlasst sehen, ihnen wegen ihrer früher sich um die Stadt erwor- 
benen Verdienste oder aus andern Gründen höhere Pensionen 
auszusetzen. 

§ 1«>2. Die Anzahl der kfinfti«r erforderlichen unbesoldeten 
Magistratsmitglieder wird aber aut allen Fall gleich vollständig 
gewählt und angestellt. 

§ 163. Der Bezirksvorsteher soll ein in dem betreffenden 
Bezirke angesessener Hausbesitzer sein, der die Achtung seiner 
Miti)ürger pcniesst und Geschäftserfahrenheit mit Gemeinsinn und 
Einsicht verbindet. Kr wird von den Stadtverordneten namens 
der Biir^'erf^enieiae auf sechs Jahn? jedesnial gewählt, hat jeduch 
die Befugnis, nach drei Jalnen zu erklären, dass er die Stelle 
nicht weiter behalten könne oder wolle. Der Magistrat bestätigt ihn. 
Besoldung oder Immunität ist mit diesem Amte nicht verbunden. 

§ 164. In Krankheits^ oder Abwesenheitsfällen wird der 
Bezirksvorsteher durch einen für diesen Fall von den StJidM '^r- 
ordneten zu erwählenden Bürger veitreteu, der in dem betretieuden 
Bezirke ansässig sein muss. 

Tit. VIH. Von der G escliaftsorganisation und dem Ver- 
hältnis der Behörden gegen einander. 

§ U)5. Die Polizei wird nach den besondern Vorschriften 
verwaltet, welche deshalb schon V»estehen und ferner werden er- 
teilt werden. Es ist also hier nicht der Ort, Grundsätze zur Or- 
ganisation der Polizei in den Städten zu bestimmen. 
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§ 166. Dem Staate bleibt vorbehalten, in den Städten eigene 
Polizeibehörden anzuordnen oder die Ausübung der Polizei dem 
Magistrat zu übertragen, der sie sodann vermöge Auftrags ausübt. 
So wie die besonderen Polizeibehörden, welche in den Städten 
angeordnet werden, unter den obem Polizeibehörden stehen, so 
steot auch der Hagistnit, welcher die Polizei yermöge Auitrags 
erhSIt, unter diesen Iiöhem Behörden rücksichtlich alles dessen, 
was auf die Poli/.eiübunp: Bezug hat. Die Magistriitc werden 
in dieser Hinsicht als IV'hörden des Staats 1>etrachtet Der Magi- 
strat iiiu^s (iie Ausübung der Polizei, soweit sie ihm übertragen 
wird, unweigerlich übernehmen, und die ganze Bürgerschaft in 
diesem Fall sowohl, als anch dann, wenn die Polizei durch eine 
eigene Behörde verwaltet wird, die Polizeiausflbung, soweit es ge- 
fordert wird, unterstützen. 

§ 167. T)a die Ortspolizei jedf^r Stmlt hauptsächlich für die 
Sicherheit iiiid das Wohl der städtischcti Kiinvohner thätig ist. so 
liegt der Stadtgeuieine auch ob, die Kosten, welche die Erhaltung 
des nötigen Polizeipcrsonals und die nach der Disposition der 
Polizeibenörde erfoitlerlichen Anstalten notwendig machen, aufzu- 
bringen. Ob der Magistrat oder eine andere Behörde die Polizei 
ausflbt, macht dabei keinen Unterschied. 

§ 168. Die Beschaffnirt: dieser Kosten und die Ausführung 
der Anstalten nach der Di-pi .-ition der Polizeiifeiionle, inigleichen 
die Unterstützung der letztei n zur Erhaltung der ötfentUchen Kuhe, 
Sicherheit und Ordnung sind Gegenstlnde des Gemeinwesens. 

§ 169. Die ganze GeschSftsfflhrung in aUen das Gemein- 
wesen betreffenden Angelegenheiten soll sich zwar zur Begründung 
(Ut Einheit in dem Magistrat konzentrirrcn und von demselben 
geleitet werden, der Hingerschaft wird nidesseii zur Beförderung 
einer lebenrligen Teilnalimo an diesen Angelegenheiten die kräf- 
tigste Mitwirkung dabei zugestanden. 

§ 170. Nicht nur der Magistrat als Ortsobrigkeit, sondm 
auch die Stadtverordneten können auf Einführung neuer und Ab- 
ibiderung bestehender Einrichtungen im Gemeinwesen antragen. 

171. Deshalb gemachte VorschlüL^o der Stadtverordneten 
muss der Magistrat, wenn darnach bestellende (iesetze, Verfassun- 
gen und höhern Orts genehmigte Einrichtungen abgeändert oder 
neue dadurch nicht begründete Bestimmungen erteOt werden sollen, 
mit seinem Gutachten begleitet, an die Ortspolizeibefaörde beför- 
dern, vorausgesetzt, dass eine besondere Behörde zur Ortspolizei- 
verwaltung ;ausser dem Magistrat vorhanden ist. Zu nenen Be- 
stimmungen, die nicht gegen das Gesetz oder bestehende \'or- 
schriften sind, kann die OrtspoUzeibehörde, insoweit als sie durch 
die besondere lusuuktion über ilire Geschäftsftihrung dazu im 
allgemeinen autorisiert Ist, die Zustimmung erteilen. Ausserdem 
9ber hat dieselbe die Entscheidung der Provinztalpolizeibehdrde 
über die beabsichtigten Neuerungen einzuholen. 

§ 172. Anträge auf andere durch die Gesetze und höhere 
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Genehrnijning schon begriiiKiete Gemeiüe - Einrichtungen (iürlea 
bloss vom Mapistrat geprüft werden. Er kann solrhe, sobald sie 
dem Staat, den Gesetzen und rrivatrechtan nicht entgegen sind, 
selbst bestätigen. Findet er dabei Bedenken, so werden die ein> 
gegangenen Vorschläge, mit seinem Gutachten begleitet, von ihm 
Btt die Ortspolizeibehörde befördert, welche damit, wie im vorher- 
gehenden § bestimmt ist, zu ver&hren hat 

§ 178. Über neue Einrichtungen im rtoivtoinwesen des (>rt> 
oder Abänderungen schon bestellender Gemeine-Einrichtungen der 
Stadt, welche nicht von den Stadtverordneten selbst in Antrag 
gebracht werden, soll jedesmal die Stadtverordnetenversammlung 
mit ihrem Gutachten gehört werden. Diese hat ihre Meinung 
nicht nur Ober die Zweckmässigkeit der Neaenmg, sondern auch 
über die Ausfülirung derselben abzugeben. 

§ 174. Der Magistrat ist die ausführende Behörde. Er hat 
aber ohne unmittelbare Teilnahme von Bürgern nur die allgemeine 
Leitung der ganzen Verwaltung des Gemeinwesens und diejenigen 
speziellen Geschäftszweige abzumachen, wobei es nicht auf eigene 
AdmJnistiatkm oder fortwährende LokaJan&icht, sondern haupt- 
siehHch auf Gesetzes- und Ver&ssungskunde ankommt 

§ 175. AUe Angelegenheiten, womit Administration ver- 
bunden, oder die wenigstens anhaltende Aufsicht und Kontrolle 

oder Mitwirkung an Ort und Stelle bcdfirfen, werden hingegen 
durch Deputationen und Kommissionen l>esorgt. velciie aus ein- 
zelnen oder wenigen Magistratsglie<lcrn. dagegen grusstenteils aus 
Stadtverordneten und Bürgern bestehen, die von der Stadtverord- 
netenversammlung gewühlt and vom Magistrat bestätigt werden. 

§ 176. In diesen Deputationen und Kommissionen hat die 
darin sitzende älteste oder alleinige Magistratsperson zwar den 
Vorsitz, allein jedes Mitglied eine gletdie Stimme mit der Mass- 

gnVte, dass bei Gleichheit der Stimmen ebenso wie in andern 
Kollegien dem Vorsitzenden die EntscheiduTiu zusteht. 

§ 177. Die 2^1 der Bürgermitghe<ler in jetler Doi»utatiou 
und Kouimis.sion wird nach dem Bedürfnis bestimmt und nniss 
auf Verlangen des MagisLiats zu jeder Zeit verstäiki werden. 
Damit diese Beisitzer aus der Bflrgerschaft aber zu den ihrer 
Verwaltung anzuvertrauenden Gesdiäften die ihnen nötigen und 
nützlichen Kenntnisse besitzen, so soll der Magistrat vor jeder 
Wahl die Stadtverordneten darauf aufiuerksam machen, welche 
Eigenschaften bei den zu wählenden Beisitzern vorzüglich zu 
wünschen seien. Besoldung oder anderes Diensteiukommen ist 
mit ihrem Amte nicht verbunden. 

§ 178. Die Geschäfte, welche d^ Magistrat allein zu treiben 
bat, werden folgende sein: 
a) die Besetzung der Magistratsstcllpn, Bezirksvorsteher- und 

Bürgeräinter nach flcr ^Valll der Stadt verorclneten, imgleichen 

die Wahl und Ansetzung der Unterbedienten ; 
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b) alle die städtische Verwi^Uimp betreffende^/ Generalien nnd 
die auf den Antrag' der einzelnen Deputationen und Korn- 
üiibbionen zu erteilenden Bestimmungen in Spezialien; 

c) alle Beschwerdesachen, sie mögen die Beeinträchtigung ein- 
zeüner Emwohner der Stadt, die V«rwaltimg oder die yer- 
zdgerte Abmachung betreffen; 

d) die Annahme der Bürger, Führung der Bürgerrollen, Ver- 
zeichnung der CTnindstflckserwerber und Erteilung der Ge* 
werbs-Küüzessionen, 

Letztere kann aber da, wo der Magistrat nicht zugleich 
yennftge Auftrags die PoUzdvmraltung hat, nur aadi ge- 
schehener Einwilligung der Polizeibehörde erfolgen. 

e) Huidlungs-, Strom-, Schiflyurta-, Mann&ktur- mid Fabriken- 
Angelegenheiten: 

f) die Kontrolle der ölientlichen Kassen, die Einforderung und 
Prüfung der Etats, das Rechnungswesen und die Bestimmung 
der zu den städtischen Bedürfiiissen erforderliclicn Beiträge 
der Btb-gerachaft. 

Ausserdem liegt aber dem Magistrat die Anfsieht auf die 
Geschäft-sführung sämtlicher Deputationen und Kommissionen und 
die Kontrolle derselben ob. Besonders ist das Magistr?itsi)räsidium 
verbunden, sich darum genau zu bekümmern und die {leschäfts- 
fflhrung zu revidieren. 

§ 179. Zur Geflchäftaverwaltang in Deputationen und Kom- 
missionen sind geeignet: 

a) die kirchlichen Angelegenheiten. Jede Kirche erhält einen 
Obervorsteher aus dem Magistrat und zwei Kirchenvorateber 
aus der Gemeine, welche die Externa besorgen. 

b) Schulsachen. Die Organisation der Behörde zur Besorgung 
der innem Angelegenheiten wird besondem Bestimmungen 
Torbebalten. Die ftnsaem Angelegenheiten besorgt ^ Magi- 
stratsmitglied als Obervorsteher mit den nötigen Vorstehern 
aus der Bürgerschaft. In grossen und mittlem Städten, wo 
pelelirte Schulen bestehen, erhalten diese ihr besonderes 
Vorsteheramt und die übrigen Schulen nach angemessenen 
Abteilungen ebenfalls dergleichen. 

c) Das Armenwesen wird von dner Deputation geleitet In 
kleinen Städten soll sie ans dem Bilrgenneister nebst Stadt- 
verordneten und Bflrgem ans verschiedenen Gegenden der 
Stadt bestellen. In grössem nnd mittlem Städten tritt 
ausserdem wenigstens der Syndikus und nötigenfalls noch 
ein anderes Magistratsmitgliefl hinzu. Auch werden Geist- 
liche und Ärzte in die Deputation mit aufzunehmen sein. 
Wo die Polizei des Orts einer besondem Behörde ausser 
dem Hagistrat übertragen ist, soll allezeit aueh der Vorsteher 
der Ortspolizei Mitglied derselben sein. 

VnroT dieser Leitungsbehördo, die den Namen Armen- 
Direktion führt, wird die Verwaltung des Armen wesens 
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lediglich durch Kommissionen an^^ der Bürgerschaft besorgt, 
und tüe Stadt zu dem Ende in angeniesvpno Arnicnbezirke 
geteilt. In kleinen und mittlem Städten « erden diese Be- 
zirke ganz nach den § 11 bestimmten Wahlbezirken ange- 
nomineii; in grossen StSdteii kOnnea aber nach den Um- 
standen mebrere Wahlbezirke in eineni Aimenbezirk ver* 
bunden werden. 

Aus jedpin Armenbezirke werden zu der Verwalrnn«? des 
Arinenweseiis nach dem Bedflrfois ein oder mehrere ISLadt- 
verordnete oder Bürger bestellt, wovon einer wenigstens zu- 
gleich in der Direktion Mitg^ed ist 

Diese Stadtverordneten und Bfirger sind schnldig, in Ihren 
Bezirken die Armen ansznmitteln und ihren Zustand zu 
unter<iiHtfM5. 

Ihnen insgesamt liei^t aber in Absicht sämtlicher Armea 
der Stadt die Sorge für Unterhalt, Krankeupflej?e, Beseliatti- 
gung und Erziehung nebst Unterricht ob. In grossen und 
mitUern Städten teilen sie sich nach diesen vier Hauptzwei- 
gen in besondere Abteilungen. Auch werden jeder mit dem 
Armenwesen in Verbindung stellenden Anstalt, als Hospi- 
tälern, Annen-, Kranken-. F'estliäusern, milden Stiftungen etc. 
einzelne oder mehrpre .Mitglieder der Kommissionen vorge- 
setzt, welche die \ erwaltuug besorgen oder kontrollieren, 
jedoch die Disposition des Stifters bei den Stiftungen nicht 
Indern dürfen. 

Das ganze Armenwesen wird also den Händen der Bürger- 
schaft, ihrem Gemeinsinn und der Wohltliätigkeit der Stadt- 
einwohner anvertraut. Der Magistrat bleibt aber als Voll- 
strecker der Polizeianoi diiungen veriitlichtet, darauf zu wachen, 
dass ilie Strassenbettelei abgestellt werde. 

d) Die Feuersozietäts-Angelegenheiten werden von einer beson- 
dern Deimtation, bestehend aus einem oder zweien Magi- 
stratsgliedern nnd mit Grundeigentum angesessenen Stadt- 
verordneten und Bürgern aus den veiTrhiedenen (iegenden 
der Stadt verwaltet. In grossen und mittlem Städten gehört 
zu den hierzu zu bestimmendeu Magistratsgliedern auch der 
Syndikus. 

e) Für die Sicherungsanstalten, als Nachtwache, Feuerdienst, 
Revision der Löschinstrumoite, ist ebenfalls eine eigene De- 
putation aus einem oder zweien MaL'i^trnt Llip h rn nn l aus 
Stadtverordneten und Bürgern zu bilden, welcher die Polizei- 
behörde des Orts beitritt, insofern solche ausser dem Magi- 
strat besteht 

f) Fflr die Anstalt, wdehe die Sanitätspolizei erfordert, wird 

mit Zuziehung des Phjsikus oder eines andern Arztes, Kreis- 
oder Stadtchirurgus, eine gleiche Deputation eingesetzt. 

g) Eine Baudeputation, die ebenfalls nur aus einem oder zweien 
Magistratsgliedern, sonst aber aus Stadtverordneten und Biir- 
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gern bestehen und wovon in prrop^^en Städten der Stadtrat- 
des Baufachs Mitglied sein soll, besorgt <üle Bauangelegen- 
heiten mit Inbegriff der StrassenpUasterungen, Entwässe- 
rnngen, Unteiiialtung öflGuillicto' Fnnneii&deii ^ 

h) Die Kuratel Aber die Kämmereikassen wird von dnem Magi- 
stratsgliede und vier bis sechs Stadtverordneten oder Bfirgeni 
verwaltet 

i) Wo ein Ajustieramt der Masse und Gewichte, Stiassenerleurh- 
tung, Stadthofswirt-, Gefängnis-, Zuchthaus- und Arbeits- 
anstalten, Landwirtschaften der Käiutnerei, Waldungen der- 
selben oder andere ahnliche Administrations^Gegenstfinde und 
Anstalten stattfinden und von der Bedeutung sind, dass sie 
eigene Deputationen oder Kommissionen erfordern, sind audi 
für diese licrnl riehen nötig. 

k) Das Servisvveseu wird ebenfalls mit Konkurrenz der liüj jor- 
schaft durch eine besondere Deputation verwaltet, die näiicie 
Organisation derselben jedoch einer besondem Verordnong 
vorbehalten. Bis dahin bleibt es bei der jetzigen Verfossung. 
§ 180. SSmtlichen Kommissionen und Deputationen steht 
es frei, die Besorgung spezieller Geschäfte wieder einzelnen Kom- 
missarien zu übertragen ujid sich nacli den (iegenständen in der 
SiJezialaufsicht zu teilen. Bei jedem Neubau wird von zweien 
Bürgern die spezielle Aufsicht geführt 

§ 181. Jedes Bürgermttglied der § 179 bestimmten Depu- 
tationen I tckleidet seine Stelle sechs Jahre, nach deren Ablauf eine 
neue ^^ald eintritt; es bleibt jedoch jedem Mitgliede frei, nach 
drei Jahren abzutreten. 

§ 1R2. Jeder Bezirksvorsteher bildet eine Uiiierbehürde des 
Magistrats, Sein Wirkungskreis erstreckt sich auf den Bezirk, 
veldiem er vorsteht Hierin wird ihm die Besorgung der Mehlem 
Angelegenheiten und die Kontrolle der Polizeianordnungen flber- 
tragien. Dahin geliören die Aufsicht auf Strassen, Brücken, Brunnen, 
W^asserleitungen etc.. floren Reinigung, kleine Ausbesserungen der- 
selben, Kontrolle der Erleuchtung und Nachtwache, Aufsicht auf 
öffentliche Plätze und deren Reinigung, Besoi gung von Leistungen 
dieser Art für Rechnung siiuiiu|4er Bartikuliers, \'erwaltung und 
Aufeicht Ober Rettimgsanstalten des Bezirks nnd Befolgung der 
Aufträge der Deputationen in Beziehung auf die PoUzeianstaltett. 
Ihm liegt ob, sich um alle Angelegenheiten des Gemeinwesens in 
seinem Bezirk zu hekfnnmern. Diejenigen Mängel, welchen von ihm 
nicht abgeholfen werden können, hat er der betreffenden Deputation 
oder Kommission anzuzeigen. Dasselbe muss besonders bei Un- 
glückfälle drohenden Gefahren geschehen, die von ihm nicht gleich 
abgewandt werden können. 

§ 183. Die Stadtverordneten in der Gesamtheit kontrollieren 
die ganze Verwaltung des städtischen Gemeinwesens in allen 
Zweigen: 

a; Alle Kämmerei- und städtisclie Kassen-, auch Nutzuugs- und 
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\ erbeäserungs-Etat» nebBt Etats- Überschreitungen werden 
der Stadtirerordneten-Versaiiimlang zam Gutachten vorgelegt, 
und der Magistrat darf deren Erinnerungen, soweit Gesetze 
über höliere Vorschriften ihnen nicht entgegenstehen, nicht 

nnboaohtet lassen. 

b) Neue ( ieliälter dürfen weder beim Käuiiuerei- noch beim Ar- 
menwesen, niitliin überhaupt aus keinen städtischen Fonds olme 
Einwilligung det Stadtverordneten zugestanden werden, so- 
bald nient aligemeine Vorschriften soldie notwendig machen. 

c) Über anzustellende Prozesse — abzuschliessende Vergleiche — 
Aufnahme und KOndijning von Kapitalien - ^■fT:in-^e^lng 
iiiifl ^'erpf^illd^lT^i,' der Kfinimereigüter — Belegung tirr-Hben 
mit Dienst!).!! keilen - IHäne zur Bewirtschaftung von » irund- 
stücken — Mutzungen und Administrations-Gegenstände des 
Gemeinwesens — ausserordentliche HolzschlSge in den stidti- 
sehen Waldungen — Bedingimgen bei Vererbiiacfatung oder 
Verzeitpachtung von Grundstücken und Nutzun^^en - die 
Gebote hei den deslialb gehaltenen Lizitationen — jeden 
Neuliau -- jeden Lieieruugskontrakt jede liemisdions- 
aiiweisung — und überhaupt über alle Gemeinegegeustände 
von Wichtigkeit sollen kQnftig jederzeit die Stadtverwdnet^ 
sich zuvor erldfiren und deren Erinnerungen genau berfidc- 
:-ii-liti'_;t werden. 

d) Die Keclinnn«;en von allen Deputationen. Kommissionen und 
Bezirksvorstehern mit Einschluss der Rechnungen vom Armen- 
wesen. ini;,dei( lien die Haupt-Kämmereirechnungen müssen 
an die Stadtverordneten-N'ersammlung gelangen. Jede ver- 
waltende Behörde ist schuldig, der Rechnung ihres Ressorts 
eine Übersicht von ihrer Administration beizufügen, welche 
vom Magistrat mit den erforderlichen Bemerkungen begleitet 
werden soll. Die Stadtverordneten prüfen die Administration 
und besorgen die Ileclmunijsabnalime durch enien jedesmal 
zu ernennenden Ausschuss aus ilu'er Mitte. \'on diesem 
wird in einem durch Anschläge in der Stadt Öffentlich be- 
kannt gemachten Termin, worin jeder Bfirger Zutritt hat, 
die eingekommene Rechnung abgenommen. Die Stadtver- 
ordneten l)estimmen hiernächst durch Beschluss die Erinne- 
rungen und entscheiden nach deren Beantwortung darül>er. 
In grossen und mittlem Städten werden Rechnun«rs-Extrakte 
mit einem Auszuge aus der Übersicht der verwaltenden Be- 
hörde und den Bemerkungen des Magistrats, imgleichen die 
E^rinnerungen und hiernächst die Entscheidungen abgedruckt, 
wovon jeder Stadtverordnete ein Exemplar umsonst und jeder 
Bürger auf Verlangen dergleichen gegen l^ezahlunjj erhält 

e) Jeder Neubau wird von den Stadtverordneten durch eine 
Deputation derselben abgenommen, und es gilt davon das- 
selbe, was wegen der Rechnmigsabnahmen angeordnet ist 

f ) Die Stadtverordneten sind belugt, selbst die GeschÜtsfOhrung 
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dor Deputationen und Kommissionen des Magistrats durch 
Deputationen aus ihrer Mitte zu untersuclieiL Sie müssen 
jedoch jedesmal zu\ur beim Magistrat aut die Zuordnung 
eines Magistratsj^liedes antragen. 

§ 184. Fflr die Beschaffung der öffentlichen Geldbedüi fnisse 
haben die Stadtverordneten za sorgen. Sie bestehen aus Gemein- 
geldbedflrfoissen, Polizeikosten und Kosten der Justizverwaltung. 

Die beiden letztern Gattungen von Ausgaben werden vom Staate 
durcli dessen Hc^iönlün bestimmt und können nicht versagt werden, 
wiewohl der Bür:^'i'is('haft bei eigener Au-führung der Folizei- 
auisLalten jede den Zweck unbeschadet zuläbsige Ersparung unbe- 
nommen bleibt Die Gemeingeldbedfirfoisse werden vom Magistrat 
zusammengestdlt Die Stadtverordneten haben aber die Notwen- 
digkeit derselben zu prnfen und lediglich die Bedarfssumme zu 
bestimmen. Die Art der Deckuni; <1er öffentlichen Geldhethirfnisse 
schlnt^t der Magistrat der Versaninilung der f>tadtverordneten mit 
Rücksicht auf die Käniniereietats und Reciiiiungsabschhisse vor. 
Die Stadtverordneten entscheiden dartiber und verteilen das von 
den Stadteinwohnem anzubringende Quantum auf die Bürger und 
Schutzverwandte/f. Findet der Magistrat jedoch bei den Bestim- 
mungen der Stadtverordneten erhebliclie Bedenken, die ihm Gefahr 
für das Gemeinwesen oder die Erreicliung der Staatszwerke be- 
fürchten lassen, und kann er sich mit der ^'ersammlu^g der Stadt- 
verordneten nicht einigen, so bleibt ihm der Rekurs au die obere 
LandesbehGrde vorbehalten. 

§ 185. Die Mitglieder jeder Kommission oder Deputation 
sind für den ordnungsmfisstgen Betrieb ihrer Geschäfte und für die 

Befolgung der gesetzlichen Vorschriften zunächst verantwortlich, und 
als Kontrolleur derselben haftet der ganze Magistrat dafflr sub- 
sidiarisch: dasselbe gilt von den Bezirksvorstehem und den Mit- 
gliedern der Kommissionen und Deputationen, welchen spezielle 
Gegenstände zur separaten Besoiyuiii^ iibei tia^en amii. iiei beiden 
haftet jedodh die Kommission oder Deputation, von welcher die 
Angelef.'enheit ressortiert, subsidiarisch für die gehörige Ausführung. 
Der Bezirksvorsteher ist in diesen Angelegenheiten ihren Leitungen 
und Anordnungen unterworfen. 

§ 18B. Damit wegen der Geldmittel keine Verlegenheit 

durch die 'geteilte Administration entsteht, so muss 

a) j< dor Deputation und Kommission mit Ausnalune der Armen- 
direktion ihr besonderer Etat gegeben werden, dessen Betrag 
sie ohne Genehmi^ning des Magistrats nicht überschreiten ilarf. 

b) Die Bezirksvorsteher und einzelnen Kommissarien erhalten 
bestimmte Summen, bis zu deren Betrag sie ohne fernere 
Anweisungen nur Ausgaben bestreiten dürfen. 

c) Die Armendirektion wird in den vorhandenen Anstalten und 
in der Wohlthätigkeit der Stadteinweliner die erfordeflirlien 
Mittel zu ihren Zwecken finden. Insolern aber die Abi>tellung 
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der Strassenbettelei und die Erhaltunj? fler ganz iiülflosen 
Einwohner dadurch nicht erreiclit wird, müssen die Stadt- 
verordneten hierzu die Mittel gewaliren uud diese der Armen- 
direktion abeorwieeen werden, 

§ 187. Im übrigen soll jede Korrespondenz zwischen den 
Deputationen und Kommissionen mit dem Magistntskollegium 

TiK'Vlichst vermieden und abgekürzt werden. Berirhto ru die 
StaiitsKclirirden werden nicht von den einzelnen Deputationen und 
Koninii.-,&ionen, sondern nur vom Magisti'at erstattet. W le es hier- 
unter aber in Absicht der Servis- und Innern Schulangelegenheiten 
gehalten werden soll, wird besonders bestimmt werden. 

§ 188. Mit den Pnivinzial- und LandespolizdbdiQrden stehen 
die Stadtverordneten zwar rc^^elmässig in keiner offiziellen Ge- 
schäftsverbindung, insofern sie indessen l>ei der Verwaltung des 
Majristrats und dessen Deputationen oder Kounuissionen Pflicht- 
widrigkeiten entdecken^ so sind sie verbunden, sofort der Pro- 
Yinziai-PoIizeibehMe davon Anzeige zn madien. 

§ 189. Der Magistrat besorgt nach dieser Geschiftsorgani- 
sation mit Konkurrenz der Bflrgeaichaft und unter der Kontrolle 
der Stadtverordneten die ganze VerwaUuu'^^ der ( HMUpineanpelegen- 
heiteu, und es ist daher in den einzebien Adniinistrationsfalleu die 
Einholung' der (tenehmigung der Provinzial-Polizeibehörde nicht 
weiter erforderlich. 

Inzwischen wird hierdurch festgesetzt, dass Verinsseningen 
von Gruiiil Mucken 

1) nur in Fällen der Notwendigkeit und Nützlichkeit ohne weitere 
Anfra jf^ }m der obem Staatsbehörde von den Städten sollen 
vorgenünuucn werden können. 

2) In diesem Fall ist durchaus erforderlich: 

a. die Einwilligung der Stadtverordneten zur V^iUis&ening, 

b. die Veräusserung durch eine dffoitliche licitatlon, bei 
deren Bekanntmachung zugleich die Gründe, warum dne 
dergleichen Veräusserung notwendig und nützlich sei, all- 
gemein Ijckannt fremaclit werden — und 

c eine kurze uachliolende Anzeige über die emgctreteue 
\ eriinderung bei der Ortspolizeibehörde. 

3) Jeder, der in Ermangelung dieser Erfordernisse bei der Ver- 
äusserung mitgewirkt hat, bleibt dafür besonders verant- 
wortlich. 

In Absicht der Geistlichen- und Schul-, imgleichen der SerWs- 
und Einquartierungs- An Gelegenheiten wird der Mapstrat wegen 
der Geschäftsverbindung auf (he besondern Verordnungen ver- 
wiesen, wdche deshalb bestehen und noch zu erwarten sind. 
Dasselbe ist in allen Polizeiangelegenheiten der Fall. Übrigens 
folgt es aus der lU stiramung des § 1, dass flie Geschäftsführung 
des Mapristrats niclit nur der Aufsicht und Kontrolle (Ut Pro- 
vinzial-Polizeibehörde, sondern auch des Denarteuientsrats und jeder 
andern dazu geordneten Behörde unterworfen bleibt Allen diesen 
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Behörden ist er schuldig, jederzeit diejenige Auskunft, welche ver- 
langt wird, zu erteilen und die erforderten Berichte zu erstatten. 

§ 190. Nach deu vorstehend erteilten allgemeinen Bestim- 
mnogen soQ sofort nach erfolgter PuUikakioB dieser Ordnung fdr 
jede Stadt ein besonderes GeschSftBE«|^aiieiit mit Rfieksieht auf 
die speziellen Verhältnisse des Orts vom Magfetrat mit den Stadt- 
verordneten entworfen und ohnfehlbar binnen f^erhs Woclien bei 
der Proviüzial-Polizeibehorde übergeben, darnach aber sofort für 
jede Klasse von Städten ein Geschäftsregulativ ausgearbeitet und 
zur Bestfttigang der Landesbehörde eingereicht werden. 

Tit. IX. Von der Verpfli rhtiin der Bürger zur Annahme 
öffentlicher Stadtämtcr. von dem Verlust derselben und 
der Suspension vori solchen Stellen. 

§ 191. Jeder Bürger ist schuldig, öfientliche Stadtämter zu 
übernehmen und solche, womit kein Diensteinkoinmen verbunden 
ist, unentgeltlich eu verrichten. 

§ 192. Bei letztern soll jedoch die Dauer der Verwaltung 
auf eine bestininite Zeit beschränkt und der Betrag der dabei vor- 
fallenden Kosten von der Gemeine vergütet werden. 

§ 198. Insofern die Dauer der Verwaltung niclit in diesem 
Gesetz bei den einzelnen Ämtern schon auf längere Zeit bestimmt 
ist, findet solche in der R^el auf sechs Jahre statt ; jedoch bleibt 
jedem flberhussen, die Stelle nach Ablauf von drei Jahren nieder* 
zulegen. 

§ 194. Auch sind die Bürger der Stadt verbunden, spezielle 
Aufträge des Magistrats zu übernehmen niul sich denselben er- 
forderlichen Falls ohne Rücksicht auf die Dauer des Geschäfts bis 
zu deren Erledigung zu unterziehen. 

§ 195. Stadtverordnete, Stellvertreter derselboi, Bezirfcsvor- 
steher und Oberhaupt Bürger, welche ein öffentliches städtisches 
Amt ausser dem Magistrat bekleiden, sind verbunden, sol)aId sie 
zu Magistratsniitgliedern gewählt werden, ihr bisheriges Amt Tiirder- 
zulegen und dagegen die auf sie gefallene neue Wahl anzunehuien. 

§ 196. Dasselbe ist der Fall, wenn Bezirksvorsteher zu 
mklidien Stadtverordneten gewSUt werden. 

§ 197. Ausgeschiedene Stellvertreter der Stadtverordneten 
können, wenn sie in die Zahl der Stadtverordneten während der 
Dauer ihres Amts nicht eingerückt sind, nach ihrem Austritt sofort 
zu jeder andern Stelle gewählt werden und müssen solche an- 
nehmen. 

§ 19^ Bei gewesenen Stadtverordneten, Bezirksvorstehem 

und lugistratsgliedcrn ist zwar ebenfalls ihre anderweitige Wahl 

zu einem dieser Posten gleich nach ihrem Austritt zulässig; allein 
wer eincTii dieser Ämter drei Jalire hindurrh vorgestanden hat, 
kann in giossen Städten erst nach scclis, in mitilern nacli vier 
und in kleinen nach zwei Jaliren zur Annahme der neuen Walil 
gezwungen werden. Dassdbe gilt aneh von andern Stadtftmtem 

AltttSBii Urtt. «. tanntt.-yi«mi. VnftMngifMdi. II. S 
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und naiiientlich von den Stellen der Mitglieder der Magi>trats- 
Deputatiouen, die jedoch Ötadtverördiicte zugleich äeiü können. 

§ 199. Bloss fortdanernde Krankheiten, Reisen, die eine 
lange Abwesenheit nötig machen, die gleichzeitige Verwaltung von 
drei öffentlichen Ämtern und ein Alter über sechzig Jahre sind 
allgemein gültige Ursachen, die Annahme eines Stadtamtes zu ver- 
sagen. 

§ 200. Ausserdem können Staatsdiener, Geistliche, Pro- 
ÜBsaoren, Schullehrer und andere Offizianten öffentlicher Anstalten, 
imffleichen praktizierende Ärzte mit Einschlnsa der Geburtshelfer 
und Cliirurgen, sowie auch andere zur Rettung und J^chleunigeu 
Hülfe der notleidenden Menschheit besonders berufene Personen 
öffentliche Stadtäniter aucli alsdann ablehnen, wenn deren Ver- 
waltung neben ihren Anitä- und Berufsgeschäften nicht besorgt 
werden kann. 

§ 201. Wer, ohne eine der vorstehend bestimmten gesetz- 
lichen Ursachen für sich zu haben, ein öffentliches städtisches Amt 
nirlit allein auf den ersten Anti*ag ablehnt, sondern auch auf die 
sclinliiiclie Auseinandersetzung der T'ncilM'lilichkeit seiner Ein- 
wendungen die Annahme dennoch beharrlich verweigert oder sich 
auf die zweite Aufforderung binnen drei Tagen nicht erklärt, ist 
unwtb'dig an den Ehrenrechten eines Bürgers weiter teilzunehmen. 
« § 202. Er verliert alsdann das Stimmrecht bei den Wahlen 

der Stadtverordneten und alle Teilnalime an der Verwaltung dos 
Gemeinwesens, muss dagegen aber verhSltnismlisMt: stiirkt r - n 
andern Gemeinlasten beitra«^en. Das Verhältnis dieser starkern 
Konkurrenz wird auf ein Sechstel bis ein Drittel der Abgaben be- 
stimmt, die ihn sonst getroffen haben würden. Die Festsetzung 
in diesen Grenzen wird der Stadtverordneten- Versammlung über- 
lassen. 

§ 203. Auch über die (iültlprkeit (l«'r Einwciidun^zen soll 
jedesnial in der Stadtveror(hieten-\'er>auinilun<z ue.->Unnut werden. 

§ 204. Die § 2Ü2 bestiniuite btäikere Ivonkurrenz zu den 
Gememlasten trifft Oberhaupt jeden Bürger, der sich den Verlust 
des Stimmrechts selbst zugezogen und dadurch unfiifaig gemacht 
hat, an der Verwaltung des städtischen Gemeinwesens teilzunelmien. 

§ 205. ^^'e^^ einmal ein öffenthches Stadtamt auf bestimmte 
oder auf Lebenszeit übertragen ist, dem kann es vor Ablauf dieser 
Zeit in der Regel nur dann von der Behörde wieder entzogen w erden, 
wenn dmdbe wegen X'ei gehen oder scfaledttsr Auffflnrung vom 
Stimmrecht ausgeschlossen werden muss oder Ursachen obwalten, 
weshalb Staatsdiener ilirer Posten entsetzt werden können. 

§ 206. Bei andern öffentlichen Stadtiimtern ans^^er den Ma- 
gistrats-, Bezirksvorsteher-, Stadtverordneten- und Stellvertreter- 
Stellen muhs solches auch alsdann geschehen, wenn die Stadtver- 
ordneten-Versammlung mittelst eines durch Stimmenmehrheit ge- 
fassten Besdilusses darauf anträgt 

§ 207. Dahingegen soll ohne Unterschied jeder, der ein 
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öffentliches Stadtamt venraltet, davon suspendiert werden, sobald 

er in Konkurs gerftt oder unter Kuratel gesetzt wird oder wegen 
eines Verbrechens zur Kriniinaluntersuchnncr gezogen w^rtlen soll. 

§ 208. Um endlich aber das elirenvoüe Amt eines M-iiri- 
stratsuiitgliedes und den hohen Beruf der Suidi verordneten, Be- 
zirksvorsteher und Beisitzer der Deputationen und Kommissionen 
auszazeichnen, wird hierdurch bestimmt, dass die Magistratsmit- 
glieder und Stadtverordneten bei ihrw Zusammenkünften im Dienste 
der Stiidt und bei der Ausübung ihres Amts in ganz schwarzer 
Kleidung als ATiitsklnidnn^x pi-srhninon, ausserdem aber dieselben, 
sowio die Bezirksvorateher und Bürger! >oi>itzer in den Deputationen 
uüd ivoMimissioneu dabei nachstehende Amtszeichen tragen sollen: 
L In grossen St&dteii: a) cüe Magistratsmitglieder und Stadtrer- 
ordneten goldene Ketten mit goldenen Medaillen, b) die B^lra* 
Vorsteher und Bflrgerbeisitzer in den Deputationen und Kom- 
missionen silberne Ketten mit silbernen Medaillen. IT. In mitt- 
lem Städten: die Magistratsmitglieder und Stadtverordneten silberne 
Ketten mit silbernen Medaillen, b) die Bezirksvorsteher uud Bür- 
gerbeisitzer in den Deputationen und Kommissionen silberne Me- 
daillen an einem Bande mit ulbemer Einlassung, in. In kleinen 
Städten: a) die Magistratsmitglieder and Stadtverordneten silberne 
^fedaillen an einpm Bande mit silberner Einfassung, b) die Be- 
zirksvorsteber und Bürgerbeisitzer in den Deputationen und Kom- 
missionen silberne Medaillen an einfachen Bändern. Es wird über 
die Form der Ketten und das Gepräge der Medaillen das Erfor- 
derliche besonders bestimmt werd^. 

So wie Wir Uns nun versichert halten, dass die Eiriwohner 
sämtlicher Städte Unserer Monarchie Unsere landesväterlii he Hühl, 
welche Wir denselben durch Erteilung dieser Orduuiii^ bezeigen, 
als getreue Unterthanen mit Dank erkennen und derselben nach- 
leben werden, ebenso befehlen Wir Unsern sfimflichen Staatsbe- 
hörden, allen Magistraten und Bürgerschaften, sowie überhaupt 
jedermann sich darnach scliuldigst auf das genaueste zu achten. 

Gegeben Königsberg den 19ten November 1808. 

Friedrich Wilhelm. 
V. Schrötter. v. Stein. 



4. Pablikandum betr. die veränderte Verfassung 
der obersten Staatsbehörden. 1808 Dez. 16. 

Saminlung der für die preoss. Staaten anohleiwtteik Gesetia und Ver- 
oidnttngMi von 1806—1810 (1822) S. 861—873. 

Whr Friedrieb Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc. etc. haben beschlossen, den obersten Verwaltungs- 
behörden für das Innere und die Finanzen eine verbesserte, den 
Fortschritten des Zeitgeistes, der durch äussere Verliältnisse ver- 

8* 
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Anderten Lage des Staats und den jetzigen BedQrfiiisseD desselben 
angemessene GeschlUtseinrichtuiig zu geben und heben daher die 
in diMer Hinskht bestMideoen Einriehtnngen htomit aal 

Die neue Verfassung besweckt, der GeadilllsyerwBltDng die 

9^stmöglichste Einheit, Kraft und Regsunkeit zu geben, sie in 
einen oberston Punkt zusammen /iifessen und die Geisteskräfte der 
Nation und des einzelnen auf die zweckmässigste und einfachste 
Art für solche in Anspruch zu nehmen. Die Regierungsverwaltung 
geht zu dem Ende künftig von einem dem Oberhaupt des Staates 
unmittelbar untergeordneten oberstOB Standpunkt ans. Es wird 
von demselben niät allein das Ganze übersehen, sondern andi 
znpicich unmitteUtnr nnf die Administration gewirkt. Eine möglichst 
kleine Zahl oberster Staatsdirnor stehet an <l<'r Spitze einfach or- 
ganisierter, narli ITaiiptverwaltungszweigen abgegrenzter Behörden; 
im genauesten Zu&ammenhang mit dem Regenten leiten sie die 
Öffentlichen Geechifte nach dessen nnmtttelbar ihnen «rtefltai Be- 
fehlen selbstlndig und selbstthätig mit voOer Venntwordidikeit 
und wirken so auf die Administration der untergeordneten, in 
gleicher Art gebildeten Behörden kräftig ein. 

Die Nation erhält eine direm wahren Besten und dem Zweck 
angemessene Teilnahme an der öffentUchen Verwaltung, und dem 
ausgezeidmeton Talent in Jedon Stand und Veritfltnls irird Ge- 
legenheit erOfhet, davon sum allgemeinen Beaten GebruiGli zu 
machen. 

Wir verordnen demnach: 

1. Die oberste allgemeine Leitung der ganzen Staatsver- 
waltung vereinigt sich in dem Staatsrat unter Unserer unmittel- 
baren Aufsicht Die nähern Bestimmungen über dessen Organi- 
sation nnd Verfuanng behalten Wir Uns indessen nodi tot. 

2. Das Ministerium besteht aus dem Minister des Innern, 

dem Mini?^ter der Fin^mzcn, dem Minister miswärtigen An- 
gelegenheiten, dem Kriegsministerium, dem Justizminister. Jeder 
Minister ist Chef desjenigen Departements, an dessen Spitze er 
steht, und der solchem untx3r geordneten Abteilungen. Eines jeden 
Departements Würksamkeit erstreckt sich in RdiSsicht der Gegen- 
stände desselben Über sämtliche Provinzen. Die äusseren Ver^ 
hältnisse der drei letzterwähnten Ministerien, welche eine ver- 
besserte Verf;^ssiin^: nach den nämlichen Grundsätzen erhalten, 
werden durch eine besondere Verordnung bekannt gemacht werden, 
und die jetzige bezieht sich daher nur auf die des Mimötenums 
dee Innem und der Finanzen. I>urdli eine besondere Instruktion 
ist die GescliflftsfiQhnmg des gesamten Ministerii als solches 
naher bestimmt 

3. Das Ministerium des Innern begreift die ganze innere 
Landesverwaltung im aiistredehntesten Sinne des Worts in sich 
mit Ausnahme der eigentliciieu Finanz-, Militär- und Rechtsange- 
legenheiten. Es gehört daher zu demselben alles, was auf die 
Gmndyerfusnng des Staats nnd das innere Staatsrecht bezug hat. 




Digitized by Google 



87 



ungleichen die Polizei verwaltang in ihrem ganzen Umfange, mithin 
audi die Zensurangelegenheiten, jedoch mit Ausnahme der Schziften 

politischen Gegenstandes, deren Zensur dem Departeinent der aus- 
wärtigen Angelegenheiten überlassen wird. Auch die poliüeüiche 
Aufsicht tiber das Forst- und Jagdwesen (§ 25) wird gleichfalls 
ausgenommen. 

4. Das Deptttement des Innm leOt sich in folgende Sek« 

tioncn: 1) die Sektion für die allgemeine Polizei, 2) die Sektion 
für Gc\verbej)olizei. H) die Sektion für den Kultus und ötfentlichen 
Unterricht, die in zwei Unter-Abteilungen zerfällt: a. für den 
Kultus, b. für den öffentlichen Unterricht 4) die Sektion der all- 
gemeinen Gesetzgebung. Ausserdem werden 5) die Mediziualsachen 
und 6) die Angelegenheiten des Bergbaues, der Mflnze, Salz- 
fabrikation und Porzellain-Manufaktnr in besonderen Abt« il ingen 
bearbeitet. Die erste Sektion steht unmittelbar unter dem Minister 
des Innern und seiner Leitung. T>en Sektionen 2, S und 4 sind 
Geheime Staatsräte als Chefs vorgesetzt, die jedoch dem Minister 
des Innern untergeordnet sind. Die Abteilungen 5 und 6 werden, 
je nachdeni die Sachen dazu geeignet sind, entweder Ton dem 
Mimster des Innern nnmittdbar oder von einem besonderen Diri- 
genten unter solchem geleitet 

5. Zu der Sektion der allgemeinen Polizei gHiören alle 
Zweige der Landespolizei, welche nicht in Gewerbepolizei dem 
weitesten Sinne des Worts nach, in Erziehungspolizei und in 
Medizinalpolizei eingreifen. Es ressortiert also namentlich von 
dieser Sektion: 1) die ganze Sicfaerheitspolisseif 2) das Armenwesen, 
Arbeits- und Krankenhäuser und alle dahin gehörige Anstalten, im- 
gleichen auch Witwenkassen und ähnliche Institute, 3) die Poli/x'i 
der ersten Lebensbedürfnisse, Magazine aller Art zur Abwendung 
des Mangels und der Tt urung, 4j alle ölientliche/i Anstalten zur 
Bequemhchkeii und zum \'ergüügen ; die Theater ressortieren jt- 
dodi von der Sektion der Unterriditspolizei, 5^ die Post unter 
niher 2U bestimmenden Modifikationen, 6) die innere Staatsver- 
fassung, namentlich die ständische Verfassung und was darauf 
Bezug hat, Aufsicht auf st:idtischc und ländliche Korporationen, 
Überhaupt alle bisher zum innern Staatsrecht gerechneten Angelegen- 
heiten, femer 7) die Juden und Sektierer, jedoch nicht in Beziehung 
anf ihren Koltos, sondern bloss auf ihre Vo^usung, das Kanton- 
wesen and ihren politischen Zustand, B) die Aufsicht und Besetzung 
der Provinadal-, Finanz- und Polizeikouegien unter Mitvnrkung des 
JMinisteriums der Finanzen. 

6. Es sind demnach dieser Sektion speziell untergeordnet: 
1) die Krieges- und Doniänenkammem oder, wie sie von Publi- 
kation der Verordnung über ihre künftige neue Organisation heissen 
sollen, die Regierungen, 2) die Stande und ihre Behörden, insofern 
darüber überhaupt eine Aufsicht des Staates eintritt, 3) das General- 
Postamt, welches jedoch neu organisiert wird und die selbständige 
Leitung des technischen Teds des Postwesens behält, 4) das Polizei- 
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(iirelitoriuni der Residenz Berlin, welches gleichfalls eine neue 
Or^^isation und einen Oberpräsidenten an die Spitze bekommt 

7. Die Sektion der Ge\verbej)oliz ei besorgt diese im allge- 
meinsten Sinn des Worts sowohl ia Beziehung auf Produktion als 
Fabrikation und Handel Es gehört daher zu flirem GeadiSfta- 
kreise: a) die ganze landirirtschaftliche Polzei mit Ausschlnas des 
Domänen- und Forstwesens, b) alle Anstalten zur Beförderung der 
Landwirtschaft, Gemcinheitsteilungen. Meliorationen durch Aus- 
trocknung der Sümpfe etc., das Ciestütwesen. jedoch durchaus ledig- 
lich in polizeilicher Hiubicht, c) das Zunftwesen und was damit 
in Verbindung steht, Schauanstalten, überhaupt die Polizei der 
Fabrikation mit Ausschluss der fOr die Bergwerks-S^on gdidri- 
gen grössem metallischen Fabrikationen, d) das ganze Bauwesen 
und di^ oberste Leitung der Administration von allen Fabrikationen, 
welche für ReclinniiL': des Staats betrieben wrrffeu, insofern solche 
nicht, wie die I\a/A'llain-Mannfaktur, Salzweike etc. andern Sek- 
tionen oder wie die Pulvcrfabrikation dem Militärdepartement be- 
sonders beigelegt sind, e) die ganze polizeiliche Leitung des Mftnz^ 
Wesens. Die Münzfabrikation selbst ressortiert jedoch von der 
Sektion für den Bergbau und die Münze, f) die Mandelspolizei 
im weitesten Umfanjic des Wort^. mitliin alle Bestimmungen über 
den in- und ausländisehon llaudei, insoweit nicht rücksichtlich des 
letztern die Wirksamkeit des Departements der auswärtigen An- 
gelegenheiten, von welchem die Randels-KommissSrs ressortieren, 
eintritt; die Maiktrecfate, Taxen, alle Anstalten und Mc^orationen 
zur Beförderung des Handels, insonderheit die Fürsorge wegen 
der Seehäfen. SchilTbarmachung der Ströme, Anlegung von Kanälen, 
Chausseen und Landstrassen, p) die polizeiliche Aufsicht über die 
Geldinstitute der Stände, Korporulioaen unii Gemeinden, mithin 
auch über die Landschaftlichen Kreditsysteme, insoweit es auf 
deren dem Ganzen unscfafidliche und zweckmässige Einrichtung, 
insoweit es dal)ei aber auf ständische iin l Kommunitätsverfassung 
ankommt, gehört die Sache nach 5; und 6 vor die Sckridn i\or 
all^'enu'inen Polizei, h) die Art der Teilnahme der Sektion der 
Gewerbepolizei in Altsiclit der Bank wird durch ein besonderes 
Reglement bestimmt werden. 

8. Dieser Sektion werden unmittelbar untergeordnet: 1) die 
zu errichtende technische Gewerbs- und Handelsdeputation. Sie 
soll bestehen aus einigen Staatsbeamten, aus Gelehrten, KünsÜem, 
Landwirten, Manufakturiers und Kautieuten, welche die erforder- 
liche wissenschaftliciie oder praktische Bildung haben. Ihr Zweek 
ist, das AVissenschaftlichc der ganzen Gewerbkunde in ihren Fort- 
schritten zu verfolgen und unter Mitteilung der Resultate mit 
ihrem Gutachten der Sektion an die Hand zu gehen. Eine be- 
sondere Verordnung wird ihre innere Organisation b€«timmen. 
2) Die technische Baudeputation und das Hof-Bauamt, welches 
letztere der Kontrolle dei ersteren unterworfen wird, beide aber 
gleichfalls eine neue Einrichtung erhalten. Die technische Bau- 
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deputation hk\ht die Exaininationsbehörde lür Üaukünstler und 
Feldmesser. '6) Die Fabriken-Kommissarien stehen zwar zunächst 
unter den pp. Kammern (Regierungen), die für die Residenz aber 
in unmittelbarer Verbindung mit der Sektion. 

9. Bei der Sektion für den Kultus und Öffentlichen Unter- 
richt steht die Abteihinjj: für den Kultus unter spezieller Direktion 
eines versitzenden Staatsrats, die tür den öffentlichen Unterricht 
abei unter unmittelbarer Leitung des Geheimen Staatsrats und 
Sektioüs-Chefs. 

10. Zum GeschfiftskreiBe der Abteilung des Öffentlichen 

Unterrichts gehören: a) alle höheren ^dssenschaftlichen Kunst- 
vereine, welche vom Staate unterstützt werden, die Akademieen 
der Wissenschaften und Künste, iiivjleichen die Bauakademie zu 
Berlin, insoweit der Staat sich eine Einwirkung auf Solche vor- 
behalten hat oder sie durch neue Konstitutionen festsetzt, wenig- 
stens rfldfBiditlieh ihra* Fonds und deren Verwaltung, b) alle 
Lehranstalten, Universitfiten, Gymnasien, gelehrte, Elementar-, 
Bürger-, Industrie- und Kunstsdiulen ohne T^nterschied der Re- 
Iffnon, c) alle Aii-talten, welche, wie das Theater, Eiotiuss auf die 
allgemeine Bildung haben, d) die Zensur aller Schriften, welche 
nicht politischen Inhalts sind. 

11. Unter dieser Abteilung stehen unmittelbar: 1) die zu 
organisierende wissenschaftliche Deputation fttr den ÖTOntlichen 
Unterricht. Sie tritt an die Stelle des Obcr-Schulkollegiums und 
hat zum Zweck, für den r»fTentIirlien Unterricht zn leisten, was 
die teclinisclif'?! Deputationen für andere Zweige der Staatsver- 
waltun^f leisten sollen. Die vorzüglichsten Männer in allen Fächern, 
welche auf den öffentlichen Unterricht Liiiliubs haben, werden zu 
Mitgliedern der Deputation erwählt, selbst wenn sie abwesend 
sind. Sie ist die Kxaminationsbehörde für höhere Schttlbediente. 
Ihre übrige Einrichtung wird durch eine besondere Verordnung 
bestimmt werden. 2) Die Akademieen der Wissenschaften und 
bildenden Künste una die Bauakademie, soweit sie nicht von be- 
sonderen Kuratoren abhängen, 3) die Universitäten, bei welchen 
der Wirkungskreis der Kuratoren besonders bestimmt werden 
wird, 4) die Köni^. Theater und Ähnliche Anstalten, insoweit sie 
nicht votl besonderen Direktionen ressortieren. Sdmlen und 
Lehranstalten stehen nur Tnitte1));ir durch die pp. Kammern (Re- 
gierungen) unter dieser Aliteilung. 

12. Die Abteilung für den Kultus erhält alle Rechte der 
obersten Aufsicht und Fürsorge des Staats in Beziehung auf Re- 
ligionsttbung (jus drca sacra), wie diese Rechte das ijlgemeine 
Landrecht teil 2 Titel 11 § 113 seqq. bestimmt hat, ohne Unter^ 
schied der Glaubensverwandte?/. Nach iMassfj:aV)e der den verschie- 
denen RcliLnonsparteien zu^'estandenen Verfa.ssun^' bat sie auch 
die Konsi>tuiäalrechte (jus sacrorum) namentlich in Absicht der 
Protestanten nach § 148 am angeführten Orte des AUgem. Land- 
rechts. Ihr gebflhret die Beurtdlung wegen Tolerierung einzebier 
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Sekten; auch die Juden stehen in Beziehung auf ihren Gottes- 
dienst unter ihr. Nicht minder gebührt ihr die Aufudit des Be- 
iigionsunterrichts bei der Erziehung. 

13. Da die Angelegenheiten des Kultus jedesmal durch die 
pp. Kammern (Redenmgen) gehen, so hat diese Sektion keine 
Miftrdeii, wdefae ihr unmitfelrwir nntergeofdnel smd^ ausser den 

Deputationen für Geistlidie und Schulsacben in den Kamineni, 

und inf^o^vcit kntholisclie ^'cistliclie Sachen und die Aufsicht auf 
den Kultus tolerierter Sekten ein (Je^renstand der I^deslioheit 
sind, die Deputationen der Kammern, welche die Landeshoheits- 
Gegenstände bearbeiten. 

14. Die Sektion der allgemeinen Gesetzgebung hat eigeut- 
Ueh keinem sdmmistntiveD Wirkungskreis. Sie ist beetiiDint bei 

neuen Einrichtungen, Gesetzen und grosseren Btaatsoperationen 
ihr Gutachten mit steter Rücksicht auf die in der Wissenschaft 
premachten Fortschritte abzugeben und die allfiemeine Qualifikation 
künftiger höherer Staatsdieoer durch die Aufsicht bei ihrer Prü- 
fung zn kontrollieren. 

15. Ihr sind unmittelbar untergeordnet: 1) die Ober-Exami- 
natious-Kommission, welche die Prüfimg bäiatlicher liäte in den 
GeschSftssweigen der Ministerien des Innern und der Finanzen 
besorgt Sie erhält eine anderweite Organisation und neue In- 
struktion. 2) Die Gesetzkommission. Sie wird gleichfalls neu 
organisiert und mit einem besondem Oesrlififtsreglenient ver- 
sehen. Sie erhält die Prüfung aller neuen («esetzes vorschlage, in 
welches Departement sie auch einsdilageu mögen, und sobald sie 
organisiert ist, soU kein Gesetz emaniert werden, worflber sie ihr 
Gutachten nicht abgegeben hat Für ihr Gutachten erhSlt sie die 
möglichste Freiheit und Unabhängigkeit und sie ist nur allein 
Uns unmittelbar dafür verantwortlich. Die Mit^ilicder \v(T(len von 
Uns unmittelbar ernannt Die Gesetzkommission hat den erateu 
Vorschlag der Kandidaten, und der Minister des Innern schlägt 
sie Uns nach eingeholtem Gutachten des Sektions-Chefs vor. In 
Absicht der Justizmitglieder geschieht der Vorschlag von ihm ge- 
meinschaftlich mit dem Grosskanzler. Wir behalten Uns vor, audi 
stänrli^rlm Rei)räsentantcn zu Mitgliedern der Gesetzkommission 
zu ernennen, imgleirhf^n auswärtige Männer von hervorstehendem 
Talent zu ausserordentlichen Mitgliedern. 

16. Die Abteilunj^ für das Medizinalwesen leitet die ganze 
Medizinalpolizei mit allen Anstalten des Staats für die Gesund- 
heitspflege. Dieselbe hat ferner die oberste Aufsicht auf die Quali- 
fikation des Medizinal-Personals und dessen Anstellung im Staate, 

auch unter Mitwirkung der Sektion für die allgemeine Polizei die 
oberste Leitung aller Krankenanstalten. Ihr gebühret ferner eine 
Teilnahme an dem Militär-Medizinahvesen . welche jedoch näher 
durch eine besondere ^''e^o^dnun^ besiuiiiiit werden wird. Vor- 
läufig wird indessen festgesetzt, dass dieselbe bei den Bildungs- 
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anstalten des Militär-Medizinalwesm und bei Prttfnng der Quali- 
fikation der Subjekte mitwirkt. 

17. Dieser Abteilung sind unmittelbar untergeordnet: 1) die 
zu errichtende wissenschaftliche Depatation für das Medizinal- 
wesen. Sie besorgt den wibseuäcliafUichea Teil des Medizinal- 
Wesens, prflft die darin gemachten Fortacliritte, tdlt selbige zur 
Anwendung in polizeilicher Hinsicht der Abteilung mit und unter- 
stfitzt dieselbe mit ihrem Gutachten über Gegenstände, wobei es 
auf Jomstverstfindifje und wissenschaftliche Kenntnisse ankommt 
Sie bildet in dan Provinzen ähnliche Deputationen, durch welche 
sie die benütigten Nachrichten einzieht und mit denen nie in fort- 
wihrender Verbindung steht Sie vertritt kOnftig die Stelle des 
Ober-Gollegii medici et Sanitatis und erbilt durdi eine besondere 
Verordnung ihre Organisation. 2) Die allgemeinen Bildungen 
anstalten für das Medizinalwesen. 3) nie grösseren Kranken- 
anstalten in den Hau])tstädtcn, soweit sie eigene Direktionen haben 
und nicht der pp. Kaiuiuer untergeordnet sind. 

18. Die Abteilung für den Bergbau, die Münze, Salzfabri- 
kation nnd Porzettainmanu&ktor besorgt: 1) die ganze Bergwerks- 
und Hütten Verwaltung im ausgiedehntesten Umfange sowohl in 
polizeilicher als administrativer und technischer Rücksicht. Sie 
hat daher die Aufsicht und Leitung der Berg- und Hüttenwerke, 
welche für Rechnung des Staats betriehen werden, der dazu ge- 
hörigen Etablissements, ihrer Bcwirtäcliaftung und ihres Ein- 
bringens, des Handels mit den gewonnenen bergmännischen Pro- 
dukten und ^laterialien, der Aufsuchung, Gewinnung und Fort- 
schaffung der Brennmaterialien, Steinkohlen, Brennkolilen, des 
Torfs auf Domänen. Sie liat ferner die Lcitiintr aller Königlichen 
unfl die Aufsicht auf alle Privat-Cheniibchea Fabrikationen, im- 
gieiciieu der Giessereien, vorzüglich des Geschützes und der Am- 
jnunition, Gewehr&briken, Hammerwerke, Drahtzflge etc. 2) Die 
technische Fabrikation d^ Münzen. Die Bestimmung des Münz- 
fusses und der Münzarten hängt von der Sektion der Gewerbe- 
polizei ab. 3) Die Salzfabrikation, die Anlegung und Betrieb der 
Salz werke und den Transport des Salzes. Das Salzregal selbst wird 
aber von der Sektion der direkten und indirekten Abgaben ver- 
waltet 4) Den Betrieb der PorzcllainmanuiMrtnr. 

19. Unter dieser Abteilung stehen unmittelbar: 1) die Ober- 
Bergämter und Bergwerksbehörden, insofern sie nicht mit den 
pp. Kammern vereinigt werden oder einen besondern Berg-Haupt- 
mann vorgesetzt erhalten und derselbe dem Minister des Innern 
direkte untergeordnet wird, 2) die mineralischen Produkten-Debits- 
Behördcn, iiugleichen die Torfindministrationen, im Fall sie nicht 
bloss mittelbar durch die pp. Kammern unter der Sektion stehen, 
3) die Münze, PorzeUainmanufiiktur- und Salzwerksdirektionen, 
welche sämtlicli mit neuen Instruktionen werden verseben werden. 

20. Der Minister des Innern ist ülirigens auch Chef der Be- 
hörde, welche zur Sammlung und Zusammenstellung statistischer 
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Nachrichten eingerichtet und zu dem Ende mit einer besondern 
Instruktion versehen werden «loll. 

21. Das Ministerium der Finanzen leitet und \ erwaltet die 
gesamte Staat&einnahme, sie bestehe aus Doiuäuen oder land^ 
herrUefaen Anfklinfien. Die Stoatsausgaben ressortieren nur in- 
soweit YOn diesem Departement, tds sie dnrch die Finanzverwaltung 
selbst veranlasst werden. Die Bedürfnisse der übrigen Verwal- 
tungszwcige weiset der Minister der Finanzen den betreffenden 
Departements-Chefs nach einer gemein sc hatt lieh mit solchen vor- 
geuuniineuen Ausmittelung des Bedarfs in voller Summe an, und 
diese sowie die ihnen untergeordneten Sektionen haben naehber 
die weitere Disposition darflber. Es gehört hingegen vor das Fi* 
nanzministerium die Verwaltung der Überschllsse, die Leitung des 
Staatsschuldenwesens und der unmittelbaren Geldinstitute de«? 
Staats, namentlich der Bnnk und der Seehandlung, wenngleich 
deren Fonds aus Privat vermögen besteht. 

22. Das Departement der Finanzen teilt sich gleichfalls in 
folgende Sektionen: 1) die Sektion des Genendkassen-, Bank-, See- 
handlung- und Lotteriewesens, 2) die ScArtion für die Domänen 
und Forsten, 3) die Sektion der direk-ten und indirekten Abgaben. 
Di(; erste Sektion steht unter unmittelbarer Leitung des Ministers 
der Finanzen. Den beiden letzteren Sektionen werden Geheime 
Staatsräte zur besondem Leitung als Chefs vorgesetzt, die jedoch 
dem minister der Finanzen untergeordnet smd. 

28. Zum Ressort der ersten Sektion oder der Generalkassen-, 
Bank- und Lotterie-Sektion gehört die Verwaltung der Übersclulsse 
do< baren Staatsvermöjjens, die RoMrbcitung des Staats-Schulden- 
wesens. die Leitung sänitlicln r ( i( idinstitute des Staats. Sie hat 
die Ivuiutel über die Generai-Staatskasse und die Anweisung aller 



für solche, insoweit nicht einer oder der andern Partie ein eigener 
Pensionsfonds zur Verwaltung überlassen wird. Die Stifter ressor- 
tieren. insoweit eine Könij^liche Dispostion über solche eintritt, 
von dieser Sektion. Bei solcher wird die Staatskassen-Buclihalterei 
unter der Leitung eines Staatsrats Kelülu t 

24. Ihr sind unmittelbar untergeordnet: 1) die General- 
Staatskasse, in welche sich simtliche Ynänsr stattgefundene Genend- 
kassen vereinigen, und verschiedene Ausgabekassen a) für die 
Militäransgaben, h) für die auf die Civilliste Be/Aijj habenden Aus- 
gaben, c) für alle auf das Staatp-Srlmldpnwesen Bezug hal)enden 
Ausgaben, 2) die Bank. 3) die Seeliaiuiiung, 4) die Lotterie, bei 
weldher ein gleiches stattfindet 

25. Die Sektion der Domänen und Forsten hat die Ver- 
waltung der Domänen und Landesherrlichen Forsten im weitesten 
Umfange, sowohl in Absicht der Disposition über ihre Substanz 
als ihre Nutzungen, mithin mich der DomfinenaVifxaben imd .Tagd- 
nutzunpren. Die führt zu^'k-ich die Verwaltung der Forstpoiizei 
in Absicht der Privatforsten und Jagden. 
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26. Die tedinisdie Ober-Foratdeputation, imgleicben die 

Forsteharten - Kammer ist derselben unmittelbar untergeordnet 
Die technisclie Obor-Forstdeputation ist gleichfalls eine wif^-^on- 
schaftHche konsultative Behörde, welche die Leitung der Aciiiiii i- 
stratiou durch Mitteilung der Resultate ihres wissenschafthchcn 
Forsdieiis unterstatzt und das Nötige zur Verbesserung der Ad- 
ministration vorbereitet Sie hat die Leitong der Forstonterricfats- 
Anstalten und die Prflfong der Forstbedienten. Durch diese zieht 
sie sich die erford« rlichen Nachrichten ein, und der Ober-Land- 
forstmeister ist Diiektor derselben. In Fällen, wo es auf die An- 
wendung tedmischer oder wissenschaftlicher Agrikultur-Grundsätze 
ankommt, bedient sich die Sektion zu einem gleichen ßelmf der 
Deputation fttr den Ackerbau, welche eine Abteilung der tech- 
nischen Gewerbs- und Handelsdeputation ist. 

27. Zum Geschäftskreise der Sektion der direkten und in- 
direkten Ab^'abeu gehört die Verwaltung aller direkten und in- 
direkten Landesherrlichen Abgaben in der ausgedehntesten In - 
deutung, miüim aller Einkünfte, welche nicht aus den Doniäuen 
oder besondem Instituten entspringen. Sie zerfiUlt in zwei Ab- 
teflungen: a) für die direkten und b) die indirekten Abgaben, 
welche jedoch beide unter unmittelbarer Leitung des Geheimen 
Staatsrats und Sektionschefs stellen. Zu der ersten Abteilung ge- 
hören namentlich alle unter dem Namen Kontribution oder andern 
Benennungen begriffene/i Grundsteuern, iuigleichon che behufä des 
Militärs bestehoiden Fourageab^ben. Za der letztem gehören 
die Accise und Zoll-, auch die Stempel- und Salz-Bevenflen, im- 
gleicben die Leitung des innem Salz-Debits. 

28. Dieser Sektion sind unmittelbar untergeordnet : a) die 
Haupt-Stempelkammer, h) die Accisedirektionen, so lange sie noch 
nicht mit den pp. Kammern veremigt sind, c) die Accisedepu- 
tadonen in den pp. Kammern (Regierungen). 

29. Die Ober-Rechenkammer steht kfinftig unter dem ge-. 
samten Staatsrat und vorerst unter den gesamten Ministerien. (§ 1). 
Ihr Zweck und Ressort ist bekannt. Sie erliiilt eine neue Or- 
ganisation und Instruktion, wobei sie rücksiclits des Matcriollon 
ihrer Geschäiisiührung möglichst selbständig und unabhängig \n erden 
soll Sie bleibt in Ansehung derselben nur Uns unmittelbar ver- 
antwortlich und erhSlt auch von Uns unmittelbar die erforder- 
lichen Befehle. Nur in Absicht des formalen Geschäftsbetriebs 
wird sie dem Sta^itsrat 1) unto-geordnet und muss demselben 
darüber Rechenschaft ablegen. 

30. Unmittelbar unter dem Staatsrat untl unter dem Vorsitz 
eines von Uns zu ernennenden Geheimen Staatsrats steht das 
Plenum der technisdien und wissmschaftlichen, bei den speziellen 
Selrtionen benannten Deputationen, die ein(> nähere Berührung 
unter sich haben. Dies ist namentlich der Fall in Altsiclit der 
torhnisch(m und wissenschaftlichen Deputationen: a) der Gewerbe- 
poiizei mit ihren Abteilungen, b) des Bauwesens, c) des Forst- 
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Wesens. Ein besonderes üegiement wird darüber das Nähere be- 

31. Die einselnen SektionMi und AbteOnogeii TefftUmi in 
ihrem Namen unter der Benennung der Sektion des betreffendea 
Departements, z. B. Sektion des Finanzdepartements für Domänen 
und Forsten, die Minister: Auf Spezial-Befehl. Bei Gegenständen, 
die m das Ressort mehrerer Ministerien, Sektionen (xier Abtei- 
lungen eingreifen, wirken diese gemeinschaftlicli. Das NShere 
hierüber bestimmt die GeBdiifte-Inetruktion der obersten Stsate- 
behörden. 

H'2. Die Minister sind als Departements-Chefs zwar so be- 
fugt als vcrpüichtet, die (leschäfts Verwaltung der einzelnen ihnen 
untergeordneten Sektionen und Abteilungen zu beobachten, den 
Vorträgen in denselben beizuwohnen, siäi von dem Detail dei- 
Administration zu Unterricht«! und MSngel darin absustdlen. 
Wer sich indessen bei den Verfügungen einzelner Sektionen oder 
Abteilungen nicht beruhigen zu können glaubt, ist befugt, seine 
Beschwerde unmittelbar bei Uns anziibrinf'en : nur nniss er die 
von den Behörden erhaltenen Hescheide den bestehenden Vor- 
schriften gemäss lui Original beilegen. 

33. Insofern nidit Torstehttid hesondefe Behörden an» 
ordnet sind, führen die Minister, Sektionen und Abteilungen die 
Geschäftsverwalinng in den Provinzen durch die pp. Kammern 
(Regierungen) aus. r>io<:e sind daher wich sowohl den Ministem 
des Innern und der Finanzen als den einzelnen Sektionen und 
Abteilungen beider Departements in Absicht ihres Ressorts unter- 
geordnet und mtissen dann ihren Anweisungen Folge leisten. Es 
bleibt ferner das bisherige Dienstverhftltms der pp. Kammern 
gegen das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, das Kriegs- 
ministerium und dir Oberrechenkammer unverändert, 

34. Zu nielirerer Belebung des (ieschäftsganges in den 
Provinzen werden Oberpräsidenten angesetzt, einer för die 
Provinzen Ostpreussen, Litiliaueii und Westpreussen, einer für die 
Knrmark, Neumark und Pommern, einer mr Sddesien. Sie sind 
zwar den pp. Kammern vorgesetzt, aber keine Zwischeninstanz 
zwischen ihnen und dem Ministerio, sondern als perpetuierliche 
Konnnissarien des letztem zu betrachten, um in ihrem Namen an 
Ort und Stelle eine f^enaiie und lebendige, nicht bloss formale 
Kontrolle sowuiii über die offentUche Verwaltung an sich, als die 
Treue und Deiterität der Beamten zu führai. Sie haben zwar 
die Befugais und Verpüichtung, sich von dem Geschfiffcsbetrieb 
bei den pp. Kammern in genaue Kenntnis zu setzen, ihn von 2^it 
zu Zeit an Ort und Stelle oder auch durch Einforderung von 
Nachrichten und Akten zu revidieren und Mängeln abzuhelfen, sie 
nehmen indessen an der Detailverwaltung keinen Anteil. Sie haben 
die allgemeine Aufsicht auf die ständische Verfassung der Pro- 
vinzen ihres KeiaBorts, führen als Landesherrliche Kommissariea 
den Vorsitz bei den allgemeinen standischen Versammlungen und 




Digitized by Google 



& fimklituif dM Krisgmiiiiitfetiiiiiiit 1809. 



45 



die polizeiliche Aufsicht über die ständischen Geldinstitute. Ausser- 
dem gehören zu iiiiiem speziellen Geschäftskreise diejenigen Gegen- 
stüude der Staatsverwaltung, bei denen es von Wichtigkeit ist, 
einen grOeseran Vereuiigungspnnkt in Abflicht der AnafU&ung als 
Ton einem einzelnen Kammerdepartement zu haben. Daldn ge- 
hören z. B. die Sicherheitsanstalten für das Land, welche sich auf 
mehrere Provinzen zugleich erstrecken, grössere Sanitätsanstalten, 
Viehseuchenkordons, Sperre etc., ferner Pläne zu neuen Anlagen, 
Meliorationen, welche melirere Provinzen betreffen. Eine beson- 
dere Instruktion wird deshalb das Nähere bestimmen. 

Die Oberpriteidenten versammeln sich der Regel nadi aUe 
Jahr einmal zn einer bestimmten Zeit in Berlin, um nicht allein 
filior die ganze Verwaltunp^ Rfippnrt zu erstatten, sondern auch 
durch [^e*i:«'iis( itige Mitteilun^'^ ihrer Erfalunintrcn und Beobachtungen 
die Atlmiiiistration niögliclist zu vervollkouininen. Sie sind Mit- 
glieder deä btaatsrats (§1) und Geheime Staatsräte. 

35. Anch wd der Polizeiverwaltung der Stadt Berlin ein 
Geheimer StaatBrat als OberprSsident vorgesetzt Da dessen 
Ressort von dem der Übrigen Oberpräsidenten wesentlich unter- 
schieden ist, so wird deshidb das Nötige besonders bekannt ge- 
macht werden. 

36. Die Provinzial-, Finanz- und Polizeibehörden erhalten 
doreh ehie besondere Verordnung gleicbfidls ebie der Jetzigen an* 
gemessene Organisation. 

Dadurch und durch die vorstehend veränderte Verfassung 
der obersten Ä'erwaltungsbehörden. verl undeu mit einer sorü^iltigen 
Auswahl der Individuen wird es möglich werden, die Grundsätze 
einer verbesserten Staatsverwaltung in Anwendung zu bringen, 
durch deren Anwendung das Glück des Staats allein dauerhaft 
neu gegründet werden rann. 

Dies zu thun ist Unser fester landesvfiterlicher Wille, und 
es hat sich daher ein jeder, den es angeht, nach den vorstehenden 
Bestimmungen zn achten. 

Urkundlich haben Wir dieses durch Unsere eigenhändige 
Unterscluift und unter Beifügung Unsers Königlichen lusiegels 
YoUzogen. 

Gegeben Königsberg den 16ten Dezember 1808. 

Friedrich Wilhelm. 
V. Altenstein, v. Dohna. 



5. EinricbtUDg des Kriegsminiäteriuins. 

1809 Febr. 18. 

SanimluDg der f\\r die prenss. Staaten Anohiaiitiieiii Qefletao oiid Ver- 
ordnungen von 1806—1810 Uö22) 8. 536—640. 

In Verfolg' des Publikandums vom 16ten Dezember vorigen 
Jahres [Nr. 4] betreffend die veränderte \'erfassung der obersten 
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5. Einrichtung des Kriegsmiuisteriama 1809. 



Stoatsbehörtleu haben Seine Mtgestät von Praussen etc. in An- 
s^iing des KnegsmiDisteriunu folgendes verordnet ond festgesetzt: 
Das Kriegsministerium begmft die ganze MOitärverwaltong 

in sich; es gehört zu demselben alles, was anf dasMilitfir, dessen 
Verfassung, FrnChtung, Erhaltung und den von flim zu machenden 
Gebrauch Bezug hat 

Es teilt sich in zwei Departements, von welcheu das erste 
die Benennung des Allgemeinen Kriegsdepartements, das zweite 
die des BfilitSr-ökonomiedepartements fllhrt 

Das Allgemeine Kriegsdepartement umfasst alle auf 
die Vorfassung der Arnipe und das Koninrnndo ]\p7.u^x hnbende 
Geschäfte, hat seinen eigenen Chef, welcher zugleich vom General- 
Stabe ist, und zerfällt iii drei Divisionen. 

Zur ersten Division gehört alles, was auf die persönlichen 
VerhSltnisse der Militfirincuviduen si(^ bezieht« und namentlich 
werden nachstehende Gegenstände dazu gerechnet: 1) alle Avance- 
ments, Entlassungen, Anstellungen, Versetzungen, Beurlaubungen 
der Offiziere und Heiratskonsense, 2) die liesokhingen und Pen- 
sionierungen, H) die Ausmittelung der Invaliden, 4) die Ordens- 
und liuadensachen, 5) die Belohn uugeu und Bestraf ungen, G) Dis- 
ziplin, Justiz und Polizei. 

Diese Abteilung wird, je naclidem die Sachen dazu geeignet 
sind, entweder von dem Chef des Dei)artements unmittelbar oder 
von einem Stahsoftiziore unter solcliem geleitet, und ihr ist die 
geheime Krie;^skanzlei besonders untergeordnet. 

Zur zweiten Division gehört hingegen alles, was auf die Bil- 
dung der Armee und den Gebrauch der Truppen in taktischer und 
strategischer Hinsicht Beziehung hat. Es ressortieren also von 
derselben: 1) die Kanton- oder Konskriptionssachen gemeinschaft- 
lich mit dem Departement dor allgemeinen Polizei und zwar so. 
dass alles, was die Bestimmung der Grundsätze betriflTt, von beiden 
Behörden zugleich besorgt wird, die Bestimmung des Bedarf von 
dem Kriegsdepartement, die Leitung der Konskription selbst und 
die Aushebung aber zonSchst von dem Departement der allge- 
meinen Polizei ressortiert, 2) die Militär-Erziehunjjs- oder Bildungs- 
anstalten, 3) die Reniontienmg, 4) die Einziehung der Nachrichten 
(Iber den Bestand der Truppen, 5) die Formationen, Übungen und 
allgemeinen Beurlaubungen, sowie der Ersatz der Regimenter im 
Kriege, 6) die Mobilmachung der Armee, 7) die Dislozierungen 
und Bewegung^ und femer die Bestimmung und Fordmng der 
Fuhren bei allen Märschen und Kantonnierungen, die Karten, 
Pläne, militärische Aufsätze, taktische und stratr*d^ che Erfindungen, 
9) die Bestimmung über die Stärke und Einrichtung der Appro- 
visionnements von den Festungen, die Feststellung der Grundsätze 
über die \'erptlegung und Bekleidung, aber nicht deren Ausfüh- 
rung, welche letztere von den betMTenden Teilen des Militilr- 
ökonomiedepartements abhängt, 10) die Plankammer, 11) alle 
militdrischen Medizinalanstalten. 
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Diese Abteilung hat ernen Stabsoffizier vom GeneralsUbe, 
erneu Offixier yon der Infanterie und einen von der Kavallerie. 
Ihre Geschäfte werden nach der bttondetn Instruktion des De- 

partenientsrfiefis geleitet. 

Zur dritten Division gehören alle Angelej^'cnheiten, welche 
die Artillerie, das Korps de (ienie und die Festungen betreffen, 
mithin namentlich: 1) die ^eaamie Aiülierie, die Ingenieurs, 
Mineurs nnd Pontonniers, 2^ der Bau und die Kriegsbedflrfiusse 
der Festungen, 3) die Fabrikation, Aufbewahrung und Verteilung 
der Waffen, sowie die Anschaffung und Instandhaltung .derselben, 
4) die Fabrikation des Geschützes. Pulvers und dor sonstigen 
Munition, 5) die Erlmdun«?en im Artillerie- und Ingeiiieurfache, 
6) die Inspektion aller ordinären und extraordinären Festungs- 
Bankassen. 

Diese Abteilung wird von einem Stabsoffiziere der Artillerie 

und einem Stabsoffiziere vom Korps de Genie unter eigenem Namen 
und Verantwortlich keit ^'eleitet. und ihr sind speziell untergeordnet: 
a. die Artillerie, das Korps de Genie, die Mineurs und das Pon- 
tonnier-Korps, b. die Festungen und alle dazu gehörigen Offiziere 
und Offizianten, sowie auch die Bau- und Dotierungskassen der- 
selben, a die Zeu^user und Gewehrfabriken, d. die Stfids- und 
Kugelgiessereien und e. die Pulverfiibiiken. 

Dem Militär-Ökonom in departement sind alln die Mili- 
tär-Ukinifunie angehende?! Sachen mit Ausnahme der voi Kcuannten 
Gegenbtäade als administrierenden und ausübenden Behörde unter- 
worfen. Sie hat gleichfalls ihi*en eigenen Chef, welcher Geheimer 
Staatsrat ist, und zerfftUt in vier Divisionen. 

Zu der ersten Division gehören: 1) das Militär-Kassenwesen, 
2) die Teilnahme an der Bestimmung der Grundsätze über das 
Serviüwesen gemeinschaftlich mit dem Ministerium des Innern 
oder der Finanzen, worüber ein besonderes Servis- und Einquar- 
tierungsreglement noch das Nähere bestimmen wird, 3) die An- 
gelegcniheiten des Potsdamschra Waisenhauses. 

Diese Abteilung wird entweder von dem Chef unmittelbar, 
je nachdem die Sachen dazu geeignet sind, oder von zweien Staats- 
räten geleitet, und ilir sind untergeordnet: ^. die General-Kriegs- 
kasse, b. das Direktorium des Potsdamschen Waisenhauses und 
c die Servis- und Einquartierungskommissionen. 

Der zweiten Division liegt die Leitung der Verpflegung der 
Truppen mit Brot, Founwe und Viktualien, sowie die Besorgung 
des Approvisionnements der Festungen ob. Sie wird von einem 
Staatsrat unter (ii^enem Namen und V erantwortlichkeit geleitet, 
und ihr sind in Friedenszeiten alle X'erpHegungsmagazine für das 
Militär, in Ivriegszeiten aber nur diejenigen untergeordnet, über 
welche der General - ivnegskommissäi- zu disponieren nicht ge- 
nötigt ist 

Die dritte Division hat die Sorge für die Bekleidung der 
Armee. Sie wird von einem Stabsoffizier unter eigenem Namen 
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und Verantwortlichkeit geleitet, und ihr sind spezieU alle Kleidimgs- 
depots und Speditionen untergeordnet 

Zur vierten Division gehören die Invaliden- Versorgungs-An- 
gelegenheiten, mithin: 1) die Anfeicfat auf die Invaliden-Iiäitate 
und Inyalidenhipaer, 2) die spesieile ökonomio der liiTalideii- 

kompanien, 3) die EinisteUaiig der Invaliden bei diesen Kom- 
panien. 4) die Penpionszahlunpren sowohl an invalide Offiziere und 
Gemeine als an Witwen des Militärstandes, 5) die Empfehlung der 
Invaliden zur Versorgung im Civilüache, 6) die Führung der In- 
validenlisten, 7) die Ausfertigung der Invalidenscheine. 

Diese Abteilung leitet ein Stabsoffizier unter eigenem Namen 
und Verantwortlichkeit, und ihr sind alle InvaUdenkompamen» 
Invalidenhtoaer nnd -Anstalten speiiell nntergeordneL 

Ausser diesen Abteilungen besteht das Kriegskommissariat 
unter Direktion einea General-KriegBkommiaaira und aioben Kriegs- 
kommissärs. 

Von dem Oeneral-Kriegskommissär hängt alles unmittelbar 
ab, was zu einer Mobilmachung der Armee erforderlich ist und in 
Friedenazeiten Torfaanden sein mnaa. Im sind in dieaer Hiaaidit 
das Proviantfuhrwcsen, die Bäckereitrains und Lazarettdq^ta unter- 
geordnet. Beim Ausbruch des Kriegs übernimmt der General- 
Kriegskommissair die Leitung der Ökonomie für alle auf den 
Feldfuss gesetzten Truppen, und ihm sind dann die Kriegskom- 
missärs der ins Feld rückenden Brigaden, sowie die Magazine der- 
jenigen Provinzen, in welche die Truppen auf den Fddrass gesetzt 
Bind, besonders nntergeordnet 

Von den sieben Kriegskommissärs stehen sechs hei den Bri; 

gaden, welche die Lokal-Uuterbehörden für die lülitSrGkonomie 
bilden und sowohl von dem Allgemeinen Kriegsfleparteraent und 
dem Militär-Ökononiiedcpartement als von den Divisionen oder 
Unterabteilungen dieser beiden Departements mit besondem Auf- 
trägen versehen werden. Diese bei den Brigaden stehenden Kriegs- 
kommisslra halten sich beständig bei den kommandiereiiden Gebe- 
nden der leCiteni anf; an sie wenden sich die Trappen in tJUm 
ihren Bedürfnissen und mit allen ihren Berechnungen, von ihnen 
werden darüber die nötigen Anträge bei den Kriegsdepartements 
oder den Regierungen gemacht, nach dem jedesmaligen \'erlangen 
des Brigadiers die Regimentskassen und Montierungskammern re- 
vidiert nnd sowohl sämtliche Proriantimter als dto Übrigen MÜitSr- 
magazine des Bezirks, worin sich die Brigade aufhält, inspiziert 
Sobald die Brigaden, wobei die Kriegskommissärs stehen, auf den 
Feldfuss gesetzt werden, treten letztere mit allen ihren Unter- 
gebenen unter den 01)erbefehl des General-Kriegskommissärs. 

Der siebente Kriogskonnnissär, welcher nicht bei einer Bri- 
gade steht, arbeitet in P'riedeuszeiten bei dem Genend-Kriegs- 
kmnmissar, wird aber aneh bei periodiMhen Eriedigungen einer 
Stdle bei den Brigaden als Stdlvertreter gebraucht nnd tritt als- 
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dann völlig: in die Verhältnisse (lesjeni«ren KriQgjBkonunissftrSr fllr 
welchen er mteriniibtiscli (Up Dienste leistet. 

Dem jyesamten Kriegsdei>aiteiiient wird ein Justiiiariub und 
Recbtsbeistand zugeordnet 

Die dem Kriegsiiiiiiisteriaiii im allgeraeiiien und unmittelbar 
untergeordneten und bei den verschiedenen Abteilungen noch nicht 
brannten Behörden sind: 1) das ganze Milit<1r rürksichtlich dessen, 
was zum Ressort des Dej>artenients ^^eliört: die den verschie- 
denen Ministerien und Denartenients untei i:« ordneten Behörden 
und besonders die Regierungen (Kannnern) in eigentlichen Militär- 
sachen, 3) der General-Kriegskommissär und sämtliche Kriegs- 
kommisaftrs, 4) alle diejenigen Behörden und Institute, in Rflä* 
sieht deren es die neue Organisation des Militftrwesens noch 
erforderlich machen dürfte. 

Gegeben Königsberg den 18ten Fel)ruar 1809. 

Friedrich Wilhelm. 
V. Scliarnhorst (ir. v. Lottum. 



8. Verorduuiig über die veränderte Verfassung 
aller obersten Staatsbehörden. 1810 Okt. 27. 

OoMts-äMmnlong fUr Oi« kgi preoMiaoh. Staaten 1810, S. 3— 2a. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Ktoig von 

Preussen ete etc. 

Schon nntor dem 10. De/. 1808 [Nr. 41 haben Wir eine ver- 
änderte Verfus.^uii^r der obei>t<'ii Staatsbehörden für Unsere Mon- 
archie, jedocli nui teilweise febige^eut. Die seitdem hinzugekom- 
menen Erfidunmgen und die Em^mung eines Staats-Kanzlers yer- 
anlassen Uns jetzt, jener Verfassung vollständige Bestimmungen 
durch die gegenwärtige Verordnung zu geben. 

Wir offlnen einen Staatsrat an und werden teils in diesem 
Allt 1 liöciisLselbst bei persönlicher Anwesenlieit darin teils aus ün- 
serm Kabinet Unsere Befehle und Entscheidungen erlassen. 

Den Vorsitz im Staatsrat führt unter Ünserm Befehl der 
Staats-Kanzler. Der Staatsrat besteht: 

L Ans den Prinzen Unsers Hauses, welche nach erreichtem 
achtzehnten Lebensjahre ihren Sitz darin nehmen können. 

IT. Aus dem Staats-Kanzler. Er hat unter Unseni Be- 
felden die Obcranfsiclit und Kontrolle jeder Verwaltung ohne Aus- 
nahme und steht insofern an der Spitze einer jeden, dass er: 
1. Bechenschaft und Auskunft Ober jeden Gegenstand fordern und 
in jedem Fall Massregeln und Anordnungen zu dem Zweck sus- 
pendieren kann, um Unsere Befehle einzuholen oder da, wo die 
Bestimmung des Staatsrats eintritt, diese zu veranlaissen ; 2. in 
ausserordentlichen und (lriii-*;iiden Fällen, oder wo Wir ihn lie- 
sonders dazu l)eauftra^'eu, zu verfügen befugt ist Die Beiiörden 

AllBAnn, Urkk. i. bnadb.-preuw. VerüwaongBgeaub. II. 4 
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niflssen alsdann die Anordnungen desselben, wof&r er Uns ver- 
antwortlich ist, befolgen. 

Im Kabinet ist er Vm&r erster und nichster Bat, im Staats- 
rat Priteideiit desselben. Übrigens werden ihm folgende GeschiUte 
besonders flbertragen: 1. soll er die Ministerien des Innern und 
der Finanzen übernehmen, bis Wir für fiMi tinflpn. fx^idc Mini- 
sterien mit eigenen Ministem zu besetzen, jetloch da dvr Staats- 
kanzler die Leitung dieser Ministerien nur im allgemeHKu und 
in Abäiclit auf widilige (iegeubtände übeniehuten kaim, dergestalt, 
dass die Hanptzweige derselben besonderen fttr die AnsfUirung 
verantwortlichen, dem Staatskanzler untergeordneten Chefo ?er^ 
trauet werden; 2. denjenigen Anteil an den Geschäften des aus- 
wärtigen Departements iiofimen. welcher unten näher bestimmt 
werden wird. Fenn : l esor^xt er: 3. die AngelegenJieiten rnsers 
Königlichen Hauses und Unserer FamiUe; 4. die Verhandlungen 
mit den Stfinden, insofern sie vor die hOdiste Behörde gehören; 
5. die Angelegenheiten der höheren Polizei; 6. was die Thron- 
lehen, die höchsten geistlicfaen Wflrden, als die bischöflichen Erb- 
ämter, höhere Hofchar«?en. Orden. Ranj? nntl Ftikette etc. und 
andere Hofsachen betriiTt. Unmittelbar untergeordnet sind ihm 
7. das Archiv, 8. die Oherrechnunjzskammer. 

III. Aus den Staats ministem oder andern Unserer Räie, 
die Chefs der Verwaltungszweige sind. 

Die Ministerien bestdien in dem: 1. Ministerium des In mm, 
2. Ministerium der Finanzen, 8. Ministerium der Justiz, 4. Mini- 
sterium der auswäi'tigen Angelegenheiten, 5. Ministerium des 
Kriegs-Depaitements. 

Das Ministerium daa Innern hat folgende Abteiluugen, deren 
jede einen besonderen Chef erhalt, welm Sitz und Stimme im 
Staatsrat haben: a. f&r die allgememe Polizei im ausgedehntesten 
Sinn, dazu auch das Medizinalwesen gehört, b. für die Gewerbe 
und den Handel, c. fOr den Koitus und Öffentlichen Unterricht, 
d. für das Postwesen. 

Das Ministerium der Finanzen: a. für die sämtlichen Ein- 
kflnfte des Staats, b. für das General-Kassenwesen und die Geld- 
institute. 

IV. Aus dem Staats-Sekretär. Er sorgt für die eigent- 
liche Gesrliäftsffihnini: des Staatsrats, führt während der Beratung 
das Protokoll tliinlxr und contrasignieit die von dem Staats- 
kanzlti zu voll/ielKMKifn I^escldüsse. Auch ist er Präsident der 
Gesetz- und Ober-K.\aaiinuüuns-Kommission. 

V. Aus Mitgliedern, die Unser Allerhöchstes V^tranen dazu 
besonders berufen wird. Ihre Ernennung geschieht nicht auf 
Lebenszeit, sondern auf die von Uns bestimmte Frist oder fOr 
einen bestimmten Gegenstand. 

Soweit Wir nicht Allerhöchstseihst liei persönlicher Anwesen- 
heit im Stautbrat Unsere Befehle und Entscheidungen erteilen, 
geschieht solches aus Unserm 
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Kabfnet 

In diesem haben beständigen \ ortrag: 1. der Staatskanzler, 
2. ein Geheimer Kabinetsrat, 3. in Militär-Sachen diejenigen MiÜ- 
tärpersonen, welche Wir dazu bestimmen. 

In Absicht auf denGeschlftsgang hat folgende Einrichtung statt: 

1. alle Sachen gehen gerade zu Unserer HOchsteigenen Eröffhnng 
an Uns; 

2. Wir werden sodann befehlen, was etwa in einzelnen Fällen 
sogleich, CS sei in Militär- oder Hof- und Civü-Sacheu, daraul 
verfügt werden soll; 

3. Alles flbiige wird abgesondert: 

A. in MilitSrsachen, a. allgemeine und solche, die Einflnss auf 
die Landesverwaltung haben, b. rem militfirisehe Angelegen* 
hciten ; 

B. in Hof- und Civilsaclieii. 

Die Militärsachen werden liii^raiil bei der Abteilung für solche, 
die Hof- und Civilsachen bei deijumgen, welche für diese bestimmt 
und vobei der Geheime Kabinetsrat angestellt ist, in die Journale 
eingetragen. 

4. Hierauf werden die allgemeinen Militärsachen und solche, 
welche Eintluss auf flio Landesverwaltung haben, des^^leicheu 
die Hof- und Civil-achen täglich dem Staatskm/ler mit Aus- 
zügen aus den Jouinalen flberschicktf welcher diejenigen aus- 
wwlt, die er Uns selbst vortnigen will, die flbrigen aber teils 
dem Kabinetsrat zum Vortrag zurückgiebt, teils den Departe- 
ments-lünistem und dem Chef des allgemeinen Kriegs-De- 
parteraents zustellt, dnnit diese Uns in der gemeinschaftlichen 
Konferenz davon Vortiag machen. Die andern Chefs der 
Abteilungen der Ministerien des Innern und der Finanzen er- 
scheinen nur dann bei diesen Vorträgen, wenn wir es ent- 
weder besonders befehlen, um sie Ober diesen oder jenen 
Gegenstand Selbst zu hören, oder der Staatsksnzler ihnen 
Vorträ^^e überträgt. Sachen, die ohne Verfügung von Uns 
an die P.cliörden tibergeben werden, desgleichen solche, die 
bloss zum Bericht gehen, werden von dem Kalnnetsrat so- 
gleich mit der nötigen Verfügung verseben, aber mit den 
fibrigen an den Staatskanzlo' geschickt, damit er von aUem 
unterrichtet bleibe. Kr lässt sie dann aus semem Bureau ab- 
senden. Die rein militärischen Sachen zu A. b. werden zwar 
nach dem bisherigen Geschäftsgänge behandelt und )>edürfen 
der Sendung an den Staatskanzler nicht, damit er aber das 
Ganze übersehe, soll ihm wöchentlich zweimal ein Auszug 
aus den Journalen darüber mitgeteilt werd^ 

5. Alle Konzepte der ergehenden Kabinets-Befehto werden bei 
demjenigen entworfen, welcher den Vortrag darfiber bei Uns 
j/ehiibt hat, ?ndann dem Staatskanzlor, insofern es nicht die 
rein müitansrhen Sachen zu A. b. bctritit, vorgelegt, indessen 
Bureau rein geschrieben, imd die Reinschriften gelangen dann 

4* 
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an Uns zu l'nserer Genehmigung und Vollziehung. Erfolgt 
diese, so werdf^n sip von dorn KEihinotsrnt ah<rosrbirk!. Werden 
von Uns Erinnerun^'eu gemach i oder andere Befehle gegeben, 
so gehen die Ausfertigungen mit jenen an den Staatskanzler 
zurflck. 

6. Die Befehle, welcbe Wir (nach 2 oben) gleidi munittelbar er- 
lassen, werden dem Staatskanzler sogleich abschrlMich zugB- 
ferti^^, ittsofcni sie nirlit zu den Hüter A. b. benannten rein 
niilitärisciien Sachen gehören. 

7. Über den Abgang der Sachen werden ebenfalls Journale, 
sowie die eingefülirteu KabinetÄ-ürdre-Bücher geluilieu. 

8. Der Staatskanzler kann den Kabtnets-Vorträgen beiwohnen, so 
oft er es nötig findet oder Uns selbst Vorträge zu machen hat. 

9. Die übrigen Staatsminister und der Chef des allgemeinen 
Kriegos-Dcprtrtf iiipTits trajren Uns wöchentlich einmal in Gegen- 
wart deb fetaatjskanzlerb vor wie bisher. 

Auf Reisen begleiten Uns nach Unserer jedesmaligen Be- 
stimmung diejenigen, wetehe Wir dazu aasersehen werd«i. Bei 
dem blossen Wechsel Unsere Anäitfaalts in Berlm, Potsdam, 
Charlottenborg etc kommen die vorbenannten Personen zum Vor* 
trag, so wie es vorhin bestimmt ist 

Der Staatsrat 

hat keine Verwaltung. Zu seinem Wirkungskreise ^'ehören blo^»: 
1. alle Gesetze, Verfassungs- und Verwaltungs- Normen, sodass 
sämtliche Vorschläge zu neuen oder zu Aufhebung und Abände- 
rung von vorhandenen durch ihn an Uns zur Sanction gelangen 
mfissen. Bei geheimen diplomatischen An^'elegenheiten, als Bünd- 
nissen untl dergleichen, tritt jedoch an die Stelle des Staatsrats 
der Staats-Kanzler. 2. Diejenigen Gefjenstände, bei welchen ein 
gemeinschaftliches Interesse verschiedener Ministerien, aber keine 
Vereinigung zwischen ihnen stattfindet. 3. Die jährlichen schrift* 
liehen Darstellungen der Staatsminister von ihrer Verwaltung. 

4. Alle solche/* Gegenstände, welche an den Staatsrat entweder 
durch schon bestehende oder noch erfolgende (Jesf tzc oder in 
einzchien Fällen von Uns Allerhörhst Selbst gewiesen wt rden, und 

5. diejeni}ien Ge^^enstände, Ici wcldu-n der Staats-Kanzlei tlie Aus- 
führung buspeudiert hat, uibulein sie überhaupt zum Geschäfts- 
krelse des Staatsrats gehören; dieses kann nur Sachen und nicht 
Personen betreffen, in Absicht der letzten gehingt es an Uns un- 
mittelbar. 

Vorgetragen im Staatsrat werden alle zu seinem Wirknn-'«^- 
kreise pehörijjen Sachen, nachdem sie vorher an ihn ab^a-^ei-eii 
worden, von den betretfenden Staatsministern und Departements- 
Chef selbst. Jedoch so, dass ihnen von dem Staats-Kanzler ein 
nicht administrierendes Mitglied des Staatsrats als Korreferent 
betgeordnet werden kann. 

Nach crfol^^er Beratung f.del)t die ^fehrheit der Stimmen 
den Beschluss des Staatsrats. Ist solctie zweifelhaft, so wird von 
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allen anwesenden Mitgliedern, die Prinzen und den Präsidenten 
eingeschlossen, mit gleichem Stimmrecht darüber gestimmt Bei 
Stimmengleiciiheit giebt die Stimme des StJuUskanzlers den Aus- 
schlag. Den Vorsitz dabei führt der Staatskanzler, die übrige 
Gescliäftsführung liefet dem Stxuitssekretar ob. Dieser fasst das 
Protokoll über die lieratun*;; und den Beschluss ab. Der Heschluss 
wird Uns zur Entsrheidun^ vorgelegt, und zwar insofern eine Ver- 
waltungsbehörde dazu \ eranlassung gab, durch diese selbst Bei 
BesdilflSBen Aber Angelegenheitea, die der Staatskanzler sospen- 
diert hal* nnd streitigen Gegenständen bedarf es dieser Vorlegung 
nicht, wenn die betreifenden Ministerien sich dabei beruhigen. 

Der Staatsrat versammelt sich wöchentlich einmal und, wenn 
es erforderlich ist ausserordnitlich. Die Prinzen Unsers Hauses 
ausgenommen, dürfen die übrigen Mitglieder, insofern sie nicht durch 
Abwesenheit oder Krankheit abgehalten sind, darin nicht fehlen. 

Unter dem Staatsrat nnmittelbar stehen: 1. Dte Gesetz- 
Kommission für die gesamte Gesetzgebung. Sobald sie neu ein- 
gerirhfrt srin wirrl. soll üns kein VorscliI:i^' zu einem neuen Gesetz 
oder zur Al)^rlKitliin«T oder Veränderung eines vorhandenen plier 
vorgelegt wenieii, i>evui sie nicht darüber mit ihrem (iutüchteu 
gehört worden ist 2. Die Ober -Examinations- Kommission für 
sämtliche Civfl-Ministerien, welche durch PrOfong zu allen Rats- 
und ähnlichen Stellen auf gleichmässige Tauglichkeit aller solcher 
Civübeamten hinwirken und darnach eingerichtet werden soll. In 
beiden Kommissionen führt der Staatssekretär den Vorsitz und 
sammelt dadurch Resultate für seine Verhältnisse im Staatsrat 
3. Das Plenum der wissenschaftlich-teclmischen Deputationen sämt- 
licher MinisterialdepartementB. 

Dagegen stehen nicht unter dem Staatsrat, sondern unter 
dem Staatskanzler unmittelbar: 1. Die Oberrechnungs-Kammer als 
vorzügliches Hülfsniittel bei seiner Oberaufsicht nnd ol>prstpii 
Kontrolle der Vervvaltungs-Heliörden. Sie ist Kevisions-Behorde 
für alle Rechnungen und Etats, über alle und jede Landesherr- 
licheif Fonds ohne Ausnahme. 2. Das Archiv. 

Bei Stellen-Besetzungen «Ueaer sämtlichen Behörden werden 
von dem Staatsrat und Staatskanzler die flir die Stsatsminister gel- 
tenden Vorschriften beobachtet 

Dio Staatsminister und die Departements-Chefs. 

Jeder Staatsminister führt die ihm anvertraute \ erwaltung 
selbständig unter unmittelbarer Verantwortlichkeit gegen Uns Aller- 
höchst selbst Sie berichten darüber an Uns nnd erhalten von 
Uns die Befehle darfiber. Dem Staatskanzler sind sie schuldig, 
auf sein Verlangen Rechenschaft und Auskunft über jeden Gegen- 
stand ihrer \Vr\valtun;: zu geben und auf seine eingeleimten Sus- 
l»ensiv-Anordnungen dio ihrigen bis zu Unserer oder des Staats- 
rats Bestimmung eiazustellen, auch seine Verfügungen in den 
oben erwähnten ausserordentlichen und dringenden oder durch 
Unsere besraderen Aufträge verankssten Fällen zu befolgen. 
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Die den Abtcilunfjen der Miri^^terion los Innern und der 
Finanzen vorgesetzten Chef? sind verantwortlich für die Aiisfrih- 
ning, holen in alljyemeinen uiul wichtigen Dingen die Anwei>un;^'en 
des Staatskanzlers als Ministers des luucru und der Finanzen ein^ 
fkihteii aber ihre Berichte an Uns. Sie stellen solche ohne Aus- 
nahme dem Staatskansler zu, welcher seine Beistimmung entweder 
durch sein beigesetztes vidi ausdrückt oder seine abweichende 
Meinung beifügt. Dem Chef des Dei)artenionts für die allgemeine 
Polizei des Ministeriums des Innern müssen die Übrigen Minister 
und Departements-Chefs ffir das statistische Bureau alijährlich die 
statistische Nachriditen ihres Geschlits- Bezirks mitteOen und, 
sowie er sie verlangt, besdiaffen. Jeder Minister- und Departe- 
ments-Chef mnss, insofern ein Gegenstand seiner Verwaltung in 
den Wirkungskreis andrer Minif^ter oder Po]>rirteTnpnt^-r}iof9 ein- 
schlägt, mit diesen Rücksi)rache nehmen un<l gemeinschaftlich ver- 
faliren: können sie sich darül)er niclit vereinigen, so gehört die 
Sache zum StaatäraL Überhaupt niuss iu diesem, obgleich er 
nicht administrierend ist, dennoch in Dingen, wo eine gemein- 
same Beratung nützlich oder nötig ist, diese eifolgen; der Staats- 
kanzler soll hierüber besonders halten. 

Die dem einen Minister! nm oder Departement notwendigen 
oder nützlichen Nachrichten des andern teilt dieses ihm unauf- 
gefordert mit 

Die in jedem Departement angestellten vortragenden Räte 
haben bloss beratende Stimme, die Direktoren der einsetaiea 

Unterabteiltmgen aber in solchen eine entscheidende. 

Die Minister verfügen in ihrer VerwaltnniJ auf ilire Verant- 
worthchkeit, jedoch sind folgende GegenstÄnde an Unsere Aller- 
höchste Genehmigung gebunden, die also eingeholt werden miiss: 

1. Alle Gesetze, Verfassungs- und VerwaUungs-Normen, es ma^ 
auf neue oder Aufhebung und Abflnderung der Torfaandenen 
ankommen; der Antrag gelangt an Uns durch den Stsatarat; 

2. alle Haupt-Etats und Pläne; 

3. bei ^"ürw( ndijn'^'' des etatsmässiiren Fonds 

a. neue iiesuklungen und Besoidungszulagen, wenn 1. der FaU 
einen Rat üires Departements oder eine neue Art von 
Dienern betrifft, 2. überhaupt Nonnalsfitze für die Diener 
und der höchste Besoldiingssatz für soldie vorgeMhrieben 
sind und eine Abfinderun^ beabeiehtigt wird; 

b. Pensions -Bewilligungen, msoweit nicht schon l>estimmte 
Grundsätze vorgeschrieben sind oder eine Ausnahme davon 
bezweckt wird; 

c Gnadengeschenke und ausserordenthche Unterstützungen, 
soweit dazu bei Unsem Dienern die Gehaltserspamisse und 
in andern Fällen der jedem Departement ausgesetzte extra- 
ordinäre Fond nicht reichen oder bestimmte Normalsummen 

überschritten werden, 
d. Ausgaben, die durch Veränderung der Administration oder 
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neue Anlagen verursacht werden, oder bei Aa&teUiuig des 
Etats noch nicht in Anschlag gebneht sind. 

4. Nicht etatsnifissige Adniinistrationsausgaben, welche etatsmä^sig 
geniacbt wprdon sollen, in den Fällen, wenn a. Unsere Ge- 
nf Imugung scJioü bei etatsmässigen erforderlich sein würde, 
b. oder sie auf einen Generaletat in Ansatz kommen sollen, 
t, oder die erhöhte Ausgabe nicht durch erhöhte Einnalinie 
gedecirt wird; 

5. die Ernennung der Rftte bei aUen Departements- und Pro- 
Tinzial-Landes-Kolle^en, sowie aller Diener, die teils höher, 

teils mit solchen in gleicher Kategorie, niclit bloss in gleichem 
Rnimc stehen und deren Bestallungen zu vollziehen Wir Uns 

vorbehalten; 

6. die Erteilung von Titeüi, welche den Raüs-Charakter geben; 

7. flberiiaupt gr(y88ere Gnadenbewilligungen. 

Ausserdem muss jeder Staatsminister und Chef der Ab* 
teilungen der Ministerien des Innern und der Finanzen Uns 

vorlegen: 

fi. seine jährliche Ilauptrechenschaft von seiner Verwaltung durch 
den Staatsrat und zwar zu der Zeit, da er die Geueral-Etats- 
Entvvurfe einreicht: 

9. einen lialbjälu-igeu llaupt-Kabbcn-ExLrakt und Abschluss seiner 
Verwaltung; der Chef der Abteilung des Finanzministerü für 
dasGenenU'Kassenwesen und die Geldinstitute jedoch monatlich. 

Jeder Minister und Chef einer Abteilung ycäftgt an die ihm 
untergeordneten Behörden für sich allein, an andre nicht ohne 
Rflcksprache und fTeineinschaft mit dem ihnen vorgesetzten Mi- 
nister oder Departeniriits-riief. 

Wir wollen, dass der bisher noch immer beibehaltene Kuiial- 
stil, welcher nichts anderes ist als der Stil des gemeinen Lebens 
längst verflossener Zeiten, in allen seinen Abstufungen von Re- 
skripten, Dekreten und dergleicfaen, wie Wir es ISngst beabdchtigt 
haben, durchgängig abgeschafft und von jeder Behörde im gegen- 
wartigen Stil des gemeinen Lebens sowohl an obere als an die 
auf 'Reicher Stufe stehentle// oder unter L,^ol)onew Behörden und Per- 
sonen geschrieben und verfügt werde, es in den niehrsten 
andern Staaten gesclüeht, olme der Autorität da^ Mindeste zu ver- 
geben. Unser Name soll nur Gesetzen, Verordnungen und Aus- 
ferttgiingen vorgesetzt werden, die Wir Selbst vollziehen. Folg-* 
samkcit und Achtung müssen sich die verwaltenden und urteilenden 
nclinrden durch den bei ihnen herrschenden Geist, durch ihre 
liarullungsweisc und, wenn es nöti«: ist, durch die ihnen zu Gebot 
stehende/t Mittet zu verschatien NMssen, nicht durcii veraltete leere 
Formen. Der Name, welchen Wir einer jeden beilegen, reicht 
hin, Gehorsam und Ehrfurcht zu gebieten. Es versteht sich hier- 
nach von selbst, dass der KönigliSie Titel auch nur in Ehigaben 
an Uns Selbst stattfinden dOrfe. 
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Das Ministerium des Innern 
liat zu öeiuem Wirkuu^skreise alle Aiihüljuiigen (iei ül>er>ten (ie- 
wält, insoweit sie nicht ausdrücklich den Ministerien der Finanzen, 
der Justiz, des Kriegs oder Butöm Behörden beigelegt sind. 
Kamentlich gehören dahm: 

A. In der Abteilung der aUgenieinen Polizei: 

1. Die innere Staatsverfassung und allo bisher zum innem Staats- 
recht gerechnete?» Angelegenheiten, ui>^o!nbMliPit die ständische 
Verfassung und was darauf Bezug hat, wobei jedoch die Ver- 
handlungen mit den Ständen, insofern sie von der höchsten 
Behörde ressortieren, dem Staatskanzler vorbdialten bleiben; 
die Aufeicht auf städtische und Undliche Korporationen, das 
Kanton- oder Konskrii)tionswesen nach den für das Kricjrs- 
dei>arteinent ^^ri,'ebcncn Bestimmungen; alles, wa-^ :inf die 
Lehnsverbindung, das Herrenrecht, die Fati imomalperichts- 
baikeit und Veränderungen bei diesen Gegenständen Bezug haL 

2. Die gesamte Sicherheita-Polizei; 

B. das Armen wesen, Arbeits- und Krankenhäuser und alle dahin 
gehörigefi Anstalten, auchAVitwen-Kassen und Shnliche Insitute; 

4. die Polizei der ersten Lebensbedürfnisse, ^Tagazine aller Art 
zur Abwendung des Mangels und der Teurung; 

5. alle öffentliche/* Anstalten zur rxMiuenilichkeit und zum Ver- 
gnügen, auch die Theater mit Ausnahme der in den Resi- 
denzien, welche in Absicht auf ihre Direktion von dieser und 
vom Hofe ressortieren; 

($. die Konkurrenz hei dem einer besonderen Ahteilnni; nnter- 
worlenen Postwesen, insofern die Polizei dabei zu Hülfe 
kommen muss; 

7. die Juden und Sektierer, jedoch nicht in Beziehung auf ihren 
Kultus, sondern bloss auf ihre Verfessung, auf das Kanton- 
wesen und ihren politischen Zustand; 

8. die ganze Medizinal-Polizei mit allen Anstalten des Staats für 
die Gesundheitspflege, jedoch verbleibt die äussere Einrichtnn}: 
und die Verwaltung des Militär-Medizinal-Wesens nebst der 
P^piniere für die Militär-Ärzte und deren Ernennung der 
MiUtär-Behörde; 

0. die Bfii>Aufeicht auf die Provinzial-Regierungen und die Kon- 
kurrenz bei der Besetzung derselben mit den Abteilungen für 
die Gewerbe, für die öffentliclien Einkünfte, für das (leneral- 
Kassenwesen, für den Kultus und öffentliclien Unterricht. Die 
Initiative liat diejeni^^e Abteilunp;, von welcher die zu be- 
setzende Stelle vorzüglich ressortierL Das Resultat wird dem 
Staatskanzler als Minister des Innem und der Finanzen zur 
Tienehmigung vorgelegt 

10. Die Sammlung und Zusammenstellung aller statistischen Nach- 
richten. 

11. Die Zensur aller Schriften, welche nicht politischen Inhalts 
sind, jedodi behalten Wir Uns vor, wegen der Zensurfreüieit 
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<ler gelehrten und wissseDschafUicbea Institute besondere Be- 
stimmungen festzusetzen. 

An Unsere Genehmigung sind in dem Wirkungskreise der 
Abteilung für die allgemeine Polizei noch besonders gebunden: 

1. ausserordentliche ständische Versammlun^jcn, 2. die "Wahl stän- 
discher Repräsentanten. '^. die Verleihung weltlicher Stiftspräbenden. 
4. die Besetzung der Ol)e^-Bfl^;^e^neiste^- und Polizei-Diri^^enten- 
Stelleu Iii allen grössern bUtdten, 5. die Anstellung der Mitglieder 
bei der wissenscbaiUichen Deputation für das Mecüzinalwesen, der 
ersten Ärzte oder Direktoren bei grösseren Medizinal-Instituten in 
den Hauptstädten, auch der medizinischen Lehrer bei den Bildungs- 
anstalten ffir das Medizinalpersonal, die nicht mit den Universitäten 
verbunden sind. 

Unmittelbar unter der Abteilung für die allgemeine Polizei 
stdien: 1. die Frovinzial-Regierungcn, insofern es das Ressort der- 
selben betrifft, 2. die Stinde und ihre Behörden, sowät dabei eine 
Aufsicht des Staats eintritt^ jedoch unter der oben gedachten Ein- 
schränkung in Absicht auf die dem Staatskanzler vorbehaltenen 
Verhandlungen, 3. der Polizeipräsident der Residenz Berlin. 4. die 
wissenschaftliche Deputation für das Modizinalwesen, welche das 
aufgehobene Ober-CoUegium medicuni et sanitatis, auch medico- 
chirurgiGuni vertritt, 6. die eigenen allgemeinen Bildungsanstalten 
für das Medizinalwesen, 6. die Charit^ in B^iin, 7. das statistische 
Bureau. 

B. Die Abteiin Iii! für den Handel und die npwprbf* 
hat zu ihrem Geschätiskreise alles, was auf den Gang der Gewerbe 
bei der Nation, also der Produktion, Fabrikation und den Handel 
Bezug hat Namentlich gdiAren dahin: 

1. die ganze UuidwirtschafUidie Polizei (wohin das DomSnen- und 
Domänen-Forstwesen selbst nicht gehört), alle Anstalten zur 
Beförderung der Landwirtschaft, Genieinheitsteilun^'on. Mpüo- 
rationen, das Land «rostüt- Wesen, letzteres jedoch nur ni Hin- 
sicht der Gewerbe|)oiizei und gemeinschaftlich mit dem Ober- 
stallmeister. 

2. Die Polizei der Fabrikation, das Zunftwesen und was damit 

in Verbindung steht, die Schauanstalten, das l;( anite Bau- 
wesen und das Münzwesen, insofern es die Fabrikation und 
das Polizeiliche dabei aiiijchrf. «-reüieinscbaftlich mit der Ab- 
teilung des Finanz-Minisieiiunis für die General-Kassen und 
Geld-Institute, welche das Finanzielle dabei zu besorgen hat, 

3. Die Polizei des Handels im weitesten Um&nge des Worts, 
also alle Besthnmungen Aber den in* und ausUbidischen Ibndel, 
alle Anordnun^'en über den Verkehr mit inländischen Pro- 
dukten, die Marktreclttc, Taxen, ülle Anstalten und Meliorationen 
zur Betörderung dos Handels, die Sorjje für die Seohäfen, Scliitf- 
barmachung der Strunte, Anlegung von Kunalea, Chausseen und 
Landstrassen. 

4. Die Blitaufeicht mit der oben erwähnten Abteilung des Finanz- 
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Minifiteriums auf die Geld-Institute, nameDtlieli Bank, See- 
handlong» die Geldinstitute und das Kreditwesen der Provinzen, 
Korporationen und Geme^en, mithin auch auf die landschaft- 
lichen Kreditsysteme in gewerbpolizeilichor Rücksicht Die 
Bank, die Seehandlimp und alle (ieldi^osrhäfte selbst leitet, 
insofern der Staat dabei konkurriert, jene Abteilung;. 

5. Die SalzCabrikation, die Porzellannianufaktur untl alle .sonst 
fltr Rechnung des StaaU gehende Fabrikation. Die Salzein- 
kQnfte werden bei dem Finuz-Ministerium von der oben er* 
wähnten AbteiluBg verwaltet 

6. Das gesamte Berg- und Hattenwesen mit Inbegriff der Braun- 
kohlen und des Torfs auf Domänen-Grilnden und der Aus- 
übung des Berg-Regals und der Bert;-Polizei, die landesherr- 
lichen Giessereien, besonders des Gescliützes und der Aminu- 
nition, der Gevvelirfabriken und Pulvermühlen in Konkurrenz 
mit dem Kriegsdepartement 

Zu Unserer Genehmigung nrnss der Chef der Abteilung iur 
Handel und Gewerbe ausser den allgemeinen Gegenstinden noeh 
vorlegen: 1. alle Meliorations-Pläne, 2. gemeinschaftliGfa mit der 

Abteilung des Finanz -Ministeriums für die Generalkassen und 
Geldinstitute alle die "NTünzarten und <bMi ^hinzfuss, überhaupt das 
Geld und die öffentlichen Pai)iere l)etrertende/< nene/< Vorschläge, 
'S. die Anstellung der obern und Ratsstellen bei dem Salz-, Berg- 
und Hütten-, auch Torf-Wesen und der Porzellanmanufaktm', wie 
auch der Mitglieder bei der technischen Gewerbe- und Handels-, 
auch Oberbau-Deputation. 

Unmittelbar unter dem Gewerbe-Departement stehen: 1. die 
Regierungen in Absicht auf dessen Ressort, 2. die technische Ge- 
werbe- und Handels-Oeputation, welche aus eini{xcn Staatsbeamten, 
aus Gelehrten, Künstlern, Landwirten, Manufakturisten und Kauf- 
leuten bestehen soll, und deren sich auch der Finanz-Minister be- 
dienen kann; 3. die teclmische Oberbau-DepuüiLiüu, welche zugleich 
Prüfongsbehörde tOac Baukfinstler und Feldmesser ist und auch 
von andern Ministerien Auftrage annehmen muss. Die Bauten 
bei ünscm Schlössern und Palais in und bei Berlin, Potsdam etc 
gehören zum Hofmarschall-Anit, unter dessen alleinijiem Refehl 
die Schlossbaukommission steht, jedocl» hat die technisciie Ober- 
bau-Deputation bei solchen Bauten von Wichtigkeit die Verbind- 
Udikeit tar Snperrevision; 4. die Fabriken -Kommissarimi, die 
aber zunächst den Provinzial-Begierungen untergeordnet sind, auch 
der technischen ErwerbB*Deputation dienen; 6. die Mün/e geraein- 
schaftlif^li mit der erwähnten Abteilung des Finanz-Mi nisttM-iu tu s 
und na h den übrigen Bestimmungen; 6. die Konsulate in Sachen 
der Gewerbe-Polizei; 7. die Leitung des Salz-, Berg- und Hütten- 
Wesens, dem ein Berghauptmann aJs Direktor vorgesetzt ist, unter 
dem alle Salzwerks-, Berg-, Hütten-, auch Torf-Amter und Be- 
h(Srden stehen; 8. die Direktion der Porzelianmanu&ktur. 
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C. Die Abteilung für den Kultus und Öffeutlichen 

Unterricht 

hat zum Wirkongsbezirk alle>^, was als Religioiisttbung, Erziehung 

und Bildung ffir Wissenschaft und Kunst ein Gegenstand der 
Fflrsoff^e fies Stnats ist. Nanirntlich ^jehören daliin: 1. alle Rechte 
der ol/ersten Aufsicht und Fürsor^^e des Staats in Beziehung auf 
Keügiansübung yus circa sacra;, wie diese Rechte das Allgemeine 
Landiedit benimmt, ohne Unterschied der Ghiubensrenrandten; 
2* nndi Ifassgabe der den verschiedenen Religions-Parteien zuge- 
standenen Verfassung auch die Konsistorialrechte (jus sacrorum) 
Tmi«{»ntHch in Absicht der Protr-tantcn n.irli Anleitunjr des Alli^e- 
meinen Landrechts; 3. der Vortrag im Staatsrat wegen Toloi icruug 
einzelner Sekten und die Ausübung der diesorhalb befttiuimten 
Grundsätze; 4. die Aufsicht auf die Juden in Absicht ilires Gottes- 
dienstes; 5. der Re%ion8-Untefriciit bei der Erziehung; 6. alle 
höheren wissenschaftlichen und Kunst-Vereine, welche vom Staat 
■nntcrstfitzt werden, die Akadenne der Wissenschaften und Künste, 
iint^leichen die Bauakademie zu Berlin, insoweit der Staat sich 
eine Einwirkung auf solche vorbehalten hat odir >ic dnreh neue 
Konstitutionen festsetzt, in jedem Fall aber ihre Fonds und deren 
Yerwaltnng; 7, alle Lehranstalten, Univeraititen, Gymnasien, ge- 
lehrte, Elementar-, Bürger-, Industrie- und Kunst^Schulen ohne 
Unterschied der Religion; 8. alle Anstalten, welcfae Einiluss auf 
die allgemeine Bildung haben. Hat die Abteilung in dieser Hin- 
sicht Bemerkungen in Absicht auf die Theater zu machen, so teilt 
sie solche dem Staatskanzler oder dem Chef der Abteilung für 
die allgemeine Polizei nach Beschaffenheit der Sache mit 

Unsere Genehmigung muss der Chef der Abteflung des 
Kultus und Öffentlichen Unterrichts namentlich eüiholen: 1. über 
jede Annahme und jede Veränderung von Stiftungen für religiöse 
lind Schul-Zwecke, auch jede stiftiinpswidriirc Verwendung; 2. zur 
Besetzung der Inspektoren protestantischer Kirchen, der ersten 
(ieistlichen in den Residenzen, der Akademien, soweit Wir die 
Besetzung oder Bestätigung Uns vorbehalten haben, der ordent- 
lichen Professorate auf den Universitäten und der Schuldirektorate 
bei den Gymnasien. Die Besetzung der katholischen bischöflichen 
und weihbisrhöf liehen Stellen ressortiert vom Staatskanzler; zur 
Anstellung der Mitglieder bei der wissenschaftlichen Deputation 
für den Unterricht; 4. z« jeder Bestiiniiiimg wegen der Toleranz. 

Unter dem Departement des Kultus und öffentlichen Unter- 
ricfats stehen unmittelbar: 1. von den Regierungen namentlich die 
Geistlichen- und Schulet juitationen, 2. die wissenschaftliche De- 
putation für den öffentHchen Unterricht in Berlin, welche das 
auf«Tehohene Ober-Schnl-Kone^nTnü vertritt und zu^rleieli Prüfungs- 
behörde für höhere Schul bediente i >t. el)enso die ähnlichen Depu- 
tationen in Königsberg und Breslau; S. die Akademie der Wissen- 
sdiaften und bildenden Kfinste und die Bauakademie, 4. die Uni* 
versitSten, 5. die Gymnasien in Berlin. 
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Der Abtenang für den Kultus und den OffenfUcfaen Unter- 
richt wird übrigens besonders fDr das Spezielle ein Direktor vor- 
gesetzt 

D. Die Abteilung für das Postwesen. 

Dieser ist der General-Postmeister als Chef vorgesetzt Unter 
ihm steht das gesamte Postwesen. Das Departement der Allge- 
meinen Polizei konlnirriert, wenn die Hülfe desselben nötig ist 
Thir Genenl-PostmeiBter steht flbrigens zu Uns und zu dem Staats* 
kaiizler und dem Staatsrate, dessen Mitglied er ist in demselbigen 
rliältnisse, nls (Vw ühri<;en Chefs der Hauptabteilungen der Mini- 
sterien des Innern und der Finanzen. 

T'^nsere Genehmifnmjj ist er einzuholen verbunden: l. über 
Veränderungeu m der Postgesetzgebung, die durch den Staatsrat 
gehen mttssen, 2. aber die Anstellung der Glieder des Generai- 
Postamts, der Postdirektoren und wo diese Genehmigung bisher 
bei Postbedienungen erforderlich war, 3. über Erhöhung oder 
Herabsetzung' <les Postgcldes und des Porto, 4. i'ihov neue Post- 
konventionen, denen das Auswärtige Departi inent konkurriert. 

Unter dem Postdepartement stehen unmittelbar alle Post- 
bedienten ohne Ausnahme. 

Das Ministerium der Finanzen 

hat zu seinem Geschiiftsbezirk das ganze Finanzwesen und besteht 
aus zwei Hauptabteilungen: 

A. Der Abteilung für die Einküntte des Staats. 

Namentlich gehören dahin: 1. die Verwaltung und Verftusse- 
rung der Domfinen und landesherrlichen Forsten und JagdeUf 
2. alle direkte?« und indirekten landesherrlichen Abgaben. 

Das Salzwesen, die Einkünfte aus dem Bergbau, den Hütten-, 
Porzellan- und andern Fabrikationen gehören zu andern Ab- 
teilungen. 

Zu Unserer Genehmigung muss der Chef dieser AbteQung 
ausser den allgemeinen GegenstSnden noch vorlegen: 1. alle Ver- 
SuBsenmgen von Domänen und Forstgrundstücken nach den Be- 
stimmungen der Veräussernngs-Instruktion. i. alle Veränderungen 
des Abgabesystems, 8. alle Besetzungen der Stellen bei den Sek- 
tionen, den Steuer- und Abgabenbehörden, dem Forst- und Jagd- 
wesen mit Einschluss der Mitglieder der technischen Oberforst- 
deputation, der Nutz- und Brennholz-Admhiistrationen und wobei 
sonst unsere Genehmigung bisher erforderlich gewesen ist 

Für die obenerwShnten zwei Hauptgegenstande: 1. die Do- 
mänen, Forsten und Jagden, 2. die direkten und indirekten landes- 
herrlichen Abi^aben bestehen Unterabteilungen, deren jeder ein 
Direktor vorgesetzt ist, welcher die Verwaltung unter rler Leitung 
des Ciiefs führt Die Mitglieder dieser Sektionen oder Direktionen 
haben bloss beratende Stimmen. 

Wegen einer bescmdeni Intendantur der DomSnen und Forsten, 
die verbunden mit der Sektion und ausgerastet mit praktischen 
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und lokalen Kenntnissen iiauptsächiidi an Ort und Stelle wirken 
ßollf werden Wir noch das Nähere bestimmen. 

Ausser ienen Sektionen oder Direktionen stehen unmittelbar 
unter dem Chef des Departements für die Eiokflnfte des Staats 
und jenen Sektionen nach ihrem Ressort: 1. die Regierungen in 
Absiclit auf ihren Wirkun^^skreis, besonders <lie AI» jj;abe- Depu- 
tationen. 2. die IIaui»tstenii>el-Kammer, 3. die teclinisclH^ Oherforst- 
De[>utation, weh'he zugleich Prüfungs-Behörde der Fürstbedienten 
ist, nebst der Forst-Karten-Kammer. 

B. Die Abteilung ffir die Generalkassen und die Geld- 
institute des Staats. 

Diese hat zu besorgen: 1. die Verwaltung des öffentlichen 
Schatzes und der Ül»ersrhnsse. 2. die Gcnernlkassen, 8. die General- 
Buchhaltung. 4. das Ktatsvvesen, wegen dessen eine besondere aus- 
fahrliche Ajiordnung erteilt werden wird. Jeder Verwaltung soll 
iShrliüh naeh dem Etat ein bestimmter Kredit bei den General- 
kassen bewilligt werden, auf den sie anweisen kann. Zu allem, 
was Aber die hiemach genehmigte Sunime hinausgeht, ist Unsere 
besondere Zustimmung und Unser Befehl an die Abteihin^' für 
die Generalkassen erforderlich. 5. Das Staats - Schuldenwesen, 
<3. die Lotterien. 7. die I^eitung der Geldinstitute des Stiuits, na- 
mentlich der Bank und der Seehandlung und insofern der Staat 
dabei konkurriert, die der Geldinstitute und des Kreditwesens der 
Provinzen, Korporationen und Gemeinden, mitlun auch der land- 
schaftliehen Kreditsysteme nach den oben bei der Abteilung für 
die Gewerbe- und HandelspolizMl fje^henen Bestiniiuungen, 8. das 
Mflnzwesen in Ahsiclit auf das Finanzielle dal)ei, (len ^Sfetall- 
ankauf u. s. w. 9. Die we^en der Staatspapiere und des» l'apier- 
geldes zu machenden Operationen und zu nehmendet« Massregeln. 
BetrefiiBn diese neue Grundsätze, so geh((ren sie nach den oben 
schon gemachten Bestimmungen mit vor die Abteilung für den 
Handel und die Gewerbe. 10. (Für) den Salzankauf und -Handel. 

Unsere (Jenehmigung ist erforderlieh : 1 . bei allen Ausgaben, 
die nicht in den Etats bcstinnnt, oder für die den Ministern und 
Departements-Chefs niclit ein besonderer Dispositionsfond bewilligt 
ist, 2. bei neuen wichtigen Plilnen Aber das Finanz- und Staats* 
Schuldenwesen. H. bei grösseren Operationen der Bank und der 
Seehandliini:. die nicht zu der f?ewöhnlie)ien kanfmfuniisolien Tre- 
sehaftsführung gehören, 4. bei der Besetzung' der tStellen der Di- 
rektoren und Mitglieder der Sekti*)nen und Unterabteilungen, der 
Rendanteu der Haui)tkassen, 5. bei neuen wichtigen Kontrakten 
Uber den Salzankauf und Bestimmung der Salzpreise. 

Folgende Sektionen sollen unter der speziellen Verwaltung 
besonderer Direktoren stehen, welche jenen unter der Leitung des 
Chefs vorstehen (die Mitglieder derselben haben auch eine mii 
beratende Stininie): 1. Für die ( Ien<'ni1k;is<en, die (ieneralltucli- 
haltung und das Etatswesen, 2. im die Bank, die Lotterien und 
die MAttze, desgleichen fttr das Kreditwesen der Provinzen, Kor> 
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porattonen u. 8. 3. fdr die Seehandlimg, das Staataschaldeii- 

und das Salzwesen. 

Die Direktoren dieser drei Sektionen bilden unter dem Vorsitz 
(Ips Vhph der ganzf^n Al)teilung ein Plenum, in welchem alle 
Haui>t^'egcnstände zur Beratung gezogen werden. Es versammelt 
sich, so oft es nöti^' ist. 

Unter dem Chef dieser Abu^ilung und den Sektionen nach 
ihrem Ressort stehen: 1. die Regierungen in Absiebt auf das 
Kassen- und Etatswesen, 2. die Generalkassen, 8. die Bank. 4. die 
Staatsbiiclilialterei, 5. die Seehandlung, 6. die Staatsscliulden-Be- 
hörde, 7. die Salz-Aflministration , S. die Lotteriedirektion. 

Die \'erhältnisv(' jer Chefe der Hauptabteilungen der Mini- 
sterien des Innern uud der Finanzen zu dem Staatskanzler, dem 
diese Blisisterien jetzt anvertraut sind, l»ben oben sdum ihre Be* 
Stimmung erhalten. Er wird teils mit 3men einzeln Rficksprache 
nehmen und ihnen die nOtigen Anweisuni^ geben, teils, wo es 
erforderlich ist, mehrer«; \on ihnen oder sie alle zu gemeinschaft- 
lichen Beratungen versatnüieln, wobei nach den Umständen Di- 
rektoren der Sektionen umi auch Mitglieder derselben zugezogen 
werden können. 

Der Justiz-Minister 

bat zum Geschäftskreise 1. alles ohne Ausnahme, was die Ober- 
aufsicht auf die eigentliche Rechtspflege betrifft Diese selbst ist, 
wie es sich versteht, den Gerichten allein überlassen. Er hat jene 
Aufsicht, nütliin auch die gesamte Civil- und Kriminal-Justiz, femer 
die Anstellung aller Justizbedienten oder den Vorschlag dazu bei 
Uns. Der Geschäftsbetrieb bei allen Justizbehörden, das Pupillen-, 
Deposital- und Hjrpotheken-Wesen stdien unter ihm. Ausserdem 
werden ihm noch 2. die Lehnssachen beigelegt 3. Soll er in An- 
^elerrenheiten Unsers Hauses in rechtlicher Hinsicht sein Gut- 
achten abgeben. 

Wo die Aufsicht auf die Leitun«^ des Krinimalwesens mit der 
allgemeinen Polizeiaufsicht zusaniiuengreift, handelt der Justiz- 
minister geineinsGhaftlich mit dem Chef der allgemeinen PolizeL 
Namentlich findet dieses rücksichtlich der Stra&nstalten statt. 

Neue Gesetze bringt der Justizniinistcr gleidi andern De- 
partements-Cliefs im Staatsrat in N'orschlag. welcher sodann das 
Weitere veranlasst Jede Abänderung' der \'erfass«ng, es betreffe 
solche die Üehörden oder die Form der llechti>pflege, bringt er 
im Staatsrate zum Vortraget ehe er soldie bei Uns vorschUlgt. 

Er kommuniziert mit den andern Mmistem und Departements- 
Chefs, sobald deren Geschäftskreis mit eingreift, und handelt, auch 
verfügt mit ihnen gemeinschaftlich, wenn jenes der Fall ist. Die 
Stellen )»ei Strafanstalten, die von ihm allein ressortieren, besetzt 
er Awur allein; sobald solche aber auch zum Geschäftskreise der 
allgemeinen Polizei gehören, fiberlfisst er deren Besetzung sowie 
die ganze innere Ökonomie d^ Departement der allgemeinen 
Polizei, welches mit ihm nOtigen&lls kommuniziert. 
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Insbesondere müssen auch die andern Ministerien und De- 
partements in Uückbicht auf den National -Wolilbtiiml l)ei dem 
Ilypoüitiken- und Pupillen wesen mit einwukon. Über aiie gemein- 
samen Gegenstinde findet nach ihrer Beschaffniheit eine Beratung 
entweder unter einzelnen oder im Staatsrate statt 

Die Gesetz-Kommission ist zwar dem gesamten Staatsrat 
nntr>rf»oor(]net, es soll aber bei derselben durch den Justizminister 
besonders darauf gehalten werden, dass sie wetzen der in sein Fach 
einschlagenden Gesetze mit vorzüglichen liechtsgelehrten stets 
besetzt werde. 

Ausser den im allgem^en zn Unsmr Genehmigimg vor- 
behaltenen Fitten muss Uns der Justizminister 1. alle zu Unserer 
Vollziehung geeignete» Kriminal-Erkenntnisse in der bisher ül)lichen 
Art vorle«rpn: 2. Uns die erforderlichen Übersichten des Zustanfles 
der Hechtsiillege durch Vorlegung der Generallijiten über die Ge- 
schäftsführung sämtlicher Justizbehörden mit seinen Bemerkungen 
gewähren; diese teOt er auch dem Staatsrat mit 3. Die Verwen- 
dung der für die Rechtspflege ausgesetzten Fonds bleibt ihm zwar 
überlassen, jedoch ist Unsere Einwilligung nötig zu jeder Per- 
sormlverniehrung. zur Erhöhung der Besoldungen über die zu be- 
stimmenden Normalsätze und zu Kemunerationen, die nicht aus 
Besoldungs-Ersparnissen herrühren. 4. Zur Besetzung aller oberen 
Stellen mit Inbegriff der Rats* und der Justizdirigenten-Stellen in 
allen grossem St&dten mnss er ebenfiiUs Unsere Genehmigung 
dnholen. 5. Straferkenntnisse gegen kOnii^die Diener, wodurch 
sie von ihrem Amte auf eine Zeitlang oder auf immer entfernt 
werden, desgleichen Begnadigen c'sgesuche und Anträge, die sie 
betreffen, können nicht anders als nach geschehenem Vortrage im 
Staatsrat durch solchen an Uns gebracht werilen. 

Unmittelbar unter dem Jnstizminister stehen: 1. das Oher- 
tribunal, 2. das Kammergericht in Berlin und die Oberlandes- 
gerichte als ProTinzial-Koilegien, 3. alle übrigen Gerichte ohne 
Ausnahme. 

Kein Departements-Ciief kann an jene Obergerichte verfügen. 
Andere Departements wenden sich in Fällen, wo sie Auskunft von 
ihnen zu erhalte wflnschen, an den Justizminister. Wegen des 
Staatskanzlers sind schon oben Bestimmungen gegeben, die auch 
liier gelten. 

Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten 

hat zum "Wirkungskreise alle Gegenstände, welche die Verhältnisse 
mit fremden Mächten und die Verhandlungen mit auswärtigen Re- 
gierungen betreffen. Dahin geliört auch die Zensur aller Schriften 
politiscnen Inhalts. 

Der Staatskanzler wird durch ununterbrochene Mitteilung 
der eingehenden Berichte Unserer Geschäftsträger und der Noten 
auch der mündlichen Eröffnungen der Gesandten in fortwährender 
Kenntnis der Verhandlungen erlialten. Wöchentlich einmal wohnt 
derselbe dem Vortrage des Auswärtigen Depaitements bei, und es 
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M'erden alsdann die wichtigem Anfrele^n nlu itcn lies^elben zum 
Vortrage gebracht Wenn es nötig ist, werden auät>erordentliche 
Vortrflffie gehalten. 

Wir Selbst wollen stets die genaueste übersieht und Kenntnis 
Bämtlidier auswärtigen Verhältnisse Iiaben; daher legt Uns der 
Minister, dem solclie anvertnitmt sind, alle lierichte der Gesaudt^^n 
und Geschäft-strä^er, sowie die von Freiiuhm fibergebenen Noten 
oder gemachten Eröffnungen vor oder tliut Uns Vortrag daraus 
in Gegenwart des Staatsluinzlers. 

Nach Unsern Entschliesaitngen leitet er sodann die Geschalte 
seines Ressorts, erteilt den fremden Gesandten Antwort and bc- 
scheidet die Unsrigen. Sobald es darauf ankommt, diesen Al»- 
weichungen von den ilmen fniluT trej^^ebenen Vorschriften ül)er 
politische Verhältnisse oder die \ erfolgung wichtiger Gegenstände 
aufzugeben, umss die Ausfertigung der Regel nach von Uns 
Hflehstselbst volteo^R werden. Jn andern Fmui «rlisat der Ifi* 
nister der auswärtigen Angelegenheiten die Verf&gongen, da der 
bisherige Kurialstfl abgeschafft ist, nur in seinem Namen. 

In \vi(*)itit?(»rn drinfienden und eiligen Fällen, wo Unsere (le- 
nehniigung niciit eingeholt werden kann, geschieht dieses von ihm 
womöglich gemeinschaftlich mit dem Staatskanzler oder den Um- 
ständen nach von ihm allein, doch gewärtigen Wir sogleich An- 
zeige davon, wenn der Gegenstand der Regel nach Unsere Voll- 
ziehung erfordert hätte. 

Die Konzepte der \'erfügungen an die Gesandten und andere 
Personen, welche ^^'i^ vol1zifli(>n. werden vor der Reinsclirift dem 
Staatskanzler zur Mitsignieruug mitgeteilt Eben dieses findet in 
Absicht auf die Signatur der Konzepte wichtiger Noten an fremde 
Gesandten und GeschSitstrftger statt 

Die Konzepte der von dem Minister allein abgeUssenen A'er- 
fägungen an die (lesandten und Geschäftsträger werden nach der 
Absendung dem Staatskanzler zur Einsicht mitgeteilt. 

Die Geschäfte werden in zwei Sektionen bearbeitet: 1. die 
erste betrifft die äussern Verhältnisse des preussischen Staats im 
allgemeinen, die Kommunikation mit den fremden Geschäftsträgern, 
ihre Legitimation nnd Präsentation und die Instruktion der Unsrigen 
über dit; höhere Politik. Dieser steht der Minister selbst vor und 
im Behinderungs- oder Abwesenheitsfalle ein (ieheimer Staatsrat 
als Stellvertreter. Der ^^iIl^stfM• vollzieht die Keisei»ässe in das 
Ausland und alle Zaiiiungs-\ erlügungen. 2. Die zweite alle Ge- 
schäfte des auswärligen Departements, die sich auf die innere 
Verfiassnng und Verwaltung des Staats oder auf den Handel und 
die Privat-Angelegenhciten der Unterthanen beziehen, Konsolat-, 
Grenz-, Post-, Polizei-, Pass- und andere Sachen, die nicht zu den 
höhern politischen Angelegenheiten gehören. Dieser ist ein be- 
sonderer Sektionsehef vorgesetzt, der die wichtigeren Gegenstände, 
vorzüglich solche, die die Vollziehung des Departements-Chefs 
erfordern, diesem vorträgt, alle Korrespondenz und die Konunn- 
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nikation mit innern De])arteinent8 und Behörden führt und Mit- 
glied des Staatsrats ist. 

Was für auswärtige Angelctrenheiten der ersten Sektion an 
den Staatsrat pfehracht werden sollen, hängt von Unserer bcson- 
dern Bestimmung ab. Von Veränderungen der politischen Ver- 
ÜUtnisse, welche auf das Innm Einfluss haben, erhilt d^ Staats- 
rat durch den Minister der auswärtigen Angel^enhdten oder den 
Chef der zweiten Sektion seines Departements Nadiridit 

Wir ernennen die Gesandten und bestimmen ihre Besoldung. 
Anch über die An-t*'Ilii!i.: des «resamten rrcsandtschaftspersonals 
muss Unsere Genehnugung ein^a^liolr wer<len. 

Unter «lein auswärtijren Deijartement stellen unmittelbar: 
1. die Gesandtschaften. Wenn andere Departements an solche 
etwas gelangen lassen wollen un<l Nachrichten von ihnen zu er- 
halten wünschen, so ersuchen sie das Auswärtige Departement um 
die erforderliche Verfügung. 2. Die Konsulate. Auch liei diesen 
findet dieselbe Vorschrift statt mit Ausnahme des Chefs der Ab- 
teilung für Gewer1)e. welcher mit ihnen über Ge-jon stände seines 
Fachs unmittelbar verhaHdehi kann und anrli an iluer Besetzung 
teilnimmt 3. Bei dem Departement der auswuitigen Angelegen- 
heiten selbst ist Unsere Genehmigung bloss zur Anstellung der 
Räte erf<»^erlich, die übrigen Anstellungen bleiben dem Minister 
Überlassen, wenn der Personaletat nicht überschritten wird. 4. Über 
die etatsniässigen Fonds hat er ebenfalls die Disposition, insofern 
bei den Besoldungen die Nonnalsät/p niclit nbersehritten werden 
und bei Remunerationen und persönli« hen Bewilligungen die ersten 
aus vakanten Besoldungen, die letztern aus den zu ausserordent- 
lichen Ausgaben bestimmten Fonds erfolgen können; sonst muss 
Unsere Genehmigung erbeten werden. 

Das Kriegs-Ministerium 

oder das -Departement hat zum Gesehftftsbezirk das gesamte Militär- 
Wesen. Wir haben über dessen Verwaltung bereits eine l)esondere 
Verordnung vom 25. Dezember 1808 erlassen und erklären daher 
nnr noch, dass aueli dieses Departement mit Unsenn Kabinet, dem 
Sta;irskanzler und dem Staatsrat in dieselben \'erhri]fni<se tritt, 
weiche durch gegenwärtige Verordnung allgemein für alle oi»erste« 
Staatsbehörden festgesetzt sind. 

Wir befehlen hierdurch, sich nach dieser Unserer Verord- 
nung wegen der obersten Staatsbehörden überall zu achten und 
behalten Uns wegen der Unterbehorden Unsere Bestimmungen» 
soweit sie noch nicht erfolgt und noch nr>tipr sind, vor. 

Gegeben Berlin den 27sten Oktober ISIO. 

Friedrich Wilhelm. 
Hardenberg. 

Altmann» Urkk. x. bnndb.-prauM. VcrfMiiangsgMcb. II. ft 
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7. Gendarmerieedikt. 1812 Juni 30. 

Gesetz-Sammlung für die kgl. preuMisch. Staaten. 1812. 8. 141—160. 

Wir Friedrich Wilhelm, von f'iottos (Inaden König vou 
Preussen etc. cto. Unserer Aufnierksaiiikeit .sind die MSnirol nicht 
entgangen, welche der Wirksamkeit der Staat» v er waiiuni^' in He- 
zi^ung auf das platte Land hinderlich sind. VorzflgUch rechnen 
Wir dahin die noch fortdauernde, nach Einf&hrung allgemdner 
Gewerbefreiheit und bei gleichem Interesse ganz unbegründete 
Absonderung der kleinen städtischen Kommunen, der Städteeigen- 
tilmer, der DomänenSmter und ritterschaftlichen Sozietäten in 
Koniuiuuaiau gelegen heit^Q, wie nicht minder in Absiclit auf die 
Justizpolizei und Finanz Verwaltung; den Mangel aller Reprfisen- 
tation bei einigen dieser Sozietäten und die Einseitigkeit derselben 
bei andern ; das Übergewicht, welches einzehie Klassen von Staats- 
bürgern fhircli ihren vorherrschenden Einfliiss auf die öffentlichen 
Venvaltun^'en aller Art haben, da dieser f;leichmä.ssiL' verteilt sein 
sollte; die Kraftlosigkeit der unmittelbaren Staat.sljchorden weüon 
unzweckmässiger Teilung der Rebsorts und endlich die Unzülaii^' 
lichkeit der läekutIvniitteL 

Diesemnach soll, sobald es die Umstände gestatten, 
I. mit einer neuen Landeseinteilong in angemessene Mihtär- 
gouvemements und Regierungsdei)artcnicnts eine neue Kreis- 
einteilung verbunden werden, nach welc!ipr das Land aus 
einer angemessenen Anzahl geo^Taphisch abgerundeter, mög- 
lichst gleiclier Kreise bestehen soll. 

IL Neben diesen Kreisen werden diejenigen Städte, deren Um- 
fang oder Verhältnis eine abgesonderte Konstitution erfordert, 
als besondere, jenen in allen Beziehungen 0eich gestelUe 
Korporationen bestehen. 

III. Die übrigen Städte werden zwar in angemessenen Arron- 
dis^fMuonts als besondere (Icmeinden fortdauern, jedoch m 
AI) ulit auf den Krei.svcr)>and keine Prärogativen vor den 
ländlichen Gemeinden, welche zweckmässiger zusaiumeugesetzt 
werden sollen, voraus haben. 

IV. Die aus diesen Städten und den ländliciien Gemeinden zu- 
sammengesetzten Kreise werden, als selbstständige fOr sich 
bestehende Gemeindeverbände das, was in den Städten erster 

Klasse uelcistct wird, durch ihro Zusammensetzung wirken. 
Jene Städte 2ter Klasse und die ländlichen (jemeiuden werden 
die ersten Bedürfiiisse der ötfeutlichen Sozietät befriedigen; 
die Kreise aber überall eintreten, wo diese B^edigung über 
die Kräfte der Gemeinden hinausgeht, oder ein höheres, mehr 
in das Staatsverhältnis eingreifendes Interesse zu gewähren ist 
Alle diese das Kommunalverhältnis der Kreise angehen- 
den Angelegenheiton wordon durch eine ;uis Deputirten der 
Gemeinden zusammengesetzte Verwaltuug unter Aufsicht un- 
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mittelbarer Ldtang und Mitwirkiing der StaalsbehOrdeD ver- 
sehen werden. 

Die K reise werden, wie die Städte erster Klasse, ein 
genieinschaftlicbes Vermögen und eine Kas^ zur Bestreitung 
der Partiktdarlasten haben. 

Eine neue Kommunalordnung wird das gesamte Kom- 
nrnnalTerhältnis sowohl der Kreise und Hauptstädte als der 
untergeordneten Getneinden auf alli^emeine Gesiclitspunkte 
zurückführen, Zwecke uiifl Mittel derselben m Übereiustim* 
mung mit dem Staatszweck besiimuien. 
V. Dieselben geographischen Grenzen, welche die Kreiskonnau- 
nalirerbftnde hiäen soDeii, werden zugleich die Grmen fftr 
die Amtsbezirke der liier eingreifenden ersten und unmittelbar 
wirkenden Staatsbehörden sein, und es sollen demgemSSB in 
jedem Kreise bestehen: 

1) ein Land- und Sta lt Bericht: 

2) ein Kreisdirektorium, welches 

A) die Polizeirerwaltung als erste limdespolizei- Instanz 
und als Oberbehörde der Gemeinde- oder Lokalpoliz^ 
mit Einschluss: a) der Aufsicht Ober die Gemeinden 
und Korporationen; b) der Kirchen- und Schulange- 
lejjenheiten; c) des Konskriptions-, Marsch- und Ein- 
quartierungswesens; d) der MilitärverpHegunp:. soweit 
sie den Kreisen und Kreisbehörden überlassen bleibt, 
versehen soll; femer 

B) die Kuratel der Finanz- und Kassenverwaltnng von 
allen Staatseinkünften aus dem Kreise; 

C) die Direktion der Kreiskommunalverwaltung, und 

D) die Ilaruliiabunpr der Exckutivmittel 
in sich vereinigen wird. 

3) Die Kreisrendantur fOr die zu 2. B. erwfthnte Verwaltung. 

4) Die Kreiskommunalverwaltnng, wdche bauptsäddich für 
die zu l\\ gedachten Zwecke konstituieret i^ wird sidi 
an die Behörde zu 2. anschliessen, sie wegen des immer 
in einander laufenden Staats- und Kommunalinteresse in 
ihrer Verwaltung unterstützen ; dagegen von ihr die Direk- 
tion und die Gewaltmittel zur Vollstreckung de^enigen 
empfimgen, was als Gegenstand ihrer Funktion ligßi be- 
schlossen ist. 

VT. Das Amt des Kreisdirektors wird künftig; vom Staate auf- 
getragen, die Wahl desselben durch die Kreisstände hk In 
mehr statttindeu, und aller Repräsentativ-Cbarakter davon ge- 
trennt sein. 

Vn. Um das Bedfiifiiis exekutiver Gewalt für alle Reesorts 
vollstlndig zu befriedigen, wird dem Kreisdirektor in der 

Gendarmerie eine bewaffnete flacht Ijeigegeben, welche durch 
eine liinreichende Anzahl von (Jtüzicren um! deren Teilnahme 
an den Üureaugeschäften des ivreisdirektors m die innigste 
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Verbindung mit der Kreisbehdrde gestellt und ein integrieren- 
der Teil derselben wird. 
VIII. Diese den Kreisdircktorion ^r icjolegten Gewaltmittel machen 
die Beibehaltung der b{*s()ii(lcren Exekutoren der Staats- und 
Konimunalbehörden ganz überflüssig und sie werden datier 
fernerhin nicht statthaben. 

Wir können zur Ausfflhning dieser Einriditung nur allmSh- 
lieh libergdiai; Wir heben demnach die dringendsten Gegenstande 
heraus und vorordnen darüber provismi^f !i wie folgt: 

I. Abschnitt. Von den Kom iniina 1 Verhältnissen. 

tj 1. Die Städte Berlin. Breslau, Könip:sberp:, Stettin, Elbin?, 
Potsdam und Frankfurt bleiben in ihrem bisherigen Verhältnisse 
als besondere, den Kreisen gleichgestellte Korporationen. Auch 
bleiben die Eessorts der Polizeidirektorien, Magistrftte und Stadt- 
veronlneten, soweit im folgenden keine Abänderungen bestimmt 
sind, einstweilen in ihrer bisljoritren Verfassung. 

g 2. Die übrigen Städte behalten zwar bis zur Publikation 
der neuen Kommunalordnung die besondere, durch die Städte- 
ordnung bestimmte Gemeindeverfrssung; gleichmflssig bleiben alle 
ländlichen Gemeinden als Gemeinden rar mh in ihrer bisherigen 
Verfassung. Dagegen werden die Stfidte zweiter Klasse imd die 
läntllirlien Gemeinden aller Gattun^'en mit Kin^rlihi^s rlor Domi- 
nialhOfc sogleich in dem Kreisverbaude zu einer Korporation ver- 
einigt. 

§ 3. Diese Vereinigung geschieht einstweilen nach der bis- 
herigen Kreiseinteilung. 

§ 4. Es bleibt jedoch den Regierungen überlassen, Antrflge 
bei Tnserm Staatskanzler dahin zu machen, diejenigen Kreise, 
welche zu klein sind, um sich den wir1v<nnion Beistand, welcher 
von der Kreisverbiudung erwartet werden könne, zu leisten und 
die Kosten der besondern Kommunal- und Staatsverwaltungen 
zu verlohnen, mit andern benachbarten Kreisen zu vereinigen, 
tmgleichen die Enklaven fremder Kreise zu deiuenigen zu schla- 
gen, in welchen sie belegen sind. 

>f Diesen Kreisverbindungen wirfl i?n allgemeinen die 
Bestimmung gegeben, dass sie allen denjenigen Bedürfnissen durch 
verhältnismässige Beiträge genügen müssen, welche entweder ilwer 
Natur nach Lasten des Rommunalverhältnisses sind oder von dem 
Staate daHSr erklärt werden. Wenn keine speziellen Bestimmungen 
darüber entscheiden, ob eine gegebene Last die Gemeinden oder 
den Kreis treffen soll, findet letzteres doch immer Anwendung, 
wenn a) sämtliche oder doch der grös-sere Teil der Kreisein ge- 
sessenen, oder auch nur h) mehr als drei Gemeinden dabei iniiT- 
essieret sind, c) wenn die Last, obwohl sie das besondere Bciiuriuis 
von nur drei oder weniger Gemeinden betrifft, doch nicht beson- 
dere Bequemlichkeiten oder Ertliche Vorteile, sondern ein wahr- 
haftes Bedürfnis zum Gegenstande oder Zweck hat, und die 
Gemeinden sich ausser stände finden, dieselben zu prfistieren. 



Digitized by Google 



7. QMHtonmrieedütt 1812. 



69 



§ 6. Insbesondere liegt die Beschatfiin^' der Bedürfnisse für 
Unsere und fremde Truppen der Re^rel nach den Kreisverbindun- 
gen ob. Wir werden nalier bebtiuiuieu, was davon vom Staate 
vergütet werden boU und auf welche Weise. 

§ 7. Auch soll über die Art, wie die Beiträge der Kreia- 
eingesessenen angelegt werden soUen, eine besondere Verordnung 
ergehen. 

§ 8. Alle in die^ies Interesse § 5, 6, 7 einscklageade/i Ange- 
legenheiten sollen unter dem Vorsitz des Kreisdirektors und der 
Tälnahme des Stadtrichters in der Kreisstadt (auch ist der Justiz- 
direkte»: des Stadt^richts in einer Hauptstadt auf Verlangen des 
Polizeidirektorii bä wichtigen Angelegenheiten an dessen Sitzungen 
teilzunehmen und als Justitiar desselben zu konkurrieren ge- 
halten) von Deputierten der Gemeinden verwaltet werden, deren 
lur jeden Kreis sechse bestellt werden und unter der Benennung 
„Kr eis- Verwaltung" mit jenen Staatsbeamten ein Kollegium 
bilden. 

§ 9. Auch wird denselben die Revision der Repartitionen 
zu Gemeindebedürfnissen, die Untersuchung und Entscheidung 
über die deshalb Lrcführten Bescliwerden übertragen. 

§ 10. Die Kreisverwaltung bescliliesst unabhängig von den 
Instruktionen ihrer Kommittenten und oime alle weitere Veraiit- 
wortBefakeit als der eines dolosen oder fisduiissigen Verfiihrens 
Aber die Korporationsangelegenheiten des Kreises und die ihr 
speziell kommittierten Geschäfte. 

^11. Der Kreisdirektor und der Justitiai'ius sind jedoch für 
die Gesetzmässigkeit ihrer Beschlüsse in s<nveit verantwortlich, als 
dieselben wider Verbotsgesetze anlaufen oder den Staatszweck ge- 
fihrden. Die Obliegenheit des Justitiarius ist, in solchen Fällen 
seine Protestationea mit Anf&hrung der Rechtsgrfinde schriftlich 
einzulegen; die Obliegenheit des Kreisdirektors, die Ausführung 
zu verweigern und zu unter^a'^en. in zweifelliaften Fallen aber die 
Ausführung bis zur f^ntscheidun^ dvr Oberbeliörde zu suspendieren. 

§ 12. Die Wahl der Kreist lepiitierten geschieht auf die 
"Weise, dass die städtischen Gemeinden durch ihre Stadtverord- 
neten auf 500 Einwohner dnen Wahlherren, die Gutsbesitzer und 
bei deren Abwesenheit ausser dem Kreise ihre Wirtschaftsdirek- 
toren oder (xutspächter eine gleiche 7M von Wahlherren wie die 
Gesamtheit der städtischen Gemeinden, jcflo luluerliche Gemeinde 
durch die Bauerwirte einen Wahlherrn ernennen. 

Von denen durch die bäuerhehen Gemeinden ernannten Wahl- 
herreu wird jedoch nur eine gleiche Anzahl wie von den Stadt- 
gemeinden abgeordnet werden, zur Wahl verstattet und diese durch 
das Los bestimmt. 

§ 13. Die Magistrate veranlassen die Wahlen durch die 
Stadtverordneten, die Kreisilirektoreii die der Gutsbesitzer unter 
ihrem Vorsitz, die Schulzen in den i)oifem. die Walilen der Ge- 
meinden iüueiiiaib des näher bekannt zu machenden Termins. 
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Die Magisträte und Dorfsclmlzen zeigen dem Kreisdirektor die 
Personen der Wahlherren gleicli nac)i der Wahl an. 

5) 14. Die Wahlherrn versaniniein sich acht Tage später in 
einem von dem Kreisdirektor zu bestimmenden Termin in der 
Kreisstadt Dem Kreisdirektor stehet frei drei Kandidaten, jedem 
Wahlherm einen Kandidaten zar Wahl vorzuschlagen. Über diese 
wird der Reilie nach durch Ballottement gestimmt Es ist ein 
jeder wahlfähig, wenn er sich andi nicht unter der Zahl der Wahl- 
herren befindet. 

51 15. Diejenigen sechs Kandidaten, welche die Stimmen- 
mehrheit haben, sinci zu Deputierten benifen, die nächstfolgenden 
sechse zu deren Substituten. \ on den Deputierten werden zwei 
fflr die Stftdte, zwei fOr die Rittergutsbesitzer, zwei f&r den Bauern- 
stand gerechnet 

§ 16. Diese Deputierten und deren Stellvertreter versehen 
ihr Amt bis zur Publikation <lor npiion Komnnmal-Ordnung und 
der infolge derselben zu ernennenden neuen Kreisverwaltungs- 
behörde. 

§ 17. Sie versammefai sich in der Regel atte vier Wochen 
ein für aUemal zu bestimmten Tagen in der Kreisstadt Es hingt 

jedoch von der Bestimmung des Kreisdirektors ab, bei ausser- 
ordentlichen Umständen sie zu ausserordentliclien Sitzungen oder 
sie auf bestimmte oder unbestimmte Zeit fortdauernd zusammen- 
zu berufen. 

§ 18. Die Stellvertreter tieteu bei Erledigung der Stellen 
der Deputierten oder daueniden Abhaltungen derselben in der 
Ordnung ein, welche die Mehrzahl ihrer Wahlstimroen bezeichnet 

§ 19. Unter Umständen, wenn sich die Geschäfte der Kreis- 

(lo|nitierten so sehr häufen, dass sie dieselben zu bestreiten ausser 
Stande sind, ist der Kreisdirektor befugt, Gehttlfen derselben aus 
den Kreiseingesessenen nach dem Vorschlage der Deputierten ein- 
zuberufen, welche in diesem Fsdle an den Geschäften teilzunehmen 
gehalten sind. 

§ 20. Kreisdeputierte und Konvozierte können sich auch nicht 
entziehen, den Kreisdirektor unter ausserordentlichen UmstSnden in 

dessen besonderen Geschäften zu unterstatzen; insbesondere können 
erstere zu kommissarischen Untersuchungen von ihm gebraucht 
werden. Gleichniässig sind die Stadtvororflneten in den Haupt- 
städten gehalten, den Polizei-DirekluMta aus ihrer Mitte oder aus 
der Bürgerschaft auf dessen Verlangen eine solche Zahl von Ge- 
holfen beizugeben, als jene nötig erachtet werden. Sie müssen 
demselben zu diesem Behuf fOr jede Stelle drei Subjekte in Vor- 
schlair bringen, welche die von ihm angezeigten Eigenschaften 
haben müssen, und unter welchen ihm die Wahl zustehet. 

§ 21. Den Kr eis deputierten werden die Kosten ihrer Zn- 
ijamnienkünfte und zwar die Reisekosten nach der Vorspannver- 
gütigung, die Zehruugskosten für die Reise- und Geschäftstage 
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4iirdi Diäten, welche auf zwei Titaler bestimmt werden, aus der 

Kreis-Komniuniilkasse vcrpflti^'t. 

§ 22. Aur)i dem Justitiarius werden für die Tage der Zu- 
sammenkuuft oder seiner anderweitigen Beschäftigung die Diäten 
der Kreisdeputierten gezahlt 

IL Abschnitt Ober den Gesehftftskreis der Kreis* 

direktoren und deren einstweilige Bestellung. 

sj 23. Dio T.andräte in den Kreisen worden bis zur defini- 
tiven Bestimmung über die Besetzung dn lu ei^direktor - Stellen 
<leren Funictionen in dem Umfange, wie nachstehend bestimmt ist, 
vertreten. 

§ 24. Doch bleibt denjenigen, welche sich dem erweiterten 
und veränderten Geschäftskreise nicht unterziehen zu können ver- 
meinen, überlassen, ihre Entlassung zu suchen, welche ihnen, wenn 
sie zulängliche Gründe der Inkonvenienz für ihre persönlichen Ver- 
hältnisse darthun, nicht vorenthalten werden soll. Sie müssen 
jedoch ihre Stellen bis zur anderweitigen Disposition über ihre 
Vertretung fortsetzen; auch haben sie keinen Ansprudi auf Pen- 
sion, wenn sie nicht durch Atter oder ähnliche dringende Umstände 
an der Fortsetzung ihrer Dienstverhältnisse verhindert werden und 
derselben nicht zu|ileich bodürfti^' sind. 

^ 25. Die Regierungen luihen die Entlassung: und Pen- 
sionierung derjenigen, welche mit Eutzen nicht beibehalten werden 
können, sogleich bei rubhkation dieser Verordnung bei dem All- 
gemeinen Polizeidepartement in Antrag zu bringen. 

§ 26. Gleichmässig haben sie ihre Vorscldäge wegen Bei- 
behaltung der interimistisch angestellten Ljindräte oder wepjen 
anderweiti^'er Hesetzong ihrer und anderer erledigten Stellen in 
Antrag zu bringen. 

§ 27. Den Individuen, welche die Regierung nach pilicht- 
mSssiger Überzeugung zurVmtretung der Kreisdirektoren- Stellen 
qualifiziert erachtet, soll das bisher flbUche Examen erlassen werden. 

§ 28. Die neuen Anstellungen sind gleich der Fortdauer 
der Amtsverhältnisse doi bisherigen lAndräte nur provisorisch. 
Die Angestellten erhalten also durch ihre Anstellung oder liei- 
behaltung keinen Anspruch auf die Fortdauer ihrer Amtsverhält- 
nisöc. Sie können sicli nur durcli Beniüliung der bei ihrer einst- 
weiligen Annahme vorausgesetzten Eigenschioten neuen Anspruch 
darauf erwarben. 

J5 '29. Das Einkommen der provisorisch angestellten Kreis- 
direktoren wird auf zwölf hundert Thnler bestimmt : ausserdem 
werden ihnen zur rnterliaitung der i^ijuii/age 40Ü Kthlr. bewilligt, 
unii aoW ilinen beides aus den Staatskassen gezahlt werden. 

§ 30. Sie sind gelialten, ihren Wohnsitz in der Kreisstadt 
zu nehmen. 

§ 31. An Orten, wo nicht besondere Gebäude für die Kreis- 
verwaltung vorhanden sind, die Rathäuser aber genügenden Raum 
für das Kreisbureau und zur Aufbewahrung der Kreiskassen ent* 
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iiaiten, soll den Kreibdirektorien dieser daselbst provisorisch ange- 
wiesen werden. 

§ 32. Wo das nicht stattfindet, sollen zu der anderwettea 

Beschaffung besondere liureaukosten bewilligt werden. 

§ Der Kreisdirektor wird zum Polizeiclief aller stSdti- 
öchen und ländlichen (ienieinden seines Krei>es ernannt, jedoch, 
wie sich nacli § 1 von J^elbst verbteht, mit AuMi ihiiie der Hauptstädte. 

§ 34. Das Ivreisdirektorium Ijildet demnach fortan eine be- 
sondere Polizeibehörde^ welche 1) die Landpolizeiangelegenheiten 
mit Einschluss der Ao&icht Aber die (>emcinden und Korpora* 
tionen in erster Instanz verwaltet; 2) die Lokalpolizeiangelegen- 
heiton i\h 0})PrlM»horde der Polizeidirektorien in den zum Kreise 
geschlagenen bliidtiMi. ingleichcn der MagihLräte wegen der städti- 
schen und der Dorigerichte wegen der ländlichen Polizeiverwal- 
tung resfMert 

§ 35. Die Polizeidu^ktoren in den Hauptstädten werden für 
alle und jede polizeilichen Angelegenheiten in denselben zu alleini- 
gen und unmittelbaren Verwaltern ernannt, imd die von den Magi- 
sträten nach bisheriger Verfassung ausgeiii>te Teilnahme findet 
fernerhin nur unter der Leitung des Polizeidirektors statt, welcher 
dafür allein verantwortlich bleibt Auch wird diese Teilnahme 
fernerhin nicht von der Gesamtheit des Magistrats, sondern durch 
Deputationen (zusammengesetzt aus Magistratspersonen und Stadt- 
verordneten oder Bürgern) ausgeübt, welclie unter der Direktion 
des Polizeidirei<tors oder dessen Stellvertreter stehen, in dessen 
Namen verfii^'en und im Verhaltnisse ^rej^en denselben bloss eine 
konsultative büniniü haben. Die 5Stadt verordneten sind schuldig, 
in allen zum Ressort des Polizeidirektorü gehörigen Angelegen- 
heiten Weisungen von demselben anzunehmen. 

§ 36. Diese Bestimmungen (§ 35) hnden auch in den zu 
den Kreisen f?eschlagenen Städten Anwendung, welche l»esondere, 
den iüeisdirektoren untergeordnete Polizeidirektorien hal»en. Docli 
bleiben hier die Landcspohzeiangelegeuheiten den Kreisdiiektoi ea 
vorbehalten. 

§ 37. Ausgenommen von dem Ressort der Kreis- und Polizet- 

direktoren in Beziehung auf die Landespolizeiangelegenheiten wer- 
den für jetzt noch die Landeskulturangelegenheiten iin<l flie Roini- 
lierung der l»;iuerlichen Verhältnisse, deren Bearbeitung den 
LandesökoüOUiiekoUegien und Geueralkouuuissariaten vorbehalten 
bleibt 

§ 38. In der Regel tritt die Wirksamkeit des Kreisdirektorii 

in Beziehung auf die Lokalpolizeiverwaltung der ihm untergeord- 
neten Städte erst auf \'eranlassung von Beschwerden ein. Aus- 
nahmen von dieser Re«rel finden ^tatt in AFiselmng aller Lokal- 
polizeianstalten, deren Wirksamkeit und Emtiass sich über die 
Kommunen, in welchen sie errichtet sind, ausdehnt, wenn sie auch 
der Gemeinde aussdüiesslich zugehdren. Dahin gehören speziell 
die Aufeicht und Kontrolle der Strafimstalten, Korrektionsmluser, 
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Gefängnisse, Annen- und Kiuiikenhauser, Feuerlöscbanstalten 
innerlialb ihres Kreises. 

I 39. Die DomSnenbeamteD in Ans^uog der Amtsddrfer, 
die lu^trftte wegen der Stadteigentumsdörfer, die Gotsbeäitzer 

wegen ihrer Dorfschafteii fahren fnrt. die Lokalpolizeiverwaltung 
der Doiigerichte zu kontrollieren, auch in dringenden Phallen zu 
verfugen und zu remedieren. In der Hegel aber lial)en .-le die 
walirgeuomuicncn Übelötände und Missgrifife den Kreisdiicktoren zur 
Abheliiuig anzuzeigen lud die Stra&nordnnngen, welche sie nötig 
machen, von diesen sn extrahieren. 

§ 40. Die Schulzen und Dorfgerichte sind schuldig, den 

polizeilichen Anordnungen der Gutsbesitzer, der Doniänenbeaniten, 
der MagistrSte. welche ihnen vorgesetzt -^iiid. bis auf weitere Be- 
stimmung des Krei-fliii ktors FoI;:e zu iei>ten. 

§ 41. Gutsbesitzer, Magistrale und Domänenbeamte kOniien 
sich nicht entziehen, die Aufträge der Kreisdirektoren in lokal- 
polizeilichen Angelegenheiten ihrer Bezirke aaszurichten. 

g 42. Die § 39 ff. getroffenen Bestimmungen gelten auch 
von andern zum Ressort der Kreisdirektorien und Kreisverwaltun- 
gen gehörigen Geschäfte innerhalb der Gutsgrenzen der Guts- 
besitzer u. s. w. 

!^ 4:1 Die ^ 41 bestimmte \ er^dichtung liegt auch den 
Predigern ob. 

§ 44. Den Kreis* und Polizeidirektoren wird femer das 
Kantonwesen ihrer Kreise, nicht minder 

§ 45. die Militänerpfiegung mit Einschluss des Einquar- 
tierungswesens, auch das Marsch- und ^^)rsI^annwesen ihrer Amts- 
bezirke überlassen. Demgemäss repartieren sie diese T,;j--ten nach 
Massgabe der Umstände und der augenijlickhchen Bedürtnisse und 
instruieren die Unterbchörden in den Fällen, wo diesen die Sub- 
repartition fiberhissen bleiben muss, wegen der von denselben 
hiebei zu beobachtenden Grundsätze und Massregeln. Wegen der 
Konkurrenz der Magistrite finden die § :i5 und 36 getroffenen 
Bostimniungen Anwenduiii:. Die Ausgleiclumi: dieser Lasten er- 
folgt nach den festzusetzenden Grundsätzen durch die Kreis Ver- 
waltung. 

§ 46. Die Finanz- und Kassenverwaltung inbetreff des 
Staatseinkommens bleibt dnstweUen in ihrer bisherigen Ver&ssung. 

47. Die Kreiskasse wird jedoch von jetzt an, wo es bisher 

noch nicht gescliehen ist. als Staatskasse behandelt, und der Kreis- 
steuereinnehnier bleibt Rendant derselben unter der Kuratel des 
Kreisdirektors. 

§ IS. Die Kreiskommunalkasse &0II von dem Rendanteii der 
Kreiskasse gegen Vergtltigung von ^ Prozent als Nebeufonds mit- 
verwaltet werden. Über diesen Nebenfonds behält die Kreisver- 
waltuag die Disposition und Kuratel. Doch bleibt dem Kreis- 
direktor vorbehalten, mit semer Verantwortlichkeit über die Be- 
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stände dieser Kasse in drmgüudeu Fällen ihreiu Zwecke gemäss 
ZQ dispoiiiEraii. 

§ 4d. Wegen der Funktionen des Kreisdirektors bei der 

Krdsverwaltung ist oben das Nähere bestimmt 

§ 50. Dagpfjren hört mit dem Tajze der Publikation dieses 
Edikts die bisheri^'e Repräsentation der Kreise durch die Landräte 
auf. In Fällen, wo nach der Frovinzial Verfassung die Zusaiuiiien- 
berufung der Landstände noch erforderlich ist, hat jede Kreisver- 
waltong für ihren Kreis einra besonderen Deputierten zn wählen 
und zu der Provinzialversammlnng abznordnen. 

5j Öl. Gleichmässipr werden die Städte erster Klasse durch 
ihre Stadtverordneten die ihrerseits abzuordnenden Deputierten 
wählen. 

§ 52. Über die Einriciitimg der GenUariuerie wird unteu 
das Nähere bestimmt Die in derselben konstituierte 6ffentUehe 
Gewalt wird der Disposition der Kreis- und Potizeidirektoreo 
übertragen. 

§ 53. Alle in dein Kroise zu vollstreckenden Exekutionen 
der Polizei-, Finanz- und .Justizltehörden sollen künftig nur durch 
den Kreisdirektor geschehen, und die Behörden werden angewiesen, 
sich deshalb mit mren Requisition^ und Anträgen an denselben 
zu wenden. 

§ 54. In den Städten, welche besondere Polizeidirektoren 
haben, pebOhrt die Exekutionsvollstreckung dem Polizeidirek-tor, 
und es hndet dicserhalb eben das statt, was § 53 wegen der 
Kreisdirektoren bestimmt worden. 

§ 55. Die Stellen der Exekutoren bei den Regierungen, 
Oberlimdesgeriditen, MagistrSten und Untergerichten, oder wie 
diese Behörden einen Namen haben ni^^^en, werden demnach auf- 
jrohoben und deren Funktionen ausser Wirksamkeit gesetzt, sobald 
die Kreis- und PoUzeidlrektorien mit den nötigen Exekutivmitteln 
versehen sein werden. 

g 56. Die aus den Staatskassen besoldeten Exekutoren 
sollen in der Regel den Polizeidirektorien zur Verstärkung der 
ihnen überwiesenen Exekutivmittel beigegeben werden. Wo dies 
nicht stattfindet, haben die Regierungen dem allgemeinen Polizei- 
departement ihre Vorschläge wegen anderweitiger Unterbringung 
derselben zu machen. 

§ 57. Den Stadtgemeindeu und andern mit Exekutivmitteln 
ausgestatteten Korporationen bleibt die anderweitige Anstellung 
oder Pensionierung ihrer Exekutoren Sberlassen. 

§ 58. In der Renzel sollen dergleichen Offizianten mit einer 
Pension, welche die Hälfte ihres bisherigen Einkommens betragt, 
abgefunden werden kcmnen. 

§ 50. Die Kxekutionsf^ebtthren sollen künltii^ den ("jttent liehen 
Fonds in den Kreisen zur Hälfte der Kreiskasse, zur andern 
Hälfte den Kreiskommunalfonds, in den Städten, welche besondere 
Polizeidirektoren haben, der Polizeisportelkasse berechnet werden. 
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III. Abschnitt. Einrichtung' der Landgendnrjiierie. 
I 60. Die Kreisgcndaruierie besteht iu der liegel aua i Ki eis- 
brigikdier, 2 bis 3 berittenen, 2 unberittenen Offizieren der Gen- 
darmerie, und 10 bis 40 berittenen und unberittenen Gemeinen. 
Doch kann die Anzahl bei sehr kleinen Kreisen, deren Zusammen- 
legiini: m'n anderen zur Zeit noch nicht stattfinden möchte, ver- 
ringert werden. 

§ t)l. Die den Polizeidirektorien der Hauptätadie beizugebende 
G^mditfinerie wird ndttelst besonderen Etats bestimmt werden. 

§ 62. Auch wird vorbehalten, den Polizeidirektorett der zu 
den Kreisen geschlagenen Städte^ wo deren Beibehaltung nOtig er- 
achtet wird, solche Hülfen beiVii'jebpn. 

§ 63. Die für jetzt zu bewirkencie Anstellung in der Land- 
gendarmerie if?t nur provisorisch, sie beirründet weder einen An- 
spruch auf Bcibehaltimg nocli eine Auiiusuug der bisherigen Ver- 
hältnisse des Angestellten. 

^ 64. Die Gendarmerie ist militfirisch gekleidet und bewaflhet 
nach den darüber besonders gegebenen Bestimmungen. 

§ 65. Die Ik'soldiing der Gen<krnierie erfolgt aus der Ge- 
neral-Militär-Kasse, sowie (iie Rrotverpriegung. 

§ 66. Ausserdem bekomuicn die Unterofdziere und Gemeinen, 
sie mOgen m ihren Standquartieren oder auf Kommando sein, freie 
Beköstigung oder Entschädigung nach den Lolnhimstfinden ans der 
Kreiskommunalkasse, worüber besondere Besthnmungen ergehen 
sollen. 

^ 67. Den Unterofrizieren und Gemeinen wiid sowohl in 
ilirein Standorte als ausserhalb Naturalqnartier angewiesen, den 
Wirten jedoch aus der Kreiskommunalkasse zuiäügliche \"ergütigung 
dafttr verabrdeht Die Offiziere mflssen sich ihre Wohnungen gegen 
den üblichen Servis mietsweise beschafTen. Auf Kommando er- 
halten sie jedoch Naturalquartier, bei Dienstverrichtungen ausser- 
halb des Standquartiers eine mässige Entschädigung und bei kom- 
missarischen Auftrimcn Diäten. 

§ 68. Den berittenen Offizieren werden für die Fomage auf 
ein Pferd jährlich neunzig Thaler bezahlt Die Unteroffiziere und 
Gememen erhalten die Fourage-Rationen in Natura; btides erfolgt 
ans dem Militäifonds. 

^ 60. Es ist die Obliegenheit der (Icnieinden, in FftUen, 
wenn es not thut, den Dienst der Gendaruierie zu vertreten. 

§ 70. Der Kreisbrigadier ist der nächste (iehülfe des Kreis- 
ond Polizeidirektors. Er bearbeitet iu und ausser dem Bureau 
und unter Leitung desselben aUe Angelegenheiten, welche ihm 
Ton jenem werden übertra^m werden. Vorzugsweise eignen sicli 
die Angel^enheiten der Sicherheitspolizei und die Marsch*, Ein- 
quartierungs- und Kantonsa^^ben zu seiner Bearbeitung. 

$ 71. Der Kreisbri^^adier vertritt den Kreisdirektor 1) in 
Fällen der Abwesenheit und sonstigen persönliciieu V'erliinderungen 
desselben in den § 70 bemerkten Angelegenheiten, 2) bei allen 
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\'üiMlen, wo grosse Gewakumtel in Anwendung zu bringen und 
zu ordnen sind; z. B. Unterdrückung von Volkszusammenläufea, 
Direktion der Lösch* und RettangBanstalten bei FenersbrOnsten. 

§ 72. Er niuss aber überall in seiner Dienstführung den 
Anweisungen, Beschlflsspii und Instruktionen des Kreisdirektors 
Folfj^e leisten, welcher iür die CJesetzniiLssi^keit und Zweckmässig- 
keit der Verwaltung allein verantwortlich bleibt. 

§ 73. Selbständig und unter Leitung des Oberbrigadiers übt 
der Kreisbrigadier die Disziplin Ober die Offiziere und Gemeinen 
der Gendarmerie aus. Wie die Besoldung liquidiert die Bekleidung 
besorprt, die Bewaffnunj? und Ergänzung an Mannschaft und Pferden 
bewirkt, die Rapporte. Tasten und Berichte der (Jendarmerie als 
[Militär einzurichten snitt, bleibt der näheren Instruktion durch das 
Kiiegsdepartement vorbehalten. 

§ 74. Insofern die Bedürfiiisse der Gendarmerie von den 
Kreisen und Kommunen beschafft werden sollen, bleibt jedoch die 
VerfQgung darüber dem Kreisdirektor vorbehalten. 

75. Den Vorschlägen zu Bef?irdcningen muss jedesmal 
das Zeugnis des Kreisdirektors über die \'ertlienstlichkeit und 
Quaiihkation des Kan(iidaten für den Civildienst beigebracht werden. 

§ 76. Auch disponiert der Kreis- und Polizeidirektor un- 
eingeschränkt über die Benutzung der Gendarmerie zu den vor^ 
kommenden Geschäften, nicht bloss im ganzen, sondern auch durch 
Bestimmung der Personen und der Stärke der Mannschaften, welche 
dazu angewendet werden sollon. 

>; 77. Ihm steht nicht inintier die nefn-iii- zu. die \'ersehen 
und \ urgeiiungcii der Subalternenofhzierc und ücndaruien nn Civil- 
dienste durch Zurechtweisungen und Verweise zu rügen, auch gegen 
die ersteren leichte Geldstnifen festzusetzen. Die Bestimmung 
schwererer Strafen, als Arrest, Degradation u. s. w. bleibt aber 
dem Kreisbrigadier unter Leitnnfr des Oberbrigadiers überlassen. 
Es versteht sich jedoch von se]l)st, dass der Kreisdirektor so be- 
fugt als schuldig ist, darauf zu halten, dass diese Bestrafung wirk- 
sam und schnell erfolge. Er ist demnach von dem Kreisbrigadier 
über alles, was in diesem Bezüge geschehen, Auskunft zu erwarten 
und zu fordern berechtigt. 

§ 78. Die Hauptbestiiiiiiump: der Su1)alternoftiziere ist ilie 
exekutive Polizei und fllteihuujtt die Vollstreckung der obrigkeit- 
lichen Auordnun^^en. Au.->serdein aber sollen sie, teils zur Erleich- 
terung des Kreisdirektors, teils zu ihrer Instruktion wegen zweck- 
mässiger Ausführung ihrer besonderen Geschäfte als Gehülfen und 
Vollstrecker der exekutiven Polizei, teils zu ihrer Ausbildung für 
den Civildienst behufs weiterer Beförderungen im Bureau des 
Kreisdirektor:^ nnd den von diesem abhJingigen Ressorts arbeiten, 
auch als Kommissaricu zu örtlichen Untersuchungen gebraucht 
werden. 

§ 79. Demgemäsa künn^i sie von dem Kreis- oder Polizei* 
direkter in dessen Bureau nach dem Grade ihrer Fähigkeiten 
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a) zur Aufnahme srhriftlirlipr AnTrVj»^ <l*^r Parteien in fler Form 
von Protokollen, 1») zur Expedition (ier von «lem^elhen zu frlri^^^n- 
den Vcriüi^ungeu, c) zur Zusammenstellung der von ileni Krei*- 
direktorio anznfertigeiideQ Tableanz, d) rar Anfertigimg der Re> 
jiartitionen und KallnilatiirarbeiteB aller Art anch bei der Kreiskisse 
als Gehülfen des Rendanten beschäftigt werden: c) zur Anfertignng 
der Reinsrhrifteo, besonders bei vielf&ch auszufertigendeo and 
eiligen Saclien. 

80. Insbesondere sollen alle polizeiliclie« Anstalten, als 
Gefängnisse, Korrektions- und Strafanstalten, die Feuerlöschungs- 
apparite etc der epezieUen Anfsicbt einzelner Gendannenoffiziere 
überwiesen werden. 

5; 81. Vernid^'e ihrer Bestiininunjr als Gehülfen der exeku- 
tiven Polizei un(] \'oll.strecker fl( r ntfcntlirhen (iewalt liegt den 
(ien<larmene-01rizieren, Unteioln/ieieu und Genieiuen ob: 1. den 
Distiikt abzupatrouillieren zu dem Zweck, um aj alle polizeiliche« 
Anordnungen zur Kenntnis des Polizeidirektorii za bringen; b i Ver- 
brechen und \'ergehungen aller Art zu verhindern. insl>esondere 
die Sicherheit der Gegend durch aujrenhiicklichen Beistand, durch 
Anhaltung verdächtisor oder ^rcfährlirlu r Personen ninl Transporte 
zu bewirken; c) (be sich darbietenden Spuren b rener Ver- 
brechen und die Vergehungen gegen Kreis-Polizei und tiskalische 
Verbote anfennehmen und gehörigen Orts anzuzeigen ; 2. stehende 
Wachen zu poIizeUichen Zwecken abzugeben oder doch die Ver- 
bindung unter denselben zu machen; Z. die Transporte aller Per- 
sonen zu übernehmen, welche unter sichern [!| Geleit j:e>tellt werden 
müssen; 4. alle I'xekutionen der Civilautoritäten zu vollstrecken; 
5. gegen Abgabendefraudationen zu wachen; U. Desertation zu 
verhüten. 

6 82. Die berittenen Gendarmen und Offiziere werden vor- 
nfimlich zu den Zwecken ad 1 und 2, die nnberittenen zu 8 und 4 
gebraucht. Alle mflssen jedoch von Amts wegen die zu 1 ange- 
gebenen Zwecke erfüllen. 

§ 83. Die jxrosseren Kreise sollen nach der Zahl der be- 
rittenen Gendainien dergestalt in Bezirke geteilt werden, dass 
jedem Bezirk 1 Offizier tmd 3 bis 5 Gemeine überwiesen werden, 
welche filr die prompte Anzeige und Abstellung der Unordnungen 
verantwortlich sind; das Personal muss aber von dem Kreisdirektor 
von Zeit zu Zeit ^rcwechselt werden. Die (T^Midarmerie benach- 
barter Kreise sollen zu ^'e<;enseitigen Mitteilungen und gemein- 
samen ^ia.ssregeln Sammelplätze verabreden. Die Offiziere müssen 
die Gemeinen fortdauernd kontrollieren und sind insbesondere dafür 
verantwortlich, dass keine Durchstechereien und Pkickereien ge- 
duldet werden. 

§ ^>4. Die Verpflichtung der Gendarmerie zur Gewälirung 

des F^elintzes pe'_'en gefährliche Angriffe der Person und des Eigen- 
tums geht so w( lt. dass sie sich jeder Gefahr aussetzen mus.sen, 
um ihn zu gewähren. Sie müssen sich auf das strengste darüber 
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ausweisen, flass sie jede Motriirhkfir rlor Ilillfp niifi^/^Vioten hahen. 
Der \'orvvuri und die Strafe d<'r leiuheit tntit sie immer, wenn 
bie erbt fremde Hülfe gesucht haljeii, wo ihre selbständige ivtaft 
ssurdcbend war, oder wenn ihre Zalänglidikeit anefa Kwelfelbaft 
gewesen wäre, der Aufschub geOhrlicfa und ein höherer Zweck 
nicht sicherer durch Aufbietung grosserer Kjrifte zu eireichen war. 

§ 85* Trifft die Gendarmerie auf verdächtige Personen und 
Sach^ 80 soll sie dieselben doch nicht auf der Strasse bcunruhi- 
jron. sondern die Personen und Be^^leiter über ihren Weg l»efra?en 
und (iiese]!)en bis zu dem nächsten Orte begleiten, liier aber die 
Legitimation unter Zuziehung des Gemeindevorstehers fordern. 
Nur in Fällen, wo Gefahr oder Vereitelung des Zwecks von der 
Ausführung dieser Vorschrift zu besorgen ist, steht derselben eine 
Ausnahme von dieser Regel frei, und sie kann in diesen Fällen 
fordern, dass die Angehaltenen von ilirer Strasse abweichen. Sie 
niuss aber dieselben auch in einem solclion Falle immer an einen 
Ort, wo sich ein Bezirks- oder ricmeiiideu)rsteher befindet, hin- 
weisen und hier die nötigen Auskünfte fordern. Findet sich bei 
dieser Recherche Veranlassung, den Angehaltenen und dessen Trans- 
port in sichern Gewahrsam zu nehmen« so mfissen die Sachen dem 
Gemeindevorsteher in Gegenwart zweier glaubhafter Mäimer über- 
liefert, der Angehaltene aber ohne ZnfuLnmg persönlicher Unan- 
nehmlichkeiten entweder in den nächsten Ort, wo sich ein für 
Untersuchungen dieser Art qualifixierter Beamte findet, oder vor 
den Kreisdirektor geführt werden; der Transport muss mit dem 
Anstände, welchen der Angehaltene nach dem äussern Schdn zu 
fordern berechtigt ist, und mit allen ihm zukommenden persön- 
lichen Bequemlichkeiten, zu deren Vergfltung er imstande ist, ge- 
schehen. 

§ Ni). Nuj- Vagalionden oder des Vacrabondierens verdächtige 
Personen, unbekannte oder unangesessene Leute, welche sicli ausser- 
dem der Schadensvergütung und öttentliclien Alindung entziehen 
könnten, wenn sie eines Polizei- oder fiskalischen \'ergehens über- 
ftthrt zu achten oder verdächtig sind; gefährliche Verbrecher oder 
solche, welche den Schein wider sich haben, es zu sein; Personen, 
die durch Steckbriefe verfolgt werden oder zu deren Arretierunji, 
wenn sie sich in ihrem Bereich betreten lassen, die lietretfende 
Gendarmerie von einer fremden aufgefordert werden, können ilurch 
dieselbe ohne Auftrag ihrer vorgesetzten Behörde arretiert werden. 
Es mttssen aber die Arre8ta»tten ohne Verzug an den Kreisdirektor 
abgeliefert, oder dieser doch sogleich von der Verhaftung zur wei- 
teren BeschliesBung unterrichtet werden. 

§ 87. Die Gendarmerie soll sich unter dem Verwände der 
Polizei und Anfs]iflrung von Vergehungen in Privat- und Familien- 
verhältnisse niclit unziemlich eindiin^ien [!L Nur wnm sich Spuren 
von \'ercrehnimen darbieten, können sie sich auf deren Verfolgung 
einlassen. Aileiu selbst in diesem Falle müssen sie, wenn keine 
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Cielalir im Verzuge obwaltet, auf vorprängige Aüzeige bei dem 
Kreisdirektor dessen Verfügung gcwaitigeu. 

I 8B. Hanssnehungen, m derai YeraostBltnng gesetzmSssige 
Veranuissiing vorhanden ist, dürfen nicht anders aus unter Zu* 
Ziehung des betreffeaden BesEirk* oder Gemeindevorstehers vor* 
genommen werden. 

§ 89. Alle Exekutionen, durch welche a) ilaiulhingen er- 
zwungen, h) dergleichen für Rechnung des Verptlicliteteu ausgeführt, 
c) Objekte von mehr als 100 Rthlr. Wert beigetrieben werden 
BoUen, müssen immer anter der [!j Ldtnng eines Offiziers gestellt 
werden. 

90. Die dazu geeignet erachteten (lonilarnionoffizierc werden 
zu der richti^^rTi und gewissenhaften Aufnahme von Protokollen 
eidlich verijHithtet Insofern dieses jjeschehen ist, haben die von 
ihnen aufgenommenen Protokolle vollen Glauben. Die vou den 
Gendarmenoffizieren in Beziehung auf ihren Dienst ausgestellten 
Atteste und gemachten Anzeigen haben die Beweisloraft, welche 
die Allgemeine Gerichtsordnung vorschreibt. 

91. Gemeine Gendarmen sind zum Protokollieren nicht 
berufen; auch soll iliren schriftlichen Anzeigen auf Amtspflicht die 
Wirkung ötTentlicher Urkunden nicht beigelegt, sondern deren Inhalt 
durch spezielles Verhör zur Vollständigkeit, Bestimmtheit und der 
hieraus resultierenden Gewissheit eriioben werden. Was dieselben 
solchergestalt auf ihren Amtseid zu Protokoll erklären, hat die 
Wirlfong einn^ lieeidigton ZntiOTisses. 

^ 92. Sind Ofhziere und Gendarmen bei dem Gegenstande 
persönlich interessiert, über welclies sie ein Zeugnis abzugelten 
haben, so wird die Beweiskrali daduich immer geschwächt. Dis 
zu welchem Masse dies geschieht, muss in jedem einzelnen FMle 
nach den Umständen ))eurteilt werden. 

{5 98. Thätlicher Widerstand gegen die Gendarmerie wird 
Tiiit fler § 166 Tit 20 Tl. 2 AUgem. Landrecbt bestimmten Strafe 
belegt. 

IV. Abschnitt Von der Verstärkung der Exekutiousmittel 
durch den Beistand der Gemeinden und militärischen 

Kommandos. 

94. Die Gemeinden sind schuldig, die Gendarmerie bei 

der Atisfflhrnng ihrer Aiiftnige in allen Fällen, wo sie von der- 
selben dazu aufgefordert werden, nach deren Anordnung zu unter- 
stätzen. Die Gendarmerie soll dies jedoch nur in dringenden 
Fällen von dem Gemeinde- o<ler IJeziiksvorsteher fordern, wo aber 
keine Gefiihr im Verzuge ist, die Bestimmung des Kreisdvektors 
darfiber einliolen. 

95. Der Beurteilung des Kreisdirektors bleibt es über- 
lassen, oh der Widerstand durch ein solches Aufgebot der Ge- 
meinchm beseitigt werden kann oder ol) es zweckmässiger ist, die 
Hülfe der nächsten Garnison und die Gendarmerie des nächsten 
Kreises zu requirieren. 
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§ 96. Die Kantonnementskommandanten und Garnisonchefs 
sind &e von ihnen requirierte Hlllfe unweigerlicb zu gewähren 
Bdhuldig. Diese militärische Verstärknng wird nach der Bestün- 

mim^ zu i; 71 unter das Kounnando des Kreisbrijradier^ irf^stellt. 
wenn sie nicht von einem Oftizier höheren Hanges zugeführt wird. 

y. Abschnitt Snbordinations- und DisziplinarverhSltnisseL 

§ 97. Die Kreisdirektoren smd die Gdifilfen und Subalternen 
ihnes Bureaus durch Zurechtweisungen, Verweise und leiclite Ord- 
nnni/ trafen zur Dienstordnung nnd Erfüllung ihrer Pflichten an* 

zuhalten so befupft als schuldig. 

§ 98. Eben dies hudct statt im Verhältnis gegen die ihnen 
beigegebenen Kreisdeputierten. 

§ 99. Die Subaitemen ihres Bureau und der unter ihrer 
Kuratd stehenden Kasse, ingleichen die Ofüzianten der ihrer Auf- 
sicht anvertraueten Anstalten sind sie in den Fällen, wo Gefahr 
im Verzuge ist, sofort ab ofticio zu suspendieren befupft. Ausser 
diesem Falle halipn sie der Kefiienmir die N'erfüiainLr zu nherlassen. 

§ 100. Dciijrnitjen Behörden und Personen, welciie Anwei- 
äungen von liuiun annchuien müssen, sind sie Strafändrohungen 
zu machen^ auch bb auf ein Mass von 20 Thhr. diese Strafe fest- 
zusetzen befugt 

§ 101. Wegen der Disziplinarverhältnisse der Gendarmerie 
ist oben § 77 f\n> Nähere bf^^^timnit. SnUte sich der Kreishrigadier 
wider ErwRrten den Anordnun^xen und Zurechtweisun;j:en des Kreis- 
direktors nicht fügen, so ist deshalb bei der Regierung Reniedur 
zu suchen. 

§ 102. Die Kreisdurektorien bleiben nach wie vor der Re- 
gierung unter^'cordnet In letztem tritt jedoch zur Bearbeitung 

der Angelegenlieiten sowohl der Kreis- als Grenzgeinlarinerie, ins- 
besondere derjenigen, welche nach § 73 den Krr isbrigadiers selb- 
ständig überlassen sind, ein Oberbrigadier ein, weicher a) in diesen 
Angelegenheiten und inslxisondere in Disziplinarsachen der Gen- 
darmerie selbständig verfügt, b; als Mitglied der Regierung in der 
PoUzeideputation die Angelc^nheiten der Sicherhdtspolizei unter 
Konkurrenz eines zweiten Regierungsrats bearbeitet 

§ 103. In weiterer Instanz steht die Gendiirmcrie unter 
der gemeinsamen Leitung des Chefs der Allgeuicmen Polizei und 
des Allgemeinen Kriegesdepartemcats. Dem ersteren wird ein 
besonderer Rat in der Person des Chefs der (rendarmerie bei- 
gegeben, welcher alle darauf emsdilagende» Angelegenheiten be* 
arbeitet. 

§ 104. \Vegen der Grenzgendarmerie wird eme besondere 

Verfügmig ergehen. 

«; 105. Wir tragen Unserm Staatskanzler auf. wecren Aus- 
führung dieses Edikts das Erforderliche zu besorgen, und autori- 
sieren dabei diejenigen HodifikatioDen, welche die UmstSnde und 
der Zweck erheischen, die definitive Organisation mdglidist zu 
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beschleunigen und sich ihr durch das Interiiiiistikuiu insoweit zu 
näiieru, wie es nur irgend tliunlidi ist 

Urkimdlich Ton Uns höchsteigenhändig unterechrieben und 
aof Unsern Befehl mit dem Konigl. Insiegel betlrucket 
Geschehen und gegeben Berlin den SOsten Juli 1812. 

Friedrich Wilhelm. 
Hardenberg. 



8. fiinfiibraiig der allgemeinen Wehrpflicht. 

1818 Febr. 9. 

GcMts-Sammlong für dk kgL preoM. Staaten 1813. S. la f. 

Wir FHedrich Wilhelm, von Oottes Gnaden König von 
Proassen etc etc. haben in Erwägung der von Unsern getreuen 

T'nterthanen längst anerkannten ^'erbindlichkeit eines jeden waffen- 
t'iliigen Bürgers, sein Vaterland zu verteidigen, dessen Erlialtiing 
ihm und seinem Vermögen Schutz und gesetzliclie bürgerliclie 
Freiheit gewälut, bereits mittelst der auf Unscrm Befehl erlassenen 
Aufforderungen allen gebildeten Juai^Iiiigen Gelegenheit zu geben 
beabsichtigt durch den Dienst bei der Artillerie oder unter den 
freiwilligen Jägern ihren guten Willen mit der That zu äussern 
und sicli Ansprüche auf unvergänglichen Ruhm und auf den Dank 
eines erkenntlichen Vaterlnnde-: zu erwerben. 

In Übereinstimmung mit diesen Anordnungen und um jeder 
Unkunde über Unsere Absichten zu begegnen, verordnen Wir, 
dass für die Dauer des Krieges alle Ansnahmen von der Verpflich- 
tung zum Militärdienst nach der bisherigen Kantonverfossung unter 
naiMolgenden Bestimmungen hiemit ausgehoben sein sollen: Es 
soll zwar einem jeden bisher Eximierten zwischen dem vollendeten 
17ten und 24sten Jahre überlassen werden, sich freiwillig den 
Jägerabteilungeu zu Fuss oder zu Pferde oder der Artillerie nach 
eigener Wahl zu widmen, deijenige aber, der nicht binnen acht 
Ta|^ nach der Publikation dieser Verordnung sich bei der Orts* 
obrii^t dazu freiwillig meldet, (welche die Verpflichtung hat^ 
solches sogleich dem gewählten Bataillon oder KavalleriereL'iiiient 
anzuzeigen) soll Jone Wahl nicht mehr auszuüben befugt sein, und 
er soll hei derjenig*'ii Truppengattung angestellt werden, wekiier 
die Militärbehörden ihn zuzuteilen sich veraulasst hnden. Es haben 
hiervon jedoch folgende Ausnahmen statt: 1) bleiben erimiert 
alle gebrechlichen jungen Männer aus dem obigen Alter, 2) alle 
diljenigen, welche keine Väter haben und bereits die Bewirtschaf- 
tung eines Bürgerhauses, Bauerhofes oder einer grossem Besitzung 
führen und Eigentümer derselben sind. H) die Süiine von Witwen, 
wenn keine ältere« nicht im Militärdienste betindiichen Brüder 
vorhanden sind, 4) jeder, der notorisch der etezige Ernährer seiner 
ohne ihn htUf losen Familie ist, 5) in Unserm Dienst stehende 

Altsmaa. Orkk. i. biBBab.»vf«iM. T«iftMMf«fMdk II. « 
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aktive und besoldete OftiziAnten und in geistücheu Ämtern stehende 
junge Männer. 

Säintliche Behörden, die es angeht, beäonders die Laudräte, 
Magistrate, Gutsbesitzer und Schmzengerichte haben bei der 
grästen Verantwortlichkeit diese Verordnung sogleich in Aus- 
ibung zu brin^'cn. 

Wir wiederliolcn die Versicherung, dass jeder im Militärdienst 
Angestellte ohne Unterschied des Standes und Vennö'jens nach 
seinen Fälligkeiten und nach seinem Betragen, sobald er einen 
Monat gedient und sich die Gelegenheit dazu ereignet, zum Offi- 
zier oder Unteroffizier befördert werden und vorzugsweisen An- 
spruch auf Versorgung im Civildienst erlialten solL 

Gegeben zu Breslau den 9. Februar 1813. 

Friedrich Wilhelm. 
Hardenberg. 



9. Verbesserte Einrichtung der Provinzialbehördeu. 

1815 Aprü au. 

Qosetz-Saizunlaiig für die kgl. preuM. SUwtan 1815, 8. 85—92. 

Wir Friedridi Wilhehn, von Gottes Gnaden König von 
Prenssen etc etc. Bei der definitiven Besitznahme der mit Un- 
serer Monarchie vereinigten Provinzen sind Wir zugleich darauf 
bedacht rjewesen, den Provinzial-Behörden in dem gauzen I^uifange 
Unserer Staaten eine vereiui'aelite und verbesserte Einrichtung zu 
geben, ilire \ erwaltungsbezirke zweckmässig einzuteilen und in 
dem Gesehäfksbetriebe selbst mit der kollegialischen Form, welche 
Achtung für die Verfassung, Gleichförmigkeit des \'crfalirens, Libe- 
ralität und Unparteihchkeit sichert, alle Vorteile der freien Be- 
nutzung des persönlichen Talents und ei Ties wirksamen Vertrauens 
zu verbinden. Wir haben dabei alle älterew, durch Ertahrung be- 
währt gefundener* Einrichtungen bestehen lassen und sind bei den 
hinzugefügten neuern Bestiiumungen von dem Grundsatze ausge- 
gangen, jedem Haupt-Administrationszweige durch eine richtig ab* 
gegrenzte kraftvolle Stellung der Unterbehörden eine grlüsere 
Thätigkeit zu geben, das schrifthche Verfahren abzukürzen, die 
minder wichtigen Ge^^enstände ohne zeitraubende Formen zu be- 
treiben, daj;e«zen aber für alle wirhtip^en I>an(ies<i:ehcliäfte eine desto 
reifere und gründlichere l>eratung ointieten zu lassen, um dadurcli 
die m Unserer Kabinets^Ordre vom 3. Juni v. J. über die neue 
Organisation der Ministerien angedeuteten Zwecke durch ein bar* 
monisches Zusammenwirken aller Staatsbehörden desto gewisser 
zu erreichen. 

Demzufolge verordnen Wir: 
§ 1. 1) Der preussische Staat wüd in zehn l'rovinzcn geteilt; 

2) eine oder mehr Provinzen zusammengenommen werden 
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eine Mütär-AbteUang bilden, dereii flberhanpt fttnf sein 

sollen : 

3) jede Provinz wird in zwei oder mehr Regierungsbezirke 
geteilt, deren überliaupt fünfundzwanzig sein werden; 

4) die Einteilung in Militfir-Abteilungen, Provinzen und Re- 
gierungsbezirke wird dieser Verordnung besonders bei« 

gefügt \nu'ht au/pmotrtmejt]. 

§ 2. In jpfipr Provinz wird ein Ober-Prilsi<lciit die Verwal- 
tung derjenigen all^'emeinen LandesanKelegenhoitpn führen, welche 
zweckgeniässer der Ausführung einer lieliörde anvertraut werden, 
deren Wirksamkeit nicht auf einen einzelnen Regieruiigäbezirk 
beschrSnkt ist 

§ 3. Zu diesen Gegenständen gehören: 1) alle ständisclie 
Angelegenheiten, soweit der Staat verfassungsmässig darauf ein- 
wirkt: '2) die Aufsicht ;iuf die Verwaltung aller ^ffentlirhen In- 
stitute, die nicht aussclihcsslich für einen einzelnen Regierungs- 
bezirk eingerichtet und bestimmt sind. Die Kredit-Systeme sind 
hiervon ausgenommenf da die Hauptdirektionen derselben unmitfiär 
bar dem Minister des Innern untergeordnet bleiben. 3) Allgemeine 
Sicherheitsmassregeln in dringenden Fällen, soweit sie sich Über 
die Grenze eines einzelnen Regierungsbezirks hinaus erstrecken ; 
4) alle Militär-Massregeln in ausserordentlichen Fällen, in welche 
die Civilverwaitung gesetzlich einwirkt, soweit sie die ganze Ober- 
präsidentor betreffen« Der Oberprftsident handelt in solchen Fällen 
graieinschaftHch mit dem kommandierenden General der MilitSr- 
Division. 5) Die obere Leitung der Angelegenheiten des Kultus, 
des öifentliclien Unterrichts und des Medizinahvesens in der Ober- 
Urflsidentur. Für diese wichtigen Zweige der innern Verwaltung 
fiudeu Wii' nötig, am Hau}»t()rt jeder Oherpräsidentur besondere 
Behörden zu bilden, in welchen der Oberpräsident den Vorsitz 
fOhren soU. 

^ 4. Die Oberpräsidenten bilden keine Mittel-Instanz zwischen 

den Ministerien und den Regierungen, sondern sie leiten die ihnen 
anvertrauten Geschäfte unter ihrer besondern Verantwortlichkeit 
als beständige Kominissarien des Ministeriums. Eine besondere 
Instruktion, welche die Lokalität jeder Provinz berücksichtigt, soll 
die GegaurtSnde, in welche die Wirksamkeit der OberprSsidenten 
eingreift, noch näher auseinandersetzen. 

§ 5. In jedem Regierungsbezirk besteht der Regel nach ein 
Ober-Landesgericht für die Verwaltung der Justiz und eine Re- 
gierung für die Landes-Polizei und für die Fmanz-AngelegeiUieiten. 
Einige Regierungsbezirke werden indessen vorerst vereint mit 
einem andern ein Ober-Landesgericht besitzen. 

§ 6. Den Ober-Landesgerichten verbleibt die gesamte Rechts- 
pflege, das Vormnndschafit»-, Privatlehn s- und Hypothekoi- Wesen; 
die Abnahme der verfassungsmassig üblichen Huldigungen bei 
liesitz-Erwerben und die Bekanntmachung der Gesetze, welche die 
Ergänzung und Berichtigung des Land- und Provmzial-Kechts und 
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der OerichtÄordnungen betrerien cMier ^ich auf den Gedcbiftsbetneb 
bei den gerichtlichen BehOrdeo Uiziehen. 

§ 7. Die Ober-Landesgerichte wefdea himudi tOr men 
oder swei Besifte emgeriditet, wdche den Begiemngea zngeteOt 
sind, und der Justizminister soll dieseriialb diu Weitere nn^er- 
zxiiilkh ins Werk setzen. Das Kammerpericht zn Berlin soll sich 
über rüp Stadt Berlin und den Bezirk der Begierung zu Potsdam 
erstrecken. 

§ 8. Wo die Lokalität es gesULtci, soll das Ober-Landes- 
gerieht seinen Sitz an dem Orte haben, welcher der Regienmg 
zoni Sitz angewiesen worden. Berim soll der Sitz des Kammer- 

geriehts bleiben. 

§ 9. Die den Re|[rierun?en zugeteilten Oeschäfte der inneru 
Venraltong werden in zwei Hauiitabteilunfzen l>earbeitet, die unter 
einem Präsidenten vereinigt sind, und nur bei Gegenständen, die 
eine jemeinscbalUiche Bentnng eiteton zosammentreteD nnd 
eiiie Bdiörde bfldra. Die Dir^oten nnd RlUe beider Abteilnngen 
hassen Regienings-Direktoren und Regierungs-RSte. 

10. Die bisherigen fünf Dopnnitionen werden aufgehoben, 
desgleichen rlie Landes-Ökonomie-Kollegien. 

§ IL Die erste Hauptabteilung bearbeitet sämtliche von den 
IfiniBtem der auswärtigen Angelegenhdt^ des Znneni, des Krieges 
und der Polizei in G^isshett der Ordre vom 3ten Jnnius 1814 
abhängenden Angelegenheiten. Sie ist daher das Organ dieser 
BÜnister. 

§ 12. Die Disziplin und Besetzunjr der btelleu ressortiert 
vom ^imiöier des Inneru mit Ausschluss derjenigen Räte, welche 
die zum Gesehiftskreise des Polizeiministers gehör^den Ange- 
legenheiten bearbeiten und Tom Polizeiminister angestellt werden. 

§ 13. Die Regierung verwaltet: 1) die ionem Angeleg^- 

heiten der T.andeshoheit , als ständische, Verfassungs-, Landes-, 
Cirenz-, liiütügungs-, Abfahrt- und Abschoss-Sachen. Zensur. Publi- 
kation der Gesetze durch das Amtsblatt, 2) Die L^despolizei, 
als die Polizei der allgemeitten Sicherheit, der Lebensmittel und 
anderer Gegenstinde, das Aimenwesen, die Vorsorge zur Abwen- 
dung allgemeiner Beschadi{.amgen, die Besserungshäuser, die milden 
Stiftungen und iilmlichc öffontHrhe Anstalten, (iie Aufsicht auf 
Koniniuueu uud Korporauonen, die keinen j^eu t rlilirhen Zweck 
haben. 3) Die Militärsachen, bei denen die Einvvii kün^ der Ci\ 11- 
verwaltung stattfindet, als Rekrutierung. Verabschie<luug, Mobil- 
machnng, Verpflegung, MSrsche, Ser>'is, F^tangsban. 

§ 14. Ausgenommen von der Bearbeitung der Regierung 
sind: 1) die den <)l>er-Präsidenten :'!i'jetei]ton (iegenstiiiide (i> 3) 
2) die den Obei-Landesgerichten beigeiegte rii!>Hlc:ition der Ge- 
Mtz® *® Po'iz«» der Gewerbe mit iMiisciiluss <ler Auf- 
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Präsident ist. Dieses übt in Rücksicht auf die Protestanten die 
Konsistorial-Kechte aus, in Rücksicht auf die Römisch-Katholischen 
hat es die landeslierrlichen Rechte circa sacra zu verwalten. In 
Rücksicht auf alle übrigen Religions- Parteien übt es diejenige 
Aufeicht aus, die der Staatszwedc erfordert und die Gewissens- 
freiheit gestattet 

§ Alle Unterrichts- und Bildungs-Anstalten stehen frleich- 
falls unter diesen Konsistorien mit Ausnahme der Universitäten, 
vselche unmittelbar dem Ministerium des Innern untergeordnet 
bleiben. Jeder Ober-Präsideut ist jedoch als beständiger Kom- 
missarius dieses lünisteriQms Kontor der Universität, die sieb in 
der ihm anvertrauten Provinz befindet 

§ 17. In jedem Regierungs-Bezirlt worin kein Konsistorium 
ist, besteht eine Kirchen- und Schul-Kommission von Ooistlichen 
und Schulmännern, die unter Leitung und nach Anweisung des 
Konsistoriums diejenigen Geschäfte desselben besorgt, die einer 
nähern persönlichen Einwirkung bedürfen. 

§ 18. Die Direktion dieser KommissioD führt ein Mitglied 
der Regierung, welches im Regierungs-Kollegium den Vortrag 
derjenigen Konsistorial-Angelegenheiten hat, die eine Mitwirkung 
der Regierungen erfordern. Diese Direktoren müssen weni^^stens 
jälirlich einmal im Konsistorium erscheinen, worin sie als Räte 
Sitz und Stimme haben, und einen allgemeinen Vortrag über die 
besondem Verbältnisse der Konsistorial-Angelegenheiten ihres Re- 
gierungs-Bezirks machen. 

§ 19. Die Regierungs-Instruktion enthält die nähern Be- 
stimmungen über die Einwirkung der Re;,'ierung in die Srlmlen- 
Sachen und deren ^'e^hältuisso gegen das Konsistorium der Ober- 
Präsidenten (§ 15). 

§ 20. Fflr die Medisdnal-Polizet besteht im Hauptort jeder 
Provinz ein Mediadnal-Kollegium unter Ldtnng des Ober-Präsidenten. 

§ 21. In jedem Regierungs-Bezirk, worin kein Medizinal- 
Kollegium ist, l)este]it eine Sanitäts-Kommission von Ärzten, Chi- 
rurgen und A])ot]iekern, die unter der Leitung und nach Anwei- 
sung des Medizinal-Kollegiums alle Geschäfte desselben besorgt, 
die einer näheren persönlichen Einwirkung bedürfen. 

§ 22. Die Direktion dieser Kommission ffihrt ein Mitglied 
der Regierung, welches die Medizinal-Angelof^enheiten, die deren 
Einwirkung bedürfen, bei derselben zujrleicli bearbeitet und in 
dieser Eigenschaft in regelmässiger Beziehung mit dem Medizinal- 
KoUegium der Provinz steht. 

§ 23. Die Beschäftigungen des Medizinal-Rats und sein 
Veriiäftnis gegen die Regierung sowie gegen den Medizinal-Rat 
der Ober-Präsidentur wird die Regierungs-Instr^ction ergeben. 

§ 24. Die zweite Haupt-Abteilung der Regierimg verwaltet 
sämtliche rreschäfte, welche nach der Ordre vom 3ten Juni IHl t 
der ol^ein Leitung des Finanzmioisters anvertraut sind. Sie ist 
das Organ dieses Ministers. 
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§ 25. Die Disziplin und Besetzung der Stellen gehört dem 
Finanz-Minister. 

§ 26. Diese zweite AbleUnng der Regiemng verwaltet: 1) das 
gesamte Staats-Einkommen ihres Bezirks, insofern nicht fQr ein- 
zelne Zweige besondere Behörden ausdrücklich bestellt sind, na- 
mentlich für die Bergwerks- und Salz-Angelegenheiten, also sämt- 
liche Domänen, säkularisierte Güter, Forsten, Regalien, Steuern, 
Accise und Zölle; 2) die Gewerbe-Polizei in Rücksicht auf Handel, 
Fabriken, Handwerxer und sewerbliche KoiporationeD; 8) das 
Ban-Wesen sowohl in Rflcksicht anf Land- als Wasserban. 

§ 27. Der Geschäftsbetrieb bei den beiden Abteilungen der 
Rejneninpr ist in allen Anirele^^enheiten, worin ein Anderes nicht 
ausdrücklich festgesetzt wird, koUegialisch, doch so, dass jede Ab- 
teilung in der Regel ihre eigenen aV»p;eson(lerten Vorträge hat. 

§ 28. Der Präsident, unter dessen Vorsitz die beiden Ab- 
teilungen der Regierung vereinigt sind, ist das Organ des Staats- 
Ministerinms, welches Über seine Anstellung gemeinsdiaftlich an 
Uns berichtet. 

§ 29. Der Polizeiminister und die zweite Sektion des Mini- 
steriums (h'T nuswärtigen Angelr Einheiten, deren Organ die erste 
Abteilung' tier Kegierun^^ ist, richten alle Verfügungen in Sachen 
ihres Ressorts an den i^räsidenten. 

§ 30. So oft der Kriegs- und der Justiz-Minister in Sachen 
ihres Ressorts an die Regierung zu verfügen nötig haben« riditen 
sie ihre Verfügungen an den Präsidenten. 

§ 31. Der PrSsident bestimmt, wenn nnd zu welchem Zweck 
beide Haupt-AI »teihmgen der R^erung zu gemeinsamer Beratnng 
zusammentreten (§9). 

§ 32. Der Präsident der Regierung an dem Hanptort der 
Provinz ist der jedesmahge Ober - Präsident und liilu t diesen 
Titel (§ 2). 

§ 33. Die Organe, deren sich die erste Abteilung der Re- 
gierung zur Vollziehung ihrer Veifügtmgen .bedient, sind die 
Landräte. 

§ 34. Jeder Kreis hat einen Laudrat. 

§ 35. Jeder Regierungsbezirk wird in Kreise eingeteilt. In 
der Regel soll die schon stattlindende Einteilung beibehalten werden. 
Wo jedodi keine Kreis-Einteilung vorhanden oder die vorhandene 
für eine gehörige Verwaltung unangemessen ist, soll mit möglichster 
Berücksichtigung früherer Yerhiltnisse eine angemessene Einteilung 
sofort bewirkt werden. 

§ 36. Alle Ortschaften, die in den Grenzen eines Kreises 
hegen, gehören zu demselben und sind der landrätliclien Aufsicht 
untergeordnet, doch sollen alle anseluilulie/i Städte mit derjenigen 
Umgebung, die mit ihren städtischen Verhältnissen in wesentlicher 
Berührung stehen, eigene Kreise bilden. 

§ 37. Die Organisations-Kommissarien müssen die hierzu 



Digitized by Google 



10. YeroKhiiiiig ftUr die ra bUdflnd« BepxSaentatioii dM YolkM 1815. 87 

feeigaeten Stfidte in jedem Regierungsbezirk bestimmen und die 
Umgebung festsetzen. 

§ 38. Der Polizei-Dirigent in einer aolchen Stadt vertritt 

die Stelle des Landrats, 

§ 39. Bis zu erfolgter Einteilung der Regieruiigsbeziike m 
Kreise behalten Wir Uns die Verordnung über die Organisation 
der Landrfite und deren Instruktion vor und setzen zugieidi fest, 
dasB cüe bisherigen KreisbehÖrden, unter welchen Namen sie auch 
eiageriditet sind, bis zur vollstfindigen Organisation der Krets- 
verwaltung in Thüti'^'keit l)leil)en. 

§ 40. Die Orgaue der zweiten Abteilung der Regierung sind: 
1> die^ I^ndräte und die ihre Stelle vertretenden Polizei-Behörden 
behufs der Aufsicht auf die direkte Steuererhebung und in An- 
gelegenheiten der Gewerbe-Polizei; 2) die fttr die einzetaien Zweige 
der Verwaltung des öffentHchen Einkommens angestellten Unter- 
behörden und Finanzbediente//; 3) die Baubedienteti, Fabriken- 
Komuiissarien und andere teoliiiische Beamte. 

§ 41. Die Organe <ler 0))erpräi5i(lenten sind: 1) die Re- 
gierungen, 2) die Konsistorien, 'S) die Mediziuaikuliegien. 

§ 42. Die Organe der Konsistorien sind der Schnlenrat des 
Regierungsbezirks und die geistlichen und Schulinspektoren. 

§ 43. Die Organe des Medizinal-Kollegiunis ist der Medi- 
zinalrat des Regierun Bezirks, der sich wiederum der Landräte 
als seines Organs bedient. 

§ 44. lu Ansehung der Disziplin und der Anstellung ist 
iede Unterbehörde von deijenigen Hauptabteilung der Regierung 
abhfingig, deren Organ sie ist Die Landräte ressortieren jedoch 
ansschliesslich von der ersten Hauptabteilung. 

§ 45. Die l'rüsi deuten, Direktoren und Räte der Regierungen 
nnd Ober-Landesgcriclite haben gleichen Rang. Der Vorrang ge- 
bohrt eintretenden Falls dem Dienstalter. 

Urkundlich unter Unserer höch^teigenhfindigen Unterschrift 

nnd beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Wien den 30sten April 1815. 

Friedrich Wilhelm. 
C. Fürst von Hardenberg. 



10. Verordnung über die zu bildende Bepräsen- 
tation des Volkes. 1815 Mai 22. 

GeßeU-SaaiLulung fiir die kgl. preussiach. Staaten 1815, S. 103 f. 

Wir Friedricli Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc. 

Durch Unsere Verordnung vom SOsten y. M, [oben Kr. 9] 
haben Wir ffir Unsere Monarchie eine regelmässige Verwaltung 
mit Berflckstchtigung der frflhem Provinzialverhftltnisse angeordnet 
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Die Gescliichte des preussischen Staats zeigt zwar, «las.s der wohl- 
thätige Zustand biir'^erlicher Freiheit und die Dauer einer gerechten, 
auf Ordnung gegründeten Verwaltuug in den Eigenscliaften der 
Regenten nnd in ihrer Eintracht mit dem Volke bisher diejenige 
Sicherheit fanden, die sidi bei der UnvoUkommenheit und dem 
Uiibestande menschlicher Einrichtungen erreichen lässt Damit sie 
jedoch desto fester begründet, der preussise!ien Nation ein Pfand 
Unsers Vertrauens gegeben und der Nachkoiinnenschaft die (irund- 
sätze, nach welchen Unsere Vorfaliren uud Wir selbst die Regie- 
rung Unsers Reichs mit ernstlicher Vorsorge für das Glück Unserer 
Unterthanen gefOhrt haben, treu überliefert und vermittelat einer 
schriftlichen Urkunde als Verfassung des preussischen SeichB dauer- 
haft bewahrt werden, iiaben Wir Kachstehendes beschlossen: 

§ 1. Es soll eine Repräsentation des Volks gebildet werden. 

§ 2. Zu diesem Zwecke sind: a) die Provinzialstände da, 
wo sie mit mehr oder minder Wirksamkeit noch vorhanden sind, 
herzustellen und dem Bedürfnisse der Zeit gemäss einzurichten; 
b) wo gegenwärtig keine Provinzialstände vorhanden, sind sie an- 
zuordnen. 

§ 3. Aus den Prormzialstfinden wird die Versammlang d^r 
Landes-Reprfisentanten gewählt, die in Berlin ihren Sitz haben soll 

§ 4. Die Wirksamkeit der Landes-Reprasentanten erstreckt 
sich auf die Beratunrj über alle Gegenstände der Oesetz ^rebung, 
weiche die jtersönhVhen und FiLrentumsrechte der Staatsbürger 
mit Einscliluss der iic-tcufi ung betreffen. 

§ 5. Es ist oiine Zeitverlust eine Kommission in Berlin 
niederzusetzen, die aus einsichtsvollen Staatsbeamten uud Ein- 
gesessenen der Provinzen bestehen soll. 

§ 6. Diese Kommission soll sich beschäftigen: a) mit der 
Organisation der Provinzialstände, b) mit der Organisation der 
Landes-Reprasentanten. c) in it der Ausarbeitung einer Verfiissungs- 
Urkunde nach den aufgestellten Gnindsj'itzen. 

§ 7. Sie soll am Isten September dieses Jahres zusammen* 
treten. 

§ 8. Unser Staatskanzler ist mit der Vollziehung dieser 
Verordnung beauftragt und hat Uns die Arbeiten der Kommission 

demnächst vorzulegen. Er ernennt die Mitglieder derselben uml 
führt darin den Vorsitz, ist al)er befugt, in VerliinderungsfäUen 
einen Stellvertreter für sich zu bestellen. 

ürknndlicli unter Un.^erer höchsteigenhändigen Unterschrift 

und beigedrucktem Küuigl. Insiegel. 

So geschehen Wien den 22sten Mai 1815. 

Friedrich Wilhelm. 
C. Fürst V. Hardenberg. 
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11. Landwetarordnnng. 1815 Nov. 21, 

G«Mte-8ainiDloiig lOr die kgl. preoN. Steaten 1816, 8. 77—91. 

Wir Friedrich Wühelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen «tc etc. 

Als der nun zum zweiten Male ehrenvoll licendete Krieg ein 
zahlreiches Heer zur Erkämpfung der Selbständi<ikcit des \ ater- 
laudes forderte, da bildete sich die T^ndwehr. Der Eifer, mit dem 
sie in den Provinzen Uusers Kelchs errichtet ward, die Ausdauer, 
mit der sie in den Reihen der übrigen Krieger kämpfte, geben ihr 
gerechte Ansprflche auf Unsem Dank. Die Geschichte wird der 
Nachwdt diese Treue, diesen Mut als ein glinzendes Vorbild auf- 
zeichnen. Doch nicht bloss das Bewusstsein treuer Pflichterfüllung 
sollte der Lohn einer so edlen Hingebung sein; durch die Er- 
richlunjj der Landwehr zeigte es sich bald, dass sie auch fähig 
sei, fortdauernd zur Verteidigung des Vaterlandes beizutragen, da 
es durch ihre Beibehaltung möglich wird, die Kosten, welche sonst 
die Erhaltung der bewaffneten Macht forderte, zu yermindem und 
den einzelnen Krieger früher, als es sonst möglik^ war, seiner 
Heimat und seinem Gewerbe zurückzugehen. Dip<e jrrossen Vor- 
teile bestimmen die Erhaltung der Landwehr im JbVieden. An den 
massigen Umfang des stehenden Heeres schliesst sich künltig die 
Landwehr, zwar immer zur Verteidigung des Vaterlandes bereit, 
doch nur dann versammelt, wenn ein feindlicher AnfoU oder die 
eigene Bildung es notwendig macht. Zu diesem Zweck und zur 
vnllständii^'en Ausfülirunü' der im Ov-rt/ vom .'Ucn September 1814 
für die Landwehr gegebenen " Vorschriften bestimmen Wir über 
ihre küuitigc Erhaltung Fol^jendes: 

§ 1. Die Landwehr bildet einen Ted der bewaifueteu Macht, 
sie tritt indes nur bei ausbrechenden Kriege und bei den jähr- 
lichen Übungen zusammen. l^Iit Ausnahme des Stabes bei jedem 
l>ata:llon sind sämtliche Mitglieder im Frieden in ihre Heimat und 
zu ihren Gewerben entlassen. 

>J 2. Um die Übungen sowohl als die innern Einrichtungen 
der Landwehr möglichst zu erleichtern, bekommt ein jedes Kegi- 
ment in dem ihm angewiesenen Regierungs-Departement nach 
Massgabe der Bevölkerung emen zusammenhingenden Bezirk an- 
gewiesen, aus dem dasselbe fortdauernd ergänzt wird. Die kom- 
mandierenden Generale in den Provinzen haben demgemäss in 
Vereinigunf? mit den Ober-Piiisidenton und Regierungen für die 
unter ilnem Befehle tretenden Landwehr-Regimenter die nötigen 
Bezirke auszumitteln. 

§ 3. Der Ergftnzungsbezirk eines Regiments wird demnfichst 
ebenso in Unterbezirke für die Bataillone und Kompanien geteilt 
4. Zu diesen Abteilungen werden soviel als iii 'L^li ii L'.ni /e 
Kreise genomiiHm, damit nicht einzelne Kompanien mit mehr als 
einer Kreisbehurde zu thun haben. 

§ 5. Die Ivavallerie- Schwadronen bekommen keine abge- 
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soaderte^i Ergimzungsbezirke, sondern in dem Ergäazungsbezirk 
eines BataiUons wird auch zugleich eine Kavallerie-Sehwadron mit 
eingeteilt 

§ 6. Die Bezirke fQr das 2te Aufgebot sind mit denen für 
das Iste ganz gleich, sodass z. B. immer eine Kompanie des 1 sten 
und 2ten Aufgebots einen und denselben Ergänzungsbezirk liat 

§ 7. Die Vorschläge zu diesen Ergäuzungsbezirken und 
ihrer Einteilung werden von den kommandierenden Generalen an 
das Kriegsministerium eingesandt und, wenn die sämtlichen Vor- 
schlfige geordnet sind, von dem gesamten Staatsministerio zu Un- 
serer Bestätigung vorgelegt. 

§ 8. Möglichst in der Mitte des Ergänziingsbezirks eines 
jeden Bataillons wird der Stab, das Zeughaus und die Montierungs- 
kammer für dasselbe angelegt 

§ 9. Wenn nicht besondere Verhältnisse eine augenblickUche 
Ausnahme notwendig machen, so werden die Bataillone bei ihrem 
jetzt eintretenden Rückmarsch gleich nach den obigen Bataillons- 
quartieren verlegt 

10. Ein Landwehr - Regiment soll künftig bestehen ans 
2 Bat^uilünen des Isten Aufgebots, 2 Bataillonen des 2ten Auf- 
gebots, 2 Kavallerie-Schwadronen des Isten Aufgebots und 2 Ka- 
vallerie-Schwadronen des 2ten Aufgebots. 

11. Da gegenwärtig aber die Landwehr-Regimenter aus 
Feldl ataillonen bestehen, so sollen, um die obige Formation 

auszuführen, bei jedem Regimente nur künftig 2 Bataillone für 
das Iste Aufgebot bleil)en nnd die dadurch überzählig werdenden 
Leute nebst den bei dei Reserve betiudlichen zur Bildung des 
2ten Aufgebots mit benutzt werden. 

§ 12. Demgemftss bestimmen die Regimentskommandeure 
die beiden Bataillone, welche künftig das 1 ste Aufgebot bilden 
sollen; das Ste zum Eingehen bestimmte Bataillon sowie das Re- 
servebataillon wird unter die beiden Bataillone des l^len Auf- 
gebot» so verteilt, dass jedes derselben voriautig aus 8 Ivompanien 
oder dem halben Begimente besteht 

§ 18. Aus jeder Hälfte des Regiments wvd sodann durch 
Austausch der nach dem Gesetz vom 3ten September 1814 dazu 
gehörigen L( nt*^ ein Bataillon des Isten Aufgebots von 4 Kom- 
panien formiert. Die übrig bleibenden bilden den Stamm des 
2ten Aufgebots. 

§ 14. Die § 12 vorgeschriebene Teilung des Regiments und 
Reservebataillons wird soj^eidi nach Ankunft in der rrovinz aus- 
gelQhrt. Wann aber der Austausdi der Leute zum Isten und 
2ten Aufgebot stattfinden soll, dies wird in jeder Provinz noch 
besonders bestimmt werden. Die Regimenter haben indes sogleich 
die vorgeschriebene Formation auf dem Papiere noch vor Ent- 
lassung der Leute anzuordnen und die suuiiuarischea Berichte 
darüber au£i sehleunigste an ihre kommandierenden Generale ein- 
zusenden. 
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§ 15. Eine Landwehrkompanie des Isten Aufgebots soll 
künftig' bestehen aus 1 Kapitän, 1 Premier-Lieutenant, 3 Sekonde- 
Lieutenants, 22 Unteroffizieren, worunter 2 Artillerie-Unteroffiziere, 
4 SpieUeataD, 300 Landwdmniimeni, 25 ArtilleristeD, in Summa 
351 KOpfen excL Offiziere. 

§ 16. Eine Landwehrkompanie des 2teii Aufgebots: 1 Ka- 
pitän, 1 Premier-Lieutenant, 3 Sekonde-Lieutenants, 22 Unteroffi- 
zieren, worunter 2 Artillerie-Unteroffiziere, 4 Spielleuten, 300 Land- 
wehnnännern, 25 Artilleristen, in Summa 351 Köi)fen excl. Offiziere. 

§ 17. Die Kompanien und Schwadrons sind aus der gegen- 
wärtig vorhandenen Mannschaft so stark als möglich zu formieren, 
demnächst aber jedes Jahr ausser dem Ersatz des etwanigen Ab- 
ganges dnrch die nach ihrem Alter zur Landwehr gehörigen Leuta 
bis znr vorgeschriebenen Zahl zn verstärken. 

§ 18. Bei Gelegenheit der neuen Formation mflssen auch 

die Leute, die aus fremden Kreisen und ausser den neuen, den 
Regimentern zuj^ehörij^en Ergänzungsbezirken ihren Aufenthalt 
haben, nach und nach ausgetauscht und den Regimentern über- 
wiesen werden, zu denen .sie künftig gehören sollen. 

§ 19. Der Stab eines Bataillons des Isten Aufgebots soll 
in FYiedenszeiten bestehen aus 1 Kommandeur, 1 A4jutanten, der 
auch Rechnungsfülirer ist, 1 Bataillons-Chirurgus, 1 Bataillons- 
Tambour, 1 Bataillons-Schreiber, 1 Büchsenschmied. 

§ 20. Der Stab eines Bataillons des 2ten Aufgebots soll in 
Friedenszeiten bestehen aus 1 Kommandeur, 1 Adjutanten. 

§ 21. Der Regiments-Konnnandeur führt im Frieden auch 
das 1 ste Bataillon des Regiments, bei den Übungen kann er dazu 
einen Kapitän bestimmen. 

§ 22. Eine Kavallerie-Schwadron des Isten und 2ten Auf- 
gebots soll bestehen aus 1 Rittmeister, 1 Premier -Lieutenant, 
2 Sekonde-Lieutenants, 12 LTnteroftizieren, 2 Trompetern, 120 Land- 
wehr-Reitern, 1 Falinenschmied, in Summa 134 Köpfen excL Offi- 
ziere und Fahnenschmied. 

§ 28. Bei einem Landwehr - Regimente werden demnach 
kflnfiig sein: 2 ^taiUons- Kommandeure des Isten Aufgebots, 
worunter der Regunents-Kommandeur, 2 Bataillons-Kommandeure 
des 2ten Aufgebots, Summa 4 Stabsoffiziere; 2 Adjutanten des 
Isten Aufgebots, 2 Adjutanten des 2ten Aufgebots, Summa 4 Ad- 
jutanten ; 2 Bataillons-Chirurgen, 2 Bataülons-Xambour, 2 Bataiilons- 
Schreiber, 2 Büchsensclmiiede. 

§ 24. Von diesen werden im Frieden in der Regel nur be- 
soldet: a) der § 19 angegebene Stab eines Bataillons des Isten 
Aufgebots und von jeder Kompanie desselben 1 Feldwebel, 1 Ka- 
pitain d armes, 2 Gefreite, b) von jeder Kavallerie-Schwadron des 
isten Aufgebots 1 Offizier, 1 Wachtmeister, 3 (»efreite, 1 Trompeter. 

25. Vom 2ten Aufgebot wird im Frieden ausser den 
Übungen niemand besoldet; die besoldeten Offiziere und Land- 
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wehrmänner des Isten Aufgebots besorgen auch zugleich die Ge* 
Schäfte des in ilirem Bezirk liegenden 2ten Aufgebots. 

§ 26. Alle Ofhziere, welche im Frieden he\ der T^indwehr 
fortdauernd besoldet wercien, gehören nicht zum Corps der Offi- 
ziere des Regiments, sondern sind bei demselben nur zur Dienst- 
leistung angestellt 

§ 27. Da das Corps der Offiziere der Landwehr seinem 
Zweck gemäss im Frieden ausser den Übungen auch beurlaubt 
ist, so sr>nen in Hinsicht der gegenwärtig bei den Xlegimentem 
befindiiclien Offizipro folgende Rücksichten statttinden: 
sl) Denjenigen Ofri zieren, die bereits ausser den Jahren der Laiid- 
wehrverpÜichtung tind, bleibt es überlassen, ob sie ganz aus- 
scheiden oder insofern sie noch dazu fihig sind, femer fortp 
dienen wollen. Sind sie im Dienst invalide geworden, so 
werden sie nach den darüber stattfindenden Vorschriften bo- 

hnndelt: 

b) diejenigen Offiziere, welche noch in den Jahren der I>an(lwchr- 
pfliclitigkeit sind, aber nach ilirer Heimat zu gehen wünschen, 
können sogleich beurlaubt werd^ und ^e sollen, wenn ihr 
Wohnort in emen andeni Regunents-Bezirk fiUt» soweit es 
angdit, auf ihr Verlangen zn jenem Regimente versetzt werden; 

c) diejenigen Offiziere do^ stehenden Heeres, die nur im Laufe 
des Krie^'es zur Landwelir versetzt wurden, werden in der 
Regel wiederum ])ei dem stehenden Heere angestellt und er- 
halten nach Mussgabe ilirer künftigen Bestimmung entweder 
Traktement oder Wartegeld; 

d) für die Offiziere, welche erst seit der Errichtung der Land» 
wehr in das Militär getreten sind, finden folgende Beetim- 
mungen statt: 

aa) alle die. welclie das eiserne Kreuz erhalten haben oder 
im Laufe des Krieges verwundet wurden, werden, wenn 
sie weiter dienen woüen und dazu noch geeignet sind, 
so wie die Offiziere des stehenden Heeres unter c) be* 
handelt; 

bb) diejeniGren, wclclie nicht das eiserne Krenz erhalten haben 
und nicht verwundet wurden, müssen sich, wenn sie weiter 
dienen wollen und zum stehenden Heere, sofern sich Ge- 
legenheit dazu findet, überzugehen wünschen, den in der 
Amee fiblichen PrQftmgen unterwerfen. 

e) Alle flbrigen nur erst im Kriege eingetretenen Offiziere treten, 
insofern sie noch in den Jahren der Lnnfhvehrpflichtigkeit 
sind, mit unbestimmtem Urlaub in ihre frühere;/ Wrhältnisse 
zurück. Sie soUen indessen iu solchen Fällen, wo es ihnen 
erweislich nicht möghch wird, sogleicli in ilue ii ühere« Be- 
schäftigungen einzutretett, noch auf einige Zeit den halben 
Sold erhalten und zwar diejenigen, die bereits in dem vorigen 
Feldzage eingetreten sind, bis auf zwei Jahre und die erst 
in diesem Feldzuge in Dienst gekommenen bis auf ein Jahr. — 
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Nach Massgabe ihrer Filhipkeit m]\ es ihnen aucli erlaubt sein, 
bei den Civil-Behörden mit ihrem halben Solde bis zu einer 
künftigen Anstell uuy arbeiten oder auch üire Studien fort- 
znsetzen. 

§ 28. Ausser den bereits erwihnten Offizieren, weldie fortp 

dauernd l)esoldet werden, wird es noch durch die jedesmaligen 
politischen und Lokalverhältiiisse besonders bestimmt werden, ob 
noch melu-ere Offiziere bei einem Landwehr -Regiment besoldet 
werden sollen; diese gehören aber jedesmal, wie schon § 26 be- 
stinunt ist, zum stehenden Heere und sind im Frieden nur zur 
Dienstleistung bei der Landwehr angestellt 

§ 29. In der Regel wird daher das Corps der Offiziere eines 
I^nd Wehrregiments mit Ausschluss der im Frieden zur Dienst- 
leistuii^' angestellten bestehen aus: 

a) für die Infanterie 2 Stabs-Oftizieren, 16 Kapitäns, 2 Adju- 
tanten, 16 Premier-Lieutenants, 48 Sekonde-Lieutenants. 

Zur Fflhrung der Artilleristen bei den Übungen wird 
hiervon per Bataillon ein Offizier kommandiert. 

b) Für die Kavallerie 4 Rittmeistei-, 4 Premier -Lieutenants, 
R Sekonde-Lieutenants, wovon [von den Premier- und Se- 
konde-L.J indes 2, die zur Dienstleistung angestellt sind, ab- 
gehen. 

§ 30. Wie diese Offiziere in die Kompanien und Schwadrons 
verteilt und bei dem 1 sten oder 2ten Aufgebot angestellt werden, 

wird dem jedesmaligen Ermessen der Regimentskommandeure nach 
genommener Rücksprache mit den Kreisbehörden und Ausschfissen 
anheim gestellt 

§ 31. Das Offizier -Coiys eines Landwehrreguuents wird 
gegenwärtig aus allen den Offizieren formiert, die nach den oben 
unter b und e § 27 angegebenen Bestimmungen bei der Landwehr 
bleiben. Wo diese nicht zureichen, machen die Kreisbehörden 
imd Ausschflsse nach den folgenden Vorschriften die nötigen Vor- 
schläge zur Ergänzung. 

§ 32. Es seil nämlich jeder Abgang bei dem Corps der Offi- 
ziere eines Landwehrregiments künftig in der Art ersetzt werden, 
dass die Behörde und der Aussehuss eines Kreises, in dessen Be- 
zirk der Offizier abgegangen ist, 3 Kandidaten \ orschla^, aus 
welchen das Corps (l*^ Offiziere des Rcj^iments sich dei\jenigen aus- 
wählt, durch den es den Abgang ersetzen will. 

§ 33. Zu einem Oftizier der Landwehr können aus den 
Jahren der Landwelirptiichtigeu, die sich im Kreise aufhalten, vor- 
geschlagen werden: a) diejenigen Offizim, die ihrer hfiuslichen 
Verhältnisse wegen ihre Entlassung aus dem stehenden Heere 
nachsuchen. Diese treten mit dem Rang ein, den sie in der Armee 
bekleideten. Femer können, jedoch mit Berücksichtigung, ob die 
vorgeschlagenen Individuen auch durch ihre Führung und Fähig- 
keit, sowie durch ihre sonstigen Lebensverhältnisse sich zur Würde 
emes Offiziers eignen, aus folgenden Klassen von den Kreisbehörden 
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und Au.sr,cliü^ben Subjekte zw Offizieren vorgeschlagen werden: 
b) Freiwillige Jäger, die bei ihrer Entlassung vom Regtmente das 
Zeugnis der FShigkeit zum Offizier eriiietten und nun im Kreise 
angestellt oder angesessen sind; c) Unteroffiziere, insofern sie freie 

Gnindcijrcntümer sind; tl) Eingesessene des Kreises, die ein Ver- 
mögen von 10.000 Thlr. K-ijiitalwort besitzen oder die r'inkünfte 
eines solciien Kapitals beziehen. Die unter b, r und d an-zeführteu 
Individuen treten bei ihrer Auinalimo m das Üliizier-Corps jeder- 
zeit lüs die jüngsten ein. 

§ 34. Die Offiziere der beiden Bataillone Landwehr des 
Isten und 2ten Aufgebots» die in einem Bezirk liegen, avancieren 
nadi der Anciennitftt untereinander. 

§ 35. Bei diesem Avanoenient nadi der Anciennitfit ist es 
indessen erforderlich, dass bei einer I^eförderung sämtliche Stabs- 
Offiziere und Kapitäns denjenigen, der nach seiner Ancieunität 
avancieren soll, zu dieser Beförderung für geeignet erklären. 

^ 36. Die UnteroÜiziere und Landwehrniänner werden eben- 
falls bis auf die, welche besoldet bleiben, beurlaubt Diejenigen, 
welche ihren kflnftigen Aufenthaltsort in einem andern Bezirk 

nehmen, gehen wie schon frülicr erwähnt zu den dortigen Ba- 
taillons und Kompanien nacli und nach über, und haben die Red- 
menter deshalb sich die nötigen Listen unter einander mitzuteilen. 

§ 37. Von den TU'sol(h't« ii l»k'ü)en der Chirurgus, Bataillons- 
Schreiber und Butaiiiunö-iuuibüur bei dein Stabe, ebenÜalis per 
Kompanie der Kanitfln d^armes und 1 Gefixter, letztere zur Auf- 
sicht über die Waneu und Montierungsstacke. Unter den Kapitfln« 
d'armes und den Gefreiten mflssen sidi per Bataillon auch ein 
Schneider und Schuster befinden. 

;5 Die Landwehrniänner werden in ihroi- ^'ojfMrvärtig 
anhabenden l iiiform beurlaubt, ihnen jedocli die \'eri)tiichiuii^ auf- 
erlegt, diese sorgfältig zu schonen, damit sie l)oi einer nötig wer- 
denden Eiidorderung vollständig bekleidet erscheinen können. 
Di^enigen, die mutwillig ihre Montierungsstficke wfihrend ihres 
Aufenthalts in der Heimat vernichtet haben, wfirden diese auf ihre 
Kosten anschatlcn müssen. 

§ 30. Gewehre. Patrontascben, Tornister, Mäntel etc bleiben 
in dem Bataillons-Zeugliause. 

§ 40, Der Feldwebel und der zweite zum Dienst bleibende 
Gefreite ^rhaltm ihren Aufenthalt in dem Ergftnzungsbezirk der 
Kompauie. 

§ 41. Die Kavallerie wird zuerst in Schwadronen gemäss 
<!er den Bataillons znirewiesenen Ergänzungs-Bezirke(n) formiert 
und sodann nach fol^ciidcn Tirundsätzen entlassen. 

42. Die etl'ektivcn Pferde erhalten die Kommunen oder 
Eigentümer, die solclie zum Dienst des Staats hergegeben haben, 
zurück. Wo die Ausmittelung der ersten Eigentümer Schwierig- 
keiten haben könnte, bleibt es den Kreisen überlassen, die Art 
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der ^'r ] tt ihtng oder Versilberung mit Bezug auf die folgenden 

Bestimiüungen anzuordnen. 

§ 43. Zuerst sind zur künftigen Einstellung iu die Kavallerie- 
Landwehr aUe diejenigen Landwetu^iiichtigen bestimmt, die selbst 
oder deren Vlter drei oder mehr Pferde halten. Diese sind ver- 
pflichtet, 80 lange sie sich in den Jahren der LandwehrpHichtigkeit 
befinricn. ^^jch mit einem Pferde zur Kavallerie-Landwehr ihres 
Bezirks zu stellen. 

5; -14. Lanfhvehrmänner, die sich als Freiwillif^e mit einem 
diensttauglichen Pferde stellen, werdeu ebenfalls zur Landwehr- 
Kavallerie angenommen. 

§ 45. Was an der Vollzittihgmachung der aus einem Bezirk 
zu stellenden Schwadron nach diesen beiden Klasi^en annoch fehlt, 
wird auf folj^ende Art nach dem Gutachton der Kreisbehördo ge- 
stellt: a) entweder sämtliche Grundeigentümer iil)ernelimen nach 
einer dcbhaib anzuorduenden Verteilung die künftige Gestellung 
der Pferde, oder b) die jedesmahgen jüngsten Gmndeigentflmer 
erhalten die Verpflichtung, die Pferde zu stellen, bis ein jüngerer 
Grundeigentümer in ihre Stelle tritt 

§ 4^1 Da es in einzelnen Städten Srlnvifiiirkeiten haben 
könnte, nach dem Massstabe des Grundeigeutinihs l'lerde zu stellen, 
so werden die Lokalbehörden hierauf bei Verteilung der Reiterei 
in den Bezirken die nötige Rücksicht nehmen. 

§ 47. Ausser denen unter § 43 und 44 angegebenen Land- 
wehrreitem gehören vorzüglich alle diejenigen Kavalleristen dazu, 
die nach dem Gesetz vom 3ten Sej »tendier 1H14 nach zurück- 
gelegter Dienstzeit aus dem stehenden Heere entlassen sind. 
Diese werden durch die nach den Bestimmungen des ä 45 ge- 
ötellten Pferde beritten gemacht. 

§ 48. Die Landwehrreiter werden eben&lls in Uniform und 
nach den unter § 38 und 39 für das Fussvolk gegebenen Be- 
stimmungen beurlaubt. Mäntel, Armatur und KeitzeuL'f^ Meiben 
in dem Zeughause zurück. Mit Entlassung, Formation und Er- 
gänzung der Offiziere für die I^uidwelnTeitcrei wird es ebenso 
gehalten, wie es für die inlaiiterie vorgeöchriebeu ist 

49. Von jeder Schwadron bleibt, wie schon § 24 bestimmt 
worden ist, 1 Oftizier, 1 Waclitmeister, 1 Trompeter und 3 Ge- 
freite beritten und besoldet, die sich beim Stabe aufhalten. Unter 
den Gefr(>iten müssen sich womöglich bei jeder Schwadron 1 Sattler 
und 1 Falmenschmied befinden. 

§ 50. Ebenso wie die Kavalleriepferde werden auch die 
gegenwärtig bei den Landwehren befindlichen Mobilmachungspferde 
den Kreisen zurfldcgegeben. Die Fahrzeuge, Geschirre etc bleiben 
aber in den Bataillons-Zeugfaftnsem. 

1^ 51. Dagegen werden die den LandwelH-1)ataiUoncn zur 
Mobilmachung nötigen Pferde künftig; in den Kreisen nach den- 
selben Grun(lsätzen wie die Reiterpferde aufgebracht. 

§ 52. Nachdem die neuen Landwehr-Formationen beendet 
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Bind, wobd jedoch alle mdgliche Berflcksichtigung der gegenwär- 
tigen Verhältnisse beobachtet werden und die ^nze Angelegenheit 

mit sorgfältiger Schonung des Landes ausgeführt werden moss» 
treten für die Lan Iwohr fol^rende weitere Bestimmungen ein. 

§ 53. In jedem Kegierun^rs-Departement wird ein General 
oder Stabs-Oftizier als Inspekteur der beiden Aufgebote angestellt, 
der die Übungen derselben nach den darüber noch zu gebenden 
Vorschriften, sowie alle Militfir-Ergbiznngs- und Mobilmachnngs- 
Angelegenheiten in 1cm Regierungs-Departement in Vereinigimg 
mit den Civilbehchxlen und unter dem Ober-Befehl des komman- 
dierenden Generals der Proviu;^ leitet. 

§ 54. Das Iste Aufgebot wird jährlicli zwei, das 2te Auf- 
gebot jälirlich eine grosse Friedens-Übuiii^ iiaben. Die erste Übung 
des Isten Aufgebots soO 3 Wochen dauern. 

§ 55. Die zweite Übung soll acht Ta^^e dauern, und ein 
Bataillon des Isten Aufgebots mit seinem Bataillon des 2ten Auf- 
gebots in der Mitte seines ErgfinzungB-Bezirks an einem schick- 
lichen Orte zusammenrücken. 

§ 5U. W ie und zu welcher Zeit diese Übungen öUiiiüuden, 
soll noch durch besondere Vorschriften mit Rflcksicht auf die 
Lokal- Vatlltnisse bestimmt werden. 

§ 57. Auf welche Art ohne Beeinträchtigung der Gewerbe 
nach den Lokal-Verhältiii'^ i^n os möglich sein dürfte, o'mon Teil 
der Sonntags-Nachmittage zu kleinem Ül)ungen in den Ergänzunj^s- 
bezirken zu gebrauchen, dies bleibt dem Ermessen der Lokal- 
Behörden überlassen. 

§ 58. Wie die Landwehr bei emem entstehenden Kriege 
ins Feld rücken und mit den Linien-Regimentern in Brigaden 
formiert werden soll, darflber werden noch besondere Anweisungen 
erfolgen. 

§ 59. Das 2te Aufgebot der Landwehr ist in Krie^szeiten 
nach dem Gesetz vom 3ten September 1814 hauptsächlich zu Be- 
satzungen und zur besondem Skherfa^t der Provinzen bestimmt 

§ 60. Die bei einer jeden Landwehr-Kompanie befindliche 
Artillerie formiert bei dem Zusammenrfldcen sowohl beim ersten 
als zweiten AufL^o))ot per Bataillon eine Artillerie-Kompanie von 
1 Oftizier, s Unteroffizieren, 100 Gemeinen. Die Landwehr-Ar- 
tillerie des Isten Aufgebots wird bei eintretender Mobdmachuog 
nach einer dazu noch näher zu gebenden Bestimmung mit der 
Artillerie des stehenden Heeres vereinigt, die Artillerie des 2ten 
Aufgebots rückt beim Ausbruch des Krieges in die nächsten 
Festungen. 

§ 61. Ausser vorgedachten Übunfxen kann die Landwehr 
nur auf Unsern Befehl und bei einem unerwarteten feindlichen 
Anfall durch den kommandierenden General der Provinz nach 
Unsern ihm deshalb erteilten Instrukdonen zusammragemfen 
werden. Inwiefern einzelne Teile der Landwehr des 2ten Auf- 
gebots zur Erhaltung der innem Sicherheit und zur UnterstOtzung 
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des Landsturms auch im Frieden in einzelnen Fällen initwiilcra 
sollen, darüber werden noch besondere Vorschriften erfolgen. 

§ (VJ. Sobald die Ljindwehr auf l'nserni (!) Befehl zusammen- 
gerufen wird, tritt sie nach deu deshalb ausgefertigten Etats iu 
den vollen Sold. 

§ 63. Im Frieden werden ausser den Übangen nur die 
yorhin angeführten bei der Landwehr zur Dienstleistung angestellten 
Personen besoldet, und werden die Regimenter hierüber sowie über 
die Gewehr-Keparaturgelder und Kompanie-Uukostea etc noch die 
besonderen Etats erhalten. 

6 64. Für die beurlaubten Offiziere der Landwehr finden 
folgende Bestimmungen statt: Der Stabsoffizier erhSlt als Ver- 
gütigung für die Ausgaben bei den Übungen jfthrlich einbundert- 
funfzig Thaler und 2 Ilationen. Die Kupitans und Rittmeister 
ji&brUch zweiundsiebenzig Thaler und 1 Itation. 

§ 05. Die Subalternen-Offiziere erhalten für jeden Tag, den 
sie bei den Übungen oder sonst im Dienst sein müssen, ihrem 
Gehalte angemessene Diäten. 

§ 6G. Die Offiziere erhalten Servis. Dies gilt auch von 
d&i besoldeten T^nter-Offizieren und Landwehrmännern. 

§ 67. Die Ausuiittelung und Erhaltung des Hataillons-Zeug- 
hauses geschieht von allen zmn Ergänzungsbezirk gehörigen Kreisen. 

§ 68. Die besoldeten Unteroffiziere und Gefreiten erhalten 
ihre Uniform so wie bei den Truppen des stehenden Heeres. Wie 
die Beldeidung der übrigen Landwehrmänner erhalten werden soll, 
darflber wird noch eine ausführliche \'orschrift erfolgen. 

§ 69. Wie die Ergänzung des Offizier-Corps und das Avance- 
ment stattfinden soll, ist bereits oben bestimmt worden. Es muss 
soviel wie möglich darauf gesehen werden, dass die erwählten Offi- 
ziere immer in den Bezirken wohnen, in welchen die Kompanien, 
zu denen sie gehören, liegen ; um dies zu erleichtem, können ausser 
den Übungen auch Lieutenants die Kompanien kommandieren. 

§ Ii). Die Landwehrmänner werden nach dem (iesetz vom 
3 ten September IJS 14 aus den aus der Kriegs-Keserve austretenden 
Soldaten jährlich ergänzt; wo diese nicht zureichen, werden die 
fefaleoden aus den noch nicht gedienten LandwehrpHichtigen ge- 
wählt Ebenso wird es mit der Ergänzung dos 2tcn Aufgebots 
nach der Vorschrift des § 9 des angeführten (iesetzes gehalten. 

§ 71. Wie diejenigen, die in die Landwehr eingestellt werden, 
ohne im stehenden Heere gedient zu haben, ause.\erzicrt werden 
sollen, darflber werden noch besondere Vorschriften erfolgen. 

§ 72. Die Unteroffiziere wer^ aus den dazu geeigneten 
Landwehrmännern durch den Kapitän gewählt und durch den 
Bataillons-Kommandeur bestätigt. 

§ 7;i. Zu Artilleristen werden alle diejenig(>n genommen, 
die in der Artillerie des stehenden Heeres ausgebildet wurden. 
Wird die Zahl nicht yollzählig, so werden hauptsächlich aoldie 
Handwerker ausgewählt, die sich für den Dienst der Artillerie eignen. 

AltHABB« üikk. m, knaiby-yiwui. TOTflMnagMfftMh. IL 7 
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§ 74. Die Landwehr steht, wenn sie versammelt ist. unter 
den Kriegsgesetzen. In ihrer Heimat stellt sie uiitn ilrn Orts- 
gerichten, welche in etwanigen Straferkeniunissen die Laiidwelir- 
mftnner indes nur mit solchen Strafen belegen können, die in den 
Kriegsgesetzen vorgeschrieben sind. Werden härtere Strafen not- 
wendig, so zieht dies zugleich die Ausstossung was der Landwehr 
nach sich. 

§ 75. Die I>jin(hvehi uthziere haben, wenn sie in ihrer Heimat 
sind, als Offiziere den Gerichtsstand der Exiniierten. 

§ 76. Bei bedeutenden oder wiederholten Dienstvergehen, 
die sioi einzelne Offiziere wider Erwarten zu Schulden kommen 
lassen, muss kricprsrechtlich erkannt werden, und können die Krieges- 
rechte auch auf Entlassung aus dem Dienst^ welches allemal den 
Verlust tler OÜizier-Prärogativen nach sich zieht, ei kennen. 

§ 77. Bei den jährlichen Übungen, die das Iste und 2te 
Aufragt nach § 55 zusammen hat, wird bei jedem der 2 Bataillone 
ein EtuHBugericht von dem gesamten Ofßzicr-Corps erwfihlt, welches 
aus einem Ka^iitän und zwei Lieutenants besteht. Der Zweck 
desselben ist, alle die im Laufe des Jahres vor<;efallenen noch 
nicht ausgeglichenen Angelegenheiten des Oftizier-Corps beizule^^en 
und die etwa vorfallenden Verstösse in der Führung einzelner In- 
dividuen zu rflgen. Da, wo ein ganzes Offizier-Corps auf die Ent- 
fernung einzelner Mitf^^lieder antragen müsste oder wo dies die 
Stabs-Offiziere und das Elu*engericht für nötig halten sollten, wird 
nach 5^ 70 über ein solclu s Individuum kriegesreclitlich erkannt. 

§ 78. Offiziere sowohl als Landwehrmänner, die im Dienst 
invalide wurden, werden ebenso wie die Invaliden des stehenden 
Heeres behandelt. 

79. Diejenigen Offiziere, die nach erf&llter Dienstpflicht 
ihrw Abschied nachsuchen, können die Uniform forttrapren. 

80. Offiziere, die 20 Jahre bei der Landwehr gedient 
liaben, treten in Hinsicht der Versorgung in die Rechte der Offi- 
ziere des stehenden Heeres. 

§ 81. Diejenigen Landwehrmfinner, die in beiden Aufgeboten 
ihre Zeit ausdienten, erhalten das Vorrecht, bei feierlichen Gelegen- 
heiten die Unifonn tragen zu können. 

§ 82. Bei emcui jeden L;md\veln reLnnient wird eine Anzahl 
Gnadentlialer für diejenigen Laudwehrnianuer bestimmt, die in 
beiden Aufgeboten vorwurfsfrei gedient und in ihrem Alter der 
Unterstützung bedürfen. Sie ^hmgen fibrigens zur Erhebung 
eines Gnadenthalers, wenn einer erledigt wird, nach ihrer Dienstzeit. 

Wir befehlen allen Unsem Behörden und Unterthanen, sich 
nach diesen Vorschriften zu achten. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin den 21sten November 1815. 

Friedrich Wilhelm. 
C. FQrst V. Hardenberg, v. Schuckmann. v. Boyen. 
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12. Binrichtttiig eines Staatsrats. 1817 }S&pz 20. 

Geaetzsammlung 1817, S. 67—74. 

Mir Frietlrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc haben in Unserer \'erordnung vom 27sten Ok- 
tober 1810 [obea Nr. 6], die veränderte Yerfiissiing der obersten 
Staatsbehöraen betreffend, die Bestimmungen gegeben, nach welchen 
die obere Verwaltung ünsers Staute unter der Oberaufsicht und 
Kontrolle des Staatskanzlers ^jeführt werden soll. Späterhin haben 
Wir durch einen Kabinets-Befehl vom 3teü Juni 1814 unter dem 
Vorsitz des Staatskanzlers ein Staatsministerium angeordnet und 
dabei seine Verhältnisse als solcher im ganzen unverind«rt ge- 
lassen, insonderheit aber verordnet, dass alle Beridite des Ministerii 
und der Minister an Uns ihm ohne Ausnahme zugeschickt werden 
sollen, damit er die Übersicht der ganzen Verwaltunj? behalte und 
Uns nötigenfalls seine Meinung darüber abgeben könne. Wir 
haben ihm überlassen, Uns sodann nach Beschaffenheit der Gegen- 
stande diese Berichte selbst vorzulegen und Uns Vortrag daraus 
zu machen oder solches den Ministem oder den bei Unserm Mi- 
litär- und CiviUcabinet angestellten vortragenden Personen zn 
übertragen. 

Alle diese Einrichtungen bestätigen wir und wollen, dass sie 
aneh fiumerhin genan beobachtet wercten. Wir setzen aneh fest, 
dass jeder Staatsminister mit dem Ende des Februars eine Dar- 
stellung seiner Verwaltung im abgelaufenen Jahre an Uns ablege 

und bei dem Staatskanzler oinrpirlip. 

Wir wollen aber nunmehr auch den sclion in der ob- 
erwähnten Verordnung vom 27sten Oktober 1810 und in Unserm 
Xabinetsbefehl vom 3ten Juni 1814 bestimmten Staatsrat in Wirk- 
samkeit treten lassen, nachdem die Hindemisse jetzt gehoben sind, 
die sich derselben in den Begebenheiten der Zeit entgegengesetzt 
h'dhvn und die Or«?anisation der verwaltenden Behörden soweit 
vorgeschritten ist, dass der Staatsrat den beabsichtigten Zweck 
erfüllen kann. 

Diesemnach setzen wir Folgendes hiermit fest: 
1. Der Staatsrat wird den 30sten März 1817 erölTnet und 
tritt von diesem Tage an in Wirksamkeit. Er wird seine Sitzungen 
in Unsenn KönigUchen Schlosse in der Residenzstadt Berlin halten. 

i Der versamniolto Staatsrat ist für Uns die höchste be- 
rateniie Behörde; er huL aber durchaus keinen Anteil an der Ver- 
waltung. Zu semem Wirkungskreise gehleren die Grundsätze, nach 
denen verwaltet werden soll, mithin: 
a. Alle Gesetze, Verfassungs- und Verwaltungs-Normen, Pläne 
über Verwaltunp:s-G(>L'PTi^t;m(](». durch welche die Verwaltun^rs- 
(iruntlsätze abgeäntlert werden, und Beratungen über allge- 
meine Verwaltungs-Massregeln, zu welchen die Ministerial- 
behOrden ver&ssungsmässig nicht autorisiert sind, dergestalt, 
dass sämtliche Vorschläge zu neuen oder zur Aufhebung, 

7* 
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Abänderung und autlu utischer Deklaration von hesteiicndon 
Gesetzen und Kmnciiiuugen durch iliu an Uns zur SaukUun 
gelangen mflssen. 

Die Einwirkung der künftigen Landesrepräsentanten bei 
der Gesetzgebung wird durch die infolge Unserer Verordnung 
vom 22st(>Ti "Nfai l!^15 [obpn Nr. 10] ausznarbeitonde Ver* 
fassungsurkunde näiier besünnnt werden. 

b. Streitigkeiten über den Wirkungskreis der Ministerien. 

e. Alle Gegenetändei welche dnrdi schon bestdiende geseüdidie 
Bestimmungen vor den Staatsrat gelir>i( ii (z. B. Entsetzmig 
eines Staatsbeamten § 101 Tit. X. P. II. L. R.). 

d. Alle Sachen, weiche Wir in einzelnen Fällen an den Staatsrat 
weisen werden, welches dem Befinden nach besonders in Ab- 
sicht auf die von Unscrn Unterthanen eingehenden Beschwerden 
Aber die Entscheidung der Ministerien geschehen wird. Wir 
werden jedesmal bestimmen, ob die Saclu dem Staatsrat zur 
Entsdieidung ftberkuBsen wird oder ob Wir dessen Gutachten 
verlangen. 

Die auswärtigen Angelegenheiten sollen nur dann an den 
Staatsrat gebracht werden, wenn W^ir es in wichtigen Fällen be- 
sonders verordnen. 

3. Den Vorsitz im Staatsrat werden Wir in solchen Fällen, 
wo Wir es für nötig erachten. Selbst führen; ausserdem aberhaben 
Wir Unsern Staatskanzler bereits in der Verorchiung vom 27sten 
Oktober 1810 unter Unserm Befehl zum Präsidenten bestellt 
Er wird diesemnach die Beratungen leiten. 

4. Der Staatsrat soll bestehen: 

I. Aus den Prinzen Unsens Hauses, sobald sie das achtzehnte 
Leben^jnlir erreicht haben. 

II. Aus Staatsdieneni, welche durch ihr Amt zu Mitgliedern des- 
selben berufen sind, för jetzt näniHch: der Staatskanzler und 
Präsident des Staatsrats, Unsere Feldmarschälle, die die Ver- 
walttmg leitenden wirldidien Staatsminister, öee Minister- 
Staatssekretär, welcher die Feder im Staatsrat fäliren, die 
Protokolle und Gutachten desselben zu fassen und das For- 
melle des Geschäftsganges zu besorgen haben wird; der Ge- 
neralpostmeister, tler Chef des Obertribunals, der erste Prä- 
sident der Oberrechnungskammer, Unser Geheimer Kabinets- 
rat| der den Vortrag in Militärsachen bei Uns habende Offizier, 
die kommandieroiden Generale in Unsem Provinzen, je<loch 
nur dann, wenn sie besonders berufen werden, (Wo Ober- 
präsidenten in den Provinzen, jedoch ebenfalls nur dann, wenn 
sie besonders berufen werden. 

m. Aus Staatsdienem, welchen Vnseit besonderes Vertrauen Sitz 
nnd Stimme im Staatsrat beilegt Für jetzt beetimmen Wir 
dazu die in der Anlage aufgeführten Personen [ftidU a»/- 

genommen]. 

5. Diese bilden sämtlich das Plenum des Staatsrats und 
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wohnen den Sitzun^rcn desselben regeliuilssig bei, wenn sie nicht 
al>\vesend und diircli unvermeidliche Aldialtung daran behindert 
werden. Solchenfalls müssen sie dem Präsidenten Anzeige davon 
machen. Keine Sitzung kann stattfinden, wenn nicht wenigstens 
ioiifiBeiiii lütgUedor ausser den Prinzen Unsers Hauses zugegen sind. 

6. Sämtliche Mitglieder des Staatsrats behalten ihre ihnen 
sonst in ihrem Dienstverhältnis beigele^j:ten Titel. Rangverhfdt- 
nisse werden im Staatsrat nicht benrhtet. Kin jeder, ausser den 
Prinzen Unsers Hauses, nimmt seiiicn Sitz, wo er einen Platz 
offen findet. Nur der Präsident hat einen bestimmten Platz; ihm 
zur Rechten bleibt einer IBr den jedesmal Vortragenden oder 
Sprechenden leer, und ihm znr Linken sitzt «ler Minister-Staats- 
sekretär. Besondere Besoldungen für die Mitglieder des Staatsrats 
als solche finden nicht statt. Dem in ister-Staatssekretär wird 
das nötige Hülfspersonal überwiesen werden. 

7. Zur grtlndlichen Erörterung der bei dem Staatsrate vor- 
kommenden Gegenstände nnd zur Vorbereitong derselben für das 
Plenum, wo keine andere als völlig zur Entscheidung instruierte 
Sachen vorkomiTien dürfen, wird der Stant^rnt in sieben besondere 
Abteilungen zerteilt: 1) für die auswärtigen Angelegenlieiten, 2) für 
das Kriegswesen, 3) für die Justiz, 4) für die Finanzen, 5i f ür 
den Handel und die Gewerbe, 6) für die Gegenstande der Mini- 
sterien des Innern nnd der Polizei, 7) ftür den Kultos und . die 
öffentliche Erziehung. Einer besonderen Abteihing für die Ge- 
setze bedarf es nicht, da die erwähnten oTitv i di r einzeln oder, 
wenn es der Gegenstand erfordert, zusammentretend den Zweck 
der ehemaligen Gesetzkommission erfüllen. 

8. Jede dieser Abteilungen soll aus fünf Mitgliedern be- 
stehen. Die Mitglieder sollen zum Teil nicht in dem Zweige der 
Verwaltung angestellt sein, für deren Gegenstände die Abteilung 
bestimmt ist Der erste hu Pnn'^f^ führt in der Abteilung den 
Vorsitz und leitet den Geschäitsgang. Er kann auf die Zuziehung 
fremder nicht zum Staatsrat gehörender Personen, als Staatsbeamte, 
Gelehrte, Kaufleute, Grundbesitzer, bei dem Präsidenten antragen 
und dieser kann sie anordnen. Sie haben aber keine Stimme, 
sondern werden nur über einzelne Gegenstande gehört. 

9. Die für jotzt auf das Jalir zu Mitgliedern der sieben 
Abteilungen ernannten Personen erliillen aus der Anlage B [uicht 
aufgenommen]. Wir behalten Uns vor, sie zu Anfang eines jeden 
Jahres zu verfindem oder zu bestätigen. 

10. Die verwaltenden Staatsminister kftnnen in den Ab- 
teilungen, wo Sachen ihrer Verwaltungszweige vorkommen, gegen- 
wärtig sein und n)fi<>en oinen Rat aus ihrem Departemont auf 
jedem f!i Fall in die Abteihing schicken, um über alles Auskunft zu 
geben. Weder dieser noch der Minister aber dürfen eine Stimme 
in der Abteilung führen. 

11. Der Vorsitzende der Abteilung übernimmt entweder 
selbst den Vortrag der eingeihenden Sachen oder giebt ihn einem 
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seiner Mitarbeiter auf. Vor dein Vortrntrf^ müssen di6 Sachen 
bei sämtlichen Mitgliedern der Abteiluii;^^ zirkulieren. 

12. Nach vollständig gehaltenem Vortrage in der Abteilung 
wird Aber den Gegenstand ge»timnit, wobei die Mehrheit der 
Stimmen entscheidet Der Vorsitzende hat ^ich den Hit|^edern 
der Abteilung nur eine Stimme. 

13. In den Abteilungen führt entweder der Vorsitzr-nrle o<ler 
dasjenige Mitglied, dem er es zu übertragen für gut hmkt. das 
Protokoll und fasst die Gutachten und anderen scliriftüchen Aut:>ä.Lze. 

14. Die Prüfungen nnd Gutachten der Abteüungen mflssen 
bei minder erheblichen Gegenständen spätestens in vierzehn Tagen, 
bei wichtigeren Sachen aber in vier Wochen beendigt und dem 
Präsidenten übergeben sein. Wird längere Zeit erfordert, so sind 
ihm die Gründe anzuzeigen. 

15. Der Pribiideut bestimmt nach genommener Rücksprache 
mit dem Vorsitzenden der Abteflung den Referenten, weldier das 
Gutachten derselben im Pleno des Staatsrats vortragen soll; das 
Gutachten muss aber jederzeit vollständig schriftlich abgefasst sein. 

16. Bevor (las Outachten in das Plenum gelangt, wird der 
Entwurf zum (iesctz von dem Minister-Staatsselffetär und ein* in 
vom Präsidenten zu bestimmenden Mitgliede der Justizabteilung 
in Absicht auf die Fassung geprüft, und Ausstellungen werden 
gemeinschaftlich mit der betreffenden Abteilung berichtigt 

17. Die Vorsitzenden der Abteilungen des Staatsrats sind 
berechtigt, die über einen Gegenstand bei den Ministerial- oder 
andern Behörden verhandelten Akten oder Nachrichten einzufor- 
dern, damit die Abteilung Kenntnis davon nehme. 

18. Gehört ein zu erOrtemder Gegenstand vor mehrere Ab- 
teilungen, 80 ordnet der Präsident eine gemeinschaftliche Be- 
ratung an. 

19. Die Prinzen Unsers Königlichen Hauses können zu keiner 
Abteilung gehören. Sie sitzen und stimmen nur im Pleno des 
Staatsrats. 

20. Keine Sache kann im Staatsrate zur Erwägung kommen, 
die Wir demselben nicht Selbst zuweisen; jedoch sind die oben 

§ 2 unter b und c hievon ausgenommen, welche vom Präsidenten 
zum ^'ortrag gebracht und nach Belinden den Abteilungen zur 
Prüfung gegeben werden. 

21. Der Präsident bestimmt die Reihefolge, in welclier die 
Gegenstände und die Gutachten der Abteilungen zur Verhandlung 
vor den versammelten Staatsrat «ebracht werden sollen. Der Mi- 
nister-Staatssekretär unterrichtet hievon die Mitglied«, besonders 
aber den betreffenden Departementsminister und den Referenten. 

22. Ohne die Gegenwart des Präsidenten ist keine Sitzung 
des Staatsrats zulässig. In Behindern ngsfilllen werden Wir ihm 
ein Mitghed als Präsident substituieren. In dringenden Fällen 
soll er dieses selbst zu thun befugt sein, bis Unsere Bestimmung 
erfolgen kann. 
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23. Da es von den Arbeiten der Abteilungen abiiängt, wie 
oft das Plenum des Staatsrats znsammenkoiiimai mius, so werdmi 
Wir solches Selbst durch den PrSsidenten zusammenberufen lassen. 
Die Abteilungen bestimmen ihre Versammlnngen nach Massgabe 
ihrer Geschälte. 

24. Die ReferenteH halten nach der vom Presidenten be- 
stimmten und von dem Minister-Staatssekretär vermerkten Keihe- 
folge ihre Vortrfige im Pleno. Sind die Hitglieder der Abteflung 
in ihren Ansichten nicht übereinstinunend gewesen, so kann nach 
dem Vortrage ein Mitglied von der entgegengesetzten Meinung 
das Wort nehmen, die GrtSndc der Gegner gehörig erörtern und 
solche der Entscheidung des versammelten Staatsrats unterwerfen. 
Nach den Vorträgen der Mitglieder der Abteilung soll der Mi- 
nister, sn dessen Verwaltung der Gegenstand gehOrt, das Wort 
haben. Ist man allgemein einig, so wird der Beschluss vom Mi- 
nister-Staatssekretär zu Protokoll gefasst. Sind aber abweichende 
Meinungen, so müssen diejeni^ien, welche solche auseinanderzusetzen 
wünschen, es dem Präsidenten anzeigen, welcher sodann die Reihe- 
folge, nach welcher ein jeder seine Stimme ablegen kann, be- 
stimmen wird. Znletzt fust der Referent die verschiedenen ge- 
äusserten Meinungen zusammen und stellt jeden streitig gebliebenen 
Gegenstand kurz und deutlich dar, worauf der Präsident abstim- 
men lässt Die Mehrheit der Stimmen entscheidet. 

25. Bei jrleirher Anzalii (!( r Stimmen auf beiden Seiten triebt 
der Präsident durch die scuiigc den Ausschlag, und die Gutachten 
oder Beschlüsse werden nach der vorhandenen Mehrheit der 
Stimmen im Staatsrate abgefasst 

2(3. Der Minister-Staatssekretär verzeichnet sie unter nament- 
lichor Bemerkunf; der anwesenden Mitglieder in das Protokoll, 
welches von sämtlichen anwesenden Mit^Hedern unterzeichnet wird. 

27. Bei Vertietungsfällen muss das Protokoll dem Präsi- 
denten nachtrft^ch dunm den Minister-StsatssekretSr zur Unter- 
schrift vorgelegt werden. 

2s Wenn Wir nicht Selbst anwesend im Staatsrate ent- 
scheiden, wird Uns das Gutacliten desselben durch Unsern Staats- 
kanzler vorgelegt. Wir werden alsdann bestimmen, ob Wir den 
Beschluss des Staatsrats genehmigen oder die Genehmigung ver- 
weigern oder solche mit Bemerkungen dem Staatsrate zur ander* 
weiten Beratun*; zurückgeben. Die Gutachten des Staatsrats und 
die entworfenen Gesetze und ^^'erorf^nunp^en sind olme Ausnahme 
Unserer BestätiLiun^^ unterworfen und erlialten für die ausübenden 
Behörden nur dann Krall, wenn Unsere Sanktion erfolgt ist Jedes 
Gesetz wird vom Präsidenten koutrasigniert und vom Minister- 
Staatssekretftr begkiubigt. 

20. Wird erst mit den Ständen verhandelt, 80 geschieht 
dieses durch den Staatsrat, welcher eins oder mehrere seiner Mit- 
glieder dazu nach der Auswahl des Präsidenten deputiert. Nach 
Beendigung der Verhandlung wird Uns die Sache wieder vorgelegt. 
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30. Die Beorlaubung der I^Iitgliedcr des StaaUrats geschieht 
nach den bestehenden VerordDimgen entweder von Uns Sdbst 
oder durch den Prfiddentcn. 

'11 Tn fl(T) Monaten Juni, Juli und August werden die 
Sitzungen des ganzen Staatsnits snspendiert. wenn nirlit (Inni^onde 
Angelegenheiten dessen Zusajnnienbei ufung erlordern. Die Arbeiten 
in den Abteilungen können aber fortgehen. 

32. Wir beauftragen Unsern Staatskanzler, den FOnten von 
Hardenberg, dafür zu sorgen, dass gegenwärtige Verordnung in 
allen ihren Toilcn zur Ausführung gebracht werde. 

So geschehen und gegeben zu Berlin den 20. März 1817, 

Friedrich Wilhelm. 
G. Fürst V. Hardenberg. 



18. Staatsschuldengesetz. 1820 Jan. 17. 

GMotnammlang 1820. 8. 9—19. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Freus- 
sen etc etc thun knnd und erkUren hiermit: Die bdcannten Er- 
eignisse der letztem Zeit, sowie die Mannigfaltigkeit der daraus 

hen'orgegangcnen Verpflichtungen haben Uns von dem wegen 
Regulierung des gesamten Staatsschulden-Wesens in dem Finanz- 
gesetze vom 27sten Oktober IbiO gestellten Ziele bis jetzt ent- 
fernt gehalten. 

Es sind zwar neben andern grossen Aufopferungen die Ver- 

heissungen dieses (Gesetzes nicht nur rücksichtlich der regelmässigen 
Abtragung der laufenden und der Auszahlung der rückstllndigen 
Zinsen, sondern auch der Konsolidierung und Tilgung der dazu 
zunächst geeigneten Schulden selbst, insoweit es uKiglich war, be- 
reits in Erfüllung gebracht, und obgleich wegen der Menge der 
noch vorzunehmenden Ermittelungen eine vollstfindige Übersicht 
der gesamten Staatsschuld früher nicht verschaift werden konnte, 
so halten Wir doch selion durch Unsere Ordre vom 7tcn Mai isl'^ 
die Bildung eines Tilgungsfonds von einer Million Thalor jähriicli 
zur Einlösung der Staatsschuld-Scheine angeordnet. 

Wir sind nunmehr von dem gesamten Schuldenzustande des 
Staats unterrichtet und haben daher beschlossen, selbigen zur 
öffentlichen Kenntnis zu bringen. Wir hoffen dadurch und durch 
die von T'n-^ beabsiclitete künftige Unterordnung dieser Angelegen- 
heit uiiii i die lieichsständo das Vertrauen zum Staate und zu 
seiner \ erwaltung zu befestigen und unsern auflichtigen Willen, 
allen Staatsgläubigern gerecht zu werden, um so unzweideutiger 
an den Tag zu legen, ms Wir zugleich wegen Sicherstellung sowie 
wegen regelmässiger Verzinsung und allmählicher Tilgung aller 
Staat.sschulden das Nötige unwiderrutlich hiermit festsetzen: 

1. Nach dem anliegenden [wepgelassen] von l^ns vollzogenen 
Staatsschulden-Etat betragen die von Unsern \'orfalu-en und in den 
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verhängnisvoUeu Zeiten Un&erer Kegiening zum waliren Bedürfnisse 
imd zur Erhaltimg des Staats entweder bereits gemaehten oder, in- 
soweit die Verbriefung nodi nicht erfolgt ist, noch zu machenden 
verzinslichen allgemeinen Staatsschulden die Summe von einmal- 
hundertundachtzi^' Millionen einundneunzit? Tan^piifl siebenhuudert- 
undzwanzig Tlialern. Diese Schulden sollen nit )ir mir von Uns, 
sondern auch von Unsem Nachfolgern in der Krone bis zu ihrer 
endücheii Tilgung unausgesetzt als Lasten des Staats und aller 
im StaatsverlMinde befindlichen Glieder betrachtet werden. 

2. Wir erklären diesen Staatsschulden-Etat auf immer ffir 
geschlossen. Über die darin Rnt:etrebone Summe hinaus darf kein 
Staatsschuldschein oder irgend ein anderes StaatssHmlden-Dokunieut 
ausgestellt werden. Sollte der Staat künfugiiui zu seiner Erhal- 
tung oder zur Förderung des allgemeineik Besten in die Notwendig- 
keit kommen zur Aufnaliine eines neuen Darlehns zu schreiten, so 
kann solches nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der kflnf- 
tigen reichsständischen Versanmdung geschelien. 

3. Für die sämtlichen jetzt vorhandenen und in dem von 
Uns vollzogenen Etat angegebenen Staatsschulden unti deren Sicher- 
heit, insoweit letztere nicht schon durch Spezial-Hntotheken ge- 
währt ist, garantieren Wir hierdurch für Uns und Unsere Nach- 
folger in der Krone mit dem gesamten Vermögen und Eigentume 
des Staats, iTi<be^on»?ere mit dfn sämtlichen Domänen, Forsten 
und säkularisienen (iütern im ganzen Umfange der Monarchie mit 
Ausschluss derer, welche zur Aufbringung des Jährlichen Bedarfs 
▼on 2500000 RtL fOr den Unteriialt Unserer Königlichen Familie, 
T'nsern Hofetaat und sämtliche pnnzliche Hofstaaten sowie auch 
für alle dahin gehörige Institute etc erforderlich sind. 

I. Dif regelmässige Verzinsung dieser Schulden nach dem in 
den Dokumenten hestimmteii Zinsfusse erfolgt in denselben Raten 
und au8 denselben Kassen und inötiiuien wie bisher. Sollten Wir es 
in der Folge angemessen finden, Zinszahlungen, die gegenwirtig nur 
im Inlande erfolgen, auch auf auswärtigen Handelsplätzen leisten 
7Ai lassen, so behalten Wir Uns vor die Staatssrhiilrien-Verwaltungs- 
behörde nn zuweisen, solches durcli die Seehaudlunir zu bewirken. 

5. Zur allmäldichen Abtragung aller verzinslichen Schulden 
— insoweit solche nicht schon wie bei den Anleilien im Auslände 
durch besondere Vertrftge, bei denen es mn unabfinderliches Be- 
wenden behilt, anderweit festgesetzt ist — bewilligen Wir f&r 
immer ein Prozent jährlich von der gegenwärtigen Höhe des 
Sclmldkapitals zu einem allgemeinen Til'nin^sfonds. Diesem Fomls 
treten auch die aus der allmählichen Abtragung der Schuld ent- 
stehenden Ziusersi>arui8se liinzu, und zwar: 

a) bei den alten kurmfirkschen landschaftlichen Obligationen im 
Etat I. Litt b. dem für dieselben angelegten besondem Tilgungs- 
plane gemäss ohne Unterbrechung bis zur erfolgten gänzlichen 
KapitalstÜLiung; ebenso 

b) bei den mi Etat L Litt. c. aufgefüluten besonders verbrieften 
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Schulden, uiibesdiadet des den re^n. Gläniii'jprn bei dieser 
Gattung von Schulden etwa zusteUendeu Küudiguiigsrechts. 
Dagegen aber tindet 
c) bei den übrigen Schulden im Etat I. Litt d. e. £ das Hinzu- 
treten der aus der allmaUichen Kapitalstilgung entstehenden 
Zinsersparnis zu dem aUgemeinen Tilgungsfonds nur in be- 
stimmten Fristen statt; zunächst in den Jahren l>is 1822, 
jedoch mit Hinzurechnung der dui'ch die Schuldentilgung in 
den Jahren 1818 und 1819 schon erlangten Zinäersparuis^je; 
vom Uten Januar 1823 ab aber immer in Zeitabedmitten von 
10 auf einander folgenden Jahren, um so den Bedarf zur 
Verzinsung von Zeit zu Zeit zu vermindern und dadurch 
Unsern T'nterthRnon hol Entrichtung <ler Abgaben nach und 
nach Erleichterungen gewäliren zu können. 

6. Ungeachtet nach Unserer Verprdnung vom 27sten Okto- 
ber 1810 und selbst nadi dem Inhalte der Staatsschuldscheine die 
Tilgung der Staatsschulden durch sukzessive Verlosung erfolgen 
sollte, so Iiat doch diese Massregel in der zeitlierigen Ausführung 
weder den Absichten des Staats noch den Erwartungen der (ie- 
samtheit der Staatsgläubiger entsprochen; und wir tindon Uns (hi- 
her bewogen, hiermit festzusetzen , dass die im Etat i iL I. LitL b. 
c. d. e. aufgeftthrten StaatsschuUlen-Dokomente, soweit das fest- 
gesetzte AmortisationsQuantom und die Zänsersparungen ausreichen, 
vorläufig nicht verloset, sondern, sowie es in den Jahren 1818 un(l 
1819 rücksichts der Staatsschuldscheine mit günstigem Erfolge 
geschehen ist, jälirlicli aufgekauft, eine Verlosung von Seiten der 
Staatsschulden- Verwaltungsbehörde aber erst dann eingeleitet wer- 
den soll, wenn die resp. Schuld-Dokumente an der Börse oder 
sonst nicht melir unter dem Nennwerte aufu* knuft werden können. 

7. Zur regelmässigen Verzinsung und Tilgung uberweisen 
Wir hiermit: 1) die sämtlichen Domänen- und Forst-Revenüen mit 
Rücksicht auf die Bestimmungen zu 3.; 2) den Erlös aus deui von 
jetzt ab nur gegen baies Geld zu bewirkenden Verkaufe von 
Staatsgütern oder Ablösungen von DomanialrentaD, Erbpachtgeldem 
und andern Grundabgaben, Zinsen, Zehenten, Diensten etc und 
H) die Salzrevenüen, soviel davon zur ausreichenden Ergänzung 
des Staatsschuldentilgimgs-Kassenl)edarfs erfordert wird. 

Die Einzahlung dieser Fonds gesclueht von den Trovluzial- 
kassen unter Verantwortlichkeit der denselben vorgesetzten Be- 
hörden ohne die geringste Verkflrzung in monatlichen Raten direkte 
an die StaatsschuIden-TÜgungdcasse. Vom Isten Januar 1820 ab 
kann die Verausgabung vorstehender Intraden seitens der Provinzial- 
kassen nni- durch Quittungen der eben genannten Kasse rerbniniirs- 
luässig justitiziert werden. Von deinsell)en Zeitpunkte ab k<»uuen 
nur die bei den nach 2 für Veräusseruugcn von Staatsgütern, Ab- 
lösungen etc zu leistenden Zahlungen als gültig anerkannt werden, 
welche von der in den folgenden Abschnitten näher zu bezeichnen- 
den Staatsschulden-Verwaltungsbehörde bescheinigt worden. Die 
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bisher bestandene Generaldoinänen-Veräusserungskasse hört mit 
dem Isten Januar 1820 auf und die bei derselben verbliebenen 
Einnah in e-P.este gehen hiernach ganz zu dem Staatsschulden- 

V'erwaltungsfonds über. 

8. Unser Staatsrat iiat bei Gelegenheit seines wegen der 
Verordnung über die rechtliche Natur der Domftneu in den neuen 

und wieder eroberten Provinzen abgegebenen Gutachtens vom 
30sten Junius 181R bereits darauf angetragen, dass bei der fernem 
Aii'^ffibruiig des Doniänenverkauf'^ eine besondere Behörde nie<ler- 
gesetzt werde, welcher die \'erbindlichkeit obliege, für die Ver- 
wendung der ivaufgelder zur Schuldentilgung zu sorgen. 

In Berficksi^tigung dieses Antrages und zur Ausfllhrung 
der in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Bestimmungen setzen 
Wir daher eine von den flbrigen Staats- und Finanzverwaltungen 
ganz abgesonderte Behörde unter der Benennung: JUauptverwal- 
tung der Staatsschulden" hiermit ein. 

9. Diese Behörde soll aus einem Präsidenten und vier Mit- 
gliedern bestehoi. Wir ernennen hierzu den wirkliclien Geheimen 
Ober-Finanzrat Rother ziim Prfisidenten, den wirklidien Geheimen 
Ober-Finanzrat Donidechanten von der Sclmlenburg zum Isten 
Mitgliede, den Landrat und Dninliorni von Pannwitz zum 2ten Mit- 
gliede, den hiesigen Stadtgenclits-Direktor Beelitz zum 3ten Mit- 
ghcde und den Clief des liiesigen Handlungbhauses Ciebrüder Schick- 
1er, David Schidder, zum 4ten Mitgliede. 

In Zukunft und beim Abgänge des Präsidenten oder eines 
dieser Mitirlicder werden Uns von der künftigen reichsstandischen 
Versammlung und bis zu deren Errichtung von dem Staatsrate 
drei Individuen zur Auswahl eines dersolboii vorgeschlagen. Dem 
Präsidenten liegt die Leitung des Ganzen ob, ausserdem aber 
haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugnisse und daher auch 
gleiche Verantwortlichkeit 

10. Diese Behörde ist Uns und der Gesamtlieit der Staats- 
gläubiger dafür verantwortlich, dass nach 2 weder ein Staats- 
Schuldsehein mehr noch andere Staatsschulden-Dokumente irgend 
einer Art ausgestellt werden, als der von Uns volbsogene Etat be- 
sagt. Ober alle darin genannten Summen kann sie, insofern solches 
noch nicht geschehen ist, Staats-Schuldscheine, jedoch immer nur 
in der bisherigen Form, oder, falls es bei den schon ini Etnt auf- 
genommenen, aber noch in der Festsetzunt' begritfenen Scliulden 
nötig werden sollte, andere Staat&schuld-Dokumente austertigen. 
Wir behalten Uns indessen hierbei vor, bei jedem einzelnen Titel 
nähere Anweisung darttber zu erteilen, an welche Behörden oder 
Personen die mnerhalb der Etatssummen ausgefertigten Schuld- 
dokumente abgeliefert werden sollen. 

1 1 . Sollte sich bei der für einzelne Schuldpositionen dem 
Älinisterio des Schatzes ferner obüegenden endlichen Feststellung 
ein Minderbedarf gegen die im Etat für dieselben vorläufig aus- 
geworfene Summe ergeben, so hat Uns die Staatsschulden-Verwal- 
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tiingsbpli«"r(1e das Kapital, sobald dessen Ersparnis feststeht, nebst 
den kiinttigen Zinsen vom nächsten Zinszaliiunj^s-Termin ab behufs 
der Bildung eines Staatsschatzes insoweit zur Disposition zu stellen, 
als der Betrag desselben nidit zur Deckung etwaniger Erhöhungen 
bei der Festsetzung anderer Titel, die im Etat jetzt zu niediig 
angenommen sem kannten, verwendet werden muss. Die bis zur 
wirklichen Überweisuntr des ersparten Kapitals aufgelaufenen Zinsen 
verbleiben dem allgemeinen Tiigungsionds und sind, wenn es die 
Umstände erfordern^ zur schnellem Ablösung der 5 ,sub b be- 
nannten, besonders verlHriefton Schulden vorzugsweise bestimmt 

12. Die Staatsschulden-Verwaltungsbehörde ist ferner für die 
pünktliche Verzinsung und Tilgung der gesamten Staatsschulden 
nach der in den §§ 4 und 5 «x*»p'obenen Vorsclirift verantwortlich 
und besonders verpflichtt r, l ei iliren Operationen auch den all- 
gemeinen Staatskredit muglidist zu berücksichtigen. 

13. Endlich ist die Staats8chulden*-Verwaltangsbeh5rde ver- 
pflichtet, der künftigen reichsstandischen Versammlung alljährlidi 
Rechnung zu legen. Bis zur Einführung derselben tritt der Staats- 
rat an deren Stelle. Die Erteilnnfj der Decharge behalten Wir 
Uns nach Mass^iabe des Uns von ersterer, vorläufig aber von letz- 
temi zu erstattenden Gutachtens vor. 

14. Bis die rdchsstflndische Versammlung zusammengetreten 
sein wird, soll statt ihrer eine Deputation des hiesigen Magistrats 
mit der Staatsschulden- Verwaltungsbehörde die eingelöseten Staats- 
schulden-Dokumente alljährlich nach erfolf^tem Rechnungsschlu<sp 
in gemeinschaftlichen Versclduss nehmen und für deren abcres 
derte und sichere Aufbewahrung bei dem Depositorio des Kaumier- 
gerichts Sorge tragen. Vor der Niederlegung werden jedoch jedes- 
mal die Nummern und Lettern der eingelöseten Dokumente zugleich 
mit der Re(;hnungslegung der Verwaltungsbehdirde zur öffentlichen 
Kenntnis gel)racht werden. 

15. Der Präsident und die Mitglieder dieser Behörde werden 
wegen der vorstehenden zu übelnehmenden VerpÜichtungen und 
dass sie bei ihrer Verwaltung nach Ireinen andern, als den im 
gegenwärtigen Gesetz( lusgesprochenen Grundsätzen verfahren 
woll(Mi, durch Unsern .lustizniinister auf dem Kammergerichte in 
Go'jrnwart einer Dej)utation des liiesigen Magistrats, der hiesigen 
Borsenvorstelier und der Altesten der Kaufmannschaft vereidet. 

IG. Die jetzt bei dem iMmisterio des Schatzes bestehende 
Staatsschulden -Tilgungskasse wird mit dem Ausfertigungsbureau 
oder der sogenannten Kontrolle der Staatspapiere nebst ihrem 
I'eisonale und Geschäften der Staatsschulden -Verwaltungsbehörde 
überwiesen und unter deren ausschliesslichen Befehl gestellt 

Die Regulierung des Ikdüi fiii^louds dieser Behörde über- 
tragen Wir liierdurcli Uuserm Staatskauzler und überlassen es 
demselben solche respective durch Absetzung von dem bisherigen 
Etat des Schatzministerii zu bewirken. 

17. Um der Staatsschulden-Verwaltungsbehörde zur Unter- 
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haltung einer oidnungsiuässigen und übersichtlichen Buchf&hnmg 
nlle nur möglichen Mittel zu gewähren, bei fortdauernden viel- 
jäii!i;j(ii TTnterhleiben (Ips P'inziehens fälliger Zinsen von Seiten 
der Inhaber der Sciiulddokumente aber die Erreichung dieses 
Zwecks mit mannigfaltigen Schwierigkeiten verbunden ist, so finden 
Wir 68 mramg&ngUcli nötig, den VeijShrungstemiin bei Zinsrfick- 
ständen Ton Staatsschuld-Dokumenten vom Ta^'e der Vollziehung 
dieser Verordnung ab auf vier Jahre von der Vcrfnllzeit an ge- 
gercf hiiet hierdurch festzusetzen. Diese Festsetzung beziehet sich 
jedoch nicht bloss auf die von jetzt ab verfallenden, sondern auch 
auf die bisher verfallenen und aneingezogen gebliebenen Zinsen 
dergestalt, dass das Redit zur Einforderung von Zmarflckstanden 
der letztgedachten Art mit dem Isten Jannar 1824 ein für allemal 
erloschen ist. Die niif solche Art verjährten Zinssummeii fallen 
dem aiigcmeiiun liLungsfonds zu, ohne dass von Seiten der 
Interessenten spaterlim irgend ein Anspruch in dieser Beziehung 
rechtUdi begründet werden kann. 

16. Ausser den im § 1 benannten Scholden ist der Staat 
auch noch verpflichtet, die sogenannten unverzmslichen Schulden 
mit einer Summe von elf Millionen zweihnrnlertimflzweiundvierzig 
Tausend dreihundertundsiebenundvierzig Thaler Cournnt. welche 
aus den in Zirkulation liehndhchen Tresor- und Thaierscheinen, 
den von Uns traktatenmässig übernommenen ehonaligen sSchsiBehen 
Kassenbillets litt A. und aus einigen andern Titeln entstanden 
sind, zu dedcen. Für jetzt i t nur zum Umtausche der bei der 
Zirkulation untauglich werdenden unverzinslichen Papiere der oben- 
erwähnten Gattungen ein Quantum zum Etat gebracht worden, 
dessen künftiger Betrag jedoch nach dem jedesmaligen Bcdürfiiisse 
alljährlich festgest^t w^en wird. 

19. Es sind femer noch die im Etat angemerkten, zum 
grössten Teile mit den neu erworbenen oder wieder vereinigten 
Landesteilen oder infolge der veränderten Staatsverwaltung auf 
Uns überkommenen Provinzial-Stiiatsschulilcu. wrlclie sich auf den 
Passiv-Etat der resp. Regieruugs-iiauptka:>scu liehiuien, jedoch zur 
definitiven Feststdlung mres Betrages hin und wieder noch einer 
näheren Prüfung bedürfen, mit 25914694 Bthlr. vorläufig er- 
mittelt worden. 

Das Schatzministerium wird sich mit Feststellunfi: derselben 
auch ferner beschäftigen und, bis diese vollendet ist, was im Laufe 
des Jalires 1820 geschehen muss, wird dasselbe auch die \ erzin- 
snng mit den ihm dazu auf dem Haushaltungsplane überwiesenen 
Mitteln bewiricen. 

Nach erfolgter definitiver Feststellung des Betrages derselben 
sollen nnrh die Schulden dieser Art der allirnTiriTirn Stiiatsschulden- 
Verwaltungsbehörde überwiesen und behufs ihrer gleichfalls ein- 
zuleitenden Amortii>aliüa, wo solche wie bei den sächsischen Zen- 
trakbBuer-Obligationeii nidit schon bestdity die nflhem Bestimmungen 
von Uns erlassen werden. 
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20. l^is zur Errichtung; eines solrhon Tilt^nin'j^fonds kann 
keine Kiindi^^nj^ von Seiten der (iläubij^er angenommen werden. 
Solclie wird nur in dem einzigen Falle nachgelassen, wenn Do- 
mäuengiiter etc, welche diesen Schulden als Spezialhypotheken 
namentiich verschrieben sind, fBr Rechnimg des Staatssdndden- 
Tilj^ungsfonds veräussert werden. Dagegen müssen die auf den 
Provinzialetats stellenden Aktivkai)italien so viel als nidglich ein- 
gezogen, besonders berechnet und nacli Ablauf des Jahres 1820 
mit Ilücksicht auf die im n des Gesetzes vom 9ten März v. J. 
enüiulteue Bestinunung zur Befriedigung der resp. Gläubiger ver- 
wendet oder aber dem kfinftigen Amordutionsfonds der Provinzial- 
Staatssdralden überwiesen werden. 

21. Wenn einzelnen Provinzen und Kommunen verhältnis- 
mässige Avcrsionalzuscliüsse zur Verzinsung und nllmfiliürhen Be- 
riehtignnj; ihrer rosp. Provinzial- und Kommunal-Ki it'L'sr,cliulden, 
wozu int Etat Lit i. XiU I. bereits die nötigen Mittel mit begritfeu 
sind, gewfihrt werden, so finden Wir für ndtig, bei dieser die Ver- 
waltung des gesamten Staats-Schuldcnwesens um&ssenden Verord- 
nung schon jetzt an jene Bewilligung die Bedingung zu knüpfen, 
dass hinsichts der Dotierung des Tilgungsfonds und der Aiiiorti- 
sation der vorerwähnten Schulden keine den (Uäulugern günstigere, 
als die in Absicht der allgemeinen Staatsschulden im g 5 zu c 
vorgesehriebenen Bestimmnngen getroffen werden. 

22. Indem Wir so für die hinreichende Sicherstellung, regel- 
mässige und pünktliche Verzinsung und allmäliliche Tilgung aller 
Staatsschulden ohne Ausnahme vollstünflitr 'josorgt haben, wollen 
Wir, dass das gesamte Staate-Schulden weseu uuausge^tzt nach 
vorstehenden Bestimmungen verwaltet werde. 

23. Auf die pünktliche Befolgung dieser Verordnung in 
ihrem gnnzen Umfange werden Wir AUcrhöchstrSelbst unablässlich 
wachen, sowie Wir denn auch alle dabei beteiligten Staatsbehörden 
für die unbedingte und pünktliche Ausführung derselben hierdurch 
verantwortlich machen. 

So geschehen und gegeben Berlin den 17ten Januar 1820. 

Friedrich Wilhelm. 
C. Fürst V. Hardenberg. 



14. Anordnung von Provinzialständen. 

1823 Juni 5. 

Gosetzsammlung 182:^. S. 129 l 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen otc etc haben, um Unsein «getreuen Unterthanen ein 
neues bleibendes Pfand landesväteriiclier Huld und Vertrauens zu 
geben, besclüossen, in Unserer Monarchie die ständischen Verhält- 
nisse zu begründen und deshalb Provimdabtände im Geiste der 
ülteren deutechen Verfossungen Antreten zu lassen, wie soldie die 
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Eigcntüiulichkeit dos Staats imd das wahre Bedflrfiüs der Zeit 

erfordern. 

Eine Koiiunission uiiier dem Vorsitze Unsers Sohnes, des 
Kronprinzen Königliche Hoheit, ist von Uns beauftragt worden, 
diese Angelegenheit vorzubereiten und darflber mit er&hrneii 
Mitttnera aus jeder Provinz in Beratung zu treten. Auf den von 
derselben an Uns erstatteten Bericht verordnen Wir; 

I. Es sollen Provinzialstande in Unserer Monarchie in Wirk* 
samkeit treten. 

IX. Dd6 (Jruudeigentum ist Bedingung der Standschaft 

m. Die Provinäiüstande sind das geeetzinflssige Organ der 
verschiedenen Stände Unserer getreuen Unterthanen in jeder Provinz. 

Dieser Bestimmung p:emäss werden Wir 1) die Gesetzcs-Ent- 
würfe, welche allein die Provinz ai^irohen, zur Beratun^^ an sie ge- 
langen, ihnen auch, 2) so lange keine allgemeine^/ stiüidische?i Ver- 
sammlungen stattfinden, die Entwürfe solcher allgemeinen Gesetze, 
welche VerSnderungen in Personen- und Eigentumsrechten und 
in den Steuern zum Gegenstande haben, soweit sie die Provinz 
betreffen, zur Beratung vorlegen lassen: 3) Bitten und Beschwerden, 
welche auf das spezielle Wohl und Interesse der ganzen Provinz 
oder eines Teils derselben Beziehung haben, von den Provinzial- 
ständen annehmen, solche prüfen und sie darauf bescheiden, und 
4) die Kommnnal-Angelegenheiten der Provinz ihrm Beschlüssen 
unter Vorbehalt Unserer Genehmigung und Aufsicht überlassen. 

Dem gegenwärtigen Gesetze, da< jo loch auf Xeufchatel und 
Valangin keine Anwendung findet, wolU ii Wir für jede Provinz 
ein besonderes Gesetz, welches die Form und die Grenzen ihres 
ständischen Verbandes bestimmt, nachfolgen lassen. Sollten Wir 
kOnfÜg in diesen besondem Gesetzen Abänderungen als wohlthätig 
und nUtzlich erachten, so werden Wir diese nur nach vorher- 
gegangenem Beirat der Provinzialstande treffen. 

Wann eine Zusaniinunberufung der allgemeinen Landstünde 
erforderlich sein wird und wie sie dann aus den Provinzialstiindeu 
hervorgehen sollen, darüber bleiben die weiteren Bestimmungen 
Unserer landesväterlichen Fürsorge vorbehalten. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und Beidrückung l^n^eros grossen Königlichen Insiegels. 

Gegeben Berlin den 5ten Juni 1823. 

Friedrich Wilhelm, 
von Schnckmann. 

15. Anuidnung von Provinzialständen für die Mark 
Brandenburg und die Niederlausitz. 182ti Juli 1. 

Getetisammlung 1823. S. 130—138. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc erteilen infolge des wegen Anordnung der Pro- 
vinzialstünde m Unserer Monarchie am 5ten Jnni d. J. erhissenen 
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all^pTiioinen (iesetzes [Nr. 14] für den ständischen Verband der 
Mark Brandenburg und des Markgraftums Kiederlausitz nach- 
stehende besondere Vorschriften: 

1. Dieser Verband begreift i) die Knrmark, 2) die Nea- 
mark, 3) die Nicdcrlausitz. Zur Kurmark treten in ständischer 
Bcziehunf^ die Ämter Belzii:, Dahme und Jflterbogk und die Herr- 
schatt Barutli. Mit der J^eunuirk worden vereinigt der Schwiebuser 
Kreis, imgleichen die Orte Schernieissel und Grochow. Zur Nieder- 
lausitz kommen die Ämter Finsterwalde und Senftenberg. Sonst 

S'ebt Uberall die frühere bistorische Begprenzung die Regel Ittr 
esen stfindischen Verband mit alleinigem Ausschluss der En- 
klaven, welrlu^ hei den Kreisen bleiben, zu denen die neue Ver- 
waltungs-Eintt^ilimt; sie jjole^rt hat, 

2. Die Stände dieses \ erbandes bestehen und zwar I. der 
erste Stand a) aus dem Domkapitel za Brandenburg, b) aus dem 
Grafen zn Solms-Bamth, c) ans dem Herrenstande der Nieder- 
lausitz, d) aus der Ritterschaft; IT. der zweite Stand aus den 
Städten; III. der (bitte Stand aus den übrigen Gutsbesitzern, Erb- 
Pächtern und Bauern. 

3. Auf dem Landtage erscheint das Domkapitel zu Branden- 
burg durch einen aus seiner Mitte zu ernennenden Bevollmächtigten 
nnd der Graf zu Solms-Baruth mit der Befiignia, sich in erheb- 
lichen Verhindenmgs-Fällen durch ein Biitglied ans seiner Familie 
oder einen sonst fjieeigneten BevoUniHchtiirten aus dem ersten 
Stande vertieten zu lassen. Alle übrigen ^?tände erscheinen durch 
Abgeordnete, welche von ihnen durch Wald bestimmt werden. 

4. Die Anzahl der Mit^eder eines jeden der im § 2 be- 
nannten Stände bestimmen Wir 

A. Für die Kurmark und zwar 
I. für den ersten Stand 

1) das Domkapitel zu Brandenburg auf . 1 

2) den Grafen zu Solms-iiaruth .... 1 



3) die Ritterschaft 20 

IL für den zweiten Stand 14 

IIL fflr den dritten Stand . 8 

fär die Kurmark auf . .44 Mits^eder. 

B. Für die Neuniark: 

I. für den ersten Stand 6 

II. für deii zweiten Stand 4 

m. för den dritten Stand . 2 

für die Kenmark auf . . 12 Mitglieder. 

C. fttr die Niederlausitz: 

L für den orsten Stand 

1) der Herren 1 

2) der Ritterschaft 5 

II. für den zweiten Stand 4 

IIL für den dritten Stand . 2 

ftUr die Niederlausitz auf . .12 Mitglieder. 
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Hieraus ergebt sich die Gesamtzahl von 68 Mit^rlicflcrn für 
liieseu gauzea ständischen Verband. Die speziciicre Verteilung 
der Abgeordneten jedes Standes wird eine besondere Verordnung 
festsetzen. 

5. Bei der Wälilbarkeit der Abgeordneten aller Stände zum 
Provinziai-Landtage werden folgende licrlinfrunfren voraus {gesetzt: 
1 ) Grundbesitz, in aul- uini ai>stei;;ender Linie ererbt oder auf 
andere Weise erworben und zehen Jahre lang nicht unter- 
brochen. Im VererbungB&lle wird die Zeit des Beisitzes des Erb- 
lassers und des Erben zusammengerechnet; 2) die Genieinscliaft 
mit einer der christbrhi II Kirchen; H) die Vollendun«; des dreissigsten 
Lebensjahres: 4) der unbescholtene Ruf. 6. Von der Bedingung 
des zehnjährijien Besitzes zu dispensieren behalten Wir Uns Aller- 
höchstselbst vor. In Ansehung der übrigen Be<lingungen hndet 
keine Dispensation statt 

7. Das Recht zn dem ersten Stande für die Ritterschaft als 
Abgeordneter jrewfiint zu werden wircl durch den Besitz eines 
Kitterguts in der Provinz olnie Rücksicht auf die adelige Geburt 
des Besitzers begründet Wii* behalten Uns jedoch vor, den Besitz 
bedeutender Faniilien-Fideikommiss-Güter auf angemessene W^eise 
hierbei zn bevorrechten. 8. Der Besitz eines Ritterguts in einer 
andern Unserer Provinzen wird auf die bestimmte Dauer von 
zehen Jahren angerechnet fl. Wenn Geistliche. ^Militär- und Civil- 
beamte, die durch den mit vorstellenden Bedingungen verknüpften 
Besitz eines Ritterguts dem ersten Stafide angehören, als Abgeord- 
nete desselben gewiüilt werden, so bedürfen sie der Beurlaubung 
ihrer Vorgesetzten. 

10. Als Abgeordnete des zweiten Standes können nur 
städtische Grundbesitzer gewählt werden, welche entweder zeitige 
Magistratspersonen sind oder ein bürgerliches Gewer! »c t redien. 
Bei den letztern muss der Grundbesitz mit dem Gewerbe zu- 
sammen einen nach der Verschiedenheit der Städte abzumessenden 
yfert haben, welchen die § 4 vorbehaltene besondere Verordnung 
bestimmen wird. 

11. Bei dem dritten Stande wird zu der Eigenschaft eines 
T^ndtags-Abgeordneten der Besitz eines als Ilatiptgewerbe selbst 
bewirtöchafteten Landguts erfordert, dessen CJrösse ebenfalls die 
besondere Verordnung (§ 4) festsetzen wird. 

12. Die Torberaerkton Bedingungen der Wählbarkeit treten 
auch für die Befugnis zur Wahl ein mit dem Unterschiede, dass 
für die Wählenden oder Wnhhnänner die \'ollendung des vienind- 
zwanzigsten Lcbensjalires genügt, und nicht zehnjähriger, sondern 
nur eigentümlicher Besitz ohne Rücksicht auf die bei dem dritten 
Stande nach § II zu bestimmende Grösse des Grundbesitzes er- 
forderlich ist Bei den Stftdten steht das Wahlrecht denjenigen 
zn, die den Magistrat wShlen. 

Kl Wenn, wie in einigen Städten der Xioderlausitz, die Be- 
steUung der Magistratsmitglieder einem Domioio oder andern be- 
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sonders BerechüyLeu zustellt, ao wird das Walilrecht von den mit 
Gnindeigentum aagesesseDen Bürgera ausgeübt Die Wahl des 
Landtags-Abgeordneten ist aber auch bei diesen Städten immer 

an die Bedingiirif^on f\n- AVählbarkoit geluniden. welche der § 5 
für alle drei Stnmh und der 10 für die Städte festsetzt. 

14. Das Walilieilit und die Wählbarkeit ruhen, wenn über 
das Vermögen dessen, dem diese Befugnisse zustehen, der Kon- 
kurs er^flbet ist« imgleichen während eines nicht einer moralischen 
Person zuständigen gesellschaftlichen Besitzes. Bei dem ersten 
Stande hören Wäldbarkeit und Wahlrecht auf, wenn durch Zer- 
stückelung die Ei^ienschaft eines Ritterfnites vernichtet wird. 

15. In mehreren Kreisen Angese^^eue können in jedem der 
Kreise, in welchem sie ansässig sind, wählen und gewälilt werden. 
In letzterem Falle bleibt es dem Gewählten Überlassen, für welchen 
Kreis er eintreten will. 16. Ein Abgeordneter kann aucli Mitglied 
fks Landta^zs einer andern Provinz sein, wenn die Zeit der Ver- 
sammlung es zulässt. 

17. Wer durch Wahl bestiniuit ist, als AI »geordneter auf 
dem Landtage zu erscheinen, kann keinen andern füi sich bevoll- 
mäditigen. 

18. Auch das Wahlrecht muss in Person ausgeübt werden. 

19. Die AVahlen der Abgeordneten zum Landtaiie werden 
von dem ersten Stande auf Kreistagen nach bisheriger Observanz 
vollzogen. 

20. Jede einzelne derjenigen Städte, welche durch die be- 
sondere Verordnung (§ 4) VirU-Stimmen erhalten, wählt ihre Ab- 
geordneten zum Landtage in sich ; alle übrige» Städte ohne Unter- 
schied, ob sie Imuiediat- oder Mediatstädte sind, wählen in sich 
Wähler. Diese treten kollektiv in Wahlversammhni'-icii nach Be- 
zirken zusannnen und wählen die Landtags-Abgeordneten. Die 
ZaM der Wähler wird die bemerkte \ erordnung nach der Grösse 
der Städte bestimmen. 

21. Von den Dorfgemeinden wählt eine jede nach ihrer für 
andere Dorfanjxelei^enheiten hergebrachten Weise einen Wähler; 
die Wähler versammeln sich mit den Besitzj-rn der einzeln liegen- 
den, zu keiner bestimmten Dorfgemeinde gehürendeu Güter des 
dritten Standes, welche aber das I^lass der WaliUalügkeit (§ 1 1) 
haben müssen, bezirksweise zur Wahl des Bezirfcswählers; die 
Bezirkswähler treten dann zusammen und wählen den Landtags- 
Abgeordneten. 

22. Die Zusammenlegung der Bezirke sowohl für die kollektiv 
wählenden Städte als für den dritten Stand wird die besondere 
Verordnung (§ 4) festsetzen. 

28, Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage geschehen 

auf sechs Jahre dergestalt, dass alle drei Jahre die Hälfte der Ab- 
geonlneten eines jeden Standes ausscheidet und alle drei 1;ihre 
zu neuen Wahlen ge.--cliritttii wird. 2\. Die für das erste Mal 
Ausscheidenden werden nach drei Jahren durch das Los bestimmt 
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Alle Ausscheideiiden siml wieder wählbar. 25. Für jedeu Ah<^e- 
ordaetea wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewiüilt. 26. Woun 
bei den Wahlen zu Wählern» Besnrkswihlero und Landtags- 
Abgeordneten ^dche Stimmen entstehen, so giebt die Stimme 
des Altesten der Wählenden den AusscUag* 

27. Alle Wahten stehen unter der Aufsicht des Landrats, 

in dessen Kreise sie vorgenommen werden. Die Wahlen der Be- 
zirkswähler und der I^ndtags-Abpeordneten leitet er unmittelbar 
oder durch einen von ihm zu ernenuendeu Stellvertreter; die 
Wahlen in den einzelnen Städten und Dorfgemeinden aber 
werden zunächst von der Orts*Obrigkeit geleitet 28. Die ge- 
schehene Wahl der Wähler ist dem Landrat, die Wahl der ßezirks- 
wälder und Landtag'.?- Ab^eor lneten al)er dem Landtagskoiuniis^ariiH 
mit Einsendung der Wahijn otokollc anzuzei^^en. Letzterer hat zu 
prüfen, ob solche in der KiHiu und nach den Eigenschaften der 
Abgeordneten der Vorschrift gemäss geschehen sind. Nur wenn 
derselbe in dieser Beziehung Mängel findet, ist er berechtigt, eme 
andere Wahl zu verlangen. 

29. Den Vorsitzenden auf dem Landtage« welchem Wir den 

Charakter als Landta^^s-Mar^chall beilegen, sowie dessen Stellver- 
treter wollen Wir für die Dauer eines jeden Laadtags aus den 
Mitgliedern des ersten Standes Selbst ernennen. 

?>0. Für die ei sten sechs Jahre werden Wir die Stände zum 
l'iu\uuiai-i^üdtage alle zwei Jahi*e berufen, nach Ablauf dieses 
Zeitraums aber ferner hierflber bestimmen. 31. Die Dauer des 
Landtags wird jedesmal nach den Umständen von Uns festgesetzt 
werden. 32. Die Ladung der Mitglieder zu dem für die Eröff- 
uuu'j: des Landtags l>estimmten Tage geschieht zu L'ehörigcr Z^it 
durch Unsern Komniissarius. 83. Die Abgeordneten müssen sich 
späxestens an dem Tage vor der Erürt'nung des Landtags einfinden 
und sich sowohl bei dem Kommissarius als dem Landtags-Mar- 
schall melden. 

34. Der Provinzial-Landtag wurd nach gehaltenem Gottes- 
dienste von Unserm Kommissarius eröffnet. 35. Derselbe ist die 
Mittelsperson aller Verhandlungen : :>n ihn allein haben sich daher 
die Stände wegen jeder Auskunft oder wegen der Materialien, 
deren sie für ihre Geschäfte bedürfen, zu wenden. Er teilt den 
Ständen in Gemässheit Unserer Instruktion die Propositionen mit 
und empfiütgt die von ihnen abzugebenden Erklärun^n und Gutp 
achten, sowie ihre sonstigen Vorstellungen, Ritten und iBesch werden. 
3«). Den Beratuntren wolint er nicht bei; er kann aber den Eintritt 
zu mündlichen ErötlmiTiuen verlanp:en oder eine Deputation zu sich 
entbieten, so wie die stände Deputationen an ihn absenden können. 
37. Er schliesst den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen des- 
selben ein und publiziert den hierauf zu erteilenden Landtags- 
Abschied den Standen. 

38. Bei Eröfihung des Landtags sowohl als zu Fassung 

6* 
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gültiger Beschlüsse müssen wenigstens drei Vierteile der Gesamt- 
heit der Abgeordneten auf demselben gegenwärtig sdn. 

39. In der Versammlung nehmen die Mitglieder der drei 
Sttode ihren Sitz nach der § 2 bestimmten Reihefolgo. 

40. Sobald die Proj.ositionen mitgeteilt sind, ernoiiut der 
Lindtags-Maibchall in der Plenar-Versammlung mit Beobachtung 
des Stimmenverhältnisses nach Verschiedenheit der Gegenstände 
besondere Aussdillsse, welche die an den Landtag gelangenden 
Angelegenheiten zur Beratmig und Beschlussnahme gehörig vor- 
zubereiten haben. Das Dirnktoriinn dieser Ausschüsse fülirt das- 
jenige Mitglied aus dem ersten Staude, welches der Landtag 
Marschall dazu bestimmt 

41. Den Geschäftsgang auf dem Landtage leitet überhaupt 
der Lasdtags-MarsdialL Von seiner Anordnung hangt andi zu- 
nächst alles ab, was auf Ruhe und Ordnung in den Versammlungen 
Beziehung hat. Besonders: ImT er darauf zu sehen, dass die Be- 
ratungen und Arbeiten der Stünde möglichst beschleunigt werden. 

42. Ohne gültige Ursachen und Vorwissea des Landtags- 
Marschalls darf kein Mitglied aus der Versammlung wegbleiben; 
Verhinderung der ferneren Teilnahme an dem Luidtsi^ durdi 
Krankheit oder andere dringende Ursachen fordert die Anzeige 
des Landtags-Marsrlmll^ bei dem I^andtags-Kouuaissaiius, wdcher 
alsdann sofort den Stcüvertieter einljeruit 

43. Wenn ein MitgUed über einen besondern Gegenstand 
einen Antrag an die Versammlung richten will, so hat dasselbe 
solehes vor der Versammlung schriftlich mit Bemerkung des Gegen* 
Standes dem Landtags-Marschall anzuzeigen. Letzterer ruft dann 
den Abgeordnc ton zur Haltung des Vortrags auf Der Inhalt des- 
selben muss feclu*ifllich zum Protokol) gegeben wertlen. 

44. Die Abfassung der ständischen Schriften trägt der Land- 
tags-Marscliall den lüerzu geeigneten MitgUedem des Landtags 
aiu. Jede solche Schrift wird in der Versammlung verlesen, und 
nach der Vereinigung über die Fassung die Reinschrift von dem 
Luidtags-Marschail und den Ständen vollzogen. 

45. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an den Koni- 
missarius enthalten, sind an Uns zu richten und demselben durch 
eine ständische Deputation zu übergeben. 

46. Die Mit^eder aller Stflnde der Marken und Nieder- 
lausitz bilden eine ungeteilte Einheit: sie verhandeln die Gegen- 
stände gemeinschaftlich. Zu einem gültigen Beschlüsse Über solche 
Gegenstände, welche von Uns zur Beratung an sie gewiesen oder 
ihreui Beschlüsse uiit Vorbehalt Unserer Sanktion überlassen oder 
sonst zu Unserer Kenntnis zu bringen sind, wird eine Stimmen- 
mehrheit von zwei Dritfceilen erf<nrdert; ist diese bei einer Sache, 
worüber von den Ständen das Gutachten erfordert worden, nicht 
vorh Inden, wird solches mit Angabe der Verschiedenheit der Mei- 
nungen lu-drücklich bemerkt Alle anderen ständischen Beschlüsse 
können durch die einfache Mehrheit ihre Bestimmung erhalten. 
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47. P>ri (^e^renständen, bei denen das Tut erfasse der Stände 
^gen einander ^'('schieden ist, findet Sonderuim in IVilo f^tatt. 
sobald zwei Dritteüe der Stimmen eines Standes, wi-Ichor >ich 
durch einen Beschluss der Mehrheit verletzt glaubt, darauf dringen. 
Ui eiiiem solchen Falle verhandelt die Versammlung nicht mehr 
in der rrosamtheit, sondern nach den § 2 bestimmten Ständen. 
Die auf di* r ^yci<o Ik rvor^ehende ^'erschiedenheit der Gutacliten 
der einzelnen Stande wird dann zu Tn-erer Entschoidnn<: vor'jelejft. 
Heeren Beschlüsse, welclie die besondern Rechte des Domkapitels 
zu Brandenburg, des Grafen zu Solms-Baruth und der Slandes- 
bemn der Kied^nsitz berOhren, bleibt ihnen der Rekurs an 
Uns vorbehalten. 

48. Wenn Gegenstände, welche das provinzielle Interesse 
eines der einzelnen in diesem ständischen Verbände begriffenen, 
im § 1 benannten Landesteile betreffen, in der Gesamtberatung 
veiiiaudelt werden und die Stimmenmehrheit sich gegen dasselbe 
erklfirt hat, so sind die Abgeordneten eines solchen I^desteiU 
berechtigt, ihre abweichende Meinung mit Berufung auf Unsere 
Entscheidung zu den Landtags-Verliandhmgea zu geben, worauf 
sie dann jederzeit besondern Bescheid erlinlteii wei den. 

49. Bitten und Beschwerden der Stände können nur aus 
dem besonderen Interesse der Provinzen und der mit ihnen ver- 
bundenen einzehen Teile hervorgehen. Individuelle Bitten und 
Beschwerden hat der Landtag gleich an die betreifenden Behörden 
oder an Uns unmittelbar zu verweisen; wenn aber Mitglieder des 
Landtags von Peflrücknnp:cn einzelner Individuen bestimmte Über- 
zeimunfj erhalten, so können sie bei dem Landtage mit j.'eliöriiX 
konstatierter Anzeige darauf antragen, dass derselbe sich für die 
Abstellung bei Uns verwende. ■ 

50. Alle bei dem Landtage eingehenden sowie die von dem- 
selben ausgehenden Anträge müssen schrifUicli eingegeben werden. 
Sind die letztern einmal zurückgewiesen, so dürfen sie nur als- 
dann, wenn wirkhch neue \'eranlassungen oder neue Gründe ein- 
treten lind immer nur erst bei künftiger Berufung des Landtags 
erneuert werden. 

51. Die Stfinde stehen als beratende Versammlung ebenso- 
wenig mit den Ständen anderer Provinzen als mit den Kommunen 
und K' reisständen ihrer Provinz in Verbindung; es finden daher 
keine Mitteilungen unter ilinen statt. 

52. Die einzelnen Stände können iluen Al>ge»»i(hieten keine 
bindcnde/i Instruktionen erteilen; es steht ihnen aber frei sie zu 
beauftragen, Bitten und Beschwerden anzubringen. 

53. Sobald der Kommissarius den Landtag geschlossen bat, 
ist das ständische Amt des Landtags-Marschalls beendigt, die land- 
standischen Beratimgen hören auf und die Stände gehen ausein- 
ander, auch l)leibt kein fortbestehender Ausschiiss zurück. Für 
solche Gegenstände der laufenden ständischen Verwaltung aber, 
wekfae Wir den Ständen kOnftig übertragen werden, können sie 
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die geeigneten Personen ifShlen nnd bestellen, insofern die Ge- 
schäfte solches fordern. 

54. Das Resultat der Laiititags- Verhandlungen wird durch 
den Druck bekannt gemacht 

55. Zum Versammlungsort des Landtags bestimmen Wir 
Unsere Residenz Berlin. 

56. Die Lan*lT;vj- Ali<j» ordneten sollen nngemessenc Reise- 
kosten und Tagegelder tiliaUen. Das Weitere hierüber, sowie 
wegen der allgemeinen durch den Landtag veranlassten Kosten 
wird die besondere Verordnung (§4) festsetzen. 

57. Die in Jedem der einzelnen Landesteile dieses stän- 
dischen Verbandes bestehenden Kommunal-Verhältnisse gehen auf 
die Gesamtheit desselben mch\ lilfer. wenn solches nicht durcli 
gemeinschaftliche Übereink Uli Ii ber^eiilossen wird. Bis dahin dauern 
daher die bisherigen Kommunal-Verfassungen dieser einzelnen Lan- 
desteile in ihrer observanzmässigen Einrichtung fort, und Wir ge- 
statten, dass für diese Angelegenheiten auf vorgängige Anzeige 
bei Unserm Landtags-Kommissarius und dessen Bewilligung jälir- 
lich besondere Konmiunol-Landtage, jedoch mit veHiälrnisml^ssiger 
Zuziehung von Abgeortlneten aller Stände, welchen das gegen- 
wärtige Gesetz die Landstandschaft beilegt, in Berlin, KOstrin und 
Lfibben gehalten werden. Die Beschlüsse Aber Verftnderungen m 
den Konmiunal-Einrichtungen und neue Kommunal- Auflagen be* 
dürfen Unserer Sanktion. Zur Festsetzung der deshalb nötigen 
näheren Bestimmungen und Ordnungen erwarten Wir die Vor- 
schläge des nächsten Landtags. 

58. Was die kreisständischen Versammlungen betrifift, so 
sollen solche, wo sie bis jetzt noch stattfinden, bis auf weitere An- 
ordnung ferner bestehen und da, wo sie früher bestanden haben, 
wieder eingeführt werden. Von dem ersten Landtage, zu welchem 
dieser stflndischc Verband berufen werden wird, erwarten Wir die 
Vorschläge, wie die kreisständisdien Versammlungen mit den Mo- 
difikationen, welclie der Zuiiiit aller Stände erfordert, einzurichten 
sein werden. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und Beidrückun^' T^n>crs grossen Königlichen Instegels. 
Gegeben Berlin den Isten Juli 1828. 

Friedrich Wilhelm, 
von Schuckmann. 

16« Bildung eines Ausschusses der Stande des 
Königreichs Preussen. 1842 Juni 21. 

Gcsetzfammlung 1842, S. 215— 217 j ib. 218 fiF. die entsprechenden Ver- 
ordnungen fUr di« ttbiigen prenuischen ProTinien. 

Wir Friedrich Wilhdm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc haben beschlossen, einen stSndischen Ausschoss 
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aus Mitgliedern des Provinzial-Landtages» welclie dessen besonderes 
Vertrauen bpi^itzen, wählen zu lassen, um Bolchen in der Zwischen- 
zeit von einem I^ndtage zum anderen in geeigiu^ten Fällen zu 
berufen und Uns in wichtigen Lantles-Angelegcnheiten seines 
Bat» zu bedienen. Wir verordiMii daher nach eingeholtem Gut- 
achten Unserer getreuen Stande des Königreicfas Preussen was folgt: 

^ 1. Es soll im Königreich Pkvussen sowie in allen übrigen 

Provinzen Unserer Monarchie ein Ausschuss aus den auf riem 
Provinzial-Landtag versammelten SUln*lf'n «rebildet werden, der 
sich auf Unseren Befehl zu versammeln hat, um Uns die Ge- 
legenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-LÄudtage 
nicht versammelt sind, ständische Organe mit ihrem Gutachten 
SU hören. 

§ 2. Die verfassungsmässige Wirksamkeit der Provinzial- 
Stände, wie solche dui ili den Artikel III des allgemeinen Gesetze^ 
vom nten Juni 182;i [Nr. 15] vorpreschrieben ist, erleidet durch 

den Aussciiuss 1) keine Beeinträchtigung. 

{5 3. Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr ein- 
treten, wenn die Ansichten der Landtage verschiedener Provinzen 
aber emen von ihnen beratenen Gesetz-Entwurf bedeutend von 

einander al)\veirhen, oder wenn in der weiteren Beratung der 

Gesetze in den h()heren Instanzen der Legislation neue Momente 
hervortreten und Wir es an^^onicssen finden, durch ständische Or- 
gane eine Ausgleichung der verschiedenen Ansichten herbeizuführen. 

4; 4. Insbesondere aber noch soli Uns der einzuberufende 
Ausschuss ein ständisches Organ darbieten, mit dem Wii auch 
bei Gegenstfinden, welche bisher in der Regel an die Provmzial- 
stände nicht gelangt sind, sofern Wir dabei den Rat erfahrener 

Männer aus den Eingesessenen der Provinz einzuholen für gut 
finden werden, die anzunehmenden IIani)tgiundsätze einer Be- 
sprechunj.^ wollen unterwerfen lassen. Des^jleichen behalten Wir 
Uns vor, denselben auch bei den ersten Vorljereitungen zu allge- 
meinen wichtigen Gesetzen zur gutachtlichen Äusserung auBu- 
fordem, sowohl hinsichts der Notwendigkeit dieser Gesetze im all- 
gemeinen als hinsichts der Richtung, welche bei Abfassung derselben 
zu l>pfol;:on sein möclito. insofern es dal)ei hauptsächlich auf Kcnnir 
nis örtliclier Verhältnisse und j^rnktische Erfahrung ankommt. 

5. Die Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses setzen 
Wir hierdurch auf zwölf fest Seine Zusanuueusetzung geschieht 
in der Art, dass ffir denselben vom Stande der Kitterschaft 6 Mit^ 
glieder, vom Stande der Stidte 4 Mitglieder, vom Stande der 
Landgemeinden 2 Mitglieder zu wählen sind. 

6. Der I^ndtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck 
künftig bis zur Eröffnung des nächst foI<ienden Provinzial-Landtages 
fortdauern soll, ist jederzeit Mitglied und N'orsitzender des Aus- 
sciui»cs. Derselbe wird in die Zahl der Ausschussmitglieder vom 
Stande der. Ritterschaft in der Art miteingerecbnet, dass während 
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der Dauer seines Amtes von jenem ein Mitglied weniger zum 

Ausschusse gewählt wird. 

§ 7. Die zu dieseui Ausschusse erfordei liciieu AVahlen er- 
folgen auf versammeltem Provinztal-Landtage von jedem Stande 
in sich nach absolnter Stimmenmehrheit Fflr jeden Stand werden 
soviel Stellvertreter, als er Ausschussmitglieder zu ernennen hat, 
in der Art (^mvählt, dass jeder einzelne Walilakt ausdrücklich auf 
die Walil deb ersten, zweiten u. s. w. Stellvertreter s iN'.s hetierteiulen 
Standes gerichtet und auf diese Weise die lieiliektlge be>tiimiit 
wird, in welcher die Erwählten bei vorfallenden \ erhinderuiigen 
von Auaschussmitgliedem eintreten sollen. Für den Fall der Be- 
hinderung des Landtags-Marschalls werden Wir einen Stellvertreter 
desselhfMi ans den dem Stande der Ritterschaft an<;eliörigen Mit- 
gliednii fies Ausschusses ernennen. In seiner Ki<xenschaft als 
Aiisschu>bniit;j;lied wird dann der Landta]Lis-Marftcli:ill durch Kin- 
berufuug desjenigen Stelivertreters .-eines Standes, an dem die 
Reihe ist, ersetzt Die Wahlen eine^ jeden Standes werden durch 
den Landtags-Marschall als Wahl-Dirigenten geleitet Dieselben 
bedürfen Unserer Bestätigung. 

§ 8. Die Dauer der Wirksamkeit der MitglifMicr eines ge- 
wählten Aupschuss* > 1>L schränkt sich auf die Zwischenzeit von 
einem rrovinziui-LaudUige zum andern. Ein iu den Ausbcimss 
gewählter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis zur Ert^finung 
des nfichsten Landtages« auch wenn die Wahlperiode, für welche 
er als Landtags-Abgeordneter gewählt ist. inzwischen ablaufen sollte. 

§ 9. Den zum i'rovinvinl-Landtage versainnielten Ständen 
bleibt überlassen, die Wahrnehmung der aurser dem Landtage vor- 
kommenden Geschäfte ständischer \ erwaltung, insofern sie nicht 
besondere Ansschflsse dazu bestimmen sollten, dem nach den vor- 
stehenden Bestimmungen zn bildenden Ausschusse, auch nach dem 
Bedürfiiisse einem innerhalb desselben zu bestellenden engeren 
Ausschusse clor auch nur einzelnen Mitgliedeni zu übertragen. 
Im Fall die Stände von dieser Befugnis Gehrauch machen, be- 
dürfen ihre desfallsigen Beschlüsse Unserer Bestätigung, und be- 
halten Wir Uns vor, alsdann auf ihren Autrag wegen des Zu- 
sammentritts des Ausschusses zu diesem Zweck und der Behandlung 
derartiger Geschäfte weitere Bestimmungen zu treffen. 

?r Die Kosten der Ausschüsse werden in derselben Art 
wie die aiigemeineu Landtagskosten aufgebracht 

Urkundlicli unter Unserer llöchsteigenhändigeu Unterscluift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin den 2L Juni 1842. 

Friedrich Wilhelm, 
Prinz von Freussen. 
V. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. ^'aLrl( r. Rother. 
Gr. V. Alvensleben. Eichhorn, v. Thile. v. Sa\ ign y. Frh. v. Bülow. 
Y. Bodelschwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. V. Arnim, 



Digitized by Google 



17. Patent betr. die itindiBehen Einriehtangea 1847. 



121 



17. Patent betr. die sl^ndischen Einrichtungen. 

1847 Febr. S. 

Ueeetzsaminliiiig 1847, S. 33 f. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 

Preussen etc etc thun kund und fügen liienuit zu wissen: Seit 
dem Antritt Unserer Re^'ierung haben AVir der Entwickelung der 
ständischen \ erhäilnisse Unseres Landes stets Unsere besondere 
Sorgfalt zugewendet. Wii* erkennen in dieser Angelegenheit eine 
der wichtigsten Aufgaben des von Gott Uns verlxdienen König- 
lichen Berufs, in welchem Uns das zwiefec^e Ziel vorgesteckt ist: 
die Rechte, die Würde und die Macht der Uns von Unseren Vor- 
fahren ruhmreichen Andenkens vererbten Krone l!n^p^sp1l^t Un- 
seren Nachfolgern in der Regierung zu l ewahren, zugleich aber 
auch den getreuen StlLnden Unserer Muuarchie di^enige Wirk- 
samkeit zu verleihen, welche im Einklang mit jenen Rediten und 
den eigentamlichen Verhältnissen Unserer Monarchie dem Vater- 
lande eine gedeihliche Zukunft zu sichern geeignet ist 

Tni Hinblick bierfinf Iiaben Wir, fortbauend auf den von 
Unseres in Gott ruiionden Herrn Vaters Majestät gegebenen Ge- 
setzen, nanieutUch auf der Verordnung über das Staatsschulden- 
Wesen vom 17. Januar 1820 [Nr. 13] und auf dem Gesetze weg^ 
Anordnung der Provinzialstände vom 5. Juni 1823 |Kr. 14] be- 
schlossen, was folgt: 

1) So oft die Bedürfnisse d^ Staates entweder neue Anleihen 
oder Finfiihrung neuer (uler eine Erhöhung der bestehen- 
den Steutiu erfordern möchten, werden Wir die Provinzial- 
stäude der Monarchie zu einem Vereinigten Landtage um 
Uns versammeln, um für erstere die durch die Verordnung 
über das Staatsschuldeuwesen vorgesehene ständische Mit- 
wirkung in Anspruch zu nehmen und zu letzterer Uns ihrer 
Zustimmung rn versichern. 

2) Den Vereinigten ständischen Ausschuss werden Wir fortan 
periodisch zusammenberufen. 

3) Dem Vereinigten Landtage und in dessen Vertretung dem 
Vereinigten stflndiscbea Ausschusse übertragen Wir: 

a) in Beziehung anf den ständischen Beirat bei der Gesetz- 
gebung diejenige Mitwirkung, welche den Provinzialständen 
durch das Gesetz vom 5. Juni 18'23 5; III Nr. 2, solange 
keine allgemeine/« ständischen Versammlungen statttiuden, 
beigelegt war; 

b) die durch das Gesetz vom 17. Januar 1820 vorgesehene 
ständische Mitwirkung bei der Verzinsung und Tilgung 
der Staatsschulden, soweit solche nicht (1er ständischen 
De^mtation für das Staatsschuldeuwesen übertragen wird; 

c) das Petitionsrecht über innere, nicht bloss provinzielle 
Angelegenheiten. 
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Alles dies nach näherer Vorschrift der ^'ero^dnungen vom 
heutigen Tage: über die Bildung' ties Vereinigten Landtajjes [Nr. 18], 
über die periodische Zusammen her ufung des Vereini'^ten ständisclien 
Ausschusses und dessen Befugnisse [Nr. 19] und über die Bildung 
einer ständischen Deputation nir das Staatsscholdenwesen (Nr. 20J. 

Indem Wir sonach Ober die Zusagen Unseres Hdehstseligen 
Herrn Vaters Majestät liinaus die Erhebung neuer, sowie die Er- 
höhung der besteheiiden Stouoni an dio im Wpson (1(Mit>rlier Ver- 
fassung begründete Ziistiiuimin^f der Stände gebundi'n uinl dadurch 
Unseren Unterthanen einen i>esonderen Beweis Unseres Ivönigiiciien 
Vertrauens gegeben liaben, erwarten Wir mit derselboi Zufer^dit 
auf ihre so oft erprobte Treue und Ehrenhaftigkeit, mit welcher 
Wir den Thron Unserer Väter bestiegen haben, dass sie Uns auch 
bei diesem wichtigen Schritte gotreuHch '/aiy Soite stehen und 
Unsere — nur auf des Vaterlande« Wold gerichteten - Be- 
strebungen nach Kräften unterstützen werden, damit denselben 
unter Gottes ^ädigem Beistande das Gedeihen nicht fehle. 

Urkundlich unter Unserer HOchsteigenhftndigen Unterschrift 
und beigedruektem Königlichen Insiegel. 

Gegeben BerUn den 3. Februar 1847. 

Friedrich Wilhelm. 



18. Bildimg des Vereinigten Landtags. 

1847 Febr. 3, 

GesetzßÄmmluug 1847. S. ^4-39. 

Wir Friedrich Wiliiehu, vuu Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc verordnen nach vernommenem Gutachten Unseres 
Staatsministeriums im Verfolg Unseres die ständischen Einrich- 
tuii^zen betreifenden Patents vom heutigen Tage Ober die Bildung 
des Vereinigten Landt;iL^<'^ |Nr. 17) wie foljit: 

1. Wir werden die acht Provinziallandtage Unserer Mon- 
archie zu einem Landtage vereinigen, so oft dazu nach Inhalt 
Unseres vorerwlhnten Patents vom heutigen Tage dn Bedürfiiis 
eintritt, odor wenn Wir es ausserdem wegen be^nders wichtiger 
Lantlesangelegenhetten fQr angemessen erachten. Über den Ort 
der Versammhing des A'ereinigten Landtages und deren Dauer, 
sowie über die F>ötTnung und die Schliessung derselben werden 
Wir für jeden einzelnen Fall besondere Bestimmung trelfen. 

§ 2. Wir erteilen den Prinzen Unseres Königlichen Hauses, 
sobald sie nach Vorschrift Unserer Hausgesetze die Gros^ährig- 
keit erreicht haben, Sitz und Stimme im Stande der Fürsten, 
Grafen und Herren auf dem Vereinigtefi Landtage. Ausserdem 
bilden den Herrenstand desselben: die zu den Provinziallandtagen 
berufenen vormaligen deuuschen lieichsstände { Fürsten und Grafen), 
die schlesischen Forsten und Standesherren und alle mit Viril- 
stimmen begabten oder an Kollektivstimmen beteiligten Stifter, 
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Fürsten, Grafen und Herren der acht Provinziallandtajre. Die 
Prinzen Unseres Hauses können für einzelne Verllinderungstalle 
einen anderen Prinzen des Hauses mit Fflhrung ihrer Stimmen 
dnrdi eine von Uns zu genehmigende Vollmaelit beairftragen. 
Von den übrigen Mitgliedern des Herraistandes steht denjenigen, 
welHie «!(h auf den Provinziallandtagen durcli HevoUmächtigte 
V PI treten lassen dürfen, diese Befagnis in gleicher Weise aucli 
iur den Vereinigten Landtag zu. 

In Ansehung der Organisation nnd Verstärkung des Herren- 
Standes behalten Wir Uns weitere EntscUiessung vor. 

§ 3. Die Abgeordneten der Ritterschaft, der Städte nnd 
Landgemeinden der acht Provinzen T'nserer Monarchie erscheinen 
auf dem Vereinigten Landtage in gleicher Zahl wie auf den Pro- 
vinziallandtagen. 

§ 4. Dem Vereinigten Landtage übertragen W^ii- die im 
Artikel II der Verordnung Ober das Staatsschuldenwesen vom 
17. Januar 1820 vorbehaltene stindische Mitwirkung bei Staats- 
anleihen, und sollen demgemäss neue Darlehne, für welche das 
gesamte Vermögen und Eigentum des Staats zur Sicherheit be- 
stellt wird (Artikel III der Verordnung vom 17. Januai- lb20j, 
fortan nidit andws als mit Zuzi^ung und unter Mitgarantie dos 
Vereinigten Landtages aufgenommen werden. 

§ 5. Wenn neue Diirlehne von der im ^ 4 bezeichneten 
Art zur Deckung des Sta;itsbedürfnisses in FrifMlcnszeiten bestimmt 
sind, so werden Wir solche ohne Zustimmung des Vereinigten 
Landtages nicht aufnehmen lassen. 

§ 6. Wenn dagegen im Fall eines zu erwartenden oder be- 
reits ausgebroch'enen Krieges zur Beschaffung des nötigen ausser- 
ordentlichen Geldbedarfs die in rnserem Staatsschatze und sonst 
vorhandeneii Re3er\efond8 nicht ausreichen und deshalb Darlehne 
aufgenommen werden müssen, die Emberufung des Vereinigten 
Landtages aber von Uns in Berücksichtigung der obwaltenden 
politischen VeiiiUtnisse nicht zuUbasig befonden werden sollte» so 
soll bei Auinahme jener Darlehne die stSndische Mitwurkung durch 
Zuziehung der Deputation für das Staatsschuldenwesen ersetzt 
werden. Den zu dorn gedachten Zwecke unter Zuziehung dieser 
Deputation aufgenfminienen Darlehnen steht ebenfalls diejenige 
Sicherheit zu, welche im Artikel III der Verordnung vom 17. Ja- 
nuar 1820 den Staatsschulden beigelegt ist 

§ 7. Ist ein Darlehn in der im § 6 bezeichneten Weise 
aufgenommen, so werden Wir, sobald Wir das Hindernis der He- 
rufung des Vereinigten T/mdtivjes für ])eseitigt ernrlitfii. fl'']iselben 
zusanimenberufen und liim den Zweck und die Verwendung des 
Darlehns nachweisen lassen. 

§ 8. Ausserdem hat der Vereinigte Landtag: a) nach Ar- 
tikel IX der Verordnung vom 17. Januar 1820 Uns die Kandidaten 
für die bei der Hauptverwaltung der Staatsschulden erledigten 
Stellen vorzuschlagen und b) nach Artikel XIII derselben Verord- 
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nung die Rechnunfjfen der Hauptverwaltung der Staatsschulden 
auf Grund der durch die Deputation für das Staatsschulden wesen 
zu bewirkenden vorlüiiti^^en Prüfung abzunehmen und Uns mittelst 
besonderer Gutachten zur Decharge vorzulegen. Wenn der Ver- 
einigte Landtag nicht versammelt ist, werden diese Geschäfte durch 
den Vereinigten ständisclien Aosschuss besorgt 

§ 9. Ohne die Zustimmung des Vereinigten Landtages werden 
Wir die Einführung nenor Stouern oder eine ErhöhuntJ »Icr be- 
stehenden Steuersätze weder im allgemeinen noch in einer ein- 
zelnen Provinz anordnen. Von dieser Bestimmung bleiben jedoch 
die Eingangs-, Ausgangs- nnd DurchgangszöUe, sowie diejenigen 
indirekten Steuern ausgenommen, deren Sätze, Erhebung oder 
Verwaltung den Gegenstand einer Übereinkunft mit anderen Staaten 
lu'lflen; auch hat jene Bestimmung auf die Domänen und Regalien 
ohne ünterscliied, ob die VerfflOTniren darüber die Einkünfte oder 
die Substanz betreifen, sowie aui Abgaben zu Provinzial-, Kreis- 
oder Kommunakwecken keine Benehung. 

§ 10. Für den Fall eines Krieges behalten Wir Uns vor, 
ausserordentliche Steuern ohne die Zustimmung des Vereinigten 
Landta*?es auszuschreiben, wenn Wir (le<sfMi Zusammenhernfung 
in Berücksiclitigung der obwaltentlen jiulitischen ^'e^lulltni^^se nicht 
zulässig befinden sollten. In die^icm Falle werden Wir aber, so- 
bald es die Umstfinde gestatten, spätestens sogleich nach Beendi- 
gung des Krieges dem Veremigten Landtage den Zweck und die 
Verwendung der erhobenen ausserordentlichen Steuern nach- 
weisen lassen. 

§ 11. Wird der Vereinigte Landtag zu einer der in den 
4 bis 10 bezeichneten Angelegenheiten einberufen, so sollen 
demselben jederzeit der Haupt-Pinanz-Etat und eine Übersicht 
dea Staatshaushaltes für die Zeit von einer Versammlung zur an- 
deren zur Information vorgelegt werden. Die Feststellung des 
Haupt-Finan/et;\t<, sowie die Bestimmung ü1>or die Verwendung 
der Staatseinnahiuen und der dabei sich erj^^ehcndt n Überschüsse 
zu den Bedürfnissen und zur Wohlfahrt des Landes verbleibt ein 
auflsehliessendes Recht det Krone. 

§ 12. Wir behalten Uns vor, den nach dem Gesetze vom 
5. Juni 1828 erforderlichen ständischen Beirat zu den Gesetzen, 
welche \'erändeningen in Personen- und Eigentumsrechten oder 
andere als die iin § 9 bezeichneten Veränderungen in den Steuern 
zum Gegenstande haben, wenn diese Gesetze die ganze Monarchie 
oder mehrere Provinzen betreffen, in dazu geeigneten Fällen von 
dem Vereinigten Landtage zu erfordern, welcher denselben mit 
voller rechtlicher Wirkung zu geben befugt ist Sollten Wir Uns 
bewogen finden, ständischen Beirat über solche Änderungen der 
ständischen N'erfassung zu erfordern, welche nicht als die Ver- 
fassung einer einzelnen Provinz betreffend von dem Landtage 
dieser Provbiz zu heniten shidt so werden Wir ein soldies Gut- 
achten nur von dem Vereinigten Landtage emfordem, und bleiben 
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diesem aDe anf dergldehen Ändenmgeii bezagUebe» ständiscben 
Verhandliiiigen ausschliessend vorbehalten. 

§ 13. Dem Vereinigten Landtage steht das Recht zu. Uns 
Bitten und Beschwerden vorzutraj;en, welche innere Angelep;en- 
heiten des ganzen Staats oder nielirerer Provinzen l>etreffen. wo- 
gegen Bitten und Beschwerden, weiche allein das Interesse der 
emaelneii ProvioMii betreffen, den Provinzianandtagen verbleiben. 

§ 14. Wenn der Vereinigte Landtag Ober eine Proposition 
wegen Aufnahme neuer Staatsanleihen (§ 5) oder wegen Einfüh- 
rung neuer Steuern oder Erhöhung der bestehenden Steuersfltze 
(§ 9) zu beschliessen hat, so tritt der Ilerrenstand mit den übrif^en 
Ständen zu gemeinschaftlicher Beratung und Beschlussuahme zu- 
sammen. In allen andern FSlIen erfolgt auf dem Vereinigten 
Landtage die Beratung und die Abstimmung des Herrenstandes 
in abgesonderter \^ersammlung. 

^15. Jedem Mitglietle des Herrenstandes stellt auf dem 
Vereinigten Landtage eine volle Stimme zu. Wenn jedoch nach 
§ 1-1 der gegenwärtigen \ erordnung der Ilerrenstand mit den 
flbrigen StSnden zu einer Versammlung sieh vereinigt, so gebflbrt 
den dem Herrenstande des \'ereinigten Landtages angehörenden 
Teilnehmern an Kuriat- und Kollektivstimmen nur diejeflige Stimmen- 
zabl, die ihnen auf den Provinziallandtajien zusteht. 

$ 16. Die Beschlüsse werden in der Regel durcii Stimmen- 
mehrheit gefasst Bitten und Beschwerden dürfen nur dann zu 
Unserer Kenntnis gebracht werden, wenn sie in beiden Versamm- 
lungen Qn der Versammlung des Herrenstandes und in der Ver- 
sammlung der Abgeordneten der Ritterschaft, der Städte und Land- 
gemeinden) beraten sind und sich in jeder derselben mindestens 
zwei Dritteile der Stimmen dafür aus^^esprochen haben. Wenn 
die gedachten beiden Versammlungen oder eine derselben bei Be- 
gutaichtung eines Gesetzes sich gegen das Gesetz oder dnzelne 
Bestmunungen desselben mit einer geringeren als der oben be- 
zeichneten Minorität erklären, so soll auch die Ansicht der Mi- 
norität zu Unserer Kenntnis gebracht werden. 

4; 17. Hält bei einem (legenstaiide, in Hinsiclit dessen das 
Interesse der verschiedenen Stände oder Provinzen gegen ein- 
ander geschieden ist, ein Stand oder eine Provinz durch einen 
nadi Vorschrift des § 10 zustande gekommenen Beschluss sich 
verletzt, so findet eine Sonderung in Teile statt, sobald eine Mehr- 
heit von zwei Dritteilen dieses Standes oder dieser Provinz es 
verlangt. In solchem Falle Iteratet jener Stand oder jede Provinz 
für sich besonders und gicbt ein besonderes Votum oder Gutachten 
ab; die daraus hervorgehende Meinungsverschiedenheit wurd dem- 
nächst Uns zur Entsdieidung vorgelegt Auch für andere Fälle 
behalten Wir Uns vor, von jedem der vier Stände oder jeder der 
acht Provinzen des Vereinigten Lindtages, wenn Wir es für an- 
gemessen erachten, abgesonderte (lutachten zu erfordern. 

5j 18. Für den Ilerrenstand des \' ereinigten Landtages so- 
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wohl wie fOr die Versaminlnnf^ der Abgeordneten des Ritterstandes, 

der Städte und Landgeineindcn werden Wir einen besonderen 
Marscliall ernennen, welclier die (ieschaftc zu leiten und in den 
Versiuiinilunfien den Vorsitz zu füliren hat Jeder dieser beiden 
Marschälle wird in Verliinderungsföllen durch einen in ^^leicher 
Weise zu erneunendeu \'ize-MaischaU vertreten. Wenn nach ^ 14 
der gegenwärtigen Verordnung der Herrenstand mit den Übngen 
Ständen zu einer Versammlung sich vereinigt^ so gebührt die Ge- 
schäft sleitun^ und der Vorsitz dem Marschall oder Vize-Marschall 
des Herrenstandes. 

i5 19. Der Vereinigte Landtag' steht mit den Kreisständen, 
Gemeinden und anderen Körperschaften, sowie mit den in ihm 
vertretenen Stilnden und einzelnen Personen m keinerlei GeschSfts» 
Verbindung, und dürfen dieselben den Abgeordneten weder In- 
struktionen noch Auftiäge erteilen. 

§ 20. Bitten und I^eschwerden dürfen bei flrni A'preinigien 
Landtage von andern als von Mitgliedern desselben weiter ange- 
bracht noch zugelassen werden. 

§ 21. Bitten und Beschwerden, welche von Uns einmal 
zurückgewiesen worden sind, dürfen nicht von der nSmlichen Ver- 
sammlung und späterhin auch nur dann erneuert werden, wenn 
dazu neue Gründe sich ergeben. 

§ 22. Bei allen Beratungen des Vereinigten Landtages oder 
einzelner Stände oder Provinzen desselben 14 bis Iii können 
Unsere Staatsminister und ausserdem diejenigen Unserer Beamten, 
welchen Wir dazu für die Dauer solcher Versanmdungen oder für 
einzelne Sachen Auftrag erteilen, t^et-^enwärtig sein uncl. so ntr sie 
es nötig finden. <las Wort verlanurJi. An den Abstimmungen 
nehmen dieselben keinen Teil, sofern sie nicht als Mitglieder des 
Vereinigten Landtages dazu berechtigt sind. 

§ 23. Der Geschilitsgang auf dem Vereinigten Landtage wird 
dnrcli ein von Uns zu vollziehendes Reglement geordnet werden. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin den 3. Februar 1^7. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preussen. 
V. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn, v. Thile. v. Savigiiy. 
v. Bodelschwingh. Graf zu Stolberg. Uhden. Freiherr v. Canitz. 

V. Düesberg. 

19. Verordnung über die periodische Einberufung 

und die Befugnisse des Vereinigten standischen 
Ausschusses. 1847 Febr. 3. 

Gosetzaammlung 1847, S. 40—42. 

Wir Frie(h-ich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
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rieusseii etc etc \ erordnen nach vernoiiiiueneiu Gutachten Unseres 
Staatsmniifiteriums im Verfolg Unseres die BtSndiscben Einrich- 
tungen betreffenden Patents vom heutigen Tage über die periodische 
ZnsamineTibcnifiing des Vereinigten stSndischen Ausscbosses und 
dessen Befugnisse wie folgt: 

§ 1. Die ständischen Aus.scliüsse der Provinziallandtaj^o 
treten zum Vereinigten ständischen Ausschüsse in der ihnen durch 
die Verordnungen vom 21. Juni 1842 [Nr. 16] gegebnen Einrichtung 
zusammen. Die vormals reichsunmittelbaren Fürsten in der Pro\inss 
Westfalen sowie die in der Rheinprovinz sind berechtigt, aus ihrer 
Mitte je zwei "Mitglieder zu dem Vereinigten ständischen Aus- 
schusse abzuordnen, welche an dessen N'erhandlungen in Person 
oder durch Bevollmächtigte aus Mitgliedern des Herrenstandes des 
Vereinigten Landtages teibehmen können. Ausserdem soll dem Ver- 
einigten ständischen Ausschusse aus jeder der Provinzen Preussen, 
Brandenburg, Pommern und Posen ein von und aus den zu Viril- 
oder KoUektivstinimen berecliUj^ten Mitgliedern des ersten Standes 
zu wählender Ai^*;eordneter hinzutreten. Für die Provinz Pommern 
nimmt der Fürst zu Putbus, solange derselbe der einzige Berech- 
tig der angegebenen Art bleibt, diese Stelle ohne Wahl ein. Die 
^^ ald der übrigen Ausschussmitglieder erfolgt auf dem Vereinigten 
Landta^rc nach Massfzalje der ^'er()^dnungen vom 21. Juni 1B42 
durch die N'ertreter der einzehien Provin/'e!i, in der Zwischenzeit 
von einem Vereinigten Landtage zum au(ieren aber wie bisher auf 
jedem Provinziallandtage. 

§ 2. Der Veremigte ständische Ausschuss wird, so oft dn 
Bedfimis dazu eintritt, längstens aber vier Jahre nach dem Schlüsse 
der jedosniali^am letzten Versammlung desselben oder, M enii in- 
zwischen ein \'ereini}zter I^andtag statt jxefun den hat. inneiliaii) der- 
selben Frist nach dem Scldusso des letzteren von Uns einberufen. 

§ 3. Den nach dem allgemeinen Gesetze wegen Bildung der 
ProvinzialstAnde vom 5. Juni 1823 erforderlichen ständischen Beirat 
zu den Gesetzen, welche Veränderungen in Personen- und Eigen- 
tumsrechten oder andere als die im {5 9 der Verordnung vom 
heutiL'eii Ta^^e über diu Bildung des Vereinigten Landtajies bp- 
zeichneten Veränderungen in den Steuern zum Gegenstande haben, 
werden Wir, wenn diese Gesetze die ganze Monarchie oder mehrere 
Provinzen betreffen, der Regel nach von dem Vereinigten stfln- 
disclien Ausschusse erfordern und erteilen demselben hierdurch 
die Befugnis, solchen mit voller rechtlicher Wirkung abzugeben. 
Pi»^ Vorsclirift im Artikel III Nr. 2 des angeführten Gesetzes 
tiiidet durch gegen wältige Bestimmung ihre Erledigung. Wie Wir 
aber in der die Bildung des Vereinigten Landtages betreffenden 
Verordnung vom heutigen Tage bereits vorbehalten haben, auch 
von diesem dergleichen Gutachten in dazu geeigneten Fällen zu 
erfordern, so wollen Wir t'iis gleichfalls vorbehalten. Gesetze der 
erwähnten Art. ^v('l(•he die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen 
betrctfeu, ausnulniisweise auch den Provinziallaudtagea zur Begut« 
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achtung vorzulegen, wenn dies aus besonderen Grftnden, nament- 
lich der Beschleunigung wegen rätlich erscheinen möchte. 

^ 4. Der Vereinige ständische Ausschuss hat in \'ertretung 
des \'ereinigten Landtages die im § 8 Unserer N'erordnung vom 
lu'iiti^en Tage über die Bildung des Vereinigten Landtages be- 
zeichneten, das Staatsschuldenwesen betreffenden üescfaute za 
besorgen. 

§ 5. Das Petitimsrecht stellt dem \'ereinigten ständisrlien 
Ausschusse in demselben Umfange zu wir Icni Vnrcinigton Land- 
tage. Aii.sgenonmien hiervon bleil)en jt (lodi alle Anträge, welche 
Veränderungen in der ständischen Verfassung bezwecken. 

§ 6. Sollten Wir Uns bewogen finden, dem Vereinigten 
ständischen Ausschusse Mitteilungen Aber den Staatshaushalt zu 
machen, so sollen dieseriialb die Vorschriften des § 11 der Ver- 
ordnung über die Bildung des Veremlgten Landtages vdle An- 
wendung finden. 

tj 7. Die Leituüu der (Jesciiätu- und den Vorsitz auf dem 
Vereinigten ständischen Ausschüsse fuhrt ein von Uns zu er- 
nennender Marschall, welcher in VerhinderungsfUlen durch einen 
in gleicher Weise zu ernennenden Vizemarschall yertreten wird. 

§ 8. Der Vereinigte stSndische Ausschuss beratschlagt als 

eine ungeteilte Versau im hmg. Die BcfiChlfisse in demselben werden 
der Regel mvh (Inrrli einfnrhe Sfimmenmelirlirit fj^efasst. Bitten 
und Beschwerden dürfen nur dann zu Unserer Kenntnis gebracht 
werden, wenn sich mindestens zwei Dritteile der Stimmen dafür 
ausgesprochen haben. Wenn der Veremigte stfindische Ausschuss 
sich bei der Begutachtung eines Gesetzes gegen das Oesetz oder 
einzelne Bestimmung«! desselben mit einer geringeren als der 
oben bezeichneten Majorität erklärt, so soll auch die Ansicht der 
Minorität zu Unserer Ivenntnis gebracht werden. 

§ 9. Die Provinziallandtage dürfen den einzelnen Ausschüssen 
keine Instruktionen und Aufträge für den Vereinigten ständischen 
Aussdiuss erteiloDU 

§ 10. XHe Vorschriften der 17, 19, 20, 21, 22 und 23 
der Verordnung vom heutigen Tage über die Bilflung des Ver- 
einigten Landtages finden auch auf den Vereinigten ständischen 
Ausschuss volle Anwendung. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigcn Unterschrift 
und beigedrucktem KOni^chen InsiegeL 

Gegeben Berlin den 3. Februar 1847. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preussen. 
V. Boyen. Muhler. Rother. Eiddiorn. v. Thile. v. Savigny. 
V. Bodelschwingh. Graf au Stolberg. Uhden. Freiherr v. Canitz. 

V. Dflesberg. 
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20. Bildung einer ständischen Deputation für das 
StaatsschuLdenwesen. 1847 Febr. 3. 

Gesetzsammlan; 1847. 8. 43 f. 

VVii- Friedrich Wilhelm, von Gottes (ina<len Köiii^ von 
PreiLssen etc etc verordnen nach vernomnieneui (lUtachten Unseres 
Staatsministerittins im Verfolg Unseres die ständischen Eiurich- 
tungen b^r^enden Patents vom heutigen Tage Ober die Bildung 
einer ständischen Deputation fOr das Staatsschuldenwesen wie folgt: 

§ 1. Zur Ausübung der im § 6 der Verordnung vom heuti> 
gen Tajüfc über die Bildung des Vereinigten lAndtago< \ orbehalte- 
nen Mitwirkung bei der Aufnalnne von Staatsanleihen für Kriegs- 
zeiten, sowie zur fortlaufenden stündisclien Mitwirkung bei der 
Verzinsung und Tilgung der Staatsschulden soll eine ständische 
Deputation für das Staatsschuldenwesen gebildet werden. 

§ 2. Diese Deputation bestellt aus acht Mitgliedern, von 
denen aus jeder der acht Provinzen von den Standen die>jer 

Provinz und zwar jedesmal auf die Dauer von sechs Jahren zu 
wälden ist Die Walil gescliieht auf dem Vereinigten Landtage, in 
der Zwischmizeit von einem Vereinigten Landtage zum andern aber 
auf den einzelnen Provinzial-Landtagen nach Vorschrift des Regle- 
ments Ober das Verfahre bei ständischen Wahlen vom 22. Juni 1 842. 
Sie darf nur auf Personen gerichtet werden, welche Mitglieder dos 
betrcrteiideii LaiHltaL'<'> sind. Wenn einer der (iewäldten diese 
Eigenschaft vor Abiaul der sechsjälirigen Wahlperiode verliert, so 
Bcheidel derselbe auch aus der Deputation aus. Wird jedoch sein 
Ausscheiden dadurch herbeigefOhrt, dass er nicht wieder zum 
Landtaprs-Ah^oordneten frewählt worden, so bleibt er bis zum 
nächsten Landtage Mitglied der Deputation. Ffir jedes Mitfrlied 
der Deputation worden zwei Stellvertreter gewählt, deren einer 
dasselbe in Behiudurungi»fällen , sowie im Falle eines in der 
Zwischenzeit von einem Landtage zum andm eintretmiden Ab- 
ganges zu ersetzen hat. Wegen der Wahl dieser Stellvertreter 
gelten die hinsichtlich der wirklichen Mitglieder erteilten Vor- 
schriften. 

§ 8. Die Mitglieder der Deputation werden bei ihrer Ein- 
berufung auf die Erfüllung, der Urnen obliegenden Pflichten vereidet 

§ 4. Zum Wirkungskreise der Deputation gehören ausser 
der ihr Im § 6 der Verordnung Aber die Bildung des Vereinigten 
Landtages übertragenen Mitwirkung bei Aufnahme von Kriegs- 
anleihen folgende Geschäfte: 1) Die Deputation bit nach Vorschrift 
des Artikels XiV, der Verordnung vom 17. Januai' 1sl>() (Nr. IH] 
gemeinschaftlich mit der Hauptverwaltung der Staatsschulden die 
eingeUteeten Staatssehulden-Dokumente in Verschluss zu nehmen 
und deren Deposition beim Kammergericht zu bewirken. 2) Sie 
hat die Jahresrechnung über die Verzinsung und Tilgimg der 
Staatsscliulden, nachdem dieselbe zuvor von der Ober-Rechnungs- 
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kammer revidiert worden, zu prüfen und das daiüber von dem 
Vereinigten landtage oder dem Verdnlgten fitSndisdieii Aufisdiiisse 
bei dessen nftchstem Zusammentritte nach ArtOEel Xm der Ver- 
ordnung' vom 17. Januar 1820 an Uns zu erstattende Gutachten 

vorzubereiten. 3) Sie ist befugt, bei Gelegenheit ihrer Ver>=;imm- 
lungeu ausserordentliclie Revisionen der Staatsschnl<len I ligungs- 
kassc und der Kontrolle der Staatspapicre vor/.unehiucu. 

§ 5. Die Deputation für das Staatsschnldenwesen wird regel- 
mftBSig einmal im Jahre, ausserdem aber, so oft das Bedürfnis es 
erfordert, zusammenberufen; die Einbeniifmig geschieht durch den 
Minister des Innern. 

§ 6, Die Deputation erwälilt bei ihrem jedesmaligen Zu- 
sammentritte aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden, welcher dem 
Minister des Innern angezeigt werden muss. Zu einem gültigen 
Beschlüsse der Deputation ist die Anwesenheit Ton mindestens 
fünf Mitghedera erforderlich. 

Urkundlich unter TTnserer Ilöclisteigenbändjgen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin den 3. Februar 1847. 

Friedrich Wilhelm. 

Prinz von Preussen. 
V. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn, v. 'niil»\ v. Savigny. 
V. Bodelschwingh. Graf zu Stoiber?. Uhden. Freiherr v. Canitz. 

V. Düesberg. 



21. Gesetz über die Prepae. 1848 März 17. 

Wir Friechich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von* 
Preussen etc etc haben bereits im vergangenen Jahre bei der 
deutschen Bundesvcrsannnlung eine auf Zensurfreiheit beruhende 
Pressgesetzgebung in Antrag gebracht. Nachdem inzwischen der 

Bundesbesciduss vom :i >fnrz d. J. ergangen, ein für alle 
deutsclic/i Bundesstaaten genieinsames Pross'jesetz aber, wie Wir 
es iiii Interesse deutscher Einheit gewüusclit hätten, für jetzt nicht 
zu erzielen gewesen ist, verordnen Wir unter Vorbehalt eines 
nach Anhörung des Vereinigten Landtages zu erhissenden Press- 
gesetzes auf den Antrag Unseres Staatsniinisteriums, was folgt: 

ij 1. Die Zensur wird hiermit aut'uelioben. Alle niif die 
Zensur bezüglichen Bt^iiinuiungen, Anordnungen, Einrichtungen 
und Strafvorschriften treten ausser ICraft. 

§ 2. Die Entscheidung darüber, ob in Druckschriften oder 
vermittelst mechanisch vervielffiltigter Bildwerlce em Verbrechen 
odt 1 ^'('rgellen verübt worden, und wer dafür strafl)ar sei. steht 
den oidentliehen Gerichten zu. Dieselben haben hierbei lediglich 
nach den Vorschriften der in Unteren Staaten geltenden Straf- 
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gssetxe sich zn achten. SAmtliche zur weiteren Verbreitang nodi 

vorrätige Exciiiplaro von Scliriften oder Bildwerken, welche 
rechtskräftig für verbrecherisch rrarhtet worden, sind ganz oder 
teilweise zu vernichten. Auch iüerüber haben die Gerichte zu 
erkennen. 

§ 3. Auf jeder Dmckschrift mnss am Schlosse der Name 

imd AVohnort des Druckers, auf jedem mechanisch venielfiUtigten 
Bildwerke am Fnsse der Name und Wohnort desjenigen, der die 
Vervielfältigung bewirkt hat, angegeben werden. Ausserdem muss 
auf der Schritt oder <\om liildwerke, wenn ^ie, es sei mit oder 
ohne Übertragung^ des \ erlagsrechts, durch den Buch- oder Kunst- 
handel v^breitet werden sollen, der Name und Wohnort der mit 
der Verbreitung beauftragten Handlung genannt sein. 

§ 4. Für periodisch erscheinende Schriften gelten folgende 
Bestimmungen: 

1) Wer fortan enie Zeitschrift in kürzereu oder monatlichen 
Fristen herausgeben will, ist verpflichtet, vor der Herausgabe 

a) in dnon d^ Oberprisidentcni Unzureichenden Prospektus 
die Gegenstände, mit welchen sich die Zeitschim be- 
schfiftigen, die Zeitabschnitte, in denen sie erscheinen 
soll, sowie den Titel b«'<timnit anzugeben und 

b) eine Kaution zu besteh ii. deren Höhe, wenn das Blatt 
sechsmal oder öfter wöcheuiiich erscheinen soll, wie folgt 
bestimmt wird: fOr Städte, wddie nach dem Gesetze 
vom 30. Ifai 1820 „wegen Entrichtung der Gewerbe- 
steuer** (Gesetzsammlung Seite 147) zur ersten Ab- 
teilung gehören, auf 4000 Rthlr.; für Städte der zweiten 
Abteilung auf 20Ü0 Rthb-.; für Städte der dritten Ab- 
teilung auf 1000 Rthlr.; für die zur vierten Abteilung 
gehörenden Ortschaften auf 500 Rthlr. 

Für ein Blatt, welches weniger als sechsmal wöchentlich er- 
scheint, wird die Kaution auf die Hälfte der oben gedachten 
Summen bestimmt. Die Kaution ist bei der Regierungs- 
Hauptkasse und zwar in Preussischen Staatsschuldscheinen 
zum Nennwerte zu hinterlegen. Befreit von der Kautionsbe- 
stellung bleiben die bei Erlass dieses Gesetzes bestehenden 
periodischen Blätter, sowie diejenigen, welche ausschliesslich 
mathematischen, naturwissenschaftlichen, gcogra])hischen, medi- 
zinischen, musikalischen oder rein gewerblichen Gegenstanden 
gewidmet sind. 

2) Ausgeschlossen von dem Rechte zur Herau.sgal)e periodischer 
Schriften sind nur diejenigen, welche wegen eines von ehr- 
loser Gesinnung zeugenden Verbrechens rechtskräftig zu einer 
Strafe verurteilt sind. 

3) Eine periodische Schrift, welche wider die Bestimnmng unter 
2 oder r»]iTM^ vorangegangene Erfüllung der unter l vorge- 
schriebenen Bedingungen erscheint, ist von der Polizeibehörde 
zu unterdrücken. 

r 
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4) "Wird der Heraus?f'l>er o?lor der Verlef^or oines hei Erlass 
dieses Gesetzes bereits besteheiulen periodischen Blattes, welches 
iii kürzeren als monatlichen Fristen erscheint, oder der \'er- 
treter des Herausgebers wegen eines vermittelst des Blattes 
begangenen Verbrechens oder Vergehens rechtskräftig ver- 
urteilt, so hat der Richter sogleich auf BesteHun^^ einer Kaution 
zu erkennen und diese nach den Vorschriften unter 1 b abzu- 
messen. Bis zur Bestellung der vom Hichter erkannten Kaution 
(hirf das Blatt nicht erscheinen. 

5) Beim Rückfall hat der Richter nüt Rücksicht auf die Schwere 
des begangenen Verbrechens oder Vergehens neben der dafür 

zu erkennenden Strafe die ursprOngUch (1 b) oder infolge 

eines Urte/ls (4) bestellte Kaution ganz oder einen Teil der- 
selben für verfallen zu erklären und zu^deich zu bestimmen, 
ob die Kaution zu ergänzen oder die, fernere Herausgabe des 
Blattes zu verbieten sei. 

(5} Der Herausgeber einer in kürzeren als Monatsfristen erschei- 
nenden Zeitschrift ist verpflichtet, Entgegnungen, zu welchen 
sich die beteiligte Staatsbehörde veranlasst findet^ in <Ias 
nächste Stück des Blattes kostenfrei aufzunehmen und solchen 
Entgegnun^^en flen Platz anzuweisen, an welchem sich der 
angreifende ^irtikel befunden hat. Dasselbe gilt von Entgeg- 
nungen solcher Privatpersonen, welclie in der Zeitsclirift An- 
griffe erlitten haben. Obersteigt der Umfiing der Entgegnung 
den Umfang des Artikels, auf welchen die Entgegnung sich 
bezieht, so sind für die mehreren Zeüen Einrackmigsgebahren 
zu zahlen. 

7) Am Ende jedes Stückes einer Zeitschrift ist der Herausgeber 
sowie der Verleger, wenn dieser vom Herausgeber versclüeden 
ist, und der Drucker namhaft zu machen. 

§ 5. Der Verleger einer nicht periodisdien Druckschrift, 

sowie deijenige, in dessen Kommission eine nicht periodische 
Druckschrift erscheint, inigleichcn derjenige, welcher eine solche 
Schrift, ohne sie in Kommission zu geben, im Selbstverlage er- 
scheinen lässt, ist verptiichtet, zugleich mit der Herausgabe des 
Werkes eine schriftliche Anzeige, welche den Titel des Werkes 
enthalten mu8S, bei der Orts^olizeibebdrde einzureichen, auch 
derselben auf Verkngen ein Exemplar der Druckschrift vorzulegen. 

§ 6. "Wer eine der in den §§ 3, 4 und 5 enthaltenen Be- 
stininnmgen verIrtzT, verfällt in eine von den ordentlichen (le- 
ricliten zu erkennende (ieldbusse von 5 bis 100 Kthlr. oder im 
Unvermögensfalle in eine verhältnismässige Gefängnisstrafe. 

§ 7. Die Polizeibehörden sind berechtigt, zur Verhreituug 
bestimmte Druckschriften oder Bildwerke, durch welche nach ilu-em 
Ermessen ein Strafgesetz verletzt ist, vorläufig in Beschlag zu 
nehmen; sie mfissen jedoch innerhalb 24 Stunden nach der Be- 
schlagnahme die geriditliche Verfolgung beantragen. Das Gericht 
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hat über die Fortdauer oder Äufhcbunp; der ▼erbSngten vorläufi- 
gen Beschlagnahme prl^lounigst zu befinden. 

<5 8. In Ansehung des Dpl)its der im Auslande erscheinen- 
deo Zeitungen verbleibt es bis da hm, dass ein allgemeines deutsches 
Pressgesetz vereinbart sem wird, bei den bestehenden Vorschriiten. 

§ 9. AUe Strafen, welche wegen Übertretung der bisherigen 
Zensur-Vorschriften verwirkt und noch nicht verbüsst sind, werden 
hif r (Inrch niedergeschlagen, und jedes dieserfaalb eingeleitete Ver- 
fiahren wird aufgehoben. 

Urkundlich unter Unserer Höchateigenhflndigen Unterschrift 

und beigedruckteni Königlichen InsiegeL 
Gegeben Berlin 17. März 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preussen. 
v. Rother. Eichhorn, v. Thile. v. Savigny. v. Bodelschwingh. 
Gr. zu Stolberg. Uhden. Frh, v. Canitz, v. Düesberg. v. Rohr. 



22. VerordnuDg über einige Grundlagen der 
künftigen Verfassung. 1848 AprU 6. 

0«Mti8amiiilnng 1848, S. 87 f. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc verordnen nach Anhörung Unserer zum Ver- 
einigten Landtage versammelten getreuen Stftnde auf den Antrag 
Unseres Staatsininisteri»nn- was folgt: 

sj 1. In Erweiterung' der Unserem Volke verliehenen Freiheit 
der Presse werden die iui § 4 Nr. 1 des Gesetzes vom 17. Mäiz d. J. 
[Nr. 21J enthaltenen Vorschriften über die Kautionsbestellung für 
die Herausgabe neuer Zeitungen aufgehoben. Die Vorschrift § 4 
Nr. 4 findet auch auf neue Zeitungen Anwendung. 

§ 2. Die Untersiichnn? und Ik^strafun^j; aller Staatsverbrechen 
erfol^a fortan durch die onlentlichen Gerichte, und es wird jeder 
durch An>na)iinsj?esetze dafür eiii'j^efülirtc besondere Gerichtsstand 
hierdurch auli^uhüben. In dem liuzirkc des Appellationsgerichts- 
hofes zu C51n tritt auch bei politischen und Pressverbrechen sowie 
bei politischen und Pressvergehen die Zustfindigkeit der Ge- 
schworenengerichte ein. 

§ 3. Die Verordnungen vom 29. W\rz 1-S4 I, betreffend das 
gericlitliche und Disziplinar-Strafverfalireu ^^e^eu Beamte, sowie 
das bei Pensiomerungen zu beobachtende Verfaliren (Gesetzsamm- 
lung S. 77 und 90; treten in Beziehung auf den Richterstand 
ausser Kraft. 

§ 4. Alle Preussen sind berechtigt, sich friedlich und ohne 

Waffen in 'zesclilossenen Räumen zu versaiiinieln, ohne dass die 
Au.su Imii;^^ dieses Rechtes einer vorgängiffen polizeiliclien Erlaubnis 
unterworfen wäre. Auch Versammlungen unter freiem Himmel 
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können, insofern sie för die öffentliclie Sirlierlieit und Ordnung 
niclit gefahrbringend sind, von der Obiigkeit gestattet werden. 
Ebenso sind alle Preussen berechÜ^L, zu soicheu Zwecken, welche 
den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, sieh ohne vorgängige poli- 
zeiliche Erhiubnts in Gesellschaften zu vereinigen. Me diis ntsie 
Verein ignngsrccht heschrilnkenden noch ])e8tehendai gesetzlichen 
Bestimmungen worden hiennit aufgehoben. 

§ 5. Die Ausübung staats])ürperliclier Rechte ist fortan von 
dem religiösen Glaubensbekenntnisse unabhängig. 

§ 6. Den kt)nfti|!!en Vertretern des VoUcs soll jeden&Us die 
Zustimmung za allen (besetzen < ^^ ie zur Festsetzung des Stai^ 
haushalts-Etats und das SteuerbewiUigungsrecht zustehen. 

Urkundlich unter Unserer Ilöchsteigenhändigcn Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben zu Potsdam den 6. April 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Camphausen. Gr. v. Schwerin, v. AnerswakL Bomemann. 
V. Arnim. Hansemann. v. Beyher. 



28. Schutz Her s^iir VereinbÄrung der TerfassuDg 

beruteiien Wrsiininiluug. 1848 Juni 23. 

Gesetzsammlung lö4*i, 8. 157. 

"Wir Frieihich Wilhelm, von (lottes Gnaden König von 
Preussen etc etc verordnen auf den Autrag der zur V ereinbarung 
der Freussischen Verfassung berufenen Versammlung nach An- 
hörung Unseres Staatsministeriums was folgt: 

Zum Schutze der zur Vereinbarimg der Freussischen Ver- 
fassung berufenen Versammlung sollen nachstehende Bestimmun- 
gen sofort in Kraft treten: 

§ 1. Kein Mitglied der Versammlung kann für seine Ab- 
stimmimgen oder für die von ümi in seiner Eigenscliaft als Ab- 
geordneter ausgesprochenen Worte und Memungen in irgend einer 
Weise zur Rechenschaft gezogen werden. 

2. Kein Mitglied der Versammlung kann während der 
Dauer deiselben ohne ihre (ieneliniitjung wegen einer mit Stnife 
bedrohten Handlung zur Verajit\\x)rtung gezogen oder verhaftet 
werden, ausser wenn es entweder bei der Ausübung der That 
oder binnen der nSchsten 24 Stunden nach derselben ergriffen 
wird. Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung wegen Schulden 
notwendig. 

^ 8. J(Mles Strafverfahren gegen ein Mitglied der N'ersamm- 
lung und jede Haft wird für die Dauer der Sitzung aufgehoben, 
wenn die Versammlimg es verlangt. 
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ürkundiich unter Unserer Höciisteigenhäadigen Unterschritt 
nnd beigedrucktem Königlichen InsiegeL 
Gegeben Sanssouci den 23. Juni 1848. 

Friedrieh Wilhelm. 
Camphausen, v. Auerswald. Bomem^n. Hansemann. 
Frb. V. Scbreckensteio. v. Patow. Frh. t. Schleinitz. 



24. Gesetz mm Schatz der persönlichen Freiheit. 

1848 Sept. 24. 

Gesetzsammlanf? 1848. S. 257—259. 

Wir Friedrich WilheUn, vou (iottes Gnaden König von 
Preussen etc etc verordnen zum Schutze der persönlichen Freiheit 
auf den Antrag der zur Vereinbarung der Verfassung berufenen 
Versammlung nach Anhörung Unseres Staatsministeriums was folgt: 
1. Die persönHche Freiheit ist jiewährleistet. Eine Ver- 
haftung darf ausser dem Falle der Ergreifuntr auf frischer That 
nur kraft eines schriftUchen, die Beschuldij^uu;^ sowie den Be- 
schuldigten bestimmt bezeichnenden richterlichen Befehls bewirkt 
werden. Dieser Befehl muss entweder bei der Verhaftung oder 
spätestens innerhalb 24 Stunden dem Beschuldigten zugestellt 
werden. Bei jeder Verhaftung ist in gleicher Frist Erforder- 
liche zu veranlassen, um den \ erbatteten dem zuständigen Richter 
vorzufuhren. 

§ 2. Ergreifung auf frischer That liegt vor, wenn der Thäter 

bei der Ausführung der strafbaren Handlung oder gleich nach 
derselben betrotfen wird. Der Ergreifung auf Irischer Tliat werden 
diejoüiu'en Falle gleichgestellt, in welchen jemand durch die öftent- 
liche .btniHue als Thäter l)ezeichnet oder auf der Flucht ergriffen 
oder kurz nach der Tliat im Besitz von WaflFen, Gerätschaften, 
Schriften oder anderen Gegenständen betroffen iR^rd, welche ihn 
als Urheber oder Teilnehmer verdächtig machen. 

j; 3. Diese Bestimmungen (§§ 1 u. 2) Ideiben ausser An- 
wendung auf l'ersonen. welche zn ihrem eigenen Sclmtzo oder, 
während sie die Hidie, die Siltliclikeit oder die Sicherheil auf den 
Strassen und au ütfentüchen Orten gefährden, i>olizeiUch in Ver- 
wahrung genommen werden. Diese Personen müssen jedoch 
spätestes binnen 24 Stunden entweder in Freiheit gesetzt oder 
dem gewöhnlichen Verfahren flberwiesen werden. 

? 4. Jeder Verhaftete mnss hinnen 24 Stunden nach seiner 
Vorführung vor dem zuständigen liichter von deniselheii so ver- 
nommen werden, dass ihm die Anschuldigimgsgründe mitgeteilt 
werden und ihm die Möglichkeit zur Aufklfirung eines MissTer- 
StSndnisses gegeben wird. 

§ 5. Niemand darf vor einen anderen als den im Oesetz 
bezeichneten Kichter gestellt werden. Ausnabmsgerichte und ausser- 
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ordentliche Kommissionen sind unstatüiaft Keine Strafe kaim 
angedn^t oder verhfingt werden als in GemSssheit des Gesetzes. 

§ 6. Die Wohnung ist unverletzlich. Während der Nacht 
hat niemand das Recht, in dieselbe einzudringen, als in Fällen 
einer Feuer- oder Wn^cersnot, einer Lebensjjefahr oder eines aus 
dem Innern der Wolmung hervorgegangenen Ansuchens. Bei Tage 
kann wider den \S liien des Hausherrn niemand eindringen ausser 
infolge einer in amtlicher Eigenschaft ihm gesetzlich beigelegten 
Befugnis oder eines ihm von einer gesetzliä dazu ermSchti^nen 
Brliorde erteilten schriftlichen Auftrags. Haussuchungen dürfen 
nm in don FAllon und nach den Formen des Gesetzes unter Mit- 
wirkung des Kichters, der gericlitliclien Polizei und, wo diese noch 
nicht eingeführt ist, der Polizeikommissaiien oder der Kommunal- 
behörde, wo eine solche aber nicht besteht, der Polizeibehörde des 
Orts g( sclieheii und zwar unter Zuziehung des Angeschuldigten 
oder, falls solclio unmöglich, der Hausgenossen. 

§ 7, Das aus der Nachtzeit hergeleitete Verbot bp'^trht für 
die Zeit vom 1. Oktober bis 31. Marz wälirend der Stunden von 
6 Ulu- abends bis b Ulir uiorgens und lür die 2^it vom 1. April 
bis 30. September wfihrend der Stunden von 9 Uhr abends bis 
4 Uhr morgens. Auf diejenigen Orte jedoch, welche als Schlupf- 
winkel des Hazardspiels und der Ansschweifungen oder als «re- 
wöhnliche Zufluchtsorte von Verbrechern durch den i^enieinen Ruf 
bezeichnet werden, und auf Wolmunjren der Personen, welclie 
durcli ein Straferkenntnis unter besondere polizeiliche Aufsicht 
gestellt sind, findet das Verbot keine Anwendung. In Betreff der- 
jenigen Orte» in welchen während der Nachtzeit das Publikum ohne 
Unterschied zugelassen wird, bleibt es ausser Anwendung, solange 
sie dem Publikum geöffnet sind. 

§ 8. Ini Falle eines Kririres oder Aufruhrs kann, wenn die 
VolksverLi etung nicht vcrsaiunicii ist, durch Bcschluss und unter 
Verantwortlichkeit des Staatsministeriums die zeit- und distrikts- 
weise Suspendierung des § 1 und § 6 gegenwSrtigeQ (Gesetzes 
provisorisch ausgesprochen werflen. Die Volksvertretung ist jedoch 
in diesem Falle sofort zusammeuzuberufen. 

§ Es i>[ keine vorfiängi^'e neneliniigung der IJeliörden 
nötig, um öffentliche Civil- und Militüi beamten wegen der durch 
Überschreitung ihrer Amtsbefugnisse verübten Verletzungen vor- 
stehender Bestimmungen gerichtlich zu belangen. 

Urkundlich unter T^nserer Tlöchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Könifilu Iilü In-ii jjiLl. 

Gegeben Sanssouci den 24. September 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
V. Pfael. Eichmann. v. Bonin. Kisker. Gr. v. Dönhoff. 
Für den Minister der geistlichen etc Angelegenheiten: 

v. I^denberg. 
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25. Yerfasaungsurkunde. 1848 Dess, 5. 

GeMtiMiBittliiiig 1848. 8. 875—391. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 

Preussen etc etc thiin kund und fügen zu wissen, dass AVir infol^'e 
der einjretretenen ausserordentliclien \'erliiiltnisse, welche die l)eal»- 
bichtigte Vereinbarung der \'erfassung unmö*;]ich ^jeniadit und 
entsprechend den dringenden Forderungen des ötfenUicheu Wohls 
in mOglidister Berackaicfatigung der von den gewählten Vertretern 
des Volkes ausgegangenen umfassenden Vorarbeiten die nachfol- 
gende VerfassunL'siirkundc zu erlassen bescldossen halten, vorbe- 
haltlich der ain Schlüsse angeordneten Kevisiou derselben iui or- 
dentlichen Wege der Gesetzgebung. 

Wir verkünden demnach die \'erfassung für den Preussischen 
Staat wie folgt: 

Tit I. Vom Staatsgebiete. 

Art. I. Alle Landesteile der Monarchie in ihrem gegen- 
wilrtigen Uni&nge bilden das Prensstscfae Staatsgebiet 

Art. 2. Die (irenzen dieses Staatsgebietes können nnr durch 
ein Gesetz verändert werden. 

Tit IL Von den Rechten der Preussen. 

Art 3. Die Ver&ssung und das Gesetz bestimmen^ unter 

welchen Bedingungen die Kigensdiaft eines Preussen und die 
staatsbürgerlichen Pf'rhte er\vorl)en, ausgeübt und verloren werden. 

Art. 4. Alle l'reussen sind vor dem Oesetze gleicii. Stande>- 
vorrechte finden nicht statt. Die öflfentüchen Ämter sind für alle 
dazu Befittiigten gleich zugänglich. 

Art 5. Die persönliche Freiheit ist gewährleistet Die Be- 
dingungen und Formen, unter welchrn eine Verhaftung zulässig 
ist, sind ilun h das Gesetz zum Schutze der persönlichen ITreiheit 
vom 24. Sei)teniber taufenden Jahrc^s [Xr. 24] bestimmt. 

Art. G. Die Wohnung ist unverletzhch. Das Eindringeii in 
dieselbe und Haussuchungen sind nur in den gesetzlich bmtimmten 
Fällen und Formen gestattet. Die Beschlagnahme von Briefen 
und Papieren darf ausser bei einer Verhaftung oder Haussuchung 
nur auf Grund eines ricliterlirhen Befehles vorgenommen werden. 

Art. 7. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen 
werden. Ausnahmegerichte und ausserordentliche Kommissionen, 
soweit sie nicht durch diese Verfessungsnrkunde für zulfissig er- 
klärt werden, sind unstatthaft Strafen können nur in Gemflraheit 
des fiesetzes angedroht ofb i- vorhfingt werden. 

Art. H. Das Eigentum ist unverletzlich. Es kann nur aus 
Gründen des ößentlichen Wohles gegen vorgängige, in dringenden 
Fällen wenigstens vorläufig festzustellende Entschädigung nach 
Bfassgabe des Gesetzes entzogen oder beschrftnkt werden. 

Art 9. Der bfirgerliche Tod und die Strafe der Vermögens- 
einziehung finden nicht statt 
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Art 10. Die Freiheit der Au&wcuiileruii^^ i^i von Staats 
wegen nicht beschränkt. Abzugbgeltler dürfen nicht erhoben werden. 

Art 11. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Ver- 
eintgimg zu Religions-Gescllschaften (Art 28 und 29) und der 
ixemeinsamen öffentlichen Rolijdonsübun«; wird jjrownhrleistet. Der 
Cfenuss der bürjJiL'riichen iind staatsbürgerhchen Rechte ist unab- 
hänpiji von dem reli^ao^en Bekenntnisse und der Teilnahme an 
irgend einer Rehjiiünsgesellschaft. Den bürgerlichen und btaats- 
bflrgerlichen Pflichten darf durch die AusQbung der Religions- 
freiheit kein Abbrudi geschehen. 

Art. 12. Die cvan^^elische und die roin ischkatholische Kirche 
sowie jede andere Keli'jions^'osoUscliaft ordnet und verwaltet ihre 
Anprele^euheiten sclbsuuidi^^ und bleibt im lie>itz und (ieuuss der 
für ihre Kultus-, Unterrichte- und Wohlthäügkeitszwecke bestinunten 
Anstalten, Stiftungen und Fonds. 

Art 13. Der Verkehr der Religionsgesellschaften mit ihren 
Oberen ist unfrehindert. Die Rekanntmacluin}]: ihrer Anordnungen 
ist nur denjenigen Desdiränkungen unterworfen, weichen alle übrigen 
Veröffentlichungen unterliejren. 

Art. 14. Über das Kirchenpatronat und die Bedingungen, 
unter welchen dasselbe au&uheboi, wird ein besonderes Gesetz 
ergehen. 

Art 15. Das dem Staate zustehende Vorschlags-. Wahl- 
oder Bestätigungsrecht bei Besetzung kirchlicher Stellen ist auf> 
gehoben. 

Art 16. Die bürgerhche Gültigkeit der Ehe wird durcli 
deren Absehliessung vor den dazu bestimmten Civllstands-Beamten 
bedingt. Die kirchUche Trauung kann nur nach der Vollziehung 

des Civilaktes stattfinden. 

Art 17. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 

Art 18. Der ])reussischen Ju^^end wird durch genügende 
öffentliche Anstalten das Recht auf allgemeine Volksbildung ge- 
wfihrleistet Eltern und Vormünder sind verpflichtet» ihren Kin- 
dern oder Pflegebefohlenen den zur allgemeinen Volksbildung er- 
forderliclieii Unterricht erteilen zu lassen und müssen sich in dieser 
BezichuH'' den Bestimmungen unterwerfen, welche das Unterrichts- 
gesetz aul -teilen wird. 

Art 19. Unterricht zu erteilen und Unterrichtsanstalten zu 
grOnden, steht jedem frei, wenn er seine sittliche, wissenschaft- 
liche und technische Be&higung den b^reffenden Staatsbehörden 
nachgewiesen hat. 

Art 20. Die öfTentlichen Volksschulen sowie alle übrigen 
Erziehungs- und Unterriclitsanstaiten stehen unter der Aufsicht 
eigener vom Staate ernannter Behörden. Die öffentUchcn Lehrer 
haben die Rechte der Staatsdiener. 

Art 21. Die Leitung der äusseren Angelegenheiten der 
Volksschule und die Walil der Lehrer, welche ihre sittliche und 
technische Befähigung den betreffenden Staatsbehörden gegenüber 
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zuvor nachgewiesen haben müssen, stehen der Gemeinde zu. Den 
religiösen Unterricht in der Volksschule besorgen und Überwachen 
die betreffenden Religionsgesellschaften. 

Art 22. Die Mittel zur Errichtung, Unteitaltung und Er- 
weiterung der dffenfUchen VoUaechnle wmeo von den Gemeinden 
und im Falle des nachgewiesenen Unvermögens ergänzungsweiso 
vom Staate aufgebracht Die auf l>esöndeion Rechtstiteln be- 
ruhenden VerptiiditnnL'ou Dritter bleiben bestehen. In der Öffent- 
lichen Volk&bchuic Wild der I nterricht unentgeltlich erteilt 

Art 23. Ein besonderes Gesetz regelt das gesamte Unter- 
riditsvesen. Der Staat gewfihrleiBtet den VolksschuUehrcrn ein 
bestunrntes auskömmliches Gehalt 

Art 24. Jeder Preusse hat das Itecht durch Wort, Schrift, 

Druck und bildliche Darstellung seine Gedanken frei zu äussern. 
Die Pr? treiheit darf unter keinen T'ni'^t-inflf'n und in keiner Weise, 
naiiii iulif Ii weder durch Zensur nocii durcli Konzessionen und 
Siclierhüitsbestellungen, weder durch Staatsauf lagen noch durch 
Beschrfinkungen der Druckereien und des Buchhandels, noch endlich 
durch Postverbote und ungleichmSssigen Postsatz oder dnrefa andere 
Hemmungen des freien Verkehrs beschränkt, suspendiert oder auf- 
gehoben werden. 

Art 25. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder 
bildliche Darstellung begangen werden, sind nach den allgemeinen 
Strafgesetzen zu bestrafen. Vor der erfolgten Revision des Straf- 
rechts vrird darflber ein besonderes vorläufiges Gesetz ergehen. 
Bis zu dessen Erscheinen bleibt es bei den Jetzt geltenden allge- 
meinen Strafjiesetzen. 

Art. 2i). l6t der Verfasser einer Schrift bekannt und im 
Bereiche der richterhchen Gewalt des Staates, so dürfen Verleger, 
Drucker und Verteiler, wenn deren Mitsciiuid nicht rlurch andere 
Thatsachen begründet wird, nicht verfolgt werden. Auf der Druck- 
schrift muss der Verleger und der Drucker genannt sein. 

Art 27. Alle Preussen und berechtigt, sich ohne vorgfingige 
obrigkeitliche Erlaubnis friedlich und ohne Waffen in geschlossenen 
Räumen zu versammeln. Diese Bestimmung bezieht sich nirlit 
auf X'ersaninihinpren unter freiem TTiiumel, welche in allen Be- 
ziehungen der Verfügung des Gesetzes unterworfen sind. Bis zum 
ürlass eines solchen Gesetzes ist von Versamndungen unter freiem 
Himmel 24 Stunden vorher der Orts-PolizeibehOrde Anzeige zu 
machen, welche die Versaninilung zu verbieten hat, wenn sie die- 
selbe für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ge£älurUch erachtet 

Art 28. Alle Preussen haben dns "Reclit, sich zu solchen 
Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Geseli- 
sclialten zu vereinigen. 

Art 29. Die Bedingungmi, unter welchen Korporationsrechte 
erteilt oder verweigert werden, bestimmt das Gesetz. 

Art SO. Das Petitionsrecht steht allen Preussen zu. Petitionen 
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unter einem Gesamtnamen sind nur Behörden und Korporationen 

gestattet. 

Art 31. Das Briefgeheimnis ist unverletzlich. Die bei straf- 
gerichtlichen Untersuchungen und in Kriegsfifllen notwendigen Be- 
schränkungen sind durch die Gesetzgebung festzustellen. Bas 

Gesetz bezeichnet die Beamten, welche für die Verletzung des 
Geheimnisses der der Post anvertrauten Briefe verantwortlich sind. 

Art 32. Alle Preussen sind wehrpflichtig. Den Umfang 
und die Art dieser Pflicht bestimmt das Ciesetz. Auf das Heer 
finden die in den §§ 5, 6, 27, 28 enthaltenen Bestinunonsen in 
soweit Anwendung, als die militSrischen Disziplinar-Vorscnriften 
nicht entgegenstehen. 

Art. 33. Die bewriffiK^te Macht besteht ;«us dein «tehenden 
TTeere. der Landwehr, der liürgerwehr. Besondere desetze regeln 
die All und Weise der Einstellung und die Dienstzeit 

Art 34. Die bewaffiiete Madit kann zur Unterdrlldning 
innerer Unruhen und zur Ansfflhrung der Gesetze nur auf Be- 
quisition der Civü-Behörden und in den vom Gesetze bestimmten 
Fällen und Formen verwendet werden. 

Art 35. Die Einrichtung der BQrgerwehr ist durch ein be- 
sonderes Gesetz geregelt 

Art 36. Diiis Heer steht im Kriege und im Dienste unter 
der Militär-Kiiminal-Gerichtsbarkeit und unter dem Hilitär-Straf- 
Gesetzbuch; ausser dem Kriege und dem Dienste unter Beibehal- 
tung der Miütär-KriüiHiai ri^'nrhtsbarkeit unter den allgemeinen 
Strafgesetzen. Die Bcstiinniuii'^en über die militürische Disziplin 
im Kriege und Frieden, sowie die näheren Festsetzungen über den 
MiUtär-Gerichtsstand bleiben Gegenstand besonderer Gesetze. 

Art 37. Das stehende Heer darf nicht beratscUagen. Eben- 
soweni«: darf es die Landwehr, wenn sie zusammenberufen ist 
Auch wenn sie nicht zusammenbonifen ist, sind Versaiinnlunrien 
und Vereine der Landwehr zur Beratung militärischer Belehie und 
Anordnungen niciit gestattet 

Art 38. Die Errichtung von Lehen und die Stiftung von 
Familien-Fideikoni missen ist untersagt. Die bestehenden Lehen 
und Fainilien-Fideikommisse sollen durch gesetzliche Anordnung 
in freies Eigentum umgestaltet werden. 

Art. 39. \'orstehende Bestimmungen (Art 38) linden auf 
die Tlu-onlelicu, das Königliche Haus- und PrinzUche Fideikommiss 
sowie auf die ausserhalb des Staates belegenen Lehen und die 
ehemals reichsunmittelbaren Besitzungen und Fideikommisse, in- 
sofern h^tztere durch das deutsche Bundesrecht gewälirleistet sind, 
zur Zeit keine Anwendung. Die Rechtsverliültnisse derselben 
sollen durch besondere (iesetze geordnet wcidcii. 

Art 40. Das Recht der freien Verfüguug über das Grund- 
eigentum unterliegt keinen anderen Beschränkungen als denen der 
allgemeinen Gesetzgel )ung. Die Teilbarkeit des Grundeigentums 
und die Ablösbarkeit der Gnmdlasten wird gewährleistet Auf* 
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pehoben ohne Entschädigung sind: ni (1i<M;f»n>lit>^]ierrlichkeit. die 
LHir-herrli Polizei und obrigkeitliche Gewalt, sowie die gewissen 
Gruiid^iückeu zustehenden Hoheitsrechte und Frivile4j[ien, wogegen 
die Lasten und Leistungen wegfallen, welche den bffiher Berech- 
tigten oblagen. Bis zur Emanierong der neuen Gemeindeordnung 
bleibt es bei den bisherigen Bestimmungen hiuBichtlich der Polizei- 
^'f'rwaltun•r. h) Die aus diesen I^ofujinissen, aus der Scliutzherr- 
hclikeit, der früheren KrbiHi!<TTlianigkeit, der früheren Steuer- und 
Ciewerhe-\'erfa.s.sung herstaniuienden Verptlichtungen. Hei erb- 
licher Überlassung eines Grundstückes ist nur die Übertragung 
des vollen Eigentums zulissig; jedoch kann auch hier ein fester 
ablösbarer Zins vorbehalten werden. 

Tit. III. Vom Könige. 

Art. 41. Die Persou des Köni^rs ist unverletzlich. 

Art 42. Seine Minister sind verantwortlich, — Alle Re- ^ 
gienings-AkCe des Königs bedOrfiBii zu ihrer Gültigkeit der Gegen* 
zdchnuttg emes Ministars, welcher dadurch die Verantwortlichkeit 
Qbemimnit 

Art, 43. Dem Kdni^^o allein steht rlie vollziehende (lewalt 
zu. Er ernennt und entlässt die Minister. Er behehlt die Ver- 
kündigung der Gesetze und erlässt unverzüglich die zu deren 
AnsfiUinmg nötigen Verordnungen. 

Art 44. Der König fahrt den Oberbefehl über das Heer. 

Art 45. Er besetzt alle Stellen in demselben sowie in den 
übrigen Zwoi^ifMi des Staatsdienstes, insofern nicht das Gesetz ein 
Anderes verordnet 

Art. 46. Der König hat das Recht, Krieg zu erkiaien, 
Frieden zu schliessen und Verträge mit fremden Regierungen zu 
erriditen. Handelsvertrftge sowie andere Vertrfige, durch welche 
dem Staate Lasten oder einzelnen Staiitsbürgern W'rpfiichtungen 
atiferle'jt wf rden, bedflrfen zu Direr Gültigkeit der Zustimmung 
der Kannnern. 

Art. 47. Der König hat das Recht der Begnadigung und 
Strafmilderung. Zu Gunsten eines wegen seiner Amtshandlungen 
verurteilten Ifinisters kann dieses Recht nur auf Antrag detjenigen 
Kammer ausgeübt werden, von welcher die Anklage ausgegangen 
ist. Kr kann bereits eingeleitete Untersuchungen nur auf Grund 
eines besonderen Gesetzes niederschlagen. 

Art 4H. Dem Könige steht die Verleihung von Orden und 
anderen mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu. 
Er flbt das Münzrecht nach Massgabe des Gesees. 

Art 49. Der König beruft die Kammern und schliesst ihre 
Sitzungen. Kr kann sie entwodrr beide znpfleich oder nur eine 
auflosen. Ks müssen aber in einem solclien Kalle innerhalb eines 
Zeitraums von 40 Tacren naeh der Auflösung die Wähler und 
innerhalb eines Zeiüauuis von Uü Tagen nach der Auflösung die 
Kammern versammelt werden. 
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Art 50. Der König kann die Kaniniern vertafren. Ohne 
deren Zustimmung darf diese Vertagung die Frist von 30 Tagen 
nicht übersteigen und während derselben Session nicht wieder- 
holt werden. 

Art 51. Die Krone ist den Königlichen HansgewtzeD gemäss 

erblich in d^ni Mannsstaninic do> KmvjWchoi) Hanse« nach dem 
Rechte der Erstgeburt und der a^'iiatis( In n Liiiealfolge. 

Art 52. Der König wird mit \ oliendung des 18ten Lebens- 
jahres volljährig. Er leistet in Gegenwart der vereinigten Kammern 
das eidliciie Gelöbnis, die Vei&sBung des Königreichs fest und 
nnverl >rü( lilich zu halten und in Übwemstinimmig mit derselben 
und den (Jesetzen zu r^'^icron. 

Art. 53. Ohne Ijnwilliguug beider Kamiuem kann dw 
König nicht zugleicli Herrscher fremder Reiche sein. 

Art 54. Im Fall der Minderjährigkeit des Königs vereinigen 
sich beide Kammeni 2u einer Versammlung, um die Regentsduift 
und die Vonuundschaft anzuordnen, insofern niclit schon durch 
ein besonderes Gesetzes fflr beides Vorsorge getroffen ist 

Art, 5'). Ist der Köni^' in der Uiniin^'lirlilcott 7U regieren, 
so beruft der Nächste znr Krone oder derjenige, der nach den 
Hausgesetzen an dessen Stelle tritt, beide Kammern, um in Ge- 
mSssheit des Art 54 zu handeln. 

Art 56. Die Regentschaft kann nur einer Person flbertragen 
werden. Der Regient sei i wort bei Antretung der Hegentschaft einen 
Eid, die Verfassung des Königreirhs fest nnrl imverliriU'hlich zu 
halten und in Übereinstimmung mit derselben und den Gesetzen 
zu regieren. 

Art 57. Dem Kron-Fideikommiss-Fonds verbleibt die durch 
das Gesetz vom 17. Januar 1820 auf die Domänen und Forsten 
angewiesene Rente. 

Tit IV. Von den Ministem. 

Art. 58. Die Minister, sowie die zu ihrer Vertretung abge- 
ordneten Staatsbeamten haben Zutritt zu jeder Kammer und müssen 
auf ihr Verlangen zn jeder Zeit gehört werden. Jode Kammer 
kaim die Gegenwart der Minister verlangen. Die Minister haben 
In einer oder der anderen Kammer nur dann Stimmrecht, wenn 
sie Mitglieder derselben sind. 

Art 59. Die Minister k5nnen durch Beschluss einer Kammer 
wehren des Verbrechens der Verfassungs Verletzung, der Bestechung 

und lies Verrates an?eklap:t werden. Über solclie Anklage ent- 
scheidet der ol)erste ( ieriiiitshot" der Monarchie in vereinif^ten Se- 
naten. Solange noch zwei oberj^tc Gerichtshöfe bestehen, treten 
die&eU>en zu obigem Zwecke zusammen. Die nälieren Bestim- 
mungen aber die Fälle der Verantwortlichkeit, Aber das Ver- 
fiilu^n und das Strafmass werden einem besonderen Gesetze vor- 
behalten. 
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Tit V. Von den Kammern. 

Art 60. Die gesetzjjebende Gewalt wird gemeinscluiftlRli 
durch den König und durch zwei Kammern ausgeübt. Die Über- \ 
emstimmimg des Königs und beider Kammern ist zu jedem Ge- ' 
setze erforderlich. 

Art 6L Dem Könige sowie jeder Kammer steht das Recht \ 
zu, Gesetze vorzuschlagen. Vorschläge, welche durch eine der 
Kammern oder durch den König verworfen worden sind, können 
in derseU>en Session nicht wieder vorgebracht werden. 

Art 62. Die erste Kammer besteht aus 180 Mitgliedern, x 

Art 6S. Die Mitglieder der ersten Kammer werden durch 
die Provinzial-, Bezirks- und Kreisvertreter erwthlt (Art 104). 
Die ProM'nzial-, Bezirks- und Kreisvertreter bilden nach nfiherer 
l»estiimming des Wahlgesetzes die Wa}ilkör]>or und wählen die 
nach der Bevölkerung auf die Wahlbezirke tailende Zahl der Ab- 
geordneten.*) 

*) Bei der Revision der VerCuftttOgBurkuQde bleibt TO erwlgen. ob ria 

Teil der Mit|,'licder der ersten Kammer vom Könif^e m erneonen nnd ob den 
Oberbürgermeistern der grossen Städte sowie den Vertretern der Universitäten 
und Akademien der Wissensehafkea und der EQnste ein Siti in der Kammer 
einXDräiimen sein möchte. 

Art 04. Die Legislaturperiode der ersten Kammer wird auf 

sechs Jahre festgesetzt 

Art 65. VVählbar zum Mitgliede der ersten Kaiimier ist 
jeder Preusse^ der das 40ste Lebensjahr vollendet, den Vollbesitz 
der bfirgerlichen Bechte infolge reditskräftigen richterlichen Er- 
kenntnisses nicht verloren und bereits fünf Jahre lang dem preussi- 
schen Staatsverbande angehört liat. 

Art. G6. Die zweite Kaninier besteht aus 850 Mitgliedern. 
Die Walilbezirke werden nach Massgabe der Bevölkerung fest- 
gestellt 

Art 67. Jeder selbstfindi^e Preusse, welcher das 248te ^ 
Leben^abr vollendet, nicht den \ ollbesitz der bürgerlichen Rechte 

infol^re rechtskräftigen ricliterliclieri Erkenntnisses verloren hat. ist 
in der (leineinde, worin er seit sechs Monaten seinen Wohnsitz 
oder Aufenthalt hat, stimmberechtigter Frwäliler. insofern er nicht 
aus öifentlichen Mitteln Arjuenunterstützung erliält.*) 

*) Bei der Bevhion der Verfaasiinj^iirlcande bleibt es tn erwägen, ob 

nicht ein anderer Walilmodus, naini-titlich iKt der Einteiliin;,' iiiu-li bostimmten 
Klassen für Stadt und Land, wobei sämtliche bisherigen Urwähler mitwühleu, 
refzoiielien eein müchte. 

Art 68. Die Urwähler einer jeden Gememde wählen auf 
jede Vollzahl von 250 Seelen ihrer Hevölkenmi; einen Wahhnann. 

Art 09. Die Abgeordneten werden duicli die Wahlniänner 
erwühlt. Die Wahlbezirke sollen so organisiert werden, dass min- ' 
destens zwei Abgeordnete von einem Wahlkörpcr gewählt werden. 1 

Art 70. Die Legislaturperiode der zweiten Kammer wird 
anf drei Jahre festgesetzt 

Art. 71. Znm Abgeordneten der zweiten Kammer ist jeder 
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Preusse wälilbar, der das dreissigste Lebensjahr vollendet, den 
Vollbesitz der bürgerlichen Rechte infolge rechtskräftigen ricliter« 
Hchen Erkenntnisses nidit verloren und bereits ein Jahr lang dem 
preussischen Staatsverbande angehört hat. 

Art. 72. Die Kammern werden nach Ablauf ilirer Lejü;islatur- 
periode neu gewählt. Ein Gleiches geschieht im Falle (Irr Auf- 
lösung. In beiden Fällen sind die bisherigen MitgUeder wieder 
wählbar. 

Art 73. Das Nähere über die Ausführung der Wahlen zu 

beiden Kamni(>rn bestimmt das Wahl-Ausführungsgesetz. 

Art 7 t stf>]1v(i treter für die Mitglieder der beiden Kam- 
mern \vei(ieii nicht ^n'wälilt. 

Art. 75. Die Kainniern werden durch den König regelmässig 
im Monat Novembw jeden Jahres und ausserdem, so oft es die 
Umstände erheischen, einberufen. 

Art, 76. Die Eröffnung und die Schliessung der Kammern 
geschielit durch den Könijr in Person oder durch einen dir/n \<m 
ihm beautf 1 mten Minister in einer Sitzung der vereinigten Kauiniern. 
Beide Ivuinmern werden gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und 
\ geschlossen. Wird eme Kammer aufgelöst, so wird die andere 
• gleichzeitig vertagt 

Art 77. Jede Kammer prüft die Legitimation ilirer Mit- 
glieder und entscheidet darüber. Sie regelt ihren Geschäftsgang 
durch eine Geschäftsordnung und erwäldt ihren Präsidenten, ihre 
Vizepräsidenten und Schriiti'ührer. Beamte bedürfen keines Ur* 
Uiubs zum Eintritt in die Kammer, Durch die Annahme eines 
besoldeten Staatsamtes oder einer Beförderung im Staatsdienste 
verUert jedes Mitglied einer Kammer Sitz und Stimme in der- 
selben und kann seine Stelle nuj- durch eine neue Wahl wieder 
erlangen. Niemand kann Mitglied Im i ler Kammern sein. 

Art 78. Die Sitzungen beider ivanimern sind öli'entlich. 
Jede Kammer tritt auf den Antrag ihres Präsidenten oder von 
10 MitgUedem zu einer geheimen Sitzung zusammen, in welcher 
dann zunächst über diesen Antrag zu besddiessen ist 

Art 79. Keine der boifleu Kammern hv.m einen Beschlnss 
fassen, wenn nicht die Mehrh«Mt ihrer Mitglieder anwesond ist 
Jede Kammer fasst ihre Beschlüsse nach absoluter Stimuicumehr- 
heit, vorbehaltlich der durch die Geschäftsordnung für Wablea 
etwa zu bestimmenden Ausnahmen. 

Art 80. Jede Kammer hat für sich das Recht, Adressen 
au den König zu ricliten. Niemand darf den Kammern oder einer 
derselben in Person eine Hittschrift oder A»lresse überreichen. 
Jede Kammer kann die au sie gerichteten iSciinlten an die Mi- 
nister aberweisen und von denselben Auskunft Aber eingehende 
Beschwerden verlangen. 

Art 81. Eine jede Kammer hat die Befugnis, behufs ihrer 
Itifoiuintion Kommissionen zur Untersuchung von Xhatsachen zu 
ernennen. 
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Art. 82. Die Mitglieder beider Kammern sind Vertreter des 
ganzen Volkes. Sie stimmen nach ihrer fireien Oberzeagung und 
sind an Aufträge und Instraictionen nicht gebunden. 

Art 83. Sie können weder für ihre Abstimmungea in der 

Kammer noch fnr ihre darin ansgesprochenon Meinungen zur 
Rticheiischaft {gezogen werden. Kein Mitglied einer Kammer kann 
ohne deren Genehmigung wahrend der Sitzungsperiode wegen 
einer mit Strafe bedrohten Hsndlung zur Untersuchung gezogen 
oder verhaftet werden, ansser wenn es bei Ansflbnng der T%at 
oder binnen der nächsten 24 Stunden nach derselben ergrifiiBn 
wird r;ieiche Oenehmifnmg ist bei einer Verhaftung wegen 
Schulden notwendig. Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied (Icr 
Kammern und eine jede Untersuchungs- oder Civilliaft wird für 
die Dauer der Sitzung aufgehoben, wenn die betreffende Kammer 
es verlangt 

Art 84. Die Mitglieder der ersten Kammer erhalten weder 
Reisekosten noch Diäten. Die Mitglieder der zweiten Kammer ) 
eHnIfen aus der Staatskasse Reisekosten und Difiten nach Mass- 
gäbe des Gesetzes. Ein Verzicht hierauf ist unstatthaft. 

Tit VI. Von der richterlichen Gewalt 

Art. 85. Die richterliclie Uiiwalt wird im Namen des Königs 
durch unabhängige, keiner anderen iVutuntiit als der des Gesetzes 
unterworfene Gerichte ausgeflbt Die Urteile werden im Namen 
des Königs ausgdiertigt und vollstreckt 

Art 86. Die Richter werden vom Könige oder in dessen 
Nnmon auf ihre Lebenszeit ernannt Sie können nur durch Richter- 
spruch aus Gründen, welche die Gesetze vorgesehen und bestimmt 
haben, ihres Amtes entsetzt, zeitweise enthoben oiier unfreiwillig 
an eine andere Stelle versetzt und nur aus den Ursachen und 
unter den Formen, weldie im Gesetze angegeben sind, pensioniert 
werden. Auf die Versetzungen, welche durch Veränderungen in 
der Organisation der Gerichte odor ihrer Bezirke nötig werden, 
findet diese Bestimmung keine Anwendung. 

Art 87. Den Richtern dürfen andere besoidcLe Uui t^iäiuter 
nicht fibertragen werden. Ausnahmeii sind nur auf Grand eines 
Gesetzes zullssig. 

Art 88. Die Organisation der Gerichte wird durch das 
Gesetz bestimmt 

Art.. 89. Zu einem Richteramte darf nur der heruftm werden, 
welcher sich zu demselben nach Vorschrift der Gesetze betahi^^t liat 

Art 90. Gerichte für besondere Klassen von Angelegen- 
heiten, insbesondere Handels- und Gewerbegerichte sollen im Wege 
der Gesetzgebung an den Orten errichtet werden, wo das Be<lüi fnis 
solche erfordert Die Organis;uion und Zuständigkeit der Han- 
dels-, Gewerbe- un<l MilitJirjienchte. das Verfahren bei denselben, 
die Ernennung ihrer Mitglieder, die besonderen V^erhiiltnisie tler 

Altmano, Urkk. z. brtndb.-pren«». VerfaMUnj^sgM«*!!. II. 10 
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letzteren und die Dauer ihres Amtes werden durch das Gesetz 
fastgestellt 

Art. 91. Die noch bestehenden beiden obersten Gerichtshöfe 
sollen zu einem einzigen vereinigt werden. 

Art. 92. Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte 
in Civil- und Straibadien i>olleu üifentlicli äein. Die ÜÜentlichkeit 
kann jedoch durch ein öffentlich zu verkündendes Urteil ausge- 
schlossen werden, wenn sie der Ordnung odei- den guten Sitten 
Gefidir drolit. Xuvh in Civilsadien kann die Öffentlichkeit durch 
Gesetze beschränkt werden. 

Art. 93. Hei den mit ;?ciiweren Strafen bedrohten \'er- 
brechen, bei allen politischen Verbrechen und bei Pressvergeheu 
erfolgt die Entscheidung über die Schuld des Angeklagten durch 
Geschworene. Die Bildung des Geschworenengerichts wird durch 
ein Gesetz geregelt. 

Art. 94. Die Kompetenz der Cierichte und \ erwaltung«- 
beliuiden wird durch das Gesetz bestimmt. Über Kompetenz- 
kontiiktc zwischen den Verwaliungs- und Gerichtsbehörden ent- 
scheidet ein durch das Gesetz bezeichneter Gerichtshof. 

Art 95. Es ist keine vorgängige Genehmigung der Behörden 
nötig, um Ttficntliclio Civil- und Militarl»eamte wegen der dnrrh 
Übersdirc iiiiiiL,' ihrer Amtsbefiignisse vorübten Rechtsverletzungeu 
gerichtlich zu belangen. 

Tit VII. Von den Staatsbeamten. 

Art. 9(i. Die besonderen Rechtsverlialtuisse der nicht zum 
Richterstande geb<"n^'<Mi Staatsbeamten einst lilifFslirh der Staats- 
anwälte sollen (Im ( Ii ein Gesetz gereuelt v, erden, welches, ohne 
die Regierung in der Wahl der au.stulirenden Organe zweckwidrig 
zu bescliränkcn, den Staatsbeamten gegen willkürliche Entziehung 
von Amt und Emkomroen angemessenen Schutz gewahrt 

Art 97. Auf die Ansprüche der vor Verkündigung der \'er- 
fassungsurkunde ctatsnulssig angestellten St latslicamten soll im 
Staatsdienergesetz besondere Rücksidit genommen werden. 

Tit VIIL Von der Finanz Verwaltung. 

Art 98. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats mfissen 

für jedes Jalir im voraus veranschlagt und auf den Staatshaus- 
halts-Etat gebracht werden. Letzterer wird j&hrlich durch ein 
Gesetz fe>t^^estellt. 

Art. 99. Steuern und Abgaben für die Staat^^kasse dürfen 
nur, soweit sie in den Staatshauslialts-Etat aufgenommen oder 
durch besondere Gesetze angeordnet sind, erhoben werden. 

Art 100. In Betreff der Steuern können Bevorzugungen 
nicht eingeführt werden. Die bestehende Steuergesetzgebung wird 
einer Revision unterworfen und dabei jede Bevorzu^nuiLr abgeschafft. 

Art. 101. Gebühren können Staats- oder Kommunalbeamte 
nur auf Grund des Gesetzes erheben. 
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Art 102. Die Anfnahiue von Anleilien für die Staatskasse 

findet nur auf Grund eines Gesetzes statt Dasselbe gilt von der 
Übernahme von Garantieen zu Lasten des Staate. 

Art. lOH. Zu Etatsü))erschreitunjren ist die nacliträgliche 
Genehmig uiig der Kaiameru crfordcrhcli. Die liechnungcu über 
den Staatshaushalt werden von der Ober-ReehnnngslGunmer geprilft 
und festgestelit Die allgemeine Rech im im über den Staatshaushalt 
jeden Jahres einschliesslich einer Ül)ersicht der Staatsschulden 
wird von der Oher-Iiechnungskammer zur Entlastunj^ der Staats- 
regierunjJT den Kannnem vorgelegt Ein besonderes Gesetz wird 
die Einrichtung und die Befugnisse der Ober-liechnungskauiiuer 
bestimmen. 

Tit IX. Von den (ienieinden. Kreis-. Bezirks- und 

Pro viuz ia 1- Verb ä nden. 

Art. 10 i. Da- Gebiet des Freussischen Staates zerfällt in 
Provinzen, Bezirke, Kreide und Gemeinden, deren Vertretung und 
Verwaitnni^ durch besondere Gesetze unter Feethaltang folgender 
Grundsätze näher bestimmt wird: 

1) Cl^er die inneren und besonderen Angelegenheiten der Pro- 
vinzen, Bezirke, Kreise und Genieinden beschliessen aus ge- 
wälüten \'ertretern bestehende \'ersammlungen , deren Be- 
sclüüsse durch die Vorsteher der Provinzen, Beziike, Kreise 
und Gemeinden ansg^hrt werden. Das Gesetz wird die 
Fälle bestimmen, in welchen die Beschlösse der Gemeinde*, 
Kreis-, Bezirks- und Provinzialvertretung der Genehniijxung 
einer höheren Vertretung oder der Staatsregierang unter- 
worfen sind. 

2) Die \ orsteher der Provinzen, Bezirke und Kreise werden von 
der Staadsregiening ernannt, die der Gemeinden von den Ge- 
mein demitgliedem gewählt Die Organisation der Exekntiv- 
gewalt des Staates wird hierdurch nicht berührt. 

iJ) Den Gemeinden inslipsondore steht die selbstämhge Verwal- 
tung ihrer Genieindeaiiu'> lt';renlieiten zu mit Einschluss der 
OrtspolizeL Den JZeitpuakt und die Bedingungen des Über- 
ganges der Polizeiverwaltung an die Gemeinden wird das 
Gesetz bestimmen. Die polizeilichen Funktionen kOnnen in 
Städten von mehr als 30000 Einwohnern anf Staatsorgane 
übertragen werden. 

4) Die Beratungen der Provinzial-, Bezirks-, Kreis- und Ge- 
momdevertretuugen sind in der Kegel öflfentUch. Die Aus- 
nahmen bestimmt das Gesetz. Über die Einnahmen und 
Ausgaben muss jährlich wenigstens ein Bericht veröffentlicht 
werden. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art 105. Gesetze und Verordnungen sind nur verbindlich, 
wenn sie zuvor in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form bekannt 
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gemacht word<9i sind. Wenn die Kammern nicht versammelt smd, 
köinif^Ti m dringenden Fällen unter \"('rniit\vortlichkeit des pe- 
bcuuten Staatsiiiinisteriums Verordnuugcu uiit Gesetzeskraft erlassen 
werden; dieselben sind aber den Kammern bei ihrem nfichsten 
Znsammentiitt zur G^ehmigung sofort vonulegen. 

Art 100. Die Ver&ssiing kann auf dem ordentUchen Wege 
der Gesetzgebung abgeändert werden, wobei in jeder Kammer £e 
gewöhnliche absolute Stin)!i50Ti!iiehrheit genüi:t. 

Art 107. Die Mitglieder der beiden Kammern und alle 
Staatsbeamten haben dem Könige und der Verfassung Treue und 
Gehorsam zu schwören. 

Art 108. Die bestehenden Steuern und Abgaben werden 
forterhoben, und alle Bestimmungen der bestehenden Gesetzbücher, 
einzelnen Gesetze und ^>rordnungen, welche tlcr gegenwärtigen 
Ver&ssung nicht zuwiderlaufen, bleiben in Kraft, bis sie durch 
ein Gesetz abgeändert werden. 

Art 109, AUe durch die bestehenden Gesetze angeordneten 
Behörden bleiben bis zur Ausf&hnmg der sie betreffenden or- 
ganischen Gesetze in Thätigkeit 

Art 110. Für den Fall eines Krieges oder Aufhilirs können 
die Art 5, 6, 7, 24, 25, 26, 27 und 28 der Verfassungstirkiinde 
zeit- und distriktsweise ausser Kraft gesetzt werden. Die uaiiei en 
Bestimmungen darüber bleiben einem besonderen Gesetze vorbe- 
halten. Bis dahin bewendet es hei den in dieser Beziehung be- 
stehenden Vorschriften. 

Übergangs-Bestimmungen. 

Art III. iSoiiten durch die für Deutsciüaud festzustellende 
Ver&ssung Abänderungen des gegenwärtigen Verfossungsgesetzes 
nötig werden, so wird der König dieselben anordnen und diese 
Anordnungen den Kammern bei ihrer nächsten Versammlung mit- 
teilen. Die Kammern ^ver(len thiui Bcschluss darüber fassen, oh 
die vorläufig angeordneten Abajideiiingen mit der deutschen Ver- 
fassung in Übereinstimmung stehen. 

Art 112. Die gegenwärtige Verfiissung soll sofort nach dem 
ersten Znsanmientritt der Kammern einer Revision auf dem Wege 
der Gesetzgebung (Art 60 und 106) unterworfen werden. Das 
im Art. 52 erwälmte eidliche Gel(>l>nis de? Kr>nigs, sowie die vor- 
geschriebene Vereidung der beiden Kammern und aller Staats- 
beamten erfolgen sogleich nach vollendeter Revision (Art 107). 

Urkundlich unter Unserer Hödtsteigenhindigen Unterschrift 
und beigedrudcton KönigHehen InsiegeL 

Gegeben Potsdam den 5. Dezember 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Graf V. Brandenburg, Ladenberg. v. SianteuffiBL v. Stroths. 

Rintelen. v. d. Heydt 
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26. Verordnung über die VV^ahl der Abgeordueten 
zur zweiten Kammer. 1849 Mai 30. 

GawUMmiiilQng 1849, S. 205—210. 

Wir Friedrich Willielui, von Gottes Gnaden l\ünig von 
PreuBsen etc etc verordnen in AusfUining der Artikel 67 bis 74 

und auf Grund des Artikels 105 der Verfässunf^surkunde [v. 1848: 
Nr. 25] auf den Antrag' Unseres Staatsniinisteriums, dass statt 
des Wahlgesetzes für die Al)';eor(lneten der zweiten Kammer vom 
6. Dezember 1S48 die nachfolgenden näheren Bestimmungen zur 
Anwendung zu bringen sind: 

§ 1. Die Abgeordneten der zweiten Kammer werden von 
Wahhnännem in Wahlbezirtran, die WaUmlnner von den Ur- 
wShlem in Urwahlbezirken gewählt. 

§ 2. Die Zahl der in jedem Regierungsbezirke zu wählenden 
Abgeordneten weist das anliegende [wegi/elasnenl \'erzeichnis nach. 

§ 8. Die Bildung der W^ahlbezirke ist nach Massgabe der 
durch die letzten allgemeinen Zäldungen ermittelten Bevölkerung 
von den Regierungen dergestalt zn bewirken, dass von jedem 
WahlkArper mindestens zwei Abgeordnete zu wSldeii sind. Kreise, 
die zu verschiedenen Regierungsbezirken gehören, können aus- 
nahniswoi^^p durch den {)l)or-Präsident«n zu einem Wahlbezirke 
vereinigt werden, wenn es na('h der Lage und den sonstigen Ver- 
hältnissen der ersteren nötig erscheint 

§ 4. Anf jede VoUzahl von 250 Seelen ist ein Wahlmann 
zn wählen. 

§ 5. Gemeinden von weniger als 750 Seelen, sowie nicht 
zu einer Gemeinde gehörende bewohnte Besitzungen werden von 
dem Landrate mit einer oder mehreren benachbarten Gemeinden 
zu einem Urwahlbezirke vereinigt. 

§ 6. Gemeinden von 1750 oder mehr als 1750 Seelen 
werden von der Gemeinde-Verwaltungsbehörde in mehrere Ur- 
wahlbezirke geteilt Diese sind so einzurichten, dass höchstens 6 
Wahlmänner darin zu wählen sind. 

§ 7. Die Urwahlbezirke müssen, soweit es thunlich ist, so 
gebildet werden, dass die Zahl der in einem jeden derselben zu 
wShIenden Wabhnflnner durch drei teilbar ist 

§ 8. Jeder selbstständige Preusse, welcher das 24 ste Lebensjahr 
vollendet und nicht den Vollbesitz der bürgerlichen Rechte infolge 
rechtskräftigen richterlichen Erkenntnisses verloren hat, ist in der 
Gemeinde, worin er seit sechs Monaten seinen Wohnsitz oder 
Aufenthalt hat, stimmberechtigter Urwähler, sofern er nicht aus 
öffentlichen Mitteln Armennntenvtlltzung erhSlt 

§ 9. Die Militärpersonen des stehenden Heeres und die 
Stamm-Mannschaften der Landwehr wählen an ihrem Standort(% 
ohne Rücksicht darauf, wie lange sie sich an demselben vor der 
Wahl aufgehalten haben. Sie bilden, wenn sie in der Zahl von 
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750 Manu oder darüber zusammenstehen, einen oder mehrere be- 
sondere Wablbesirke. Landwdirpfliditige, welehe zur Zeit der 
Wahlen zum Dienste einberufen sind, wSlden an dem Orte ihres 
Aufenthaltes für ihren Heimatsbezirk. 

§ 10. DiV Fl Wähler werden nach Massgabe der von ihnen 
zn entrichtenden direkten Staatssteuem (Klassensteuer, Grund- 
steuer, Gewerbesteuer) in 3 Abteilungen geteilt, und zwar in der 
Art, dan auf jede Abteiiung ein Drittefl der GesamtBumme der 
8teuerbetrSge aller Urwähler fUlt Diese Gesamtsumme wird be- 
rechnet: a) gemeindeweise, felis die Gemeinde einen Urwahlbezirk 
für sich bildet oder in mehrere Urwahlbezirke ?:etei!t ist H); 
b) bezirksweise, falls der Urwahlbezirk aus mehreren Gemeinden 
zusammengesetzt ist 5). 



selbe zuttSchst die etwa in Gemissheit der Verordnung vom 4. 
April 1848 anstatt der indirekten eingeführte direkte Staatssteuer 
ein. Wo weder Klassensteuer noch klassifizierte Steuer auf 
Grund der ^*e^orduung von» 4. April lbi8 erhoben wird, tritt an 
Stelle der Klassensteuer, die in der Gemeinde zur Hebung kom- 
mende, direkte Kommunalsteuer. Wo auch eine soldie ausnahms- 
weise nicht besteht, muss von der Gemeindeverwaltung nach den 
Grundsätzen der Klassenstcuer-Veranlagung eine ungefthre Ein- 
Schätzung bewirkt und der Retra*; ausgeworfen werden, welchen 
jeder Urwälder danach als Klassensteuer zu zalden haben würde. 
Wird die Gewerbesteuer von einer Handelsgesellschaft entrichtet, 
so ist die Steuer behufs Bestimmung, in welche Abteilung die 
Gesellschafker gehören, zu gleichen Teilen auf dieselben zu 
repartieren. 

(15 12. Die erste Abteilung besteht aus denjenigen T Ur- 
wählern, auf welche die höchsten Steuerbeträge bis zum Belaufe 
eines Dritteiis der (iesanit^iteuer (>? 10) fallen. Die zweite Ab- 
teilung bestdit aus demjenigen Urwählern, auf welche die nächst 
niedrigeren Steuerbetrftge bis zur Grenze des zweiten DritteQs 
fallen. Die dritte Abteilung besteht aus den am niedrigsten be> 
steuerten T^rwählern, auf welche das dritte Dritteil fnllt. In diese 
Abteilung gehören auch diejenigen Urwähler, welche keine Steuer 
zahlen. 

§ 13. Solange der Grundsatz wegen Aufhebung der Ab- 
gabenbefreiung in Bezug auf dto Klassensteuer und direkte Kom- 
munalsteuer noch nicht durchgeführt ist, sind die zur Zeit noch 
befreiten Urwähler in fliejenige Abteilung aufzunehmen, welcher 
sie angehören würden, wenn die Befreiungen bereits aufgeliol itn wären. 

§ 14. Jede Abteilung wäldt ein Dritteil der zu wäiilenden 
Wahlmänner. Ist die Zahl der in einem Urwahlbezirke zu 
wählenden Wahlmänner nicht durch 3 teilbar, so ist, wenn nur 1 
Wahlmann übrig bleibt^ dieser von der zweiten Abteilung zu 
wählen. Bleiben 2 Wahlniänner liliritr. so wfihlt die erste Ab- 
teilung den einen und die dritte Abteiiung den anderen. 




erhoben wird, tritt flBr die- 



Digrtized by Google 



26. Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer 1849. 



151 



S 15. In jeder Gemeinde Ist sofort ein Veizeiduiis der 
stinnnb«reditigten Urwähler (Urwählerliste) aofiEUStellen, in welchem 
hei jedem einzelnen Namen der Steuerbetrag angegeben wird, den 
der Un»'ihler in der Gemeinde oder in dem ;nis mehreren fle- 
nieinden zusammengesetzten Urwahlbezirk zu entricliten hat. Dies 
Verzeidmis ist öti'entlidi auszulegen und, dass dieses geschehen, 
in ortsObUcher Weise bekannt zu machen. Wer die Aufetellung 
ftlr unrichtig oder unvollstSndlg hlllt, kann dies innerhalb dreier 
Tage nach der Bekanntmadrang bei der Ortsbehörde oder dem 
von dersf'lhen dazu ernannten Kommissar oder der dazu nieder- 
gesetzten Ivoniniission schriftlich nnzei^en oder zu Protokoll ^eben. 
Die Entscheidung darüber stellt in deu Städten der Gemeinde- 
Verwaltungsbehörde, auf dem Lande dem Landrate zu. In Ge> 
meinden, die in mehrere Urwahlbeorke geteilt sind, erfolgt die 
Aufstellung der ITrwfihlerlisten nach den einzelnen Bezirken. 

5; lt>. Dir Abteilungen (§ 12) worden seitens derselben 
Behörden festgusteilt. welche die Urwahlbezirke ftl><;retizen (§§ 5. n». 
Eben diese Behörden l»al)en für jeden Urvvalilbezirk das Lokai, 
in welchem die auf den Bezirk l>ezügliche AbteilungsUste öffent- 
lich auszulegen und die Wahl der Wahlmftnner abzuhalten ist, zu 
bestimmen und den Wahlvorsteher, der die Wahl zu leitmi hat, 
<;owie einen Stellvertreter desselben für \'erhinderungsßUle zn er- 
nennen. In Bezug auf die Bericlitigung der Abteilungsli.sten 
kommen die \'orsclirifteii des § 15 gleichniässig zur Anwendung. 

§ 17. Der Tag der Wahl ist von dem Minister des Innern 
festzusetzen. 

§ 18. Die Wahlmänner werden in jeder Abteilung aus der 
Zahl der stimmberechtigten Urwähler des Urwahlbezirks ohne 
Rücksicht auf die Abteiluntr ^'ewalilt. Mit Ausnalune des Falles 
der Aufif^sung <ler Kammer sind die Wahlen der Wahlinanner 
iur ilie ganze Legislaturperiode dergestalt gültig, dass bei einer 
erforderlich werdenden Ersatzwahl ^es Abgeordneten nur an 
Stelle der inzwischen duicli Tod, Wegziehen aus dem Urwahlbe- 
zirk oder auf sonstige Weise ausgeschiedenen Wahlmftnner neue 
zu wählen sind. 

;< II). Die Urwälder sind zur Wald durch ortsübliche Be- 
kanntmachung zu berufen. 

§ 20. Der Wahlvorsteher ernennt aus der Zahl der Ur- 
wähler des Wahlbezirfcs einen Protokollführer sowie 3 bis 6 Bei- 
sitzer, welche mit ihm den Wahlvorstand bilden, und verpflichtet 
sie mittelst Handschlags an Eidesstatt. 

§ 21. Die Wahlen erfolgen abteilungsweise durch Stinnii- 
gebung zu Protokoll nach absoluter Mehrheit und nach den \ Ur- 
schriften des Reglements (§ 32). 

§ 22. In der Wahlversammlung dVafm weder Diskussionen 
stattfinden noch Beschlüsse gefasst werden. Wahlstimmen, unter 
Protest Oller ^'orbeliult abgegeben, sind ungültiL'. 

§ 23. Ergiebt sich bei der ersten Abstiinniuiig keine abso- 
lute Stimmenmehrheit, so tindct die engere Wahl statt. 
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§ 24. Der gewählte Wahhnaim iiiusB sich Aber die Au- 
nahme der Walil erklären. Eine Annahme unter Protest oder 
Vorbehalt gilt als Ablehnimg und zieht eine Ersatzwahl nach sich. 

J} 25. Das Protokoll wird von dem Walilvorbtande (i; 20) 
unterzeichnet und sofort dem Walilkonniubsar (§ 26) für die 
Wahl der Abgeordneten eingereicht 

§ 26. Die Regierung ernennt den Wahlkomroissar für jeden 
Wahlbezirk zur Wahl der Abgeordneten und bestinmit den WaJilort. 

^ 27. Der Wahlkomniissnr lieruft die Waldmänner mittelst 
scliriliiicher Einladung zur Walil der Abfzeordneten. Er hat die 
Verhandlungen über (lie Urwahlen nach den Vorschriften dieser 
Verordnung zu prüfen und, wenn w einzelne Wahlakte fllr un- 
gültig enäten sollte, der Versantmlnng der Wahhnänner seine 
Bedenken zur endgültigen Entscheidung vorzutragen. Nach Aus- 
schlies-^img derjenigen Walilmänner, deren Wald fiir unfrulti^ er- 
kannt ist, schreitet die Versanunlung sofort zu deni eigentlichen 
Waiilgeschäfte. Ausser der vorgedachten Erörterung und Ent- 
scheidung Aber die etwa gegen einzelne Wahlakte erhobenen Be- 
denken dürfen in der Versammlung keine Diskussionen stattfinden 
noch Beschlüsse gefasst werden. 

§ 28. Der Tun «l^"'" -»hl der Abgeordneten ist von dem 
Minister de.s Innern festzusetzen. 

§ 29. Zum Abgeordneten ist jeder Preusse wäldbar, der 
das dreissigste Lebensjahr vollendet, den Vollbesitz der bfirger- 
lichen Rechte infolge rechtskräftigen richterlichen Erkenntnisses 
nicht verloren hat und bereits ein Jahr Umg dem preussischen 
Staatsverhande ^.'ehört. 

§ HO. Die Wahlen der Abgeordneten erfolgen durch Stimm- 
gehuug zu Protokoll. Der Protokollführer und die Beisitzer 
werden von den Wahimännem auf den Vorschlag des Wahl- 
kommissarius gewählt und bilden mit diesem den Wahlvorstaiid. 
Die Wahlen erfolgen nach absoluter Stimmenmehrheit. Wald- 
stimnion. iintor Protest oder V'orbehalt abgegeben, sind un'jfilti^. 
lElrgiebt si( h hei der ersten Alt^tiinnuing keine absolute Mehiheit, 
SO wild zu einer engeren \\ ald geschritten. 

§ 31. Der gewShlte Abgeordnete muss sich Uber die Annahme 
oder Ablehnung der auf ihn gefalleiu n Wahl gegen den Wahlkoni- 
missarius erklären. Eine Annahnie-Krklänin^r unter Protest oder 
Vorbehalt gilt als Ablehnun^r und hat eine neue Wahl zur Folge. 

§ 32. Die zur Ausführung dieser \ enndnuni,' erforderlichen 
nfthereu Bestimmungen hat Unser Staatbministeriuui in einem zu 
erlassenden Reglement zu treffen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigen hiuidigcn Untersclu"ifl 
und beigedrucktem Königlichen Insxegel. 
Gegeben Sanssouci den 30. Mai 1849. 

Friedrich Wilhelm. 
Gr. V. Brandenburg, v. Ladenberg. v. ManteulfeU v. Strotha. 

V. d. Heydt v. Babe. Simons. 
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27. Vertassuugsurkunde 1850 Jan. 31. 

GesetzsammluDg 1850, S. 17 ff. 

"Wir Friedlich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc ete tliiin kund und fügen zu wissen, dass Wir, 
nachdem die von Uns untenn 5. Dez. 1848 [Nr. 25] vnr)>o}m)tlich 
der Revision im ordentlichen Wege der Gesetzgebung N tikündigte 
fiBd von beiden Kamineni Unseres Königreicbs anerkannte Ver- 
&S8nng des preossischen Staats der darin angeordneten Revision 
unterworffMi ist. die Verfassung in Überetnstimmnng mit beiden 
Kammern endgültig fest^-'estellt haben. 

Wir verkünden demnadi dieselbe als Staatsgran dge setz, 
wie folgt; 

Tit I. Vom Staatsgebiete. 

Art 1. Alle Landesteile der Monarchie in ihrem gegen- 
wirtigen Um&nge bilden das prenssisdie Staatsgebiet 

Art. 2. Die Grenzen dieses Staategebiets können nur durch 
ein Gesetz verändert werden. 

Tit II. Von den Rechten der Prenssen. 

Art. 3. Die Verfassung und das Gesetz bestimmen, unter 
welchen Bedingungen die Eigenschaft eines Preussen und die 
staatebürgerlichen Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden. 

Art. 4. Alle Prenssen sind vor dem Gesetze gleich. . 
Standesvonechte finden nicht statt*). Die <>tt>ntlichen Ämter sind 1 
unter Einhaltun-i der von den Gesetzen festgestellten Bedingungen / 
für alle dazu liefaliigten gleich zugänglich, 

Art 5. Die pOTsOnuche Freiheit ist gewfihrleistet Die Be- 
dingungen und Fonuen, unter welchen eine I^eschränkung der- 
selben, insbesondere eine Verhaftung zulSssig ist, werden durch 
das (Gesotz bestnnmt 

Art. fi. Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen in 
dieselbe und Haussuchungen, sowie die Beschlagnahme von Briefen 
und Papimn sind nur in den gesetzlich bestimmten FSUen und 
Formen, gestattet. 

Art 7. Niemand darf seinem gesetzliclien Richter entzogen \ 
werden. Ausnaluuegenchte und ausserordentiiche Kommissionen > 
sind unstatthaft. 

ArL 8. Strafen können uui in Gemässheit des Gesetzes an- 
gedroht oder verhfingt werden. 

Art. 0. Das Eigentum ist unverletzlich. Es kann nur aus 
Gründen des öffentlichen Wohles gegen vorgängige, in dringenden 
Fällen wenigstens vorläurig festzustellende Entschädigung nach 
Massgabe des Gesetzes entzogen oder beschränkt werden. 



1) Dnreh ^« BeiobB^tetzeebuoff nunmehr stark modifiaeit. 

2) Über die Rechte dw ehemabg«!! Bwichroamittetbaftn «. Gm. t. 10. 

Juni 1854 ifiB. S. 363). 
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Art 10. Der bürgerliche Tod und die Strafe der Vermögeus- 
eiiiziefaiuig finden nicht statt 

Art 11. Die Freiheit der Auswanderung kann von Staats- 
wegen nur in Bezug auf die Wehrpflicht beschrftakt werden. Ab- 
zngBgelder dürfen niclit erhohen werden. 

Art. 12. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der \'er- 
einiguug zu Religionsgesellschaften (Art 30 und 31) und der 
gemeinsamen hinuiciien und Oflentliciien Religionsflbung wird ge- 
währleistet. Der Genuss der bllri^lichen und staatsbürgerlictoi 
Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. Den 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Aus- 
übung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 

Art. 13. Die Religionsgesellscliaften, sowie die geistlichen 
Gesellschaften, welche keine Korporationsrechte haben^ kOnnen 
diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen. 

Art. 14. Die christliche Religion wird bei denjenigen Ein- 
richtungen des Staats, welche mit der Religionsübung im Zusam- 
menhange stehen, unbeschadet der im Art 12 gewährleisteten 
Religionsfreiheit^ zum Grunde gelegt 

r Art 15.*) Die evangelisdie und die rOniisch-katholische 

Airche, sowie jede andere Religionsgesellscbaft ordnet und ver- 
waltet ihre Angelegenheiten selbständig und bleibt im Besitz 
und (lenuss der für ihre Kultus-. Unterrichts- und Wohlthätig- 
keitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds. 

Art 16.^^ Der Verkehr der ReligionsgescUschaften mit 
ihren Oberen ist ungehindert Die Bekanntmachung kirchlicher 
Anordnungen ist nur denjenigen Beediränkungen unterworfen, 
welchen alle übrigen \'erölTentlichungen unteiliegen. 

Art. 17. ri>er das Kirchenpatronat und die Bedingungen, 
unter welchen dasselbe aufgehoben werden kann, wird ein be- 
sonderes Gesetz ergehen. 

Art 18.*) Das Emennnogs-, Vorschlags-, Wahl- und Be- 
stätigungsrecht bei Besetzung kirchlicher Stellen ist, soweit es dem 
Staate zusteht und nicht auf dem Patronat oder besonderen 
Rechtstiteln berulit, aufgehoben. Auf (be Anstellung von (ieist- 
lichen beim Militär und an öffentlichen Auötalteu hadet diese Be- 
stimmung keine Anwendung. 

Art 19. Die Einführung der Civilehe erfolgt nach Mass- 
gäbe eines besonderen Gesetzes, was auch die FOhmng der Civil- 
standsregister regelt 

Art 20. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 

Art 21. Für die Bildung der Jugend soll durch ötfentliclie 
Schulen genügend gesorgt werden. Eltern und dereu Stellver- 
treter dflnen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den 
Unterricht lassen, welcher für die öfientüchen VolkMchulen vorge- 
schrieben ist 



8) Aufgehoben durch Ges. v. 18. Juni 1875 (GS. S. 259). 
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Art 22. Unterricht zu erteilen and Unterricht&anstalten 
zu granden und zu leiten, steht jedem firei, wenn er seine sitt- 
liche, wissensdiafUiche und tcclmisehe Befibigung den betreffenden 

Staatsbehörden nachgewiesen hat. 

Art 2H. Alle ötfentlichen und Privat-ünternehts- und Er- 
ziehungsanstalten stehen unter der Aufsicht vom Staate emauuter 
Behörden. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und Ptiichten 
der Stutsdiener. 

Art 24. Bei der Einrichtiuig der öffentlichen \'olksschulen 
sind die konfessionellen Verhältnisse möglichst zu berücksichtifjen. 
Den religiösen T7nterricht in der Volksschule leiten die betreffen- 
den ReligionsgeseUsciiaften. Die Leitung der äusseren Angelegen- 
heiten der Volksschule steht der Gemeinde zu. Der Staat stellt 
unter gesetxUdi geordneter Beteiltgung der Gemeinden aus der 
Zahl der Befähigten die Lehrer der öffentlichen Volksschulen an. 

Art 25. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung un«l Er- 
weiterun«^ der öticntiicheii \'nlk8scliule werden von den Gemeinden 
und im Falle des nachgewieseneu Unvermögens ergänzungs weise 
vom Staate aufgebracht Die auf besonderen Rechtstitehi be- 
ruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben bestehen. Der Staat 
gewährleistet demnaeh den VolksschnUehrem ein festes, den 
Lokalvcrhältnissen angemessenes Einkommen. In der öffentlichen 
Volksschule wird der T^ntcirkht unentgeltlich erteilt 

Art 26. Ein besonderes Gesetz regelt das ganze Unter- 
richtswesen. 

Art 27. Jeder Preuase bat das Recht, durch Wdrt, Schrift, 
Druck und bildliche Darstellung seine Meinung frei zu äussern. 

Die Zensur darf nicht oin^reführt werden, jede andere Besdirftn- 
kung der Pressfreiheit nur im Wege der ('»esetzfjebung. 

Art 28. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder 
bildliche Darstellung begangen werden, sind nach den allgemeinen 
Strafgesetzen zu bestrafen. 

Art 29. Alle Preussen sind berechtigt, sich ohne vorgiingige 
obri^'keitliche Erlaubnis friedlich und ohne Waffe n in geschlosse- 
nen Räninen zn versammeln. Diese Bestimmung bezieht sich 
nidit aul \ tisauiuilunjien unter freiem Himmel, welche auch in 
• Bezug auf vorgängige obrigkeitliche Erlaubnis der VerfClguiig 
des ueeetm unterworfen sind. 

Art 30. Alle Preussen haben das Recht sich zu solchen 
Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in CJe- 
sellschaften zu vereinijien. Das (iesetz regelt insbesonciere zur 
Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit die Ausübung des in 
diesem und in dem vorstehenden Artikel (29) gewährleisteten 
Rechts. Politisehe Vereine kOnnen BMchränkungen und vorüber- 
gehenden Verboten im Wege der Gesetzgebung unterworfen werden. 

Art 31. Die lieilingungen, unter welchen Korporationsrechte 
erteilt oder verweigert werden, bestiuinit das Gesetz. 

Art 32. Das Petitionsrecht steht allen Preussen zu. Po- 
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titioneo unter einem Gesamtnamen sind nur Behörden und Kor- 
porationen gestattet. 

Art. 88. Das Briefgeheimnis ist unverletzlich. Die bei 
straf^^oriclitliclien Untersuchungen \um\ m Kriegsfällen notwendigen 
Best- liiänk II Ilgen sind durcli die (rej>elz.4i'l'inig festzustellen. 

Art. 8i. Alle Preussen sind weiiiptiichtig. Den Umfang 
und die Art dieser Pflicht bestimnit das Gesetz. 

Art 35. Das Heer begreift alle A1)teiliingen des stehenden 
Heeres und der Landwehr. Im Falle des Krieges kann der König 
nach Massgabe des (ifsptz^s den Lfindstunn auflüeten. 

Art. 36. Pip Itcniiiinete Maeiit kann zur Unterdrück-ung 
innerer Unruhen und zur Ausführung der Gesetze nur in den 
vom Gesetze bestimmten FSllen und Formen und auf Requisition 
der Civilbehörde verwendet werden. In letzterer Beziehung hat 
das Gesetz die Ausnahmen zu bestimmen. 

Art 37. Der Militärgerichtsstand des Heeres beschränkt 
sich auf Strafsachen und wird durch das (besetz geregelt. Die 
Bestimm uiigen über die Militärdisziplin im Heere bleiben Gegen- 
stand besonderer Verordnungen. 

Art. 38. Die bewaffnete Macht darf weder in noch ausser 
dem Dienste beratschlagen oder sich anders als auf Befehl ver- 
sammeln. Versammlungen und Vereine der I^ndwphr zur Be- 
ratung militärischer Einrichtungen, Befehle und Anordnungen sind 
auch däim, weuu dieselbe nicht zusammenberufen ist, untersagt. 

Art 39. Auf das Heer finden die in den Artikehi 5, 6, 29, 
30 und 32 enthaltenen Bestimmungen nur insoweit Anwendung, 
als die militanscben Gesetze und Disziplinarvorschrifton nicht 
entgegenstehen. 

Art. 40."*) Die Errichtung von Lelien und die Stiftung von 
Funiiiien-Fideikonunissen ist untersagt. Die bestehenden Lehen 
und Familien-Fideikommisse soUen durch gesetzliche Anordnung 
in freies Eigentum umgestaltet werden. Auf Famüienstiftungett 
finden diese Bestimmungen keine Anwendung. 

Art 41.*) Vorstehende Bestimmungen (Art. 40) tindpn auf 
die Thronlehen, das Königliche Haus- und Prinzliche Fidrikoiimn^s, 
sowie auf ilie ausserhalb des Staats belegenen Leheu und die eite- 
mals reichsunmittelbaren Besitzungen und Fideikommisse» insofern 
letztere durch das deut.sche Bnndesrecht gewährleistet aisd, zur 
Zeit keine Anwendung. Die Rechtsverhältnisse denelben sollen 
durch besondere (Jesetze geordnet woi-don. 

Art 42.*) Das Recht der freien \ eriügung über das Gruud- 



4) Durch Ges. v. 5. Juni 1852 (GS. 8. 319) sind Art. 40 u. 41, durch 
Ges. Y. 14. April 1856 (GS. S. 858) üt Art 42 «nlSithoben und duch fol- 
gende BdstiiTimungen ersetzt: 

Art 40. Die Enichtuug vou Lehen ist untersagt. Der in Bezog auf 
<!io vorhandonen liehen noch oestebend« Lehosveriwiia «oU duch g«Mtuiefae 
Anordnung aulgelöst werden. 
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eifrentum unterlie^^ keinen anderen Beschnlnkungen als denen der 
allgemeinen ne>Ptxgebung. Die Tf'ill)arkeit des Gnindoigentunis 
und die Ablösbarkeit der Grundlabten wird gewäUrieisiet. Für 
die tote Hand sind Beschränkungen des liechts, liegensdiaften zu 
erwerben und Uber sie zu verfflgen, zulfisdg. Aufgehoben ohne 
Entschädigung sind: 1) die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrüdie 
Polizei und obri^ikeitliche Gewalt, sowie die ^'ewissen Grundstücken 
zustehenden Holieitsrechte und Privilegien; 2) die aus diesen Be- 
fugnissen, ans der Schutzherrlichkeit, der früheren Erbunterthänig- 
keit, der ii üheren Steuer- und Gewerbeverüassung herstammenden 
Verpfliehtnngen. Mit den aufji^obenen Rechten foUen auch die 
Ge^nleistungen und Lasten weg, welche den biiBherigen Berech- 
tiprten daför oblagen. Bei erblicher Überlassung eines (Jrund- 
=tnrk('^? ist nur die Übertragun}i des vollen Fi«rentums zulässig; 
jedoch kann auch hier ein fester ablösban i Zuis vorbehalten werden. 
Die weitere Ausfühiung dieser Bestininiungen bleibt besonderen 
Gesetzen vorbehalten. 

Tit. in. Vom Könige. 

Art. Die Person des Köniirs ist unverletzlich. 

Art. 44. Die Minister des Ivoni^^s sind vernnt wortlich. Alle 
Kegierungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegen- 
zeichnung eines Ministers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit 
übernimmt 

Art, 45. Dem Könige allein steht die vollziehende Gewalt 
zu. Er ernennt und entlässt die Minister. Kr l>efie)i1t die Ver- 
kflndifriinj^' der Gesetze und erlääst die zu deren Auslühruug nöti- 
gen Verordnungen. 

Art 46. Der König führt den Oberbefehl Ober das Heer. 

Art 47. Der König besetzt alle Stellen im Heere sowie in 
den übrigen Zweigen des Staatsdienstes, sofern nicht das Gesetz 
ein anderes verordnet. 

Art 48. Der K(>nig hat das Recht, Krieg zu erklären und 
Frieden zu schliessen, auch andere Verträge mit fremden Regie- 
mni^n zu errichten. Letztere bedflrfen zu ihrer Gfiltigkeit der 
Zustimmung der Kammern, sofern es Handelsverträge sind, oder 
wenn dadurch dem Staate Listen oder einzehien Staatsbflrgem* 
Verpflichtungen auferlegt werden. 



Art. 41. Die Bestimmangen des Art 40 finden «if Thronlehen und 
inf die ausserhalb des Staates hegenden Lehen keine Anwendung. 

Art. 42. Ohne Entschädipinng bleiben anf<,'ohoben nach Massgabe der 
ür^^^ugcnen besonderen Gesetze: 1. dm mit dorn BesiUe gewisser Grundstücke 
Terbandeno Bocht der Aasübung oder Übertragung der richterUchen Gewalt 
(Tit. VI der Vorf.-UrV > und dio aus diesem Rochto fliessooden Exemptionen 
and Abgaben; 2. dio aus dem gerichts- und üchutzborrüchen Verbände, der 
früheren Erbuntertb&nigkeit» d«r früheren Steuer- und Gewerbe- Verfassung 
herstammenden VerftSichtungen. Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch 
die Gegenleistungen und Lasten weg, welche den bisher Berechtigten dafür 
oblftgea. 
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Art. 49. Der Konig liat das "Recht dor Begnadigung und 
Strafniilderun«?. Zu Gunsten eines wegen seiner Amtshandlungen 
verurteilten Ministers kann dieses Recht nur auf Antrag deijenigen 
Kammer aosgellbt werd^ vm welcher die Anklage ausgegangen 
ist Der König kann bereits eingeleitete Untersndmngen nnr auf 
Grund eines besonderen Gesetzes niederschlagen. 

Art. 50. Dem Könige steht die ^>^leihung von Orden und 
anderen mit Vorrechten nicht verbunileneu Auszeichnungen zu. 
Er übt das Münzrecht nach Massgabe des Gesetzes. 

Art 51. Der KOnig beruft die Kammern und sdiUeest ihre 
Sitzungen. Er kann sie entweder beide*) zugleich oder auch nur 
eine auflösen. Es müssen aber in einem solchen Falle innerhalb 
eines Zeitraums von sechzig Taj^en nach der Auflösung die Wähler 
und innerhalb eines Zeitrnnins von neunzig Tagen nach der Auf- 
lösung die Kammern vei sanuiielt werden. 

Art 52. Der König kann die Kammern vmiagen. Ohne 
deren Zustimmung darf diese ^'ertagllng die Frist von dreissig 
Tagen niolit übersteigen und während derselben Session nicht 
wiederholt werden. 

Art. 58. Die Krone ist den Königlichen Hausgesetzen gemäss 
crblicli in dem Mannsstamme des Königlichen Hauses nach dem 
Rechte der Erstgeburt und der agnattscnen Linealfolga 

Art 54. Der König wird mit Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres volljährig. Er leistet in Gegenwart der vereinigten 
Kammern das eidliche Gelöbnis, die Vei-fiissung des K5ni«n'cichs 
fest und iinverl)rüchlich zn halten und in Übereinstimmung mit 
derselben und den Gesetzen zu regieren. 

Art 55. Ohne Efaiwilligung beider Kammern kann der 
K5nig nicht zugleich Herrscher fremder Reiche sein. 

Art. 56. Wenn der König minderjälirig oder sonst dauernd 
verhindert ist, selbst zu reiricren, so flhernimmt deijenige voll- 
jährige Agnat (Art 5Hj, welcher der Krone am nächsten steht, die 
Re^entscliaft Er hat sofort die Kammern zu berufen, die in ver- 
eimgter Sitzung über die Notwendigkeit der Regentschaft be- 
schliessen. 

Art 57. Ist kein volljäliriger Agnat vorhanden und nicht 
bereits vorher ^gesetzliche Fürsorpre für diesen Fall getroffen, so 
hat das Staatäuiinisterium die Kammern zu berufen, welche in 
vereinigter Sitzung einen Regenten erwählen. Bis zum Antritt 
der S^gentsdiaft von Seiten desselben ftlhrt das Staatsministerinm 
die Regierung. 

Art 58. Der Regent übt die dem Könige zustehende Gewalt 
in dessen Namen aus. Derßell>e sfliwört nach Einrichtun}^ der 
Regentschaft vor den veremigien Kummern einen Eid, die \'er- 
fassung des Königreichs fest und uuvei brüchlich zu halten und in 
Ülieremstiinmung mit derselben und den Gesetzen zu regieren. 

5) Tgl. unten Anm. 7 «n Art. SS— 68. 
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Bis zu dieser Eidesleistung bldbt in jedem Falle das bestehende 
gesamte Staatsministeriinn üBr alle RegienrngsbandluDgen ver* 
antwortlich. 

Art 59. Dem Kron-Fideikommissfonds verbleibt die durch 
das Gesetz vom 17. Januar 1820 anf die Einkünfte der Domänen 
nnd Forsten angewiesene Rente. 

Tit IV. Von den Miniütern. 

Arr. Die Minister sowie die zu ihrer Vertretung abge- 
ordneten Staatsbcaiaten haben Zutritt zu jeder Kammer und müssen 
anf ihr Verlangen an jeder Zeit gjMrt werden. Jede Kammer 
kann die Gegenwart der Minister verlangen. Die Bißnister haben 
in einer oder der andenen Kammer nur dann Stimmrecht, wenn 
sie Mitjflieder dorsellten sind. 

Art. f>L Die Minister können durch Beschluss einer Ivanuuür . 
wegen des \'erbrecheus der Verfassungsverletzung» der Bestecliung I 
nnd des Verrates angeklagt werdou Über soldie Anklage ent- / 
scheidet der oberste uerichtshof der Monarchie in vereinigten Se- 
naten. So lange noch zwei oberste Gerichtshöfe bestehen, treten 
dieselben zu obitiein Zwecke zusammen. Die näheren Bestini- 
miingen über die Fälle der Verantwortlichkeit, über das Verfahren 
und über die Strafen werden einem besonderen Gesetze vorbehalten. 

Tit. V. Von den Kammern*^. 

Art 62. Die ^gesetzgebende Gewalt wird gemeinschai'tlich / 
durch den Könip und durch zwei Kammern ausgeübt Die Über- / 
einstiniumiifi des Königs und beider Kammern ist zu jedem Ge- / 1 
setze erforderlich. Finanzgesetz -Entwürfe und Staatshaushalts- M 
Etats werden zuerst der zweiten Kammer vorgelegt; letztere werden / 1 
von der ersten Kammer im ganzen angenommen oder abgelehnt 

Art. 63. Nur in dem Falle, wenn die Anfrechterhaltung der 
ötfentlichen Sicherheit oder die Beseitif^mii^r eines ungewöhnlichen 
Kotstandes es diingend erfordert, können, insofern die Kammern 
nicht versammelt sind, unter Verantworliiciiiieit des gesamten . 
Staatsministerioms Vwordnungen, die der Verftssung nicht zu- // 
widerlaofen, mit Gesetzeskraft eriassen werden. Dieselben sind 7 
aber den Kammern bei ihrem nächsten Zusammentritt znr Geneh- 
migung sofort vorzulegen. 

Art. 64. Dem Könige sowie jeder Kammer stellt das Reclit 
zu, Gesetze vorzuschlagen. Gesetzesvorschläge, welche durch eine 
der Kammern oder den König verworfen worden shid, können in 
derselben Sitzungsperiode nicht wieder vorgebracht werden. 

Art 65.^ Die erste Kammer besteht: 
a) aus den gros^ährigen Königlichen Prinzen; 



Ges. V. 30. Mai 1855 ^GS. S. 316). § 1. Die erste Kummer wird 
fortün Uaa Herrenhaus, die zweite Kammer das Haus der Abgeordneten eenanot. 
7) An 8t*ne der Art 65—68 nnd dovch Ges. v. 7. Ifoi 185S (GS. 8. 181) 
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b) ans den Häuptern der ehemals unmittelbaren reidisständischen 
Häuser in Preussen — und aus den Häuptern deijenigen 
Familien, welchen durch Königliche Verordnung das nach der 
Erstgeburt und Linealfolge zu vererbende Hecht auf Sitz und 
Stimme in der ersten Kammer beigelegt wird. In dieser Ver> 
Ordnung werden zugleich die Bedingungen festgeeelzt, dnreh 
welche dieses Recht an einen bestimmten Grundbesitz gelmfl]ift 
ist Das Recht kann durch Stellvertretung nicht ausgeflbt 
werden und ruht während der Minderjähri-rkcit oder wahrend 
eines Dienstverhältnissen zu der Regierung eines nichtdeutschen 
Staate, ferner auch so lange der Berechtigte seinen Wohnsitz 
ausserhalb Preussen hat; 

c) aus solchen Mitgliedern, welche der König auf Lebenszeit er- 
nennt Ihre Zahl darf den zehnten Teil der zu a und b ge- 
nannten Mitglieder Tiirht übersteigen; 

<^ d) aus neunzig Mit^^liedern, welche in Wahlbezirken, die das 
Gesetz feststeilt, durch die dreissigfachc Zaiil deijenigen Ur- 
wiUer (Art 70% welche die hOehsteo direkten Staatssteuem 
bezahlen, durch direkte Wahl nach Massgabe des Gesetzes 

j( gewählt werden; 

e) aus dreissig nach Massgabe des Gesetzes von den Genieinde- 
räten gewählten Mitgliedern aus den grösseren Städten des 
Landes. 

Die Gesamtzahl der unter a bis c genannten Mitglieder 
darf die Zahl der unter d und e bezeichneten nicht fibersteigen. 
Eine Auflösung der ersten Kammer bezieht sich nur auf die ans 
Wahl hervorgegangenen Mit^rlieder. 

Art 66."') Die liildunj; der ersten Kammer in der Art 65 
bestimmten Weise tritt am 7. August des Jalires 1852 ein. Bis 
zu diesem Zeitpunkte verbleibt es bei dem Wahlgesetze für die 
erste Kammer vom 6. Dezember 1846. 

Art 67.^) Die Legislatur-Periode der ersten Kammer wird 

auf sechs Jahre ff»^t'je«»t7t. 

Art. Wülilbai- zum Mitgliede der ersten Kammer ist 

jeder Preusse, der das vierzigste Lebensjahr vollendet den Voll- 
besitz der btirgerliefaen Rechte infolge rechtskrSftigen richterlichen 
Ertonmtnisses nicht verloren und bereits fQnf Jalire lang dem 
preussischen Staatsverbande angehört hat Die Mitglieder der 
ersten Kammer erhalten weder Reisekosten noch Diäten. 

Art ()9. Die zweite KaniTiier besteht aus dreihundert und 
fünfzig**) Mitgliedern. Die Walilbeziike werden durch das (iesetz 

folponfln r?(!stimninng-pn crntrctnn: Die erste Kammer wird durch Königl. An- 
orduuug gebildet, welche uur durch ein. mit ZusUmmang der Kammern zu 
eriaauiKlet 0«Mts al»freSiidwt wtedsn Icuiil Die «rtte Kammer wiid sa* 
samracngo^' tzt a Mitr^^Hedeni» welelM dflr KOnig mit ecbtidier BarMhtigimg 
oder auf Lebenszeit beruft 

8) Infolge der OMVtm 90. AprO 1851 {GS. S. 218: 352 Mitgliader)» 
17. Mai 1867 (GS. S. 1481 • 80 neue Ab^'eordnete aus den neuen Landesteilen) 
und 23. Juni 1»76 (US. S. 169: 1 Abg. für Laueaburg) beträgt die Zahl jeUt 433. 
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festgesteUt Sie können ans einem oder mehreren Kreisen oder 
aus einer oder mehreren der grösseren Städte bestehen. 

Art, 70. Jeder Preusse, welcher das fünfundzwanziix te 
Lebensjahr vollendet liat und in der Gemeinde, in welcher (^r 
seinen Wohnsitz hat, die Kelaluguiig zu den CJemeindcwahlen be- 
sitzt, ist stimmberechtigter Urwähler. Wer in mehreren Gemeinden 
an Gemeindewahlen teilzunehmen bereehtigt ist darf das Recht 
als Urwähler nur in einer Gemeinde ausüben. 

Art, 71. Auf jede N'ollzald von zweiluindertimdfunfziff Seelen 
der Bevölkerung ein Wahlniann zu wählen. T)\(^ T'rwäldpr 
werden narh Massgabe der von ilnien zu entrichtenden direkten 
Siaatösteuern in (Lrei Abteilungen geteilt und zwar in der Art, 
dasa auf jede Abteilung ein Dritteil der Gesamtsumme der Steuer- 
betiilge aller Urwähler ^It Die Gesamtsumme wird bereeluiet: 
a) gemeinde wf'ise, falls die Gemeinde einen Urwahlliezirk für sich 
bildet; h) bezirksweise, falls der Urwahlbezirk aus mehreren Ge- 
meinden zusammengesetzt ist. 

Die erste Abteilung besteht aus denjenigen Urwählern, auf 
welche die höchsten Steuerbeträge bis sum Belaufe eines DritteUs 
der Gesamtsteuw feilen. Die zweite Abteilung besteht aus den- 
jenigen Urwählern, auf welche die nächst niedrigeren Steuerbeträge 
bis zur Grenze des zweiten Dritteiis fallen. Die dritte Abteilung 
besteht aus den aui niedrigsten besteuerten Urwäldern, auf welche 
das dritte Dritteü fällt 

Jede Abteilung wählt besonders und zwar ein Dritteil der 
zu wählenden Wahlmänner. Die Abteilungen können in nielirere 
"VV ahlverbände eingeteilt werden, deren keiner mehr als fünfhundert 
Urwähler in sich schliessen darf. Die Wahlniiinner werden in 
jeder Abteilung aus der 2^hl der stimmberechtigten Urwähler de^ 
Urwahlbezirks ohne Rtlcksicfat auf die Abteilungen gewählt 

Art. 72. Die Abgeordneten werden durch die Wahlmänner 
gewählt Das Nähere über die Ausführung der Wahlen iiestinimt 
das Wahlgesetz, welches auch die Anordnung für diejenifien Städte 
zu treffen hat, in denen an Stelh; eines T(m1.s der direkten Steuern 
die Maid- und Schlachtsteuer erhoben wnd. 

Art 73.*) Die Legislatur-Periode der zweiten Kammer wird 
auf drei Jahre festgesetzt. 

Art. T L Zum Ah^'eordnetcn der zweiten Kammer ist jeder 
Preusse wälilinir, der (las dreissigste Lebensjaiir vollendet, den 
\ ollbesitz der bürgerlichen Rechte infolge rechtskräftigen richter- 
lichen Erkenntnisses nicht verloren und bereits drei Jahre dem 
preussischen Staatsverbande angehört bat'^ 



9) An afo]h (ks Art. 73 ist dnrcli Gr^setz v. 27. Mai imS (GS. S. 137) 
folgende Bestimmung getreten: Ditt Lugialaturperiode des Hausos der Abgo- 
oraneten dauert fünf J»hr< 

10) Darch Ges. v. 27. Miirz 1872 (GS. S. 277) ist zu Art. 74 folgondor 
Zniatz hinzugetretea: Der Priiaident und die Mitglieder der Ober-ReciinunKS* 
ksmow kSiiDMi nicht M itgU«d«r ein« der beiden Häuser det Landtagee eein. 

Altvftii«. Urkk. R. ktMi4b.-pr«UM. Verfl«Mn(ig«w1i. IL II 
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Art 75. Die Kaimuern werden nach Ablauf ihrer Legislatur- 
Periode neu gewaiilL Em Gleiclies geäciiielit im Falle der Auf- 
Utonng. In beiden FiUoi aind die Msberigen Mitglieder wieder 
wtidbar. 

Art. 76.'') Die Kammern werden durch den Konip re^l- 
massig im Monat Novem)>er jeden Jahres und ausserdem, so oft 

* es die Umstände erheisclu n, einberufen. 

* Art. 77. Die Eröiruuiij^ und die Schlieät»uag der Kammern 
gesehieht dnrdi den Kdnig in Person oder durch einen desa von 
ihiii I m auftragtenHinleterin einer Sitzung der vereinigten Kammern. 

Beide Kammern werden K^eichzeitig berufen, eröffnet, vertapt und 
geschlossen. Wird eine iüuumer aufgelöst,- so wird die andere 

gleichzeitiji verta^^t 

Art. TS. Jede Kjimmer ])rüft die Lejritimation ihrer Mit- 
glieder und entscheidet dai über. Sie regelt iliren (jeschäitägang 
and ihre Disziplin dureh eine Geschiftsordnung und erwfihlt ihren 
Präsidenten, ilire Mzepi-äsidenten und Schriftführer. Beamte be- 
dürfen keines rdaubs zum Eintritt in die Kammer. Wonii ein 
Kfi!tniiormitglie<l ein l)psoldetes Stjiatsamt annimmt oder nn Staats- 
dienste in ein Amt emintt, mit welchem ein hrtliorer Itiui^' oder 
ein höheres Gehalt verbunden ist, so verliert es Sitz und Stimme 
in der Kammer und kann seine Stelle in derselben nur durch 
neue Wahl wieder erlangen. 

Niemand kann Mitglied beider Kammern sein. 

Art. 79. Die Sitzunjren heider Kammern sind öffentlicli. Jede 
Kammer tritt auf den Antrag ihres Präsidenten oder von zehn 
Mitjrliedern zu einer geheimen Sitzung zusammen, in welcher dann 
zunächst über diesen Autrag zu beschliessen ist. 
* Art 80.**) Keine der beiden Kammern kann einen Beschinas 
fassen, wenn nicht die Mehrheit der gesetzlichen Anzahl ihrer 
Mit^'lieder anwesend ist. Jede Kammer fasst ihre Beschlüsse nach 
absohiter Stimmenmehrheit vorhehaltlicli »1er durch die Geschäfts- 
Ordnung für Wahlen etwa zu bestimmenden Ausualimen. 

Art. 81. Jede Kammer hat für sich das Recht Adit'>.>en an 
den König zu richten. Niemand daif den Kammern oder einer 
derselben in Person eine Bittschrift oder Adresse tiberreichen. 
Jede Kammer kann die an sie gerichteten Sdiriften an die Hi- 



11) Ab Btolfo dw Art. 70 tot dtndiCtoMlt fg. Hai 1857 (08. 9. 809) 
folMDdo Bostiminung ^'etrl t^Ml: Die bcidon Haiisor dos Laudtagos der Mon- 
archie werden durch den Küui£ r^ralnuiuig La dem Zeiträume von dem An- 
fange dM Mma,iä Kovemlmr Jmmi Jahxw Dil bot Kitte de« folgenden Januar 
und MMtrdemr ao oft w dl« ünwtind» «rh«iaeb«Ot «iobarolMt 

12) Gos. r. 30. Mai 18r>5 (GS. S. 31C1: Das Herrenhaus kann keinen 
Beschluas fassen, wenn nicht mindestens sechzig der nach Hassgabe der Ver- 
•Ordnung vom 12. Okteber 1854 zu Sitz und Stimme berufenen Mitgüeder an- 
wesend sind. Der Art. 80 der VerfiMWUigBiirkiuid» irt Aii%tliobiii, ImowMt 
«r dieMm Qesetse tawiderliuft. 
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niilear flbuwiWMi vod fon dnselben Ansksalt aber eiagiheiide 
Bflsdiwerdoi TurlMmBi. 

Art 82. Eine jede Kammer hat die BeftigiriSf behufs ihrw 
InformatUm imloriwcn aar UMmiBiMBg foft Ttetsadwn zu 

ernennen. 

Art 83^ Die Mitglieder beider Kammern sind Vertreter des 
ganzen Toikaat Sie stimmen nach ihrer freien Überzengung und 
sind an Atikfige nsd Instmktionen nicht gebunden. 

Art 84. die können flir flir» Abstimmtmgea in der Kammer 

niemals, für ihre darin ansfr^^sprochenen Meinunpfen nur innerhalb 
der Kammer auf den Grund der Geschäftsordnung (Art 78) zur 
Rechenschaft gezogen werden. Kein Mitglied einer Kammer kann 
Oha« deren Genebniigung während der Sitzungsperiode wegen einer 
mit Strafe bedrohten Handlnng xor Untersuchung gezogen oder 
verhaftet werden, ausser wenn es bei Ausübung der TtaA oder 
im Laufe des nächst folt^endon TaL'oq nach dersull on ergriffen wird. 
Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung wegen Schulden 
notwendig. Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied der Kammer 
Bnd eine jede Untersuchungs- oder Civilhaft wird für die Daoer 
der Sitzimgsperiode anfgoboben, wenn die betreffionde Kammer es 
verlangt 

Art. 85. Die IVfit^dieder der zweiten Kammer erhalten ans 
der Staatskasse lieisekosten und Diaton nach Massgabe des Ge- 
setzes.'^) Ein Verzicht hierauf ist unstatthaft 

Tit. VL Von der richterlichen Gewalt 

Art 86. Die richterliche Gewalt wird im Namen des Kdnigs 1 

durch unabhängige, keiner anderen Autorität als der de- Gesetzes 
unterworfene Gericlite ausgeül)t. Die Urteile werden im Namen J 
des Königs ausgefertigt und vollstreckt. . 

AiL 87. Die Richter werden vom Könige oder iu dessen | 
Namen auf flire Lebensaeit ernannt Sie können nur durch j 
Sichterspruch ans Gründen, welche (Ue Gesetze vorgesehen haben, f 
ihres Amtes entsetzt oder zeitweise enthoben werden. Die vor- 
läutige Amts>iispension, welclie nicht kraft des (icsetzes eintritt, 
un«l ilie unireiwiiüge Versetzung an eine andere Stelle oder in den 
Rullestand können nur aus den Ursachen und unter den Formen, 
welche im Gesetze angegeben sind, und nmr avf Gmnd eines ridt- 
terlichen Beschlnases erfolgen. Aul die Versetzungen, weldte 
durch Veränderungen in der Organisation der Gerichte oder ihrer 
Bezirke nötig werden, ünden diese Bestimmungen iteine An- 
wendung '^). 



13) y^l Gewtz T. 24 Juli 187f, [GS. S. 175). 

14) Durch eesetz t. 19. Februar 1879 (GS. S. 18) ist eingestellt: 
Art. 8Ta. Bei der BOdiiiig gemeinediallllelier Gerichte för preimbch« Ge- 

Uetatcile r.r.d Gefiietn anderer Bunde^^taatrn sind Abwoichimirnn von den Be- 
atimmangen des Artikel« 86 and des enteu Absatzes im Artikel 87 zoliesig. 

11» 
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Art 88.'*) Den Richtern dürfen andere besoldete Staats- 
^n)tor fortnn nicht {ibertragen werden. AusDahmen sind nur auf 

Grund t inc^ Gesetzes zulässig. 

AiL öü. Die Organisation der Gerichte wiid durch das 
Gesetz bestimmt 

Art, 90. Zn einem Ricliteramte darf nur der berufen werden, 
welcher sich zu clcnisclben nach \'orsclii ift der Gesety.e befuliiiirt hat 

Art 91. Gericlite für besondere Klassen von Angelegen- 
heiten, insbesondere Handels- und (iewerbegerichte «sollen im Wege 
der Gesetzgebung an den Orten errichtet werden, wo das lie- 
dttrfois solche edbrdert Die Organisation und Zustflndi^eit 
solcher Gerichte, das Verfahren bei denselben, die Emennungihrer 
Mitglieder, die besonderen Verhältnisse der letzteren und die Dauer 
ihres Amtes werden durch das Gesetz festgestellt 

Art 92. £s soll in Preusseu nur ein oberster Gerichtshof 
bestehen. 

Art 93. Die Verhandlungen vor dem erkennen len Gerichte 
in Civil- und Strafsachen sollen öffentlich sein. Die Öffentlichkeit 
kann jedoch durch einen öflentlich zu verkündenden Reschluss 
des Gerichts ausgeschlossen werden, wenn sie der Ordnung oder 
den guten Sitten Gefahr droht In anderen Fällen kann die Offent- 
Uchkeit nur durch Gesetze beschrflnkt werden. 

Art 94.^®) Bei den mit schweren Strafen bedrohten Ver- 
brechen, bei allen politischen Verbrechen und bei allen Pressver- 
gehen, welche das Gesetz nicht ansdrucklich ausnimmt erfolgt die 
Entschriiluiig über die Srlnild des Angeklagten durch Geschworene. 
Die Bildung des Gesciiworeneuuerichts regelt das Gesetz. 

Art 95.1*) £g ]QmQ ^j^^ ein mit rorherigw Zustimmung 
der Kammern zu erlassendes Gesetz ein besonderer Schwurgericlits- 
liof errichtet werden, dessen Zuständigkeit die Verbrechen des 
Hochverrats und diejenigen schweren Verbrechen gegen die innere 
und äussere Sicherheit des Staats, weldie ihm durch das Gesetz 
überwiesen weiilen, begreift Die Biiilung der Geschworenen bei 
diesem Gerichte regelt das Gesetz. 

Art 96. Die Kompetenz der Gerichte und Verwaltungs- 
behörden wird durch das Gesetz bestimmt Über Kompetenzkon- 
flikte zwischen den \'er\valtung3- und Gerichtsbehörden entscheidet 
ein durch das Gesetz bezeichneter Gerichtbiiol. 

Art 97. Die Bedingungen, unter welchen Öffentbche Civil- 
und Militärbeamte wegen durch Überschreitung ilirer Amtsbefug- 
nisse TerQbter Beehtsverletzungen gerichtlich in Anspruch ^ 
nommen werden kOnnen, bestimmt das Gesetz. Eine yorglbigige 



15) AvfigvholNfn dnreh Gesets 80. April 1856 <G8. 8. 297). 

16) Art. 94 n 9S »iod abgeändert durch Gesetz vom 12. Mai 1S52 
(GS. S. 249). Diese Abänderungen aind aber wieder duroh die §g 73, bO, 
181 Nr. 1 dfla QwiebttwrfiunuigigwMtM Tom 27. Janiuur 1877 anntr Kiali 
getnten. 
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Genehmigung der Torgesetzten Dienstbehdrde darf jedoch nicht 
verlangt werden. 

Tit VII. Von den nicht ^um Richterstande gehörigen 

Staatsbeamten. 

Art. 98. Die besonderen Rechtsverhältnisse der nicht zom 
Richterstaivlp r_rphöricrp?i Staatsbeamten einschliesslich der Staats- 
anwälte sollen durch ein Gesetz geregelt werden, welche?, ohne 
die Regierung in der Wahl der ausführenden Organe zweckwidrig 
zu beschränken, den Staatsbeamten gegen willkdrHche Entziehung 
von Amt nnd Einkommen angemessenen Schutz gewihrt 

Tit. VIII. Von den Finanzen. 

Art 99. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müssen 
fOr jedes Jahr im voraus veranschlagt und auf den Staatshaushalts- 
Etat gebracht werden. Letzterer wird jährUch darch ein Gesetz 
festg^tellt 

Art 100. Stenern und Abgaben fflr die Staatskasse dürfen I 
nur, soweit sie in den Srnntshaushalts-Etat aufgenommen oder | 
durch besondere Gesetze angeordnet sind, erhoben werden. 

Art 101. In betreff der Steuern können Bevorzugungen 
nicht eingeführt werden. Die bestehende Steuergesetzgebung 
wird einer Revision unterworfen nnd dabei jede Bevorzugung ab- 
geschaflt 

Art. 102. Gebühren können Staats- oder Kommunalbeamte 
nur auf Grund des Gesetzes erhel)en. 

Art 103. Die Aufiiahme von Anleihen iür die Staatskasse J 
findet nur auf Grund eines Gesetzes statt Dasselbe gilt von der I 
Übernahme von Garantieen zu Lasten des Staats. 

Art. 104. Zu Etats-Überschreitungen ist die nachträgliche 
Genehmigung der Kammern erforderlich. Die Rechnungen liber 
den Staatshaushalts-Etat werden von der Ober-Reehnungsk<iiiiäner 
geprüft und festgestellt Die allgemeine Rechnung über den Staats- 
haushalt jeden Jahres einschliesslich einer Obersicht der Staats- 
schulden wird mit den Benu^rkungen der Ober-Rechnungskammer 
zur Entlastung der Staatsregierung den Kammern vorgelegt. Ein 
besonderes Gesf tz wird die Einrichtung und die Befugnisse der 
Ober-Rechnungskammer bestimmen. 

Tit XX. Von den Gemeinden, Kreis-, Bezirks- und 

ProvinziaUVerbänden. 

Art. 105. '7) Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, 
Kreise, Bezirke und Provinzen des preussischen Staats wird durch 



17) An StoUe dea Art. 105 ist durch Gea. v. 24. Mai 1853 (GS. S. 228) 
foljzende Bestimmung getreten: Die Vertretung und Verwaltung der Ge- 
owtiulMi, KniM md Pioviuea de« Prwusiaohm Staats wird dnieli beModir» 
OeMtse olhar Vettimmt 
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besondere GeaeUe imter Festiultuiig ioi^der «ürujMifiät&e näher 
bestimmt: 

1) Über die inneni und besondem Angelegfinheiten der Pro- 
yinEOB, BeM«, KrdBe und Gemeinden besddiesBen ans ge> 

wählten Vertretern bestehende Versammlungen, deren Be- 
schlüsse durdi die Vorsteher der Provinzen, Bezirke, Kreise 
nnd Gemeinden auegeführt werden. Das^ Gesetz wird die 
Fälle beiitiiuiuen, in welchen die Beschlüsse dies«' Vertre- 
tUBgen der Genehmigung einer hOhe«n Vertretung oder der 
Staatsregierung unterworfen sind. 

2) Die Vorsteher der Provinzen, Bezirke und Kreise werden von 
dem Könige ernannt Über die Beteiligung des Staats bei 
der Anstellung der Gomeindevorsteher und über die Aus- 
übung des den Gemeiudeu zustehenden Walilrechts wird die 
Gemeindeordnung das Nähere bestimmen. 

3) Den Gemeinden insbesondere steht die idbetfindige Verwal- 
tung ihrer GcTneindeangelegenheiten unter gesetzlich geord- 
neter Oberaufsicht des Staate zu. Über die Beteiligung der 
Gemeinden bei Vt r\\ altung der Ortspolizei bestiuinit das Gesetz. 
Zur Aufrechterhält uüg der Ordiiim{^ kann nach näherer Be- 
Btünmnng dea Gesetzes durch Gemeindebeschluss eme Ge- 
meinde-Schuta- oder Bürgerwehr errichtet werden. 

4) Die Beratungen dor ProvinziaU, Kreis- und Gemeindever- 
tretungen sind ötientlich. Die Ausnahmen bestimmt das Ge- 
setz. Über die Einnahmen und Ausgaben mugs wenigstens 
jährUch ein Bericht veröffentlicht werden. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 106. Gesetze und Verordnungen sind verbindlich, wenn 
sie in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form bekannt gemacht 
worden sind. Die Prüfung der Rechtsgültigkeit gehörig verkün- 
deter KOnklicber Verordnungen steht nicht den Behörden, sondern 
nw dea lunnmem zu. 

y' Art. 107. Die Verfassung kann auf dem ordentlichen Wege 
der Gesetzgebung abgeändert werden, wobei in jeder Kammer <Ue 
gewöhnliche absolute Stinimenn»elirheit bei zwei Abstimniungen, 
zwischen welclien ein Zeitraum von wenigstens einundzwanzig 
Tagen liegen muss, genügt 

Art 108. Die Mitglieder der beiden Kammern und alle 
Staatsbeamte leisten dem Könige den Eid der Treue und des Ge- 
horsams und beschwören die gewissenliafte Beobachtunp' der Ver- 
fassung. Eine Vemdigung des üeeres auf die Vediuisung tindet 

^ nicht sLdLL 

I Art 109. Die bestehenden Stenern und Abgaben werden 
I forterhoben, und aUe Bestimmungen der bestehenden Geeetzbücher, 

, einzelnen Gesptre und Verordnungen, welche der gegenwärtigen 
I Verfassung nicht zuwiderlaufen, bleiben in Kjralt, bis sie durch 
1 ein Gesetz abgeändert werden. 
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Art 110. Alk durch die bestohenden G^setee angeordnetea 
Bdidrdeii bleiben bis zur AusfObning der sie betreffenden or- 
gantsdien Gesetze in Thätigkeit 

Art. III. Für den P'all eines Krieges oder Aufhihrs können 
bei (Iriflgender Gefahr für die Öffentliche Sicherheit die Artikel 5, 
6, 7, 27, 28, 29, 30 nnd 36 der Vertonngsurkunde zettr und 
distriktsweise ftower Kraft gesetzt werden. Un Nihere beetiimmt 
das Gesetz. 

C bergan gsbeBtinimunr;en. 

Art. 112. Bis zum Erlass des im Art 26 vorjjeseheneu Ge- 
getzei) bewendet es hinsichtlich des Schul- und ünterrichtswesens 
bei den jetzt geltenden gesetslichen Bestimmnngen. 

Art 113. Vor der erfolgten Revision des Strafrechts wird 
über Verjj;elien, welclie durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche 
Darstellung begangen werden, ein besonderes Gesetz ergehen. 

Art 114."*) Bis zur Emanierung der neuen Genieindeord- 
nung bleibt es bei den bisherigen Bestimmungen hinsichtlich der 
Polizeiverwaltung. 

Art 115. Bis zum Erlasse des im Artikel 72 vorgesehenen 
Wahlgesetzes bleibt die Verordnniiir vom 'M). Mai 1849, die Wahl 
der Abgeordneten zur zweiten Kammer betretfend, in Kraft. 

Art 116. Die noch bestehenden beiden obersten Gerichts- 
höfe sollen za einem einzigen vereinigt werden. Die Organisation 
erfolgt darch ein besonderes Gesetz. 

Art. 117. Auf die Ansprüche der vor Verkündigung der 
Verfassungsurkunde etatsmässig angestcllt^'n Staatsbeamten soll im 
ßtaatsdienergesetz beson<lere Rücksicht genommen werden. 

Art 118. Sollten durch die für den deutschen Bundesstaat 
anf Grand des Entwurüs vom 26. Mai 1849 lestzustdlende Ver- 
fiassnng Abänderungen der gegenwirtigen VerGusnng nötig werden, 
so wird der König dieselben anordnen und di^e Anordnungen 
den Kammern bei ihrer nächsten Versammhing mitteilen. Die 
Kammern werden daim Heschluss darüber fassen, ob die vorläufig 
angeordneten Abänderungen mit der Ver£eLS&ung des deutschen 
Bundesstaats in Übereinstimmung stehen. 

Art 119. Das im Art 54 erwähnte eidliche Gelöbnis des 
Königs sowie die vorgeschriebene Vereidigung der beiden Kam- 
mern lind aller Staatsbeamten erfolgen sogleich nach der auf dem 
We^'<' <ler (lesetzgelmng vollendeten gegenwärtigen Revision dieser 
Verläö»ung (Art. b2 und 108). 

Urkundlich unter Unserer Ilöclisteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. Gegeben Chailottenburg 
den 31. Januar 1850. 

Friedrich Wilhelm. 
Graf T. Brandenburg, v. I^denberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
V. d. Heydt v. Kabe. Simons, v. Schleinitz. 

18) AiifgvhobeE dueh ^«wti v. 14 April 18S6 (08. & 85S). 
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28« Staatsschuldengesetz. 1850 Febr. 24. 

Gesetzsammluug 1850, S. 57—61. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc ete verordnen mit ZuBtimmung der Kammern was 
folgt: 

4j 1. Die Hauptverwaltung der Staatsschulden ist eine von 
der all^'enieinen Finanzverwaltunrr abgesonderte selbständige Be- 
hörde, welche jedocli der oberen Leitung des Finanznünisters in- 
soweit unterliegt, als dicä mit der ihr nach ^ G dieses Gesetzes 
beigelegten Unabhängigkeit vereinbar ist Dieselbe ist unter die 
fortlaufende Au&icht einer besonderen Staatsschnlden-Kommission 
gestellt (§ 10). 

§ 2. Die Haui)tverwaituug der .Staatsschulden soll fortan 
aus einem Direktor und drei Mitgliedern bestehen. Dieselben 
werden vom Könige ernannt. Der Direktor darf nicht zugleich 
Minister sein. 

§ 3. Dem Direktor liegt die Leitung des Oanzen, die Dis- 
zii'b" nbor die der TIauptverwaltun«; der Staatsschulden unter- 
geordneten Beamten und deren Anstellung ob; ausserdem aber 
haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugnisse und gleiche \'er- 
antwortlichkeit Die Beschlasse werden nadi Stimmenmeluheit 
gefiisst bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Direktors. 
In \'erhinderungsfi]ien wird der Direktor von dem Sltesten Mit- 
güede vertreten. 

§ 4. Der Haui>t Verwaltung der Staatsschulden bleiben 1) die 
Staatssciiuideu-Tilgungbkasse, 2) die Kontrolle der iStaatsiiapiere 
untergeordnet. 

§ 5. Der Hauptverwaltung der Staatsschulden liegt ob: 

a) die Verwaltung der Passivkapitalien des Staats, welche als 
allgemeine oder provinzielle Staatsschulden ihr durch die Ver- 
ordnung vom 17. Januar 1820 wegen der ktinftigen Behand- 
lung des gesamten Staatsschulden wescns [oben Nr. LiJ, durch 
die Order vom 2. November 1822 wegen Regulierung des 
von <Ier Hauptverwaltung der Staatsschulden übernommenen 
Provinzial-Schuldcn wescns ((jesetz-Saninil. S. 229) und durch 
den Erlass vom 25. April 1848 über die verzinsliche Annaltnio 
freiwilliger Beiträge zur Bestreitung der Staat sbedürlni65»e 
(Gesetz-Samml, S. 117) zur Verzinsung und Tilgung über- 
wiesen sind oder durch kfinftig zn erlassende Gesetze werden 
überwiesen werden; 

b) die Verwaltung der zn diesen Zwecken bestimmten Verzin- 
suuL's-, Tilgung.«;- und Betriehsfonds und aller sonstigen ihr 
bis jetzt überwiesenen oder künftig zu überweisenden Fonds; 

c) die An- und Ausfertigung, Ausreichung und beziehungsweise 
Wiedereinziehung der Staatsschulden-Dokumente im Fiule der 
Au&aliiiie von Staatsanleihen nach Massgabe der dieselben 
anordnenden Gesetze; 
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d) die An- und Ausfertigung, Aü^roichung und beziehungsweise 
Wiedereinziehtmg der Kassenanweisungen sowie die Aufsiclit 
Aber den Verkehr mit denselben in Gemlssheit der Ordere 
vom 21. Dezember 1824 (Gesetz-Sammlung 8. 238), vom 
14. November 1835 (Gesetz -Sammlung 1836 S. 169), vom 
5. Dezember \H'M\ fOesetz-Sammlun«,' S. 318) und vom 9. Mai 
1837 (Gesetz-Sainiuiunp: S, 75), sowie des ^ 8 des Statuts für 
die htterscbafUiche rnvatbank in Fouunem vom 24. August 
1849 (Gesetz-Sammlnng Seite 359); 

e) die Einregistriening der Staatsgarantieen; 

f) die Ermittelmig und Verfolgung der Fälschung od«r Nach* 
ahmung aller als OoMzeichcn umlaufenden Papiere, welche 
gesetzlich in den öticntiiclien Kassen statt baren Geldes an- 
genommen werden müssen, insbesondere der Noten der 
preossischen Bank in Gemässheit des § 30 der Bankordnnng 
vom 5. Oktober 1846 (Gesetz-Sammlnng S. 435). 

§ 6. Die Haaptverwaltung der Staatsschnklen bleibt anch 
künftighin unbedin??t verantwortlich: 

a) in Bezuj? auf die An- und Ausfertigung und Ausreichung der 
verzinsUchen und unverzinslichen Staatsschuiden-iJokumente 
nnd der zu ersteren gehörigen Zinscoopons nach Massgabe 
der Gesetze (§ 5a, c nnd d); 

b) fftr die Feststellung noch nicht anerkannter oder noch illi- 
quider Provinzial-Staatsschnlden in Geiii;i>=lirit des § 5 der 
Order vom 2. November 1822 wegen Keguiierung des Pro- 
vinzial-bchuiden Wesens (Gesetz-Sammlung S. 229); 

c) fQr die regelmässige Verzinsung der ihr überwiesenen Staats- 
sdralden und für die nnverkflrzte Verwendung der der Staats- 
schnlden-Tilgungskasse zur Tilgung überwiesenen Fonds nach 
ihrf^m i\uTch die Gesetze entweder für die Staatsschulden im 
allgememen oder für einzelne Klassen derselben besonders 
festgestellten Gesamtbeträge ; insbesondere 

d) für die unverkürzte Verwendung der Domänen- Verftosserungs- 
nnd AblÖsungsgelder zur Schuldentilgung; 

c) für die Löschun-;. Kassation und Aufbewahrung der einge- 
lösten verzinslichen und unverzinslichen Staatsschulden-Doku- 
mente bis zur gänzlichen Vernichtung derselben. 
In allen übrigen Beziehungen hat dieselbe den Anordnungen 
und Anweisungen des Finanzministers Folge zu leisten, welchem 
sodann die Verantwortlichkät für deren Inhalt obliegt 

§ 7. Das Bedürfnis der Hauptverwaltung der Staatsschulden 
zur Verzinsung und Tilgung der Staatsschulden und zur Bestrei- 
tun;,' der Verwaltuntjskosten wird für jedes Finanzjahr durch den 
Staatsliaushalts-Etat bestimmt. Insofern die durch die Verordnung 
vom 17. Januar 1820 (Gesetz-Sammlung S. 9) oder durch künftig 
zu erlassende Gesetze der Staatsschulden -Tilgungskasae über- 
wiesenen besonderen Staatseinnahmen zur Verzinsung und TUgmig 
der Staatsschuld nicht ausreicheii, hat der Finanzminister die zur 



Digitized by Google 



170 



2&. StMteolittMeagMtli 18M. 



voUea Deckung des BedürfQisses erforderäcbeo Summen auf die 
bereitefrteD StaaUemkünfte anzuweieen. 

§ 8. Es Yorbtoibt bd der durch die Order vom 31. Marz 
1827 genehmlgteo Einnchtung, wonach die im § VII Kr. 1 bis 3 

der Verordnung vom 17. Januar 1820 bezeichneten, der Staats- 
schulden-Tilgungskasse zum I^ehiif der regelmässigen Verzinsung 
und Tilgung der Staatsschuld überwiesenen Staatseinnahmen von 
d&a, Regierungb-Häuptkassen nicht direkt, sondern durch Vcruütte- 
limg der Genend-Staatskasse in roonatUdien Baten an die Staats- 
»chnlden-Tilgungskftsse abgeliefei t \v erden. 

§ 0, Der Direktor und die Mitglieder der Hauptverwaltung 
der Staatsschulden leisten sofort nach Erlass dieses (iesetzes und 
künftig vüi Antritt ihres Amtes in ötfentlicher Sitzung des Ober- 
Tribunals uachsteheudcn bcsouderen Eid: dass sie weder einen 
StaelBschnldschein noeh irgend ein anderes Staatsschnlden-Doku- 
ment über den in den bestehenden oder in Zukunft zu erlassenden 
Gesetzen bestimmten Betrag hinaus ausstellen oder durch andere 
ausstellen lassen, auch mit allem Fleiss und allem Nachdruck 
darauf halten und dafür sorgen wollen, dass die ilirer Verwaltung 
anvertraute Staatsschuld prompt und regehnSssig \erzinset, das 
Kapital aber in der durch die Gesetze vorgeschriebenen Art ge- 
tilgt werde, und dass sie sich von Erfüllung dieser Pflichten und 
der übrigen ihnen mit eigener Verantwortlichkeit ült^rtrnL'fMien 
Obliegenheiten durch keine Anweisungen oder Verorduuiigeu iigend 
einer Art abhalten lassen wollen. 

$ 10. Die Staatsschulden-Kommisnon übt die fortlaufende 
Kontrolle Über alle der Hauptverwaltung der Staatsschulden unter 
eigener Verantwortlichkeit übertragenen Geschäfte (§ 6). Sie be- 
steht aus drei Abgeordneten der ersten und drei Al)geordneten 
der zweiten Kammer und aus dem Präsidenten der (Jber-Kech- 
nungskammer. 

§ 11. Die aus den Kammern zu ernennenden Mitglieder 

der Staatsschulden-Konunis&ion werden mit absoluter Stimmen- 
mehrheit auf drei Jahre gewählt Wenn vor Ablauf dieser Zeit 
ein Mitglied aufhört Al> geordneter zu sein, so scheidet dasselbe 
aus der Kommission aus. Die in diesem Falle oder nach Ablauf 
der dreyähiigeii Amtsdauer Ausscheidenden fungieren bis zum 
Eintritt ihrer Nachfolger. 

ß 12. Die K<Hiiiniäsion wählt ans ihrer Mitte einen Vor- 
sitzenden und einen Stellvertreter desselben. Die Beschlüsse der 
Konnnission werden nach Stimmenmehrheit geüasst Zu einem 
Besdilusse ist die Anwesenheit von wenigstens vier Mitgliedern 
erioiderlich. 

§ 13. Die aus den Kammern gewählten Mitglieder der 
BtialBechuIden-Kommissioa werden vom Präsidenten in öffentlicher 
SitEong unter Uinweisung auf ihren als Abgeordnete geleisteten 
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Eid (Art. 106 Ver&s8ting8*Urkti]ide Tom 31. Januar 1S50), 
der FriflideBt der Ober-Rechnimgskammer aber in der ^SffeDtlichen 

Sitzung des Ober-Tribunals') unter Hinweisung auf seinen Amts- 
eid auf die Erfüllung ihrer besondern Obliegenheiten verpflichtet 

§ 14. Die Staatsschuldeu-KoDunission erhält von der Haupt- 
Verwaltung der StaatBaehulden die MoData- und Jahrea-Abschlfiaae 
aowohl der Staatschnlden-Tilgungakafise Aber die zur VerainBiuig 
und Tilgung der Staatsschmd bestimmten Fonds ala audi der 
Kontrolle der Staatspai^iere und hat, so oft sie es för angemessen 
erachtiit, wenigstens aber einmal halbjährlich ausserordentliche Re- 
visionen der Tilgungskasso und der Kontrolle der Staatspapiere 
vorzunehmen. Sie ist befugt, Ober aUes, was den Bestand, die 
Ventneung und Tilgung der Staatsschuld, sowie lüe Verwaltung 
der der Hauptverwaltung überwiesenen Fonds betrifft^ von der 
letzteren -Auskunft zu erfordern und (!er?elben ihre Bemerkungen 
und Ansiciiten zur Beschlussnalime mitzuteilen. 

§ 15. Bei dem jährlichen regelmässigen Zusammeutritt der 
Kammern erstattet die Staatsschulden -Kommission den beiden 
Kammern Bericht Aber ihre Thitigkeit, sowie aber die Ergebnisse 
der unter ihre Au&icht gestellten Verwaltung des Staatsschulden- 
Wesens in flem verflossenen Jahre. Die Rechnungen fler Staats- 
schuldeu-Tilguogskasse werden, nachdem sie von (ier Ober-Rech- 
nungskammer revidiert und festgestellt worden siud, der Staats- 
scfaulden-Kommission zugestellt, welche dieselben zu prüfen und 
demnftchst mit ihrem Berichte den Kammern zu flberraicheu hat 

§ 16. Die eingelösten verzinslichen Staatsschidden -Doku- 
mente werden jährlich nach erfolgtem Rechnun^sschlusse von der 
btaatsscimlden-Kommission und von der Hauptverwaltung der 
Staatsschulden in gemeinschaftlicheu Verscliluss genommen und 
nach ihren Litern, Nummern und Geldbeträgen zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht Der gerichtlichen Niederlegung derselben be- 
darf es nicht 

17. Sobald die betrefTenflen Rechnungen der Staatsschuhlen- 
Tilgungskasse von den Kammern dechargiert worden sind, werden 
die eingelösten verzinslichen Staatsschulden-Dokumente von Kom- 
niissarien der Staatsschulden-Kommission uud der Hauptverwaltung 
der Staatsschulden durch Feuer vernichtet und die litem, Num- 
mern und Geldbeträge derselben öffentlich angezeigt Auf gleiche 
Weise erfolgt die Vernichtung,' der in Gemässheit des § V der 
Kabinetsorder vom 14. Noveinlu i 1885 (Gesetz-Sammlung 1836 
S. 169) eingelösten, zur Cirkulatiun nicht mehr geeigneten Kassen- 
anweisungen, sobald sie in den Stammbüchern gelöscht sind. Die 
Immediat-Kommission zur Vernichtung eingelöster Staatspapiere 
wird aufgeifist 

? IR. Die §§ VITT bis XVI der Verordnung vom 17. Ja- 
nuar 1820 wegen kfln^er Behandlung des gesamten Staats- 



2) 9, iam. vwhcr« 



Digitized by Google 



172 



29. EinMtRing dtt Ob«r>Kix«hsnntB 1850. 



flchiildeiiweflens [oben Nr. 13] sind aufgehoben. Die fibrigen Be- 
stimmungen derselben bleiben in Kraft, soweit sie durch das gegen- 
wärtige Gesetz nicht geändert sind« 

Urkundlich unter Unserer HöehsteigAiihAndigen Unterschrift 

und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Charlotienburg den 24. Februar 1850. 

Friedrich Wilhelm, 
(iraf V. Brandenburg, v. Ladenberg. v. ManteuflFeL v. Strotha. 
V. d. Heydt t. Babe. Simons, v. Schlelniti. 

29. Einsetzung des evaug. Ober-Kirchenrats und 
Bessort-Reglement für die evang. Kirchen- 
Yerwaltung. 1850 Jimi 29. * 

GeMliMmmliiiig 1860. S. 848—846. 

Auf den in Gemässheit Meines Eilasses vom 26. Januar v. J. 
von Urnen und der Abteilang des Ministeriums der geistlidien 

Aniieleprcnheiten fflr die inneren e van j^ieli sehen Kiichensachen er- 
statteten Bericht erteile Ich hierdurch dem vorgelej^ten Entwürfe 
einer Gemeinde-Ordnung für die evanfi;elisrhen Kirchen^xemeinden 
der östlichen Provinzen und den behufs der Einführung derselbeu 
vorgeschlagenen Massregeln Mdne Genehmigung. Hiemichst be- 
stimme Ich, dass die Abteilung des Ministeriums der geistlichen 
Angelegenheiten für die inneren evangelisrlien Kirchensachen unter 
Beibehaltung der von ihr bisher ausgeübten und durch dn^ an- 
liegende Ressort-Reglement näher bezeichneten amtlichen Befug- 
nisse in Zukunft die Bezeichnung „Evangelischer Ober-Kirchenrat" 
fahren soll Es ist Mein WiUe, dass die EinfOIhrung der Gemeinde- 
Ordnung in den evangelischen Kirchengemeinden der fisülclm 
Provinzen nacli fh^n von ^lir genehm iirtoTi Grundsätzen unver- 
züglich angcbalmt werde, und Ich beaultrage demgemäss den 
evangelischen Ober-Kirchenrat, in Vereinigung mit Ihnen das dies- 
falls Erforderliche ungesäumt zu bewirken, demnächst aber Ober 
die BegrOndung der weiteren Entwickelungsstufen einer selbstän- 
digen evangelischen Kirdienver&ssnng mit Urnen ferneren gemein- 
schaftlichen Bericht zu erstatten. — Der tretroTiwärtige Erla^^ i'^t 
nebst dem von Mir genehmigten Ressort-Reglement durch die (ie- 
setz-Sanmiiung zur ütieuthchen Kenntnis zu bringen. 
Sanssouci den 29. Juni 1850. 

Friedrich Wilhelm. 

V. Ladenberg. 

An den Minister der geistlichen etc Angelegenheiten. 

Ressort-Reglement 
fflr die evangelische Kirchen-Verwaltung. 
§ X. Der evangelische Ober-Kirchenrat tritt an die Stelle 
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der durch den Allerhöchsten Erlass vom 26. Januar v. J. nüt der 
Leitung der inneren evangelischen Kirchensachen beauftragten Ab- 
teilung des Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten. £s ge- 
hören mitbin mm Ressort deaselben folgende nach der Instraktion 
vom 23. Oktober 1817, der AUerhöchstm Order vom 31. De- 
zember 182" iinf] der Verordnimg vom 27. Juni 1845 § 1 den 
Konsistorien ul erwiesene Angelegenheiten: 

1) (las Synodal wesen; 

2) die Aufsicht über den Gottesdienst in dogmatischer und litur- 
gischer Beziehongf die Au&icht fito den Religiotts-Unterricht 
nach Massgabe des zur Ausfilhrung des Artikels 24 der Ver- 
fessungs-ürkunde vom 31. Januar 1850 ergehenden ünter- 
riolits^eset/f die Anordnnnp kirchlicher Feste, der Einweihung 
von Kirchen und der Einräumung von Kirchen zu anderen 
als den stiftungsmässigen Zwecken; 

3) die Aufsicht Aber das kirchliche Prtlfanrawesett und die Vor- 
bereitung zum geistlichen Stande einscnliesslich der Aufsicht 
über das Prediger-Seminar zu Wittenberg; 

4) die Beschwerden über Pfarrbesetzungen und die Besetzung 
niederer kirchlicher Ämter, sowie die Streitigkeiten über kirch- 
liclie Präsentations- und Walilrechte vorbehaltlich des Rechts- 
weges. — In den Angelegenheiten des landesherrlichen Pa- 
tronats verbleibt aber bis zur Herstellung einer sell^tlndigen 
Kirchenverfassung das Recht der Entscheidung dem Minister 
unter der in § 5 Nr. 5 und G näher bestimmten Mitwirkung 
des ev^mgeUschen 01)er-Kirclienrats; 

b) die Aufsicht über Ordination, Einführung und \'ereidigung 
der Geistlichen; 

6) die Aufeicht und Disziplin Aber die Geistlichen; 

7) die Emeritierungs-Angelegenlieiti n. die Verfügung über das 
Sterbe(iuartal und das Onadenjahr, soweit dabei nicht die 
Staatsmittel in Ansi)ruch genommen werden, sowie die vi- 
kaj'ische Verwaltung erledigter Ämter; 

8) die Beschwerden über Anmassung oder Verweigerung^ pfari- 
amtUcher Handlungen seitens evangelischer Geistliclien, die 
Überhebung von Stolgebflhren und die Streiti^eiten Aber 

Parochialberechtigungen ; 

9) die P.r>tätitrnni der niclit für die Vermögensverwaltnnp be- 
stimmten niederen Kirclienbedienten, insbesondere der Pres- 
byter und Gemeindevertreter, wo solche erforderlich ist; 

10) die Erteilung kirchlicher Dispensationen; 

11) die Aufrechterhaltung der Kirchenzucht innerhalb der landes- 
gesetsdichen Grenzen; 

12) die Kirchenvisitationen und die Beaufeichtigung der Pfiirr- 
und der Superintendentur- Archive. 

In allen vorstehend bezeichneten Anpelcp:enheiten übt der 
evangelische Ober-Kircheuvat die Befugnisse der höheren Instanz 
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and das Recht der allgemeiueu Anordnung innerhalb der be- 
stdioiiiteii Gesetze und Verordiiiuigeii ans. 

§ 2. Der evangelische Ober-Kirchenrat verwaltet die in § 1 
genannten Sachen kollej^ialisch. Er steht in flirektem Verkehr mit 
den Übrigen Beliördeii und berichtet unmitteHtar an des Königs 
MajpstSt Derselbe hat jedoch General-Verfügungen im Konzept 
und ininiedktbcrichte im Konzept und in der Keinschrift dem 
Blinister vorzulegen, welcher auf der Reinschrift vermerlKni wird, 
dass er davon Kenntnis genommen habe. 

Sämtliche Ausfertigungen erproben unter der Firma: „der 
Evangelische Ober-Kircheorat** und werden von dem Voraitaenden 
allein vollzogen. 

§ 3. Dem Minister der geistlichen Angelegenlieitcü verbleibt 
bis zu dem in der AUerhlichBten Order vom 26. Januar 1849 
(GesetZ'Sainnilung S. 125) bezeichneten Zeitpunkte der IlersteUung 
einer selbständigen Kirchenverfassung die liöhere Verwaltung der 
gegenwärtig den Provinzial-Regierungen übertragenen äusseren An- 
gelegenheiten der evangelischen Kirche, sowie die zur Zeit noch 
zu seiner verfassungsmässigen Verantwortlichkeit gereichende Ver- 
waltung und Verwendung der Staatsfonds zu den bestimmten 
kirdilidien Zwecken. 

In ersterer Beziehung gehören zu dem Ressort de? ?*finisters 
folgende Angelegenheiten: 1) die Regulierung des Interimistikums 
in streitigen Kirchen-, Pfarr- und Küsterbausachen; 2) die Auf- 
sicht über die KirchenbOcher; 3) die Sorge für die Anlegung und 
die Unterhaltung der Kirchhöfe; 4) die Aufsicht Aber das Ver- 
mögen der dem landesherrlichen Patronat nicht unterworfenen 
Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Institute, sowie die Aus- 
übung der landesherrlichen Aufsichts- und Verwaltungsrechte in 
Aiiseimng des Vermögens der dem landesherrlichen Patronat 
unterworfenen Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Institute; 5) die 
Ernennung oder Bestätigung der für die Verwaltung des kirch- 
lichen Vermögens anzustellenden weltlichen Kirchenbedienten, sowie 
die Aufsicht über deren amtliche und sittliche Führung und die 
damit verfassuuirsnia'^sig verbundoTien Disziplinarbefugnisse. 

§ 4. in den zu der VerwaiLung des Ministers gehörenden 
Fllllen, weldie für den evangelisdien Ober-Kirchenrat ein beson- 
deres Interesse darbieten, bleibt es dem Ermessen des Ministers 
vorbehalten, demselben die ihm wünschenswerte Kenntnis zu ge- 
währen, beziehentlich sein Gutachten zu erff^rdern, sowie es dem 
Ober-Kirchenrate vorbehalten sein soll, m solchen äussern Ange- 
legenheiten, von denen er eine wesentliche Einwirkung auf die ihm 
fib€»tragene Seite der kirchlichen Verwaltung annehmen zu mflssen 
glaubt, Anträge an den Minister zu stellen. 

Tl. In folgenden FäHeTi wird ein Zusammenwirken des 
Ministers der gei tliclien Angelegenheiten und des evangelischen 
Obcr-Kircheurats siattiinden: 
1) in den Angelegenheiten, in denen nach der Verordnung vom 
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27. Juni 1845 § 3 die Regienmq:en angewiesen sind, sich mit 
den Konsistorien in Einvernehmen m setzen, mithin wenn 
über (las Vorhandensein eines kirrhlirhcn liedürfüiäoes oiler 
die Abmessung seines Umüan^ä Zweifel entstehen, ingleichen 
wo es sich um die Verwendimg der l>ei der VermOgens-Ver- 
waltung einzelner Kirchen, kirchlichen Stiftungen nnd Institiite 
sich ergebenden Überschüsse handelt; 

2) in den narli derselben Verordniiiiij 5 zum gemeinschaft- 
lichen Ressort der Regierungen und Konsistorien gehörenden 
Angelegenheiten, also: a) bei der Veränderung bestehender 
oder Elnftthrung nener »tolgebflhren und Taxen, b) bei der 
Veränderung bestehender oder Bildung neuer Pfarrbezirke; 

3) bei Anstrünngcn oder 1)ei Anordnung koTnnns«;nri"rhrr Be- 
schäftigungen in den Konsistorien, bei der ]>('setzung erie(Ugter 
Superintendeuturen, sowie bei Anstellung der Direktoren und 
Lelirer am Prediger-S_eminar_ zu Wittenberg; 



nungen an Geistliche; 

5) in den Angelegenheiten des landesherrhrhen Patronats; 

6) bei der Bewill i'jimg von Unterstützungen an Geistliche aus 
den dazu besüuuuten Fonds. 

In allen diesen gemeinschaftlich zu erledigenden Sachen hat 
der evangelische Ober-Kirchenrat den ihm ressortmftssig gebflhreii- 
den Standpunkt in Beziehung auf die inneren Angelegenbeiten der 
Kirche wahrzunehmen nnd zu vertreten. 

§ b. In den in t; 5 au ti^i führten Fällen erfolgen die Ent- 
scheidungen im Kamen des Ministers nacli vorgängig erklärtem 
EinverstlndBisse des evangelischen Ober- Kirchenrats und unter 
ausdrflckUcher Erwfihnang dieses Einverstflndnisses. 

§ 7. Der evangehsche Ober-Kirchenrat hat in Vereinigung 
mit dem Minister die Ortraniwition fler Kirchengemeinden anzu- 
Halmen und das zur Begrün* Inn l; cifit r selbständigen evangeÜBChen 
Kirchenverfassung weiter Edbrderiiciie zu beautrageu. 



30. Städteordnnng fiir die sechs östlichen Fro- 
vinzen der Monarchie. 1853 Mai 30. 

GeBetnunmlaiig 1868» 8. 261-290. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc verordnen unter Zustimmung beider Kammern, 

was folgt: 

§ I. Die gegenwärtige Stidte>Ordnung soll in den bisher 
auf dem Provinzial-Landtage im Stande der Städte vertretenen 
Stfidten der Provinzen Preussen, Brandenburg, Pommern, Schle- 
sien, Posen und Sachsen zur Anwendung kommen, desgleidien 
in den im Stande der Städte nicht vertretenen Ortschaften dieser 



4) bei dem Antrage auf Erteilung 
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Provinzen, in welchen hkhuv eine der beiden Städte-Onlnungen 
voui 19. November 1808 [Nr. 3] und vom 17. März 1831 ge- 

S ölten hat In Ansehung derjenigen im Stande der Stftdte auf 
en Provinzial-Landtagen nicht vertretenen Ortschaften (Flecken), 
wo bisher weder eine dieser Städte-Ordnungen gegolten, noch die 
ländliche (lemeindeverfassiinsr hrstanden hat, bleibt die näliere 
Festsetzung ilirer Geinein(ieveriiälüusse mit Berücksichtigung der 
Vorschriften im Titel VIII der gegenwärtigen Stäiite-Orduung der 
Bestimmung des Königs nach Anhönmg des Provinzial>LBndtages 
vorbehalten. Wegen der Städte in Neavorpommern und ROgen 
ergeht ein besonderes Gesetz. 

Tit I. Von den Grundlagen der städtischen Verfassung. 

§ 2. Den städtischen Gemeindebezirk (Stadtbezirk) bilden 
alle di^enigen Grundstöcke, welche demselben bisher angehört 
haben. Grundstücke, welche bisher noch keinem Gemeinde- oder 
selbständigen Gutsbezirke angehört hnbon, können nach Verneh- 
mwmj der Beteiligten und nach Anhörung des Kreistages unter 
Geueinuigung des Ministers des Innern mit dem Stadtbezirk 
vereinigt werden. Eine Vereinigung eines ländlichen Gemeinde- 
oder eines selbständigen Gutsbezirks mit einer Stadtgemeinde 
kann nur unter Zustimmung der Vertretungen der beteiligten 
Gemeinden sowie des beteil irrten Gutsbesitzers nach Anhörung 
des Kreistages mit Genehmigung des Königs erfolgen. Die Ab- 
Ireunung einzelner Grundstücke von einem Stadtbezirk und deren 
Vereinigung mit einem angrenzenden Gemeinde- oder selbständigen 
Gutsbezirk, sowie die Abtrennung einzelner bislier zu einer andern 
Gemeinde oder zu einem selbständigen Gute gehörender Grund- 
stücke und deren Vereiniuning mit einem angrenzenden Smdtbezirk 
kann nach Anliürunj^ des Kreistages mit Geneliimgung des Mi- 
nisters des Innern vorgenunimen werden, weuii ausser den Ver- 
tretungen der beteiligten Gemeinden und den beteiligten Gutsbe^ 
Mtzi rn auch die Eigentümer jener Grundstücke darin einwilligen. 
In Firmangclung der Einwilligung aller Beteiligten kann eine Ver- 
änderung dieser Art in den (ienieinde- oder (iutsbczirken nur in 
dem Falle, wenn dieselbe im (itüentliclien Interesse rU notwendiges 
Bedürfnis sich ergiebt, und alsdann nur mit Geuchuiigung des 
Königs nach Vernehmung der Beteiligten und nach Anhörung des 
Kreistages stattfinden. In allen vorstehenden Fällen ist der Be- 
schlups des Kreistages vor Einbolnng der höheren Oenehniigimg 
den Beteiligten nachriehtlich mitzutf^len. Wo und soweit infolge 
einer derartigen Veränderung eine Auseinandersetzung zwischen 
den Beteiligten sich als notwendig ergiebt, iöL solche im \ er- 
waltungswege zu bewirken. Wird hierbei dne Übereinkunft der 
Beteiligten vennittelt, so genügt die Genehmigung der Regierung; 
im Falle <h< Widerspruches entschf'idet der Minister des Innern. 
Privatrechtliche Verhältnisse dürfen durch dergleichen \'erändc- 
rungen niemals gestört werden. Eine jede solche Veränderung 
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Ist darch das Amtsblatt bekannt zu machen. Verftnderungen, 
welche bei Gelegenheit einer GemeinheitsteäuDg voricommen, unter- 
liegen diesen timmungen nicht 

§ 3. Alle Eiiiwoliner des Stadtbezirks mit Ausnuhine der 
serv'isberechtigten Militürpersonen des aktiven Dienststandes ge> 
hören zur Stadtgemeinde. AIb Einwohner werden diejenigen be- 
trachtet» welche in dem Stailtbezirk nach den Bestinimungen der 
Gesetze ihren Wohnsitz liaben. 

}. Alle Kinwolnier des Stadtbezirl« sind zur Mitbenutzen nj: 
der ötf entliehen Gemeinde-Anstalten der Stadt berechtigt und zur 
Teihialiuie an den städtischen (renieindelasten nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes verpflichtet Die Bestimmungen besonderer 
Stiftungen, welche mit dergleichen sUdtischen Gemeinde-Anstalten 
verbunden sind, sowie die hinsichtlich solcher Anstalten auf be- 
sonderen Titeln beruhenden Privatrechtf^ werden hierdurch nicht 
berührt. Wer, ohne in dem Stadtbezirke zn wohnen, daselbst 
GrundbCöitz hat oder ein stehendes Gewerhe betreibt^ ist dennoch 
verpflichtet an denjenigen Lasten teilzuneiwuen, welche auf den 
Grundbesitz oder das Gewerbe oder auf das aus jenen Quellen 
fliessende Einkommen gelegt sind. Dieselbe Verpflichtung haben 
juristische Personen, welche in dem Stadtbezirke Orundei^rentum 
besitzen oder ein stehendes (lewerbe betreiboTi. Wo stiidtische 
Gemeinde-Abgaben durch Zuschläge zur Klassen- oder klassitizierten 
Einkommensteuer erhoben werden, müssen alle diejenigen, welche 
im Stadtbezirk sich aufhalten, um dort ihren Unterhalt zu er- 
werben, sobald sie daselbst eine dieser Steuern v.n entrichten 
haben, auch die gedachten Zuschläge zahlen. Wo eine Konimunal- 
steuer anderer Art eingeführt ist ^ind dergleichen Personen bei 
einem Aufenthalt von mehr als drei Monaten im Stadtbezirk vom 
Ablauf des dritten Monats an zu jener Steuer beizutragen ver- 
pflichtet Zu den auf den Grundbesitz oder auf das stehende 
Gewerbe gelegten Lasten sind auch die in § 3 erwähnten Militär^ 
personcn verpflichtet, wenn sie im Stadtbezirk mit Grnndeigen- 
tum angesessen sind oder ein stehendes Gewerbe treiben. Von 
anderen (iirekten ( lemeinde-Abgaben und Lasten sind diesellten 
mit Ausnalinie der Militärärzte rücksichtlich ihres Einkonnnens 
aus ^er Civilpraxis find; von Verbraudissteuem bleiben nur die 
Militär-Speise-£inrichtungen und ähnliche Anstalten in dem bis- 
herigen Umfange befreit Inwieweit zu den Gemeinde-Abgaben 
und Lasten auch Waldungen heranjrezogen werden kr»!iM'Mi i^^t 
nach den besonderen Verhältnissen d* rsr-lbpn zu den Genieniden 
zu bemessen. Der Provinzial-Landug hm ilarübcr nähere Be- 
stimmungen zu treflcn, welche der Genehmigung des Königs be- 
dflrfen. Bis zum Erlass sol^r Bestimmungen können Waldbe- 
sitzer zu den Gemeiode-Abgabeii und lasten in höherem Masse 
als seither nicht hemn«»ezogcn werden. Die im do^ Gesetzes 
vom 24. Februar lsr)(l ((ies.-Samml. S. ()2) bezeichneten ertrags- 
uatäliif^en otler zu einem öfl'entlichen Dienste oder (iebrauche be- 
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Stimmten Ortmdstflcke sind nach Massgabe der Kabinetsorder 

vom 8. Juni 1834 (Ge8.*S8mml. S. 87), die Dienst f?rundstflcke der 
Geistlichen, Kirchendiener und Elementarschullehrer aber über- 
haupt von den (lonioinde-AuHafien befreit. Zeitweilijje Be- 
freiungen von Gemeinde-Abgaben und Leistungen für neu bebaute 
Grundstücke sind zulässig. Alle sonstigen, nicht persdnUcben Be- 
freiungen kdnnen von den Stadtgemeinden abgeUtet werden nnd 
hören auf, vsenn die Entschidigimg festgestellt und gezahlt ist; 
bis dahin bestehen dieselben in ihrem bisherigen Unifan<re fort, 
erstrecken sich jedoch nur auf den gewohnlichen Zustand, nicht 
auf ausserordentliche Leistungen. Die Befreiung und der An- 
spruch auf Entschädigung erlöschen, wenn sie in Städten, wo die 
Gemeinde-Ordnung vom 11. MSrz 1860 bereits eingeflttut ist, 
nicht binnen Jahresfrist nadi deren Einführung bei dem Gemeinde» 
vorstand (Magistrat ) aniromeldet sind und in den anderen Städten 
nicht binnen Jahresfrist nach Einfnhrunii der gegenwärtigen 
Städte-Orilnuiig hei demselben angemeldet werden. Die Entschä- 
digung wird zum zwanzigfacheu Betiage des Jahreswertes der 
Befreiung nach dem Durchschnitt der letzten zehn Jahre vor der 
Verkündigung dieser Städte-Ordnung geleistet. Steht ein anderer 
Entschädigungs-Massstab durch speziellen Rechtstitel fest, so hat 
es hierbei sein Bewenden. Der Entschädigungsbetrag wird durch 
Schiedsrichter mit Ausschluss der ordentlichen Rechtsmittel fest- 
gestellt; von diesen wird der eine von dem Besitzer des bisher 
befreiten Grundstocks, der andere von der Gemeindevertretung 
ernannt Der Obmann ist, wenn sich die Schiedsrichter über 
dessen Ernennung nicht verständigen können, von der Aufsichts- 
behörde zu ernennen. Die Geistlielien. Kirchen(h>Tier und Ele- 
mentarschullehrer bleiben von den direkten j>ersönlichen (iemeinde- 
Abgaben hinsichihch ihres Dieusteinkommens insoweit befreit, als 
ihnmi diese Befreiung zur Zeit der Verkündigung der Gemeinde- 
Ordnung vom 11. März 1850 zustand. Geistliche und Schullehrer 
bleiben von allen persönlichen Gemeindediensten, soweit dieselben 
nicht auf ihnen gehörigen Orundstücken lasten, befreit; Kirchen- 
diener insoweit, als ihnen diese Befreiung zur Zeit der Verkündi- 
gung der Gemeinde-Ordnung vom IL März 1850 zustand. Alle 
flbrigei} pers(^nliche»i Befreiungen sind ohne Entsehldigung aufge- 
hobäi. Wegen der Besteuerung des Diensteinkommens der Be- 
amten sind die Vorschriften des Gesetzes vom 11. Juli 1822 
(Gesetz-Sammlung 8. ISlI und der Kiibinetsorder vom 14. Mai 
is:{2 ((iesetz-Sammlung S. 145) anzuwenden. Durch die in diesen 
Gesetzen bestimmten Geldbeiträge sind die Beamten zugleich vou 
persönlichen Diensten frei Sind sie jedoch Besitzer von Grund- 
stücken oder betreiben sie ein stehendes Gewerbe, so müssen sie 
die mit diesem Grundbesitz resp. Gewerbe verbundenen persön- 
lichen Dienste entweder selbst oder für den Fall der Verhinderung 
durch Stellvertreter leisten. 

§ 5. Das Bürgerrecht besteht in dem Rechte zur Teilnahme 
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an den W'aMen, sowie in der BeAhigang zur Übeinahme unbe- 
soldeter Ämter in der Oemeindeverwaltnng und zur Gemeinde- 

Vertretung. 

Jeder selbständige Preusse erwirbt dasselbe, wenn er seit 
einem Jahre 1) Einwohner des Stadtbezirkä ist und zur Stadtge- 
meinde gehört (§ B), 2) keine Armenunterstfltsung aus öffentlichen 
Mitteln empfangen, 3) die ihn betreffend«! Gemeinde-^AbgEben 
gezahlt hat und ausserdem 4) entweder a) ein Wohnhaus im 
Stadtbezirk besitzt (§ Iß) oder h) ein slehondes Gerworbe selli- 
ständig als Haupterwerbsquelle und in Städten von mehr als 
10000 Einwohnern mit wenigstens zwei GehQlfen selbständig be- 
treibt oder zur klassifizierten Einkommensteuer veranlagt ist 
oder d) an Kussenstener einen Jahreabetrag von mindestens vier 
Thaleni entrichtet In den mahl- und schhuditsteuerpflichtigen 
Stüdten sind statt dessen die Einwohner von f?em Majj:istrat nach 
den Grundsätzen der Klasscnsteuerveranhi^nuii,^ einzuschätzen; 
es können jedoch auch die Stadtbeliörden bcöchliessen, an die 
Stelle des Klassensteuersatzes von mindestens vier Thalern ein 
jshrlidies Einkommen treten zn lassen, welches betriigt: in StSdten 
von weniger als 10000 Einwohnern 200 Rthlr^ in Stftdten von 
10 000 bis 50000 Einwohnern 250 Bthlr^ in Städten von mehr 
al& 50000 Einwohnern 300 Rthlr. 

Steuerzahlungen, Eiiikoiiinien, Haus- und (jrini(ll)e>itz di r 
Ehefrau werden dem Ehemaim, Öteuerzaidungen, Euikommen, 
Hans* und Gnmdbesitz der minde^ihrigen, basiehnngsweise der 
in väterlicher Gewalt befindlichen Kinder dem Vater angerechnet 
In den Eällen, wo ein Haus durch Vererbung auf einen andern 
ülicri^eht, koniint deni Erh^n bei Berechnung der Dauer des ein- 
jaiingen ^^ dlin^iizes die Besitzzeit des Erblassers zu gute. Als 
selbständig^ wiid nach vollendetem vieruuiizwuuzigsten Lebens- 
jahre ein jeder betrachtet, der einen eigenen Hansstand hat, so- 
fern ihm nicht das Verfflgungsrecht über sein Vermögen oder 
dessen Verwaltung durch richterliches Erkenntnis entzogen ist. 
Inwiefern Aber die Erlangung des Bür'jrerrechts von dem ^rn<!i>tr;it 
emt T'rkunde (Bfirgerbrief) zu erteilen ist, bleibt den statutarisciiea 
Anordnungen vorbehalten. 

§ 6. Verlegt ein Bürger adnen Wohnsitz nach einer andern 
Stadt, so kann ihm das BOrgerrecht in seinem neuen Wohnort, 
wenn sonst die Erfordernisse zur Erlangung desselben vorhanden 
sind, von dem Magistrate im Einverständnisse mit der Stadtver- 
ordneten-Versammlung 12) Rclion vor Ablauf eiiieh Jahres ver- 
liehen werden. Diese Bestinmiungen finden auch auf den Fall 
ibiwendung, wenn der B^itzer eines einen besonderen Gntsbe- 
ziric bildenden Gates oder em stimmberechtigter Einwohner einer 
Landgemeinde seinen Wohnsitz nach einer Stadt verlegt Der 
Matri«trat ist im Einverständnis mit der Stadtverordneten-Ver- 
sarnmluii^ hcfui,^. Männern, welche sich um die Stadt verdient 
gcmaciit haben, ohne Uücksicht auf <lie oben gedachten besonderen 
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Frfordernisse das Ehrenbürgerrecht zu erteilen, wodurch keine 

städtischen Verpriichtungen entstehen. 

§ 7. Wer infolge rechtskräftigen Erkenntnisses der bürgerlichen 
Ehre verlustig geworden (§ 12 des Strafgesetzbuches), verliert 
dadurch auch das Bflrgenrecht und die BäUiigung, dasselbe za 
erwerben. Wenn durch rechtskrSftiges Erkenntnis die Ausübung 
bürgerlichen Ehrenrechte untersagt ist (§ 21 des Strafgesetz- 
buches), der ist wührend der dafür in dem Erkenntnisse festge- 
setzten Zeit von der Ausübung des Bürgerrechts ausgeschlossen. 
Ist gegen einen Bürger wegen eines Verbrechens die Versetzung 
in den AnUagestand oder wegen eines Vergebens, welches die 
Untersagung aer Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nach 
sich ziehen muss oder kann, die Verweisung m das Strafgericht 
ausgesprochen oder ist derselbe zur gerirhtlichen Haft gebracht, 
so ruht die Ausübung des ihm zustellenden Bürgerrechts so 
lange, bis die gerichtliche Untersuchung beendigt ist Das Bürger- 
recht gebt verloren, sobald eines der zur Erlangung desselben 
vorgeschriebenen Erfordernisse bei dem bis dahin dazu Berech* 
tigtei! Tiirlit mehr zutriflFt. VerHillt ein Bürger in Konkurs, so 
verliert er dadurch das Bürgerrecht; die Befähigung, dasselbe 
wieder zu erlangen, kann ihm, wenn er die Befriedigung seiner 
Gläubiger nachweist, von den Stadtbeh(yrden verliehen werden. 

§ 8. Wer in einer Stadt seit einem Jahre mehr als einer 
der dm h^^chstbesteuerten Einwohner sowohl an dürekten Staats* 
als an Gemeinde-Abgaben entrichtet, ist, auch ohne im Stadtbe- 
zirke zu wohnen oder sich daselbst aufzuhalten, berechtigt, an 
den Wahlen teilzunehmen, falls bei ihm die übrigen Erfordernisse 
dazu vorhanden sind. Dasselbe Recht haben juristische Personen, 
wenn sie in einem solchen Masse in der Gemeinde besteuert sind. 

§ 9. Die Stadtgemeinden sind Korporationen; denselben 
steht die Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten nach nfiherer 
Vorschrift dieses Gesetzes zu. 



Gemeindevorstand) und eine Stadtverordneten-Versammlung ge- 
bildet, welche nacli näherer Vorschrift dieses Gesetzes dieselben 
vertreten. Der Magistrat ist die Obrigkeit der Stadt und ver- 
widtet die städtischen Gemeinde-Angelegenheiten. Die Ausnahmen 
bestimmt Tlt VIIL 

§ 11. Jede Stadt ist befngt, besondere statutarische Anord- 
nungen zu treffen 1) über solche Angelegenheiten der Stadtge- 
meinden, sowie über solrlie KoHite und Pflichten ihrer Mit'jhVder, 
hinsichtlich deren das gegenwältige Gesetz Verschiedenheiten ge- 
stattet oder keine ausdrücklichen Bestiuimungen enthält; 2) über 
sonstige eigentflmliche VerhSltnisse und Einrichtungen, insbe- 
sondere hinsichtlich der den gewerblichen Genossenschaften bei 
Einteilung der stimmfalugen Bürger und bei Bildung der Wahl- 
versammlnngen und der städtischen Vertretung zu gewährenden 



§ 10. In den Städten 
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angemesäeuen Berück-jichtigim^. Dergleichen Aaofduungeü be- 
dOrfen der Bestätigung der Regierung. 

Tit II. Von der Zusammensetzung und Wahl 
der S t a d t Y e r (M- r 1 n e t e n - \' e r s a ni m 1 u n g. 

§ 12. Die Stadtverordneten-Versammlung besteht aus 12 Mit- 
gliedern in Stadtgemeinden von weniger als 2 500 Einwohnern, 
aus 18 in Gemeinden von 2 500 bis 5ÜÜ0 Einwohnern, 

„ 24 „ ■ n n 5001 n 10000 

„ 30 „ „ „ 10 001 „ 20000 

„ 36 „ „ „ 20001 „ 30000 „ 

„ 42 „ ^ „ 30001 „ 50000 

„ 48 „ „ „ 50001 „ 70000 

« 54 „ „ „ 70001 „ 90000 

„ 60 „ „ „ 90001 „ 120000 „ 
In Gemeinden von melir als 120000 Einwohnern treten für 
iede weiteren 50 000 Eimvoliner sechs Stadtverordnete hinzu. Wo 
die Zahl der Stadtverordneten bisher eine andere t^oweson ist, 
verbleibt es bei dieser Zalil, bis durch statutaiische Aiiuriiirnng, 
welcher Oberhaupt abweichende Festsetzungen Qber die Zald der 
Stadtverordneten vorbehalten werden, eine Änderung getroffen ist 
§ 13. Zum Zweck der Wald der Stadtverordneten werden 
die stinimfälngen Bflrirer 5 bis 8) nach Massgabe der von 
ihnen zu entrichtenden direkten Steuern ((Jemcinde-, Kreis-, Be- 
zirks-, Frovmzial- und Staats-Abgabeu) in drei Abteilungen ge- 
teilt In den Städten, wo die Mahl- und Schlachtsteuer besteht, 
werden diejenigen stimmföliigen Barger, welche zur Staat8*£in- 
komnienateuer nicht herangezogen werden, von dem Magistrat nach 
den Grundsätzen der Klassensteuer-Veranlagung eingeschätzt und 
der Betrag, welcher danach als Klasson^teuer zu zahlen sein würde, 
bei den vorstehend gedacliten Steuern niuberechnet Doch können 
auch die Stadtbehörden in den gedachten Städten beschliessen, die 
Bildung der drei Abteilungen nach Bfassgabe des Einkommens 
der stimmfthigen Bürger zu bewirken. 

Die erste Abteilung' Itosteht ans rlfnjenigen, auf welche die 
höchsten ]5otrü^'e Iiis zum Belauf eines Drittels des Gesamtbe- 
trages der Steuer aller stimmfälligen Bürger feilen, oder welche 
das höchste Einkommen bis zum Belauf eines Drittels des Ge- 
samteinkommens aller stimmifthigen Bürger besitzen. Die flbrigen 
stimmfälligen Bürger bilden die zweite und dritte Abteilung; die 
zweite reicht bis zum zweiten Drittel der r,ns;iintsteuer, beziehungs- 
weise des Gesamtcinkonunens aller slimmläiiigen Bürger. In die 
erste, beziehungsweise zweite Abteilung gehört aucli derjenige, 
dessen Steuerbetrag oder Einkommen nur teilweise in das erste, 
beziehungsweise zweite Dritteü fiUlt 

Stenern, die für Grundbesitz oder Gewerbebetrieb in einer 
andern Gemeinde entrichtet werden, sowie die Stenern für die im 
Umherziehen betriebenen Gewerbe sind bei der Bildung der Ab- 
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tcilunpen nicht aiizurci Imen. Kein Wähler kann zweien Abtei- 
lungen zugleich angehören. Lässt sich weder nach dem Steuer- 
betrage oder Einkommen noch nach der alphabetischen Ordnung 
der Namen besttnunen, welcher unter mehren Wählern zn einer 
l)estimmten Abteihiag zu rechnen ist, so entscheidet das Los. 
Jede Abteilung wählt ein Drittel d« i Stadtverordneten, ohne dabei 
au die Wälder der Abteilung gebunden zu sein. 

§ 14. Gehören zu einer Abteilung melir als fünfhundert 
Wähler, so kann die Wahl derselben nach dazu gebildeten W^ahl- 
bezirken geschehen. EnthSlt eine Stadtgemeinde mehrere Ort- 
schaften, so kann dieselbe mit Rücksicht hierauf in Wahlbezirke 
eingeteilt werden. Die Anzahl und die (Ironzcn der Wahlbezirke, 
s;owie die Anzahl der von einem jeden derselben zu wälilenden 
Stadtverordneten werden nacli Massgabe der Zalü der stimm- 
föliigen Bürger von dem Magistrat festgesetzt 

§ 15. Bei Stadtgemetnden, welebe mehrere OrtBchaften ent- 
halten, kann die Re^erun^' nach VerUQtnis der Einwohnerzahl 
bestimmen, wie vi(d Mit^dieder der Stadtverordneten-Versammlung 
aus jeder einzelnen Ortschaft zu wälilen sind. 

§ 16. Die Hälfte der von jeder Abteilung zu wählenden 
Stadtverordneten muss ans Hansbesitzern (Eigentfimem, Nie&s- 
branchem vnd solchen« die ein erbliches Besitzrecht haben) be- 
stehen. 

>: 17. Stadtverordnete können nicht sein: 1) diojpnijren Ite- 
amleij und die Mitglieder derjenigen liehörden, dm eh welche die 
Aufsiclit des Staats über die Städte ausgeübt wird (j; 7Gj; 2) die 
MitgUeder des Magistrats imd alle besoldeten Gemeindebeamten; 
die Ausnahmen bestimmen die §^ 72 nnd 73; 3) G^tlicfae^ Kvchen- 
diener und Elementarlehrer; 4) die richterlichen Beamten, zn denen 
jedorh die technischen ^fir^dicrlcr der Han<lp1s-, Oewerbe- und 
ähnlicher Gerichte nicht zu ziiiüen sind; 5) die Beamten der Staats- 
anwaltschaft; 6) die Poiizeibeamten. Vater und Sohn sowie Brüder 
dürfen nicht zugleicli Mitglieder der Stadtverordneten- Versammlung 
sein. Sind dergleidien Verwandte zugleich erwShlt, so irird der 
Altere aliein zugelassen. 

!H. Die Stadtverordneten werden auf sechs Jahre gewählt. 
Jedocli verliert jede Wahl ihre W^irkiin^;, sobald einer der Frdle 
eintritt, in denen nach den Bestimmungen im § 7 der Gewählte 
des Bürgerrechts verlustig geht oder von der Ausübung desselben 
fttr eine gewisse Zeit ausgeschlossen wird. Tritt einer der Falle 
ein, in denen nach jenen Bestimmungen die Ausübung des Bürger- 
recht? ruhen nniss, so ist der Gewählte züjjleich von der Teil- 
nahme an den Geschäften der 6tadtveronineten-\ ersammlung einst- 
weilen bis zum Austrage der Sache ausgeschlossen. Alle zwei 
Jahre scheidet ein Drittdl der Mitglieder aus und wird durch neue 
Wahlen ersetit Die das erste und zweite Mal AussiMdenden 
werden für jede Abteilung durch das Los bestimmt 

§ 19. Eine Liste der stimmfähigen Bürger, welche die er- 
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forderlichen Eigen Rchaften derselben nachweist, wird von dem 
Magistrat geführt und alljährlich im Juli berichtigt Die Liste 
wird nach den Wahlabteiiungen und im Falle des § 14 nach den 
Wahlbezirken eingeteilt 

§ 20. Vom L bis 15. Juli schreitet der Magistvat zur Be- 
richtigung der Liste. Vom 15. bis zum 30. Juli wird die Liste in 
einem oder inehreren zu Öffentlicher Kpnntnis gebrachten Lokalen 
in der Stü<lt^^enieiiide otfengelegt Wälirend dieser Zeit kann jedes 
-Mitglied der Sudtgemeinde gegen die Richtigkeit der Liste bei dem 
Magistrat Einw^dungen erheben. Die Stadtverordneten- Versamm- 
lung hat darüber bis zum 15. August zu beschliessen; der BesdduBS 
bedarf der Zustimmung des Magistrats; versagt dieser die Zustim- 
mung, so ist naHi ^'orschrift des § 3fi zu verfahren. Ist in diesem 
Falle über die Emwonflungen von der Ke<;ierung entschieden, so 
tindet eine lierufnnf; an letztere von Seiten desjenigen, welcher die 
Einwendungen erhoben hat^ nicht weiter statt; m aüeu andern Fällen 
steht demselben innerhalb zehn Ta^ nach Hitteilung des Be- 
schlusses der Stadtverordneten der Bekurs an die Be^ierung zu, 
welche binnen vier Wochen ohne Zulassunf? einer weiteren Be- 
rufung entscheidet Soll tler Name eines einmal in die Liste auf- 
genoHiinenen Einwohners wieder ausgestrichen werden, so ist ihm 
dieses acht Tage vorher von dem Magistrate unter Angabe «ler 
GrOnde mitzuteilen. 

§ 21. Die Wahlen zur regelmässigen Ergänzung der Stadtr 
verordneten-Versammlung finden alle zwei Jahre im November 
statt. Bei dem zunächst vorhergehenden wöchentlichen ILmpt- 
gottesUienst ist auf die Wichtigkeit dieser Handlung hinzuweisen. 
Die Wahlen der dritten Abteilung erfolgen zuerst, die der ersten 
zuletzt AnssergewdhnUche Wahlen zum Ersätze innerhalb der 
Wahlperiode ausgeschiedener Mitglieder müssen angeordnet werden, 
wenn die Stadtverordneten-Versammlung oder der Magistrat oder 
die Regierung es ffir erforderlich erachten. Der Ersatzmann bleibt 
nur bis zum Ende derjenigen sechs Jahre in Thäti^^keit, auf welche 
der Ausgeschiedene gewählt war. Alle Ergänzungs- oder Ersatz- 
wahlen werden von denselboi Abtoilnngen und Wahlbezirken (§ 14) 
vorgenommen, von denen der Ausgeschiedene gewählt war. Ist 
die Zahl der zu wählenden Stadtverordneten nicht durch drei teil- 
bar, so ist, wenn nur einer übrig bloil t, dieser von der zweiten 
Abteilung zu wählen. Bleiben zwei übrig, so wählt die erste Ab- 
teilung den einen und die dritte Abteilung den andern. Die in 
den §§ 19—21 bestimmten Termine können durch statutarische 
Anordnungen abgeftndert werden. 

§ 22. Der Magistat hat jederzeit die nötige Bestimmung zur 
Ergänzung der erforderlichen Anzahl von Hausbesitzern (i; Ifi) zu 
treffen. Ist die Zahl der Hausbesitzer, welche zu wälden sind, 
nicht durch die Zahl der Wahlbezirke teilbar, so wird die Ver- 
teilung auf die einzelnen Wahlbezirke durch das Los bestimmt 
Mit dieser Beschrfiakung kOnnen die ausscheidenden Stadtverord- 
neten jederzeit wiedergewählt werden. 



Digitized by Google 



184 



80. 8taateoidnitBff 1858. 



§ 23. N'ierzefan Tage vor der Wahl werden die in der Liste 
({5{5 19 und 20) verzeichneten Wähler durch den Magistrat zu den 
Wahlen niitfolst schriftlicher Einladun«: oder ort.sü]»]i('!tfr Dekannt- 
niachunji herufen. Die Einladun^i oder liekaniitinacliuii- inuss das 
Lokal, die Tage und die Stunden, in welchen die Stimmen bei dem 
WaidTorstande abzugeben sind, genau bestimmen. 

§ 24. Der Wablvorstand besteht in jedem Wahlbezirk aus 
dem liürgemicister oder einem von diesem ernannten Stellvertreter 
als Vorsitzenden und aus zwei von der Stadtverordneten -^'f'rsamm- 
lung gewählten Beisitzer. Für jeden Beisitzer wird von der Stadt- 
verordneten-Versammlung ein Stellvertreter gewäldt. 

§ 25. Jeder Wfihler muss dem Waldvorstande mflndlidi und 
laut zu Protokoll erkUren, wem er seine Stimme geben wIlL £r 
hat so viele Personen zu bezeichnen, als zu wälden sind. Nur 
die in S 8 erwähnten juristischen oder ausserhalb des Stadtltezirk^ 
wohnenden höchstbesteuerten Personen können ilir Stnniiireclit 
durch Bevollmächtigte ausüben. Die Bevollnüichtigten inüssen ijeibst 
stimmfähige Bürger sein. Ist die A'oUmacht nicJ^t in beglaubigter 
Form ausgestellt, so entscheidet fiber die Anerkennung derselben 
der Wahlvorstand endgültig. 

20. (Gewählt sind diejenigen, welriie bei der ersten Ab- 
stiiiniiunj^^ die meisten Stimmen und zii^deich absolute Stmunen- 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stinnueu) erhalten haben. 
Wenn sich bei der ersten Abstiuinmng nicht für soviel Personen, 
als zu wfihlen sind, die absolute Stimmenmehrheit ergeben hat, 
wird zu einer zweiten Wahl geschritten. Der Waldvorstand stellt 
die Xanien derjenigen Personen, welche nächst den gewählten die 
meisten Stimmen erhalten haben, soweit zusammen. d;i>s die 
dojjpeltc Zahl der norli zu walilenden Mit^ilieder erreiclit wird 
Diese Zusammenstellung gilt alsdann als die Liste der Wählbaren. 
Zu der zw^ten Wahl werden die Wfihler durch eine das Ergebnis 
der ersten Wahl angebende 1 anntmachung des Waldvorstandes 
sofort oder sj)ätestens innerhalb acht Tagen aufgefordert. Bei der 
zweiten Wahl ist die absolute Stimmenmehrheit nicht erforderlich. 
Unter denjenigen, die eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten 
haben, giebt das Los den Ausschlag. Wer in mehreren Abteilungen 
oder Wahlbezh-ken gewählt ist, hat zu erklfiren, welche Wahl er 
annehmen will. 

s} 27. Die Wahljjrotokolle sind vom Wahlvorstande zu unter- 
zeichnen und vom Magistrate aufzubewahren. Der Magistrat hat 
das Ergebnis der vollendeten Wahlen sofort bekannt zu machen. 
Gegen das stattgehabte Waliivertaluen kunn von jedem stimm- 
föhigen Biirger innerhalb zehn Tagen nach der Bekanntmachung 
bei der Regierung Beschwerde erhoben werden. Bei erheblichen 
Unre;^elniilssigkeiten hat die B^iming die Wahl^ auf erfolgte 
Beschwei l ic oder von Amts wegen innerhalV) -zwanzig Tagen nach 
der Bekann tuiachunir durch eine motivierte Knt^^rlioidunir für un- 
gültig zu erklären. Für einen Uugültigkeitsgrund ist es nicht zu 
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erachten, wenn die der betreflfenden geistlichen Beliörde anlieiiii- 
zugebende Hinweisung auf die Wicbti^eit der Wald {'^ 21) unter- 
blieben ist 

§ 28. Die bei der regelmSssigen Ergänzung neu gewählten 
Stadtverordneten treten mit dem Anfang des nächstfolgenden Jahres 
ihre Verrirlitint'^'en an; die Ausscheidenden bleiben bis zur Ein- 
führuncr der iicwi^nvähiten Mitglieder in Thätigkeit. Der Magistrat 
hat die Einführung der Gewählten und deren Verpflichtung durcli 
Handschlag an Eidesstatt anzuordnen. 

Tit. III. Von der Zusammensetzung und Wahl des 

Magistrats. 

§ 29. Der Magistrat bestellt aus dem Bflrgermeister, einem 

Beigeordneten oder zweiten Bürgermeister als dessen Stellvertreter, 
' einer Anzalil von Schöffen (Stadträten, Ratsherren, Ratsmännorn) 
und. wo das 15eflfirfnis es erfordert, noch aus einem oder melireren 
besoldeten Mitgliedern (Syndikus, Käiiinierer, Sclmlrat, Baurat ctc). 
Es gehören zum Magistrat in Stadtgemeinden von weniger als 

2500 Einwohnern 2 Scbdffen, 
2 ."00 bis 10000 „ 4 n 
10 001 30000 „ 6 n 

30001 „ 60000 „ 8 „ 
OOOül „ 100000 „ 10 
Bei mehr als 100000 Einwohnern treten für jede weiteren 
50000 Einwohner zwei Schöffen hinzu. Wo die Zahl der Mit- 
glieder des Magistrats bisher eine andere gewesen ist, verbleibt es 
bei dieser Zahl, bis durch statutarische Anordnung, welcher über- 
haupt abweichende Festsetzungen über die Zahl der Magistrats- 
Mitglieder vorbclialten werden, eine Änderung gctrotlen ist. 

§ 30. Mitglieder des Magistrats können nicht sein: 1) die- 
jenigen Beamten mid die Mitglieder deijenigen Behörden, dorch 
welche die Anseht des Staats Ober die Städte ausgeübt wird (§ 76); 

2) die Stadtverordneten, ingleichcn Gemeinde T'iirerl)eamte und in 
Städten über 10000 Seelen die (ieiiieinde-Plinnelinier ( J? 50 Nr. 0); 

3) Cicistliche, Kiichcndiener und Lehrer an ört'entlichen Schulen; 

4) die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die technischen 
Mitglieder der Handels-, Gewerbe- und uinlicher Gerichte nicht 
zu zfilden sind; 5) die Beamten der Staatsanwaltschaft; 6) die 
Polizeibeaniten. 

^'ater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn, Brüder 
und Scliwäger dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magistrats sein. 
Entsteht die Schwägerschaft im Laufe der Wahlperiode, so scheidet 
dasjenige Mitglied aus, durch welches das Hindamis herbdgettlhrt 
worden i>t. \'at(T und Sohn, Schwiegervater und Schwic^j^ersohn 
sowie Brüder diiifeii nicht zu^deicli Mitglieder des Magistrats und 
der Stadtverurdii» t('n-\'er>aiiiiühing sein. 

Personen, welclic die in ilem Gesetze vom 7. Februar 18/55 
(Gesetz-Sammlung Seite 18) bezeiclmeteu Gewerbe betreiben, können 
nicht Bdrgermeister sein. 
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§ 31. Der Beigeordnete und die Schöffen (§ 29) werden 
auf sechs Jahre, der BttrgermeiBter und die flbrigeD besoldeten 

Magistrats-Mitglieder dagegen auf zwölf Jahre von der Stadtver- 

ordneten-Verj^animlimp prcwählt. Audi können Bei;^eor(lnete mit 
Besoldung aufgestellt werrlen, und erfolgt in diesem Falle deren 
Wahl gleuldalLs aul zwölf Jahre. Alle drei Jahre scheidet die 
Hälfte der Schöffen aus und wird durch neue Wahlen ersetzt 
Die das erste Mal Ausscheidenden werden durch das Los bestimmt 
Die Ausscheidenden können wiedergewählt werden. Wegen der 
atissergewöhnlichen Ersatzwahlen kommt die Bestimmung § 21 
zur Anwendung. 

§ 32. Für jedes zu wälilende Mitglied des Magistrats wird 
besonders abgestimmt Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Wird 
die absolute Stimmenmehrheit bei der ersten Abstimmung nicht 
erreicht, so werden diejenigen vier Personen, auf welche die meisten 
Stiiniiien jiefallen sind, auf eine enjrerc Wahl gebracht. Wird auch 
hier durch die absolute Stiniinenmehrheit nicht erreicht, so hndet 
unter demjenigen zwei Personen, welche bei der zweiten Abstim- 
mung die meisten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl statt. 
Bei Stimmengleichheit entschetdet das Los. 

§ 33. Die gewählten Bürgermeister, Beigeordneten, Schöffen 
und besoldeten ^fnLnstrats- Mitglieder bedürfen der Bestätigung. 
Die Bestäli^aing steht zu: 1) dem Könige hinsichtlich der Hurfxer- 
meister und Beigeordneten in Städten von mehr als lüOOO Ein- 
wohnern; 2) der Regierung hinsichtlich der Bürgermeister und 
Beigeordneten in Stfidten, welche nicht Uber 10000 Einwohner 
hal^n, sowie hinsichtJich der Schöffen und der besoldeten Magi- 
Strats-Mit^jlieder in allen Stäflton ohne T'^nterschief! ilirer Grösse. 

Wird die I^o'^tätigung versa^'t, so sclireitet die Stadtverord- 
neteu-\'ersainnilung zu einer neuen Wahl. Wird auch diese W'ahl 



weilen auf Kosten der Stadt Kommissarisch verwalten zu hissen. 
Dasselbe findet statt, wenn die Stadtverordneten die Wahl ver- 
weigern oder den nncli der ersten Wahl nicht Best-iti^-^ten wieder 
erwälüen sollten. Die kommissarische Verwaltung dauert so lange, 
bis die Wahl der Stadtverordneten-Versammlung, deren wieder- 
holte Vornahme ihr jederzeit zusteht, die Bestätigung des Königs, 
beziehungsweise der Regierung erlangt hat 

§ 34. Die Mit^eder des Magistrats werden vor ihrem Amts- 
antritt durch den Bflrp:ermeister in öffentlicher Sitznni: der St-K^t 
verordneten- Versanmduug in Eid und Ptlicht genommen; der Bür- 
germeister wird vom Regierungspräsidenten oder einem von diesem 
zu ernennenden Kommissar in öffentlicher Sitzung der Stadtver- 
ordneten-Versammlung vereidet Magistrats-Mitgliedem, welche ihr 
Amt mindestens neun Jahre mit Ehren bekleidet hab^ kann in 
Übereinstimmung mit der Stadtverordneten-Versammlung von dem 
Magistrat das Prädikat „Stadtaltester" verliehen werden. 




berechtigt, die Stelle einst- 
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Tit IV. Von den Versammlungen und Geschälten der 

Stadtverordneten. 

§ '6b. Die Stadtverordneten- Versammlung hat über alle Ge- 
meinde-Angelegenheiten zu beschliessen, soweit dieselben nicht 
anssehliessOcfa dem Magistrate flborwiesen sind. Sie giebt ihr Gut- 
achten Ober alle Gegenstände ab, welche ihr zu diesem Zwecke 
durcli flie Anf.^irhts;l)p}!ör(lon vorjjelefrt werden. Über andere als 
Gemem(ie-All^;L'l^^'erlh(■it('n dürfen die Stadtverordneten nur dann 
beraten, wenn .wiche «iurcli besondere (»esety^e oder in einzelnen 
Fällen durch Aufträge der Au£sichtsbehörde an sie gewiesen smd. 
Die Stadtverordneten sind an Jceinerlei Instruktion oder Aufträge 
der Wähler oder der Wahlbezirke gebunden. 

§ 'M]. Die Beschlüsse der Stadtverordiit toii bedürfen, wenn 
sie solche Angelegenlieiten betreifen, welche durch das (Jesetz dfiii 
Magistrate zur Ausführung überwiesen sind, der Zustimmung des 
letztem. Versagt dieser die Zustimmung, so hat er die Gründe 
dieser Va^gung der Stadtverordneten^Veraammlung mitzateilen. 
Erfolgt hierauf keine Verständigung, zu deren Herl»eiführung so- 
wohl von dem Magistrate als den Stadtverordneten die Einsetzung 
einer gemeinschaftlichen Konmiissinn vcrlanjj:t werden kann, so ist 
die Entscheiduu^,' der Kegierung eiriznh(tlen. — Die Stadtverord- 
neten-Versammlung darf ihre Bescliiiibse m keinem Falle selbst 
zur AnsflUirang bringen. 

§ 37. Die Stadtverordneten -Versammlung kontrolliert die 
Verwsdtung. Sie ist daher berechtigt, sich von der Ausführung 
ihrer BescTdüsse und der Wrwendung aller Gemeinde-Einimhnicn 
Überzeuj^unp zu verschatfen. Sie kann zu diesem Zwecke von 
dem Magistrat die Einsicht der Akten verlangen und Ausschüsse 
ans ihrer Mitte ernennen, zu welchen der Bürgermeister ein Mit- 
glied des Kagistrals abzuordnen befugt ist 

§ 38. Dia Stadtverordneten -Versammlung wählt jährlich 
einen Vorsitzenden ^ow'ie einen Stellvertreter (losselfien und einen 
Schriftführer sowie emen Stellvertreter desselben aus du er Mitte; 
doch kann auch <lie Stelle des Schriftführers ein von den Stadt- 
verordneten nicht aus ilu^er Mitte gewählter, in öffentlicher Sitzung 
hierzu von dem Bflrgermeister vereideter ProtokoUfQhrer vertreten. 
Diese Wahlen erfol|^ in dem § 32 vorgeschriebenen Verfahren. 

Die Stadtverordneten versammeln sicli, so oft es ihre (Ic- 
schäfte erfordern. Der Magistrat wird zu allen \'ersammiuügeu 
eingeladen uiul kaiuj sich durch Abgeordnete vertreten lassen. 
Die Stadtverürdneteii können veriaiigen, dass Abgeordnete des 
Magistrats dabei anwesend sind. Der Magistrat rouss gehOrt werden, 
so oft er es verlangt 

§ 39. Die Zusammenberufung der Stadtverordneten ge^^clnVIit 
durch den Vorsitzenden ; sie muss erfolgen, sobald es von einem 
Viertel der Mitglieder oder von dem ^lagistrat verlaii'it wiixl. 

§ 40. Die Art und Weise der Zusammenlwruluug wird ein 
für allemal von der Stadtverordneten -Versammlung festgestellt 
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Die Zusanimenherufunj^ erfolizt unter Angabe der Gei^^eiistände der 
Verhandlung; mit Aubiialuue dringender Fälle muss dieselbe we- 
nigstens zwei freie Tage vorher statthaben. 

^ 41. Durch Bächlttss der Stadtverordneteii kOnnen anch 
regelmässige Sitzungstage festgesetzt, es müssen jedoch aucli l inn 
die Gegenstände der Verhandlung mit Ausnfihmc drinirendf i I alle 
mindestens z\Yei freie Ta«re vorher den Stadtverordneten und dem 
Magistrat angezeigt werden. 

§ 42. Die Stadtverordneten -Versammlung kann nur be- 
schliessen, wenn mehr als die HSlfte der Mi^;Ueder zugegen ist 
Eine Ausnahme hiervon findet statt, wenn die Stadtverordneten, 
zum ZMoiten Male zur Verhandlung Ober densell^en (ic;^en stand 
zusammenberufen, dennoch nicht in genügender Anzahl erschienen 
sind. Bei der zweiten Zusäinrnenberufiing muss auf diese Be- 
stimmung ausdrücklich hingewiesen werden. 

§ 43. Die BesdüOsse werden nach Stimmenmehrheit gefiisst 
Bei Stinnneng:leichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Wer nicht imtstimnit. wird zwnr :üs anwesend betrachtet, die 
Stimmenmehrheit wird aber lediglich nach der Zahl der Stimmenden 
festgestellt. 

^ 44. An \'erhandlungen über Rechte und Verpflichtungen 
der Stadtgemeinde darf derjenige nicht teiUiehmen, dessen Interesse 

mit dem der Gemeinde in Widerspruch steht Kann wegen dieser 

Aii^-rliliessnng eine beschlussfähige Versammliincr nicht gehalten 
werden, so hat der Magistrat oder, wenn auch dieser aus dem 
vorgedachten Grunde einen gültigen Beschluss zu fassen nicht 
befugt ist, die Aufsichtsbehörde für die Wahrung des Gemeinde- 
Interesses 2U sorg|en und nötigenfalls einen besonderen Vertreter 
für die Stadtgemeinde zu bestellen. 

Sollte ein Prozess der Stadt ^^ni ei nde gegen alle oder mehrere 
Mitgheder des Mauistrats aus \ eranlassung ihrer Amtsführung 
notwendig werden, so hat die Regierung auf Antrag der Stadt- 
verordneten-Versammlung zur Fülu-ung des Prozesses einen Anwalt 
zu bestellen. 

§ 45, Die Sitzungen der Stadtverordneten sind öffentlich. 
Fnr ( inzf lue c cgenstände kann durch besonderen Beschluss, welcher 
in ;i("iieiniür Sitzung gefasst wird, die Öffentlichkeit ausgeschlossen 
werden. Die Sitzungen dürfen nicht in Wirtshäusern oder Schänken 
gellalten werden. 

§ 46. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet 
und schliesst die Sitzungen und handhabt die Ordnung in der 
A i r^nninilung. Er kann jeden Zuliörer aus dem Sitzungszimmer 
eutterncMi lassen, welcher üllenthche Zeichen des Beifalls oder des 
Misöfallens giebt oder Unrulie irgend einer Art verursacht 

§ 47. Die Beschlüsse der Stadtverordneten-Versunmiung 
und die Namen der dabei anwesend gewesenen Mitglieder sind in 
ein besonderes Buch einzutragen. Sie werden von dem \'or- 
sitzenden und wenigstens drei Mitgliedern unterzeichnet Dem 
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Ma^ristrat müssen alle Besclilüssc der Stadtverordneten, auch die- 
jenigen, welche ihm durch das Gesetz zur Ausführung nicht über- 
wiesen sind, mitgeteih werden. 

§ 48. Den Stadtverordneten •Versamiiilungeo bleibt über« 
lassen, unter Zustimmung des Magistrats eine (yeschäftsordnung 
al'znfasson und darin Zuwiderliandhmgen der Mitglieder p:e{jen die 
zur Aufrecliterhaltung der Ordnung gegebenen Vorsrliriftm mit 
Strafen zu belegen; diese Strafen können nur in Oel(ll)Li>^ell l»is 
zu fünf Thalern imd bei mehrmals wiederholten Zuwiderhand- 
lungen in der auf eine gewisse Zeit oder für die Dauer der Wahl- 
periode zu verhängenden Ausschliessung aus der Versammlung 
bestehen. Versagt der Magistrat seine Zustimmung, so tritt dsii 
im § 36 vorgeschriebene \ erfahren ein. 

§ 49. Die Stadtverordneten heschliessen über die Benutzung 
des Geraeindevermögens; die Deklaration vom 26. Juli 1847 (Ge- 
setzsammlung Seite 327) bleibt dabei massgebend. Über das Ver- 
mögen, welches nicht der Gemeinde-Korporation in ihrer Gesamt- 
heit gehört, kann die Stadt^e!•^n^Ineten-Versan^nlung nur insofern 
beschliessen, als sie dazu durch den AVillen der Heteiligten oder 
durch sonstige Rechtstitel berufen ist. Auf das Vermögen der 
Korporationen und Stiftungen haben die zur Stadtgenieinde ge- 
hörenden Einwohner (§ 3) als solche und auf dasjenige Vermögen^ 
welches bloss den Hausbesitzern oder anderen Klassen der Ein- 
wohner gehört, haben andere Personen keinen Anspruch. In An- 
sehung der Verwaltung imd Verwendung des N'cnnöL'ons der 
Stiftungen bewendet es bei den stil'tungsniiissigen iiestiuuuungen. 
Soweit es hierbei auf den Begriff von iiürger ankommt, sind die 
Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes (§ 5) an sich selbst 
nicht massgebend. 

S öO. Die Oenehniif^mn^.: der Regiening ist erforderlich: 
1) zur \ eräusserung von (irundstücken und solchen Gerechtsamen, 
welche jenen gesetzlich gleich gestellt sind; 2) zur Veräusserung 
oder wesentlichen Veränderung von Sachen, welche einen beson- 
dem wissenschaftlichen, historischen oder Kunstwert haben, na^ 
mentlich von Archiven; 8) zu Anleihen, durch welche die Gemeinde 
mit einem Schnhlenbestand belastet oder der bereits vorhandene 
vergrössert wird, und 4) zu Veränderungen in dem (ienusse von Ge- 
meindenutzungen (Wald, Weide, Heide, Torfstich und dergleichen). 

§ 51. Die freiwillige Veräusserung von Grundstöcken u. s. w. 
(§ 60 Nr. 1) darf nnr im Wege der Lizitation auf Grund einer 
Taxe stattfinden. Zar Gültigkeit der Lizitation gehört: 1) ein- 
malige Kekanntuiacliung durrh das Amtsblatt des Regierungs- 
bezirks und die für Bekaimtmachungen des Magistrats üblichen 
öffentlichen Blätter; 2) eine Frist von sechs Wochen von der Be- 
kanntmachung bis zum Lizitations-Termine und 3) Abhaltung dieses 
Termins durch eine Justiz- oder Bfogistratsperson. 

Das Ergebnis der Lizitation m der Stadtverordneten-Ver- 
sammlung mitzuteilen, und kuin nur mit deren Genehmigung der 
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Zuschlag erteilt werden. In besonderen Fällen kann die Regie- 
rung auch den Verkauf aus freier Hand sowie einen Tausch ge- 
statten, sobald sie sich überzeugt, dass der VorteH der Gemeinde 
dadurch geftirdert wird. Für die Hjpuihekenbeliörde j,'enügt zum 
Kachweise, dass der Vorschrift dieses Paragraphen genfigt worden, 
die Bestftigong des Vertrages dnreh die Begienmg. 

§ 52. Daroh Gemeindebeschluss kann die Erhebimg eines 
Einsngsgeldes angeordnet und von dessen Entriehtnng die Nieder- 
lassung in (ler Gemeinde (§ 4 des Gesetzes vom :n. Dez. 1842, 
Nr. 2H17) abhängig gemacht werden. Aubserdeni kann von allen, 
sowohl von den Neuanziehenden als von denen, welche der Ge- 
meinde bereits angeiiuiii; sinil, bei der Begründung eines selb- 
ständigen Haasstandes eine Abgabe (Emtritts- oder Haasstsads- 
geld) gefordert und von deren Entrichtung die Teilnahme an dem 
Bürgerrecht (§ 5) a])lianj,n^' geniaclit werden. Die Teilnahme an 
den Gemeindenntzun^^en 50 Nr. 1) kann ansserdeni von der 
Entrichtung einer jährlichen Ab^ial)e und ajistatt oder neben der- 
selben von Entrichtung eines Kinkaufsgeldes abhängig gemacht 
werden, dardi deren Entrichtung aber die Ausflbnng des Bflrger- 
rechts niemals bedingt wird. 

Alle deraitige/i Beschlösse bedürfen der Genehmigung der 
Regierung. Die mit dem Besitze einzelner Grundstücke verbun- 
denen oder auf sonstijxcn besonderen Rechtstiteln benilienden 
Nutzungsrechte sind den liestininiungen dieses Para^rraphcii nicht 
uuierworfen. Beamte, welclie infolge dieubtlicher \'ersetzung ihren 
Aufenthalt im Stadtbek nehmen, sind zur Entrichtung des Ein- 
zugsgeldes und des Hausstandsgeldes nicht verbunden. 

§ 53. Soweit die Einnalimen aus dem städtischen Vermögen 
nicht hinreichen, um die durch das Bedflrfiüs oder die Verpflich- 
tungen der Gemeinde erforlichen Gelthnittel zu besrimffen. können 
die Stadtverordneten flu Aufbringung von Gemeindesteuern be- 
schliessen. Diese können bestehen: 

I. in Zuschlägen zu den Staatssteuern, wobei luigende Bestim- 
mungen gelten: 

1) die Steuer fOr den Gewerbebetrieb im Umheniehen darf 
nicht belastet wordoi; 

2) bei den Zuschlägen zur klnspifizierten Einkommensteuer 
niuss jedenfalls das ausserhalb der Gemeinde belegene 
Grundeigentum ausser Berechnung bleiben; 

3) die Genehmigung der Regierung ist erforderlich: a) für 
alle Zuschläge zur Einkommensteuer; b) für Zuschläge 
zu den fibrigen direkten Stenern, wenn der Zuschlag ent- 
weder funfeig Prozent der Staatssteuem fibersteigen oder 

nicht nach «rleiclion Sätzen auf diese Steuern verteilt, 
werden soll. Zur Freilassung oder geringeren Belastung 
der letzten Klassensteuerstufe bedarf es dieser Genehmi- 
gung nicht; c) für Zuschläge zu den indirekten Steuern. 
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H, in besonderen direkten oder indirekten Gemeindesteuern, 
welche der (lenchniif^nng der Re^nerung hedOrfon. wenn sie 
neu ein<;efiihrt, erhöht oder in ihren Grimdääuen veräuiierC 
werden sollen. 

Bei besonderen Komnranal-EtnkomnienBteneni ist jeden&lls 
die sub I 2 crwfifante Besdu&dcnng nM8sge1>end. Die bestehenden 

dirr kten Kommunal - Einkommensteuern werden einer erneuten 
Prülun^^ und ( Iriudimi^nmg der Regierung unterworfen. In den 
über die Erhebung von Kommunalsteneni zu erlassenden, von der 
Regierung zu genehnugtaileu Kegulatn en können Ordnungsstiafen 
gegen die Kontravenienten bis nnf HOhe von zehn Thatem ange- 
ordnet werden. 

^ 51. Die Gemeinde kann durch Reschluss der Stadtver- 
ordneten zur Leistung \on Diensten (Hand- und Spanndiensten) 
behufs Ausführung von (iemeindearl>eiten verpflichtet werden; die 
Dienste werden in Gekl abgescliätzi , die Verteiluug getjcliieht 
nach dem Massstabe der Gimi^de-Abgaben oder in deren Er- 
mangelnng nach dem Massstabe der direkten Steuern. — Ab- 
wcichunfren von dieser Verteilungsart bedürfen der Genehmigung 
der Regierung. Die Dienste können mit Ausnalmie von Notfällen 
durch taugliche Stellvertreter abgeleistet oder nach der Abschätzung 
an die Gonieindekasse bezaldt werden. 

§ 55. Die in Bezug auf die Behandlung der Gememdewal- 
dungen filr die einzehien Landesteile <'i!:issenen Gesetze und Be- 
stimmungen ))Ieii)en in Kraft^ bis ilire Abindemng im gesetzlichen 
Wege erifolgt sein wird. 

Tit V. Von den Gesehäften des Magistrats. 

§ 56. Der Magistrat hat als Ortsobrigfceit und Gemeinde- 
Verwaltungsbehörde insbesondere folgende Gttcbäfte: 
1) die (Jesetze und Verordnungen sowie die Verfügungen der 

ihm vorgesetzten Behörden auszuführen; 
*Jj die Beschlüsse der Stadtverordneten -Versammlung vorzube- 
reiten und, sofern er sich mit denselben einverstanden erklärt, 
zur Ausführung zu bringen. Der Magistrat ist verpflichtet, 
die Zustimmung und Ausführung zu versagen, wenn von den 
Stadtverordneten ein Heschluss gefasst ist, welcher deren Be- 
fnLTii^'^o Iii »erschreitet, gesetz- oder rechtswidrig ist. flas Staats- 
wolil oder das Gemeinde-Interesse verletzt. In taiien dieser 
Art ist nach den Bestimmungen im § 36 zu verfahren; 

3) die städtischen Gemeinde-Anstalten zu verwalten und die- 
jenigen, für welche besondere Verwaltungen eingesetzt sind, 

zu beaufsiHttiqrn ; 

4) die Einkünfte der Stadtgememde zu verwalten, die auf dem 
Etat oder besonderen Bescldussen der Stadtverordneten be- 
ruhenden Einnahmen und Ausgaben anzuweisen und das Rech- 
nungs- und Kassenwesen zu flbearwachen. Von jeder regel- 
missigen Kassenreviston ist der Stadtverordneten-Versammlung 
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Kenntnis zn geben, damit sie f^'m Mitglied oder mehrere ab- 
ordnen könne, um diesem Gesduüte beizuwohnen; bei ausser- 
ordentlichen Kassenrevisionen ist der Vorsitzende oder ein 
von demselben ein für allemal bezeichnetes Mitglied der Stadt- 
verardneten-VerBammliuig zuzuziehen; 
&) das Eigentum der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre Rechte 
zu wahren: 

6) die Gemeiiidebeamten, nachdem iie Stadtvt i ( i Ineten darüber 
vernommen worden, anzustellen und zu beauisichtigen. Die 
Anstellung erfolgt, soweit es sich nicht um vortlb^gehende 
Dienstleistungen handelt, auf Lebenszeit; diejenigen Unter- 
beamten, weU'lic nur zu mechanischen DicnsUetstungen be- 
stimmt sind, können jedoch auf Kündigung anprenommen 
werden. Die von den Gemeindebeamten zu leistenden Kau- 
tionen bestimmt der Magistrat nacii Anhörung der Stadtver- 
ordneten-Versammlung. In Stfidten bis zu 10000 Einwohnern 
(§ 30, 2) können die Geschflfte des Gemeinde-Einnehmers nach 
Vernehmung der Stadtwordneten- Versammlung und mit Zu- 
stimmung der Rcfrierung dem Kämmerer fibortragen werden; 

7) die Urkunden und Akten der Stadtgeraeindr ;iiifznbewaliren ; 

8) die Stadtgemeiude nach aussen zu vertreten uad namens der- 
selben mit Behörden und Privatpersonen zu verhandeln, den 
Schriftwechsel zu führen und die Gemeine-Urkundoi in der 
Urschrift zu yoUziehen. Die Ausfertigungen der Urkunden 
werden namens der Stadtgemeinde von ihm Bfirjrermeister 
oder seinem Stellvertreter pültig unterzeichnet; werden in den- 
selben Verpflichtungen der Stadtgemeinde übernommen, so 
muss noch die Unterschrift eines Magistrats-Mitgliedes hinzu- 
kommen; in Fallen, wo die Genehmigung der Aimicfatsbehörde 
erforderlich ist, muss dieselbe in beglaubigter Form der ge- 
dachten Ausfertigunf? bpiirofüL't worden: 

9) die stadtischen Gemeinde- Al LMben und Dienste nach den Ge- 
setzen und Beschlüssen aut die VerpHichteten zu verteilen 
und die Beitreibung zu bewirken. 

§ 57. Der Magistrat kann nur beschliessen, wenn mindestens 
die Hüllte, in Stadtgemeinden, welche mehr als 100000 Einwohner 
haben, mindestens ein Dritteil seiner Mitglieder zugegen i^t. Die 
Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit pefasst. Bei Stimmen- 
gleichheit ist die Stimme des Vorsitzenden entscheidemL Den 
Vorsitz führt der Bflrgerm^ster oder sein Stellvertreter. Der 
Vorsitzende ist verpflichtet, wenn ein Beschluss des Magistrats 
dessen Befugnisse überschreitet, jiesetz- oder rechtswidrig ist, das 
Staatswohl oder das Gemein-lnteresso vti letzt, die Ausfilhnmg 
eines solchen Beschlusses zu beanstanden und die Entscheid iin-r 
der Regierung einzuholen. Der Beigeordnete nimmt auch aussei 
dem Falle der Stellvertretung an den Verhandlungen und Be- 
schlüssen teil Bei Beratungen über solche Gegenstande, welche 
das Piivat-Interesse eines Mitgliedes des Magistrats oder seiner 
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Angehöriiroii berüliren, muss (Lisselbe sich der Teilnahme an der 
Beratung und Absthiiiuuiig enthalten, auch sich wälirend der Be- 
ratong ans dem Sitznngszimmer entfernen. 

§ 58. Der Bürgermeister leitet und beaufsichtigt den ganzen 
Geschäfts^MnfT der städtischen Vorwaltnnp. In allen Fallen, wo 
die vorherige Beschlussnahnie 'hirrh den Ma^dstrat einen nach- 
teiligen Zeitverhist verursachen würde, niusö der Bür^^ernieister 
die dem Magititrat obliegenden Geschäfte vorläufig allein besorgen, 
jedoch dem letzteren in der nächsten Sitzung behufs der Bestäti- 
gung oder anderweitigen Beschlussnahnie Bericht erstatten. Zur 
Erhaltung der nötigen Disziplin steht dem Bürp;ennei?;ter das 
Recht zu, den rtemeindebeamten rielflf)us.sen l>is zu drei Tlialern 
und ausserdem den untern Beamten Arreststrafen bis zu drei Tagen 
auüulegen (Jjj^ 15, 19 und 20 des Gesetzes vom 21. Juli 1852, 
Gesetz-Sammlung Seite 465). 

§ 59. Zur dauernden Verwaltung oder Beaufsichtigung ein- 
zelner Hesfliäftszweige. sowie znr Erledigung: vorübergehender Auf- 
trage können l)e.>oiid**re De[mtationen entweder bloss aus Mitglie- 
dern des ^Magistrats oder aus Mitgliedern beider Gemeindebehörden 
o 1er aus letzteren und aus stimmfaliigen Bürgern gewählt werden, 
Znr Bildung gemischte Deputationen aus beiden Stadtbehörden 
ist der fibereinstimmende Beschluss beider erforderlich. Zu diesen 
Deputationen und Kommissionen, welche übrigens in allen Be- 
ziehungen dem Magi.strate untergeordnet sind, werden die Stadt- 
verordneten und stimmfahigr'M Hflrger von der Stailtverordneten- 
Versammlung gewählt, die Magistrats-Mitglieder dagegen von dem 
Bürgermeister ernannt, welcher auch unter letzteren den Vor-- 
sitzenden zu bezeichnen hat. Durch statutarische Anordnungen 
können nach den eigentümlichen örtlichen \'erhältnissen l)esondere 
FestserzniiucTi iihor die Zusammensetzung der bleibenden Yerwal- 
tungs-Dei>urationeu getroffen werden. 

«j 60. Städte von grösserem Umfange oder von zahlreicherer 
Bevölkerung werden von dem Magistrat nach Anhörung der Stadt- 
verordneten in Ortsbezirke geteilt Jedem Bezirk wird ein Be- 
zirksvorsteher vorgesetzt, welcher von den Stadtverordneten aus 
den stimmfaliigen Bürgern des Bezirks auf sechs Jalire erwählt 
tmd vom Magistrat bestätigt wird. In gleicher Weise wird für 
den Fall der Verlünderung des Bezirksvorstchers ein Stellvertreter 
desselben angestellt Die Bezirksvorsteber sind Organe des Ma- 
gistrats und verpHirhtet, seinen Anordnungen Folge zu leisten^ 
ihn namentlich in den örtlichen Geschäften des Bezirks zu unter^ 
stützen. 

{;()!. Jedes Jalir, bevor sich die Stadtveronlneten-Versainm- 
lung mit dem Haushaltsetat beschäftigt, bat der Magistrat in öffent- 
licher Sitzung derselben fib^ die Verwaltung und den Stand der 
Gemeinde- Angelegenheiten einen vollständigen Bericht zu erstatten. 
Tag und Stunde werden wenigstens zwei freie Tage vorher in der 
Gemeinde bekannt gemacht. 

AltmkB«. Urkk. bnndb.-pnaM. Ver&Mcngtgetcta. U. 14 
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§ 62. Der Bürgermeibiei hat nach nälierer Bestimiuuug der 
Gesetze folgende GescIiSfte zu besorgen: 
I. wenn die Handliabang der Ortspolizei niclit Königlichen I^e- 
hördeii ril)eitrngcn ist: 1) die Handhai »uiijj; der Ortspolizei: 

2) die Verrichtun.u eines Ilülfsheaniten der ^rerichtlidien Polizei; 

3) die A'errichtuii.ijeii eiucb rolizeianwalts vorbehaltlich der 
Befugnib der Behörde, in den Fällen 2 und Ii andere Beamten 
mit diesen GesdiSften zn beauftragen. Dem BOrgermeister 
am Sitze eines Gerichts kann die \'ertretun;: der Polizei- 
anwaltschaft hei d(Mii Gericht auch für die übrigen Gemeinden 
des (ierichtsl)ezirks gegen angemessene Kiitsdirtdiuiing tilicr- 
tragen weiden, in deren Hinsicht nidiere Beöiinuuungea vor- 
behalten bleiben. 

II. alle örtlichen Geschäfte der Kreis-, Bezirks-, Provinzial- und 
allgemeinen Staatsverwaltung, namentlich audi das Führen der 
Personenstandsregister, sofern nicht andere Behörden dazu 
bestimmt sind. 

Einzelne dieser unter I und II erwähnten (ieschälte können 
mit Genehmigung der Regierung einem andern Magistiats-ÄIit- 
gliede fibertragen werden. 

§ 68. In betreff der Befugnis d^ Stadthehörden, ortspolizei- 
liche \'er(M (lnung6n zu erlassen, kommen die darauf bezflgUchen 
Gesetze zur Anwendung. 

Tit VI. Von den Gehaitern und Pensionen. 

§ 64. Der Kormaletat aller Besoldungen wird von dem 

Magistrat entworfen und von den Stadtverordneten festgesetzt. Ist 
ein Normal-Besoldungsetat ül)erhaiii)t nicht odn- mw für einzelne 
Teile der Verwaltung festgestellt, so werden die iji solcher Weise 
nicht vorgesehenen Besoldungen vor der Wahl festgesetzt. Hin- 
sichtlich der Bürgermeister und der besoldeten Magistrats-Mit- 
glieder unterliegt die Festsetzung der Besoldungen in allen fallen 
der Genehmigung der Regierung. Die Regierung ist ebenso be- 
fugt als verpflichtet zu verlangen, (]as> ilnien die zu (»iner zwerk- 
mässigen Verwaltung »uigemessenen Besoldun^slieträgc bewilligt 
werden. Den Beigeordneten, insofern ihnen nicht eine I5esuidung 
besonders beigelegt ist (Jj 81), können mit Genehmigung der Re- 
gierung feste Entschidigungsbeträge bewilligt werden. Schöffen 
und Stadtverordnete erhalten weder Gehalt noch Remuneration, 
und ist nur die Vergütung barei Auslagen zulässig, welche für sie 
aus der Ausrichtung von Aufträgen entstehen. 

^ öö. Den Bürgermeisteru ujul den bcsuldt ien Mitgliedern 
des Magistrats sind, sofern nicht mit Genehmigung der Regierung 
eine Verembarung wegen der Pension getroffen ist, bd eintretender 
Dienstunf^gkeit, oder wenn sie nach abgdanf^er Wahl])eriode 
nicht wiedergewählt werden, folgende Pensionen zu gewahren: 
V4 des Gehalts nach (ijähriger Dienstzeit. ' ^ des (Gehalts nach 
12jähriger Dienstzeit, % des Gehalts nach 24jähriger Dienstzeil. 
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Die auf Lebenszeit angestellten besoldeten Gcnieindebeamten er- 
halten, insofern nicht mit doni Beamten nn niHlcres verabredet 
worden ist. hei eintretender Dien«;tuiitahi,ukeit Pension nach den- 
selben (irundsät/.en, welclie bei den unmittelbaren Staatsbeamten 
zur Anwendung koumien. Über die Pensionsansprüche der Bürger- 
meister, der besoldeten Magi&trats-Mitglieder und übrigen besol- 
deten Gemeindebeaniten entscheidet in streitigen Fällen die Re- 
gierung. Gegen den Bescbln^s der Regierung, soweit der-elhe 
sich nicht auf die Thatsachc der Dienstnnfahigkeit oder darauf 
bezieilt, welcher Teil des Diensteinkomniens als Gehalt anzu- 
sehen sei, findet die Berufung anf richterliche Entscheidung statt. 
Ungeachtet der Berufung sind die festgesetzten Beträge vorlftuiig 
zu zahlen. Die Pension ÜÜlt fort oder ruht insoweit, als der 
Pensionierte durch anderweitige Anstellung im Stants- oder Ge- 
nieindedienste ein Kinkonnnen oder eine neue Pension erwirl»t, 
welche mit Zurechnung der ersten Pension sein früheres Einkommen 
Übersteigen. 

Tit VII. Von dem Gemeindehaus halte. 

§ 66. Über alle Au«;fraben, Einnahmen und Dienste, welche 
sich im voraus bestimmen ia.ssen, entwirft der Ma^iristrat jährlich, 
spätestens ini Oktober einen Haushaltsetat. Mit Zustimmung der 
Stadtverordneten kann die Etatsperiode bis auf drei Jahre ver* 
ISngert werden. Der Entwurf wird acht Tage lang nach yorfaeriger 
Verkündigung in einem oder mehren von dem Magistrat zu be- 
stimmenden Lokalen zur Einsicht aller Ki?nvohner der Stadt offen 
geleirt und alsdann von den Stadtverordneten festLrestellt Eine 
Abschrift des Etats wird sofort der Aufsichtsbehörde eingereicht 

§ 67. Der Magistrat hat dafür zu sorgen, dass der Haushalt 
nach dem Etat geehrt werde. Ausgaben, welche ausser dem Etat 
geleistet werden sollen, bedürfen der Genehmigung der Stadtver- 
ordneten 

§ Hs, Die Gemeinde-Al);;aben und die (ieldbcträge der 
Dienste (jj 54), sowie die Abgal)ea für die Teilnahme an den 
Nutzungen (§ 52) und die sonstigen Gem^degefölle werden Ton 
den Säumigen im Steuer-Kxekutionswege beigetneben. 

69. Die Jaliresrechnung ist von dem Einnehmer vor dem 
1. Mai des fol^jenden Jahres zu legen und dem Maixi^trat einzu- 
reichen. Dieser hat die Rechnung zu revidieren uinl solche mit 
seinen Erinnerungen und Bemerkung <len Stadtverordneten zur 
Prüfung, Feststellung und Entlastung vorzulegen. 

§ 70. Die Feststellung der Rechnung muss vor dem I.Oktober 
bewirkt sein. Der Magistrat hat der Aufsichtsbehörde sofort eine 
Abschrift des Fest.stellu^^rsbcschhls?^es >orzulegen. Durch statu- 
tarisclie Anordnun^'cn können auch andere Fristen, als vorstehend 
für die Legung und Feststellung der Rechnung bestimmt sind, fest- 
^setzt werden. 

§ 71. Über alle Teile des Vermügens der Stadtgemeinde 

ir 
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hat der Magistrat ein Lagerbuch zu führen. Die darin vorkom- 
iiieiiden VerSndeninpen werden den Stadtverordneten bei der Rech- 

jiungsalinahnie zur Erkhirunj^ Yorgelejxt. 

Tit. VIII. \on der Kiiirichtun^' der stä(lti«;rlien Verfassung 
ohne kollegialiöchea 0 enieindevorstand fOr Städte, 
welche nicht mehr als 2500 Einwohner haben. 

§ 72. In Städten von nicht mehr als 2500 Einwohnern kann 
auf Antrag der Gemeindevertretung unter Genehmigung der Re- 

giening die Einricbtuiig getroffen werden, dase 1) die Zahl der 
tadtverordneten bis auf sechs vennindert und 2) statt des Magi- 
strats nur ein Bürgermeister, woIrluM- flni Vorsitz in dor Stadt- 
verordneten-Versammhmg mit StiumiK rlit zu führen hni. und zwei 
oder drei Schöffen, welche den Börgermt ister zu unterstützen und 
iii \ erhinderungsfallen zu vertreten haben, gewählt werden. 

§ 73. Wird eine Einrichtung nach Masagabe der Bratimmang 
unter 2 in § 72 getroffen, so iichen alle Rechte und Pflichten, 
welche in den Vorschriften <ler Titel I bis VII (\rm Magistrat bei- 
gelegt sind, auf den Hürf^ernieister mit denjenigen Mo(iirtkationen 
iilier, welche sich als notwendig daraus ergeben, dass der Bürger- 
meister zugleich stimmberechtigter Vorsitzender der Stadtverord- 
neten-Versammlung ist Demselben steht insonderheit ein Recht 
der Zustimmung zu den Beschlüssen der Stadtverordneten nicht 
711 : fT ist aber in den im zweiten Satze unter 2 do^ ^ '»ß he- 
zeicliin ten Fällen die Ansffilirun*; der Beschlüsse der Stadtver- 
ordneten- Versammlung zu beanstanden und, wenn diese bei noch- 
maliger Beratung bei ihrem Beschlüsse beharrt, die Entscheidung 
der Regierung einzuholen verpflichtet. — Im fibrigen finden bei 
den Städten, welche die gedachte Einrichtung angenommen haben, 
die Vorsclirifton der Titel I bis VII gleichfalls, iofiorh mit der 
Massfinlu Anwendung, dass die Schötfen zugleicli Stadl vrrordncte 
sein können und dass es genügt, wenn die Beschlüsse der Stadt- 
verordneten-Versammlung (§ 47) nur von dem Vorsitzenden und 
einem Mitgliede unterzeichnet werden. 

Tit. IX. Von der Verpflichtung zur Annahme von Stellen 
und von dem Ausscheiden aus denselben wegen Ver- 
lustes des Bürgerrechts. 

§ 74. Ein jeder stimmfähiger Bürger ist verpflichtet, eine 
unbesoldete Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Vertretung 
anzunehmen, sowie eine angenommene Stelle mindestens drei Jahre 
lang zu ver'^elK'n. 

Zur Ablehimng oder zur früheren Niederlegung einer solchen 
Stelle berechtigen nur folgende Entschuldigungsgründe: 1) an- 
haltende Krankheit; 2) Geschäfte, die eine häufige oder lange 
dauernde Abwesenheit mit sich bringen; 3) ein Alter Aber sedixig 
Jahre; 4) die früher stattgehabte Verwaltung einer unbesoldeten 
Stelle für die n&chsten drei Jahre; 5) die Verwaltung eines an- 
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tleieii öffentlicheu Aiates; 6) äiztliche odar wundärztliche Praxis; 
7) sonstige besondere Verhältnisse, welche nach dem Ermessen 

der Stadtverordneten-Versammlung eine gültige Entscheidung be- 
gründen. Wer sich ohne einen dieser KntschuMi^mnf^sjrruiide 
weigert, eine unbesoldete Stelle in der (ienieindeverwaltung oder 
Vertretung anzunehmen oder die noch niclit drei Jahre lang ver- 
sehene Stelle femer zu versehen, sowie derjenige, welcher sich der 
Verwaltung soleber Stellen thatsächUch entzieht, kann doreh Be- 
schluss der Stadtverordneten auf drei bis sechs Jahre der Aus- 
übung des Bürgerrechts verlustig erklärt und um ein Achtel l>is 
ein Viertel 'Stärker zn dpn «hrpkten ricmeindeabgaben heran i:ezni:p!i 
werden. Dieser Besciduss bedarf der Bestätigung der Aufsichts- 
behörde 76). 

§ 75. Wer eine das Bürgerrecht voraussetzende Stelle in 
der Verwaltung oder Vertretung der Stadtgenieinde bekleidet, 
sclieidet aus derselben aus, wenn er des Bürgerrechts verlustig 
geht; im Falle iles ruhenden Bürgerrechte tritt die Suspension 
ein 7). Die zu den bleibenden Verwaltungs-Deputationen ge- 
wählten stimmfähigen BQrger 59^ und audern von der Stadt* 
verordneten-Versammlung auf eme oestiromte Zeit gewählten un- 
besoldeten Gemein debeamten, zu denen jedoch die Schöffen nicht 
7M rechnen sind, können durch einen übereinstimmenden Beschlnss 
des Magistrats und der Stadtveroidneten auch vor Ablauf ihrqr 
Wahlperiode von ihrem Amte entbunden werden. 

Tit X. Von der Oberaufsicht über die Stadtverwaltung. 

§ 76. Die Aufsicht des Staates über die städtischen Ge- 
meinde-Angelegenheiten wird, soweit niclit durcli die Vorschriften 
dieses (iesetzes ein anderes ausdrücklich bestimmt ist, von der 
Regierung, in den höheren Instanzen von dem Oheriiräsidenten 
und dem Minister des Innern ausgeübt. Beschwerden über Ent- 
scheidungen in Gemeinde- Angelegenheiten mQssen in allen In- 
stanzen innerhalb emer Präklusivfrist von vier Wochen nach der Zu- 
stellung oder Bekanntmachung der Entscheidung eingelegt werden, 
insofern nicht die Einle^nnv.' des Rekurses durch dieses Gesetz 
an eine andere Frist geknupli ist 20). 

§ 77. Wenn die Stadtverordnetea einen Besclüuss gefasst 
haben, welcher deren Befugnisse Uberschreitet^ gesetz- oder rechts- 
widrig ist oder das Staatswohl n erletzt, so ist die Aufsichtsbehörde 
ebenso befugt als verpflichtet, den Vorstantl der Stadtgemeinde zur 
vorläufigen Beanstan(lnng der Ausführung zu veianlassen. Dieser 
hat hiervon die Stadtverordneten zu benachrichtigen und über den 
(iegenstaud des Beschlusses sofort an die Regierung zu berichten. 
Die Regierung hat sodann ihre Entscheidung unter Anftthning der 
Grfinde zu geben. 

ß 7S. Wenn die ^Stadtverordneten es unterlassen oder ver- 
weigern, die der (ienieinde gesetzlich obliegenden Leistungen auf 
den Haushaltsetat zu bringen oder ausserordentlich zu genehmigen, 
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SO IftBSt die Regiening unter Anftthrung des GeseUses die Ein- 
tragung in den Etat von Amts wegen bewirken oder atelit be- 
zi^ungsweise die ausseronlentliclie Ausgabe fest. 

§ 79. Durch Königliche Verordnung auf den Antra*! des 
Staatsministeriunis kann eine Stadtverordneten-Veröauinilung auf- 
gelöst werden. Es ist sodann eine Neuwahl derselben anzuordnen 
und moss diese binnen sechs Monaten vom Tage der Auflösungs- 
Vcrordnung an erfolgen. Bis zur Einführung der neugewälilten 
Stadtverordneten sind deren ^>rriH1rl!ngen (\uvrh besondero von 
dem Minister des Innern zu bestellende Komnussaiien zu besorgen. 

§ 80. In betieff der Dienstvergehen der Bürgermeister, der 
Mitglieder des Vorstandes und der sonstigen Gemeindebeamteii 
kommen die darauf bezfiglichen Gesellte zur Anwendung. 

Tit. XL AuJiführungs- und Über/ianirsliestimmiingcn. 

§ 81. Die zur Ausführung dieses (iesetzes erlorderlichen 
Bestinuiiungen werden von dem Minister des Innern getrofifen. 

§ 82. In Stfidten, wo die EinfQhrung der Gemeindeordnung 
vom 11. Mflrz 1850 bereits beendigt ist, tritt die gegenwärtig© 
Städteordnung sogleich nach ihrer Verkündigung in Kraft und an 
die Stelle Jciht <Temeindeonlnung; die auf Grund der letztonMi 
gewäldten Bürgermeister, Beigeordneten, Schötfeii und alle anderen 
besoldeten und unbesoldeten Genieindebeaniteu, sowie die Mit- 
glieder des Gemeinderats, diese als Stadtverordnete, verbleibe 
jedodi in ihren Stellen bis zum Ablaufe der Periode, für welche 
sie gewählt worden sind, und behalten, soweit sie eine besoldete 
Stelle bekleiden, ibre bisherigen BesoMinujen und Pen^ioü^nnsjirüclie. 

4? s:?. In St idif ii. wo die Eiutührunj; der GenKiiKiruniuung 
vom ii. Miliz iöüO l>is zur i!.insetzung des Gemeinderats gediehen 
ist, bleiben die Mitglieder desselben in ihren Stellen ab Stadt- 
verordnete bis zum Ablaufe der Periode, für welche sie gewählt 
worden sind; im übrigen ist sowohl dort als in allen anderen 
Städten, für welche diese Städteordnunjr noch gegeben ist 1), 
nacli den Vorschriften ilerselben mit der Einführung der städtisciien 
Verfassung und Verwaltung zu verfalireu. 

§ 84. Die seitherigen nicht gewählten und nicht ausdrOck- 
lich auf Kündigung angestellten OberbQrgenneister und Bürger- 
meister, welche bei Einführung der gegenwärtigen Städteordnung 
weder in ihren Änitorn und Einkünften ijclassen noch anderweitig 
mit gleichcin Kinkoinmen angestellt wenlen, liaben, sofern nicht 
für dieseu 1 all bereits früher eine andere verbiudiiche Bestimmung 
getroffen worden ist, einen Anspruch auf Pension. Diejenigen 
dieser Beamten, welche auf Kündigung angestellt sind, von welcher 
jedoch observanzmässig niemals oder doch nur aus besonderen 
Gründen Gebrauch gemacht worden ist, sind den lebenslanuhoh 
ajigestellten Beamten gleichzusetzen, wenn nicht einer der (nun le 
eintritt, aus welchen die Kündi^^ung vorbehalten ist. liiuss vor- 
läufig und kommissarisch ohne Zeitbestimmung angestellten Be- 
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ftlDten steht <lic«pr Ansprucli erst nach scchsjilhri^^r Dienstzeit 
zu. Wenn ein solclier Ik'aniter »lomnJlHist von der Stadt für die- 
selbe Stelle auf Zeit ^^ewühlt worden ist, so wird seine Dienstzeit 
befanfe der FeBtsteUung seiner Pensionsberechtigung von der Zeit 
des Eintritts in die kommissarische Dienstleistung' gerechnet 

Die Pension betra.iit nacli kürzerer als zwölfjiUiriger Dienst- 
zeit '/<. nacli zw<»lt- oder mehr als zwöltjäliriger Dienstzeit iuk-Ii 
vierundzwauzi^äluiger Dienstzeit Va des seitherigen reinen Dienst- 
üiukomnieiis. Was als solches anzuselten, wird im Verwaltungs- 
wege enUgllltig festgesetzt. Die Pension fiUlt insoweit fort oder runt, 
als der Pensionierte durch anderweitige Anstellimg im Staats- oder 
«Hemeindedienst ein Einkommen oder eine neue Pension erwirbt, 
welche mit Zurechnung der ersten Pension sein trül)eres Ein- 
kommen fiherstei^ren. Die Pensionen werden von den Stadtjie- 
meindea, in weiclien die lieamteu gegenwärtig angestellt sind, 
f^eleistet 

AUe^ vorstehend nicht bezeichneten Gemeindebeamten sind 
in ihren Ämtern und Einkünften zu belassen und behalten ihre 

bisherigen Pensionsan »rürhe. 

4^ 85. Der Zeitpunkt, mit welchem in den einzelnen im <:j 88 
erwähnten Städten die Kinfülirung gegenwärtiger Städteorduung 
beendigt sein wird, ist durch das Amtsbfaitt des Regierungsbezir]» 
zur öiTentlichen Kenntnis zu bringen. Von diesem Zeitpunkte an 
treten für die IjetrelVenden Städte die bisherigen Oesetze und Ver- 
oiduungen über die Verfassung der Stadtgemeiuden ausser Kralt 

Urkundlich unt^ Unserer Höchsteigenhftndigen Unterschrift 

und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Charlottenburg den 30. ^f ai 1 sn:]. 

Friedrich Wilhelm. 
V. Mauteulfel. v. d. Heydt. Simons, v. Kaumer. v. Westphalen. 

V. Bodelschwingh, v. lionin. 



31. Zusaniinenfietssung und Bildung des Herren- 
hauses. 1854 Okt. 12. 

Gese'z-SaiDinlung 1854. S. 541/4. 

Wil- Friedrich Wilhelm, von Oottes Gnaden König von 
Prensscn etc etc verordnen im Verfolg des Gesetzes vom 7. Mai 
1853 (Gesetz-Sammlung Seite 181), betreffend die Bildung der 
Ersten Kammer, was folgt: 

^ 1. Die Fr-tp Kammer besteht: 1) ans den Prinzen Uns^oro^j 
Königlichen Hauses, welche W^ir, sobald sie in Gemässhoit Unserer 
Hausgesetze die (irossjährigkeit erreicht haben, in die Erste 
Kammer zu berufen Uns vorbehalten; 2) aus Mitgliedern, welche 
mit erblicher Berechtigung, 3) aus Mitgliedern, welche auf Lebens- 
zeit von Uns berufen sind. 
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>J 2. Mit PiMirhor lU'reclitiLnint: *rehor('n zur Fr-tf^»; K-unnior* 
1) die Häujjter der FürhUielu'n Iliiusur von llohenzoliern-J ic» iniim'n 
und Uobenzoliern-Sigwariiigen ; 2 ; die nach der Deutschen Buudeä- 
Akte vom 8. Juni 1815 zur Standschaft berechtigten Hfiupter der 
vormaligen Deutschen reichsstindischen Häuser in Unseren Landen; 

die übrigen nach Unserer Verordnung vom 3. Februar 1847 
zur Herren-Kurie des Vercinijto?! r,;in*lT:)'jrs berufenen Fürsten, 
(Jrafon und Herren. Ausserdem gelioren mit erblicher l^erecliti- 
guiig zur Ersten Kammer diejenigen Personen, welchen dm erb- 
tiche Recht auf Sitz und Stimme in der Ersten Kammer von 
Uns durch besondere Verordnung verliehen wird. Das Recht 
hier/u wird in der durch die Verleihungs-Urknude festgesetzten 
Folgeordnung vererbt. 

>i 3. Als Mitglieder auf Lelx-n^zeit wollen Wir berufen: 1) 
Personen, welche Uns in Geuiä:5."^lieiL der folgenden Paragraphen 
präsentiert werden; 2) die Inhaber der vier grossen Landes-Ämter 
im Königreich Preussen; 3) einzelne Personen, welche Wir ans 
besonderem Vertrauen ausersehen. Aus denselben wollen AVir 
vKron-Syndiei" bestellen, welchen Wir wichtige Rechtstra^'en zur 
Begutaciitung vorleu'en. imgleichen die Prüfung? und P>lediguug 
rcchtUcher Angelegenheiten des Hauses auvertraueu werden. 

§ 4. Das PrSsentationsrecht steht zu: 1) den nach Unserer 
Verordnung vom 3. Februar 1847 zur Herren-Kurie des Ver- 
eini;j(en I^andtags berufenen Stiftern; 2) dem für jede Provinz zu 
bii(l«Miden \'er)»?iTi(1e der darin mit Rittergütern angesessenen 
(iinfen für je emen zu Präsentierenden; 3) den ^ erbänden der 
durch ausgebreiteten Familien beaitz ausgezeichneten Geschlechter, 
welche Wir mit diesem Recht begnadigen ; 4) den Verbinden des 
alten und des befestigten Grundbesitzes; 5) einer jeden Landes- 
Universität; G) deiyenigen Städten, welchen Wir dieses Recht be* 
sonders beüe'^'cu. 

5. Die von den Stiftern zu i)rä>entierenden Vertreter 
werden von den Mitgliedern derseU>eu aus ilirer Mitte, die von 
den Universitäten zu präsentierenden von dem akademischen 
Senate aus der Zahl der ordentHchen Professoren, die von den 
Städten zu präsentierenden von dem Magistrate oder in Ermange- 
lung: eines kolle^nalisclien \'orstan(les von den übrigen kommunal- 
verfas>un^'sni;issi;:en N'eiireterü der Stadt aus der Zahl der Ma- 
gistratö-Mitglieder erwäldt. 

§ 6. Die näheren reglementarischen Bestimmungen wegen 
Bildung der \'erbrinde des alten und des befestigten Grundbesitzes 
- I^ndschafts- Bezirke — (5? 4 Nr. 4) und wegen Ausübung des 
Präsentationsrechts iS> 1 Xr. 1 bis H) werdm von Uns erlassen. 

§ 7. Das Recht auf Sitz und Stiniiiic in der Krbtcn Kummer 
kaim nur von preussischen Unterthaueu ausgeübt werden, welche 
sich im Vollbesitze der bOrgerlichen Rechte befinden, ihren Wohn- 
sitz innerhalb Preussen Imben und nicht im aktiven Dienste 
eines ausserdeutschen Staates stehen. Femer ist dazu — ausser 
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bei den Piinz^en Unseres KöuigUcUen Hauses — ein Alter von 
dreissig Jaliren erforderlich. 

§ 8. Das Recht der Mitgliedschaft der Ersten Kammer er- 
lischt bei denjenigen MitgUedern, welche in GemSsaheit der §§ 4 
bis 6 präsentiert werden, mit dem Verluste der Eigensdufl;, in 
welcher die Präsentation erfolgt ist. 

§ 9. r):is Kerlit der Mitgliedschaft der Ersten Kiniiiiici L^lit 
ausser den Fällen der §§ 12 und 21 des Strafgesetzbuchs ver- 
loren, wenn die Kammer durch einen von Uns bestätigten Be- 
schluss einem Bfitgliede das Anerkenntnis unverletzter Ehren* 
haftigkeit oder eines der Wflrde der Kammer entsprechenden 
Lebenswandels oder Verlialten>^ versagt. 

§ 10. Wenn die Kammer mit Rücksicht auf eine ^'eiren ein 
Mitglied eingeleitete UntcTsuchuug oder aus sonstigen wiclitigen 
Gründen der Ansicht ist, dass demselben die Ausübung des Rechts 
auf Sitz und Stimme zeitweise zu untersagen sei, so ist zu dieser 
Massreget Unsere Genehmigung erforderlich. 

§ 11. Hat ein Mitglied der Ersten Kaiinner das Recht der 
Mitgliedschaft verloren, so wird, falls dieselbe auf erblicher Be- 
rechtigung l>eruht, wegen der Wahl eines anderen Mitgliedes der 
betreftenden Familie von Uns Bestimmung getroffen werden. 
Wenn ein solches Mitglied in Gem&ssheit der §§ 4 bis 6 prä- 
sentiert worden ist, so werden Wir eine anderweite Präsentation 
anordnen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigednicktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Sanssouci den 12. Oktober 1854. 

Friedrieh Wilhelm. 
V. Manteuifel v. d. Heydt. Simons, v. Raumer. v. Westphalen. 
V. Bodelschwingh. Gr. v. Waldersee. 

32. Gesetz betreffend die Erteilung der Indemnität 
in Bezug auf die Füluung des Staatshaushalts 
vom Jahre 1862 ah umi die Ennilchtigung zu den 
Staatsausgaben für das Jahr 1866« 1866 Sept. 14. 

Gesotz-Sammlooff 1866^ & 568 f. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc 
verordnen mit Zustimmung beider Häoser des Landtages der 
Monarchie was folgt: 

1. Die dem gegenwärtigen Gesetz als Anlagen beigefügten 
Übersichten UMi uhtfedrHcla] der Staats-Einnahmen und Aus« 
gaben sollen fflr die Jahre 1802. 1863, 1864 und 1865 statt des 
verfossungsmSssigen und alljährlich vor Beginn des Etattgahres 
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zn vereinbarenden Staatshaushalts-Gesetzes als Grundlagen für 
die Rechnungslegung und die Entlastung der Staatsregierung dienen. 

2. Der Staatsregierung wird in Bezug auf die seit dem 
Beginn des Jahres 1862 ohne gesetzUefa festgesteUten Staatshaus* 
lialts-Etat geführte Verwaltung, vorbehaltlicli der Beschlus&fassung 

Landtages über die Kiitlastiintr der Stiiatsrcgierunpr nacli Vor- 
legung der .Tahresrechnungeu, Indemnität erteilt, der^'cstalt, dass 
es rücksichtlich der Verantwortlichkeit der Staatsregierung so ge- 
halten werden soll, wie wenn die Verwaltung in der erwähnten 
Zeit auf Grund gesetzlich festgestditer und rechtzeitig publizierter 
Staatshaushalts-Etats geführt worden wäre. 

3. Die Staatsregierunjj wiK] für das Jahr I86li zu den 
Ausgaben der laufenden Verwaltung biß zur Höhe von 154 
Millionen Thaler ermächtigt. 

4. Die Staatsregierung ist verpliichtet, eine Nachweisung 
Ober die Staats-Emnahmen und Ausgaben des Jahres 1866 im 
Laufe des Jahres 1867 dem Landtage voizulegen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin den U. September 1866. 

Wilhelm. 

Gr. y. Bismarck-Schönhausen. Frh. v. d. Heydt v. Roon. 
Gr. V. Itzenplitz. v. Midüor. Gr. zur Uppe. v. Selchow. 

Gr. zu Eulenburg. 



33. Gesetz betreffend die Vereinigung des König- 
reichs Hannover, des Kurfarstentnins Hessen, des 
Herzogtums Nassau und der freien Stadt Frankfurt 

mit der Preussischen Monarchie. 1866 Sept. 20. 

Gesetzsammlung 1866, S. 5^") f. 

\\ir Willlelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc 
verordnen mit Zustimmung: beider Häuser des Landtafres. wa<? foli^: 

§ 1. Das Königreicli Hannover, das Kurfürstentum Hessen, 
das Herzogtum Nassau und die freie Stadt Frankfurt werden m 
Gemflssheit des Artikels 2 der Verfiissungs-Urkunde für den 
preussischen Staat mit der preussiscben Monarchie für immer 
vereinigt 

^ 2. Die preussische Verfassung tritt in diesen Landes- 
teilen am 1. Oktober 1867 in Kraft. Die zu (iieseni i'.elinfe not- 
wendigen Abänderungs-, Zusatz- und Ausführungs-Hestiuimungen 
werden durch besondere Gesetse festgestellt 

§ 3. Das Staatsministcrium wird mit der Ausführung des 
gegenwärtigen Gesetzes beauftragt. 
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Urkundlich unter Unserer ilüciisteigeuliändigea Untersdirift 

und beigedruckteni Königlichen InsiegeH 

Gegeben Berlin den 20. September 1866. 

Wilhelm. 

Gr. Y. Bismarck-Schönhausen. Frh. v. d. Heydt, v. Roon. 
Gr. V. Itisenplitz. y. Mahler. Gr. zur Lippe, v. Seldiow. 

Gr. zu Enlenburg. 



Einfubrang der aUgemeinen Wehrpflicht in 
den nenen Landeateilen. 1866 Okt 13. 

G«8etiMmnilDDg> 1866, 8. 646. 

Auf den Bericht des Staatsministeriums vom 10. Oktober d. J. 
bestimme Ich hiermit, wie folgt: 

1. In den Laadesteilen, welche durch das Gesetz vom 20. 
September d. J. der preiissischen Monarchie einverleibt worden 
i^ind, sowie in den Ilerzo^^üniern Schleswig und Holstein wird 
liunlnrcli die allgemeine Wehrpflicht nach Masspabe d*^r für die 
übii^eu I'iüviiizen des preussisclien Staates gültigen Kesümiuuugen 
dngeflihrt Die Dienstpflicht in den neuen Landesteilen hat mit 
dem 1. Januar des Kalenderjahres zu beginnen, in welchem der 
Verpflichtete das 21 ste Lebensjahr vollendet, 

2. In den HerzogTüniom Schleswig und Holstein sind die 
im Jiüire 1842 und später geborenen Wehrpflichtigen nachträglich 
zum Dienst heranzuziehen. 

3. Die nach den bisher in den betreffenden Landesteilen 
gflltig gewesenen Welirpflichtgesetzen zum Diensteintritt gelangten 
Mannschaften haben ihre Pflichten nach Massgabe dieser Gesetze 
zu erfrdlen. Dagegen bleiben diejenigen, welche nach jenen 
Landesgesetzen bereits vom Militänhenst befreit worden sind, 
auch fernerhin von der persönlichen Ableistung der Dienstpflicht 
entbunden. 

4. Die rflcksichtlich des einjälirig-freiwUligen Dienstes be- 
stehenden Bestimmungen treten für junge Leute von Bildung mit 
der Massgabe in Kraft, dass den bis incl. 1868 pflichtig werdenden 
der spezielle Nachweis der wissensdiaftüchen Bildung erlassen wird. 

5. Der Kriegs- und Mariuemiuister, sowie der Minister des 
Innern dnd mit der Ausführung dieser Verordnung beauftragt 
und werden dieselben hierdurch zugleich ermächtigt, die noch 
notwendig werdenden spezldleren Übergangsbestimmungen und 
Deklarationen zu erlassen. 

Schloss Babelsbcrg, den 13. Oktober 1866. 

W ilhclui. 

Frh. d. Heydt. Gr. v. ItzenpUtz. Gr. zur Lippe, v. Selchow. 

Gr. zu ^Ulenburg. 
An das btaatsministerium. 
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85. Eimichtung der Ober-Becliuuiigskammer 1872. 



35. KiiirichtuDg dor Ober-KecbnuDgskammer* 

1872 März 27. 

Gestjtz-Samuvlung lö72. 278—284. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ofr 
verordnen auf (Jriind des Artikels 104 der V'erfassungs- Urkunde 
mit Zustiiiuiiimg beider Häuser des Landtages Unserer Monarchie, 
waö folgt: 

§ 1. Die Ober-BedmnngBkamroer ist eine dem KOnige nn- 
niittetbar nntergeordnetef den Bünistern gegenüber selbständige 

Behörde, welche die Kontrolle des jresamten Staatshaushalts dureh 
Prüfung und Feststellung' der Rechnungen ül)er iMunahmen und 
Ausgaben von Staatsgeldern, über Zugang und Abgang von 
Staatseigentum und über die Verwaltung der Staatsschulden zu 
iübren nat 

§ 2. Die Ober-Rechnongskammer besteht ans einem Prft- 
sidenten und der erforderiichen Zahl von Direktoren und Räten. 
Dieselben werden von dem Könige emaimt. dir Präsident auf 
den \'orschlag des Staatsmmisteriums, die Direktoren und Räte auf 
den Vorschlag des Präsidenten der Ober-Rechnungskammer unter 
Gegenzeiduinng des Vorsitzenden des Staatsministeriums. 

§ 3. Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn, 
Brüder und Schwäger dfiifen nidit zugleicb Mitglieder der Ober- 
Reebuungskammer sein. 

{5 4. Nebenämter oder mit Remuneration verbundene Neben- 
beschälftigungen dürfen dem Präsidenten und den Mitgliedern der 
Ober-Reehnungskammer weder ttberü^gen noch von ihnen über- 
nommen werden. Ebensowenig können die gedachten Beamten 
Mitglieder eines der Häu^^er des I^unltages sein 

^ 5. Die Mitglieiler der Ober-Rechuuugskammer unter- 
liegen den Vorschriften der Gesetze über die Dienstvergehen der 
Richter u. & w. vom 7. Mai 1851 (Gesetz-Samml. S. 218) und 
vom 26. März 1856 (Gesetz-Samml. S. 201) unter folgenden 
näheren Bestimmungen. Das Obertribunal ist das zustandige 
Disziplinargericht für den lYrisiMcnten. flio Direktoren und (lie 
übrigen Mitglieder der Ober-Kechnungskammer. Die im § des 
Gesetzes vom 7. Mai 1851 vorgeschriebene Mahnung an Diiektoren 
und Räte der Ober- Rechnungskammer zu erlassen, steht dem 
Präsidenten derselben zu. Die im § 58 ebendaselbst vorgeschriebene 
Verrichtung wird in Ansehung des Präsidenten der Ober-Rech- 
nungskammer von dem ersten Präsidenten des Ohcrtribunals auf 
(»rund eines Beschlusses dieses (lerichtshofes (§ 59 a. a. ().), in 
Ansehung iler übrigen Mitglieder von dem Präsidenten der Ober- 
Reclmungskammer wahrgenommen. Die unfreiwillige Versetzung 
eines fiütgliedes der Ober-Recfanungskammer kann mit Beibe- 
haltung seines Ranges in ein richterliches oder in ein anderes 
Amt der höheren Verwaltung, für welches dasselbe die gesetzliche 
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Qualifikation besitzt, erfolgen. Der in (lemasslieit des 54 des 
Gesetzes vom 7. Mai 1851 vorzulegende Befeld wird vom Stixats- 
ministerium erlassen, in dem Falle des § ÖH a. a. 0. wird der 
Besehluss, wenn er den Präsidenten betrifft, dem StaatsminiBterium, 
wenn er andere Mitg^eder der Ober-Recfannngskammer betriin; 
dem Präsidenten derselben übersendet Im übrigen stehen dem 
Pnlsiflenten der Obrr Herlmungskammer in Beziehunjr auf die 
Mitglieder gieiciie Befugnisse zu, wie dem Justizminister in Üe* 
Ziehung auf richterliche Beamte zustehen. 

§ 6. Alle Beamten der Ober-Redmungskammer mit Aus- 
schluss der Mitglieder ernennt der Prftsident und Qbt Ober die- 
selben die Disziplin mit den Befugnissen aus, welche den Ministem 
rOcksio)it!idi der ihnen untergeordneten Beamten zustehen. Die 
entscheidende Disziplinarbehörde für dieselben ist die Ober-Kech- 
nungskammer, welche im Plenum unter Teilnahme von mindestens 
sieben Mitgliedern einschliesslich des Vorsitzenden und im übrigen 
nadi dem f&r das Obertribunal gültigen DisztpDnarverfiihren, in 
der Sache aber nach den Vorschriften des uesetzes über die 
Dienstverwfieu der nichtrichterlirhen Beamten vom 21. Juli 1852 
(Gesetz-Sauinil. S. 465 flF.) endgültig entscheidet, 

§ 7. Der Geschäftsgang bei der Ober-Kechnungskammer 
wurd dnrch ein Regulativ geregelt, welches auf Vorschlag der 
Ober-Rechnnngskammer und des Staatsministeriums durch König* 
liehe Verordnung erlassen und dem Landtage zur Kenntnisnahme 
mit^'etpilt wird. In dem Rei^mlutiv sollen besonders aucli die He- 
stininiungen enthalten sein, welche /m (ieschäftsleitung des Prä- 
sidenten erforderlich sind. Bis zum Erlass dieses Regulativs 
bletboi die bisher ergangenen Instruktionen über den Geschäfts- 
gang insoweit in Kndl, als sie mit den in diesem Gesetz festge- 
steUten Grundsätzen kollegialischer Beratung und den fibrigen 
Vorschriften diese- fJegetzes vereinbar sind. 

8. Die Ober-llechnungskamniei- tas>t ihre Bescldü.'^^e nach 
Stimmenmehrheit der Mitglieder einscliiie.s.slich des Voröit/.enden, 
welcher bei gleicher Teilung der Stimmen den Ausschlag giebt 
Die kollegiaJische Beratung und Beschlussfassung ist jedenfiiUs er- 
forderlich, wenn 1) an den König Bericht erstattet, 2) die für die 
Häuser des Landtages bestimmten Bemerkungen (5; is;) fest L'p-t eilt, 
8) allgemeine (Jrund.sätze aufgestellt oder bestehende abgeändert, 
4) allgemeine Instruktionen erlassen oder abgeändert, 5) über An- 
ordnungen der obersten Verwaltungsbehörden Gutachten abgegeben 
werden sollen. 

§ 9. Der Revision durch die Ober-Beefanungskammer unter- 
liegen zuvörderst alle diejenigen Rechnungen, durch welche die 
Ausführung des festgestellten Staat.Nhau>halts-Etats (Art 99 der 
Verfassungsurkunde) und der säuiUicheu Etats und sonstigen 
Unterlagen, auf welchen derselbe beruht, dargethan wird, insbe- 
sondere also: 1) die Rechnungen der Staatsbehörden, Staatsbetriebs- 
anstalten und staatlichen Institute Qber Einnahmen und Ausgaben 
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von Staatsfioldern : 2) soweit nicht in einzelnen Füllen statutarische 
oder vertragämässige Bestiiuinungen eine Ausnahme begründen, 
die Reduiitngen aller derjenigen nicht staatiicheii Institute, welche 
ans Staatsmitteln unterhalten werden oder verSnderliche Zuschüsse 
nach Massgabe des Bedürfnisses aus der Staatskasse eriiidten oder 
mit fJowahrlcisüing des Staates verwaltet werden, sobald und so 
lange diese darantie verwirklicht werden soll. 

Der Ober -Rechnungskammer wird namentHch unter Auf- 
hebung der entgegenstehenden Anordnungen die Revision der von 
der Seehandlung geführten Balanzen und Bücher Übertragen. Hin- 
sichtlich der Rechnungen der Preussisdien Bank bewendet es vor- 
läufig bei den bestehenden Anordnungen. Die Rechnungen der 
Ivasse der Ober-Kechnun^'skammer werden von dem Presidenten 
derselben revidiert und mit den Revisionsbemerkuugen den beiden 
Häusern des Landtages zur Prüfung und Decharge vorgelegt. 
Ausgenommen von der Revision durdi die Ober-Reebnungskammer 
sind allein die Rechnungen über die in dem Etat für das Bureau 
«les Staatsministerinms zu allp:emeinen politisrhon Zwecken und in 
dem Ktat des Ministermms des Innern zu geheimen Ausgaben im 
Interesse lier Polizei ausgesetzten Fonds. 

§ 10. Zur Revision der Ober-Rechuungskanimer gelangen 
femer: 1) die Rechnungen der Staatsbehörden, Staatsbetriebs- 
anstalten und staatlichen Institute über Naturalien, Vorräte» Ma- 
terialien und iiberlianpt das ^'csamte nicht in Gelde bestehende 
Kiuentuni des Staates; 2) die Rechnungen derjenigen In-titnte, 
Anstalten, Stiftungen und Fonds, welche ledigUch von Staatsije- 
hOrden oder durch von Staats wegen angestellte Beamte ohne 
Konkurrenz der Interessenten bei der Rechnungsabnahme und 
Quittierung verwaltet werden, gleichviel ob sie Zuschüsse vom 
Staate erhalten oder nicht. 

Ifnvieweit den zu 1 erwähnten Rechnungen die Inventarien 
beizufügen sind oder nur deren regelmässige Führung uaclizu- 
weisen ist, bleibt der Bestimmung der Ober-Rechnungskammer 
nach Verschiedenheit der Kassen und Institute überlassen. 

t? n . \'on den in den 9 und 10 bezeichneten Rechnungen 
ist die Ober-Ret'hnungskammer berechtifrt, diejenigen, welclie ^ ^n 
untergeordneter Bedeutung sind, innerhalb der bisher bestandeneu 
Grenzen von ihrer regelmässigen Prüfung auszuschliessen und die 
Revision sowie die Dechargierung derselben den Verwaltungs- 
bdiürden zu fiberlassen, bis darüber bei eintretendem Bedürfiiis 
durch Köni<iliche Verordnung anderweitige Verfügung getroffen 
vird: die Ober-Rechnungskannner soll jedoch von Zeit zu Zeit 
dergleichen Rechnungen und Naflnveisungen eiiilordern, um sich 
zu überzeugen, dass die Verwaltung: der Fonds, worüber sie ge- 
führt werden, vorschriftsmässig erfolge. Etwaige Abänderongeu 
in dem Verzeicfants der zur Zät von der regelmässigen Prüfung 
der Ober-Reehnnntjskamraer ausgeschlossenen Rechnungen smd 
dem Landtage jedesmal in kürzester Frist zur Kenntnis zu bringen. 
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V? 12. Die Revision der Rechnungen ist ausser der Recli- 
nungsjustiükation noch besonders darauf zu richten: a) ob bei der 
Erwerbung, der Benutzunj? und der \'eräus»eruug von Staatseigen- 
tum und bei der Erhebung und Verwendung der Staatseinkflnfte, 
Ab^ben und Steuern mäi den bestehenden Gesetzen und Yor- 
sebriften unter genauer Beachtung der massgebenden Vcrwaltungs- 
jminrlsätze vei-fnhren worden ist: oh und wo nach den «ms den 
Kerlinungen zu heurtoih^nden Ergebnissen der Verwaltung zur Be- 
förderung des Staatszweckes Abänderungen nötig oder ratsam sind. 

^ 13. Die Ober-Rechnungskainmer ist berechtigt, von den 
Behörden jede bei Prflfung der Rechnungen und Naäweisungen 
für erforderlich erachtete Auskunft, sowie die Einsendung der be- 
züglichen liücher und Scln-iftstücko. auch von den Provinzial- und 
den denselben untergeordneten Heh(jr(len die EinsenthinL^ vfni 
Akten zu verlanj^en. Der Präsident der Ober-Uechnungskaiiuiiei 
ist befugt. Bedenken und Erinnerungen gegen die Rechnungen an 
Ort und Stelle durch Kommissarien erörtern zu lassen, auch zur 
Informationseinzle^ung Aber die Einzelheiten der \'erwaltung Kom- 
missarion abzuordnen. Ebenso steht ihm das Pieeht zu, ausser- 
ordentliche Kassen- und Magazinrevisionen v.n veranhissen. In 
dies(Mn Falle sowie in allen Fällen der AI n liiuL' eines Koni- 
missarius hat er jedoch dem betreffenden Versvaltungb-Clief davon 
vorherige Mitteilung zu machen, damit dieser sich an den Ver* 
handlungen durch einen seinerseits abzuordnenden Kommissarius 
beteiligen kann. 

§ 14. Alle Verfügungen der ol »ersten Staatsbehörden, durch 
welche in Beziehung auf Einnahuicn o(ier Ausgaben des Staats 
eine allgemeine Vorschrift gegeben oder eine schon bestehende 
abgeändert oder erläutot wird, müssen sogleich bei ihrem Ergehen 
der Ober-Rechnungskammer mitgeteilt' werden. Allgemeine An- 
ordnungen der Behörden über die Kassenverwaltung und Buch- 
filhrnn-j; sind schon \or ihrem Erlass zur Kenntnis der Ober- 
Kechnungskammer zu bringen, damit dieselbe auf etwaige Be- 
denken, welche sich aus ihrem Standpunkte ergeben, aufmerksam 
machen kann. Die Vorschriften über die formelle Einrichtung der 
Jahresreehnung und Justifilcatorien werden von der Ober-Rech« 
nungskammer erlassen. Dieselbe hat sich darüber zwar vorher 
mit flen beteiligten Dei»artenients-Chefs in Verbindung zu setzen, 
bei oliwaltender Meinungsverschiedenheit steht ihr aber die ent- 
scheidende Stimme zu. Von allen auf die Rechnungsiegimg be- 
züglichen Beschlüssen eines der beiden Häuser des Landtages ist 
der Ober-Rechnnngskamroer zur Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

§ 15. Die Termine zur Einsendung der Rcchnimgcn und 
die Fristen zur Erledi,i;un^^ der dage<;en aufgestellten Erinnerungen 
werden von der Ober-Kechnungskammei festgestellt. 

§ 16. Die Provinzial- und die ihnen gleichstehenden unter- 
gebenen Behörden sind der Ober-Rechnungskammer in allen An- 
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gelegenheiten des ResBorts derselben untergeordnet Die Ober^ 

RefhniingskamniÄr ist befugt, ihren Verfügungen nötigenfalls durch 
Strafbefehle iiiripHinlh der für die obersten Verwaltungsbeliörden 
jresetzlicli bestinunteu Grenzen die schuldige Folgeleistung zu 
sieliern, auch etwa vorkommende Unangemessenheiten in Erledi- 
gung ihrer Erlasse zu rügen. 

§ 17. Die Ober-Bechnungskunnittr ertdlt den redinungs- 
ffihrenden Beamten, wenn sie ihren Verbindlichkeiten vollständig 
genügt und die auf^i ptollten Erinnerungen erledigt haben, eine 
Decharge mit den in (hu i;§ 140 Ims 153, Teil I. Tirol U des 
Allgemeinen I^andreclits einer Quittung beigelegten \S irkungen. 
Stellen sich \'ertretungen des Rechnungsführers oder anderer Be- 
amten bei der Rechaungsrevision heraus, deren Deckung durch 
die Kotatenbeantwortung nicht nachgewiesen wird, so hat die 
Oher-Rechnungskammer die weitere Verfolgung, welche von der 
vorgesetzten IJeliorde zu betreiben ist, notigenfaUes durch Ein- 
tragung in das Soll der Einnahmen anzuordnen. 

§ IS. Die nach Vorschrift des Artikels 1Ü4 der Verfassungs- 
urkunde mit der allgememen Redinung fiber den Staatshaushalt 
jeden Jahres von der Staatsiegierung dem Landtage vorzulegenden, 
von der Ober-Rechnungskammer unter selbständiger unbedingter 
Verantworthchkeit aufzustellenden Bemerkungen müssen ergeben: 
1) ob die in der Rechnung aufgeführten Beträge in Einnahme und 
Ausgabe mit demjenigen übereinstimmen, welche in den von der 
Ober-Rechnungskammer revidierten Kassenrechnungen in Einnahme 
und Ausgabe nachgewiesen sind, 2) ob und inwieweit bei der 
Vereinnahinung und Erhebung, bei der Verausgabung oder Ver- 
wendung von Staatsgeldern ofler l)ei der Erwerbung. Benutzung 
oder Veräusserung von Staat seigentuui Abweichungen von den 
Bestimmungen des gesetzlich festgestellten Staatshaushalts -Etats 
oder der von der Landesvertretung genehmigten Titel der Spezial- 
etats (§19) oder von den mit einzelnen Positionen des Etats ver- 
l iniilenen Bemerkungen oder von den Bestiuimungen der auf die 
Staatseinnahmen und Staat.sausgaben oder auf die Erwerbung. Be- 
nutisung oder Veräusserung von Staatseigentum bezüglichen Gesetze 
stattgefunden haben, insbesondere 3) zu welchen Etatsüberschreitun- 
gen im Sinne des Artikels 104 der Verfossungsurkunde 19), 
sowie zn welchen ausseretatsmässigen Ausgaben die Genehmigung 
des Landtages noch nicht beigebracht ist. 

§ 19. Ktat^nberscbreitungen im Sinne des Artikels 104 der 
Verfassungsurkunde sind alle Mehrausgaben, welche gegen die 
einzelnen Kapitel und Titel des nach Artikel 99 a, a. 0. festge- 
stellten Staatshaushalts-Etats oder gegen die von der Landesver- 
tretung genehmigten Titel der Spezialetats stattgefunden haben, 
sowxjit nicht einzelne Titel in den Etats als Übertrag! »ar au«;- 
drücklich bezeiflmet sind und bei solchen die Mehrausgaben bei 
einem Titel durch Minderausgaben bei anderen ausgeglichen 
werden. Unter dem Titel eines Spezialetats ist im Sinne dieses 
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Gesetzes zu verstehen jede Position, welche einer selbständigen 

Beschlussfassung der Landesvertretung unterl^i^ hat und als 
Gegenstand oinor solclien im Etat erkennbar peniaeht worden ist. 
In die zur \ oih juiig an den Landtag gelangenden Speziaietats 
sind fortan, zuerst in die Etats für das Jahr 1873, bei den Be- 
soldungsfonds die Stellenzahl und die Gehaltssätze, welche für die 
Disposition Aber diese Fonds massgebend sind, au&anelinien. 
Eine Xaclnveisung der Etatsüberschreitungen und der aosseretats- 
mä&sij^en Ausgaben ist jedesmal im nächsten J:i1iro, nachdem sie 
entstanden sind, den Häusern dos Landta^'es zur nachträgliclien 
Genehmigung vorzulegen. Die Erinnerungen der liechuungs- 
legung werden durch diese Genehmigung nicht berührt 

L20. Nach Ablauf eines jeden Gescfaäf^jahres erstattet die 
dinnngskammer dem Könige einen Bricht über die Er- 
gebnisse ihrer Geschaltstliätigkeit, welcliem zugleich ihre gutacht- 
lichen \'orschläge beizufügen sind, oh und inwieweit nach den 
aus den Rechnungen sich ergebenden Resultaten der Verwaltung 
zur Bef5rderung der .Staatszwecke im Wege der Gesetzgebung 
oder der Verordnung zu treffende Bestimmungen notwend^ oder 
ratsam erscheinen. 

21. Alle durch frühere Gesetze nnd ^>^>rdnnn':^en er- 
lassenen Bestimmungen, soweit sie dem gegeuwärtigeu Gesetze 
zuwiderlaufen, treten ausser Kraft. 

Urkundlich unter Unserer Hüch.stcigenhändigeu Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin den 27. Mftrz 1872. 

Wilhelm. 

Fürst V. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Euienburg. Leonhardt Camphausen. Falk. 

86. Kreisordnung för die Provinzen 
Prenssen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien 

und Sachsen. 1872 Dez. 18. 

QeMU-SammluDg 1872, S. 661—713. — Biese Kreisordnuug i«t später 
dnrdi die Tom 19. Min 1881 erMtst word«n. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc 

verordnen mit Zustimmung beider Häuser des LandtafJies für die 

Provin/fn Preussen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien 

und Sachsen, was folgt; 

Erster Titel. Von den Grundlagen der Krcisverfassnng, 

Erster Abschnitt Von dem Umfange und der Begrenzung 

der Kreise. 

§ 1. Die Kreise bleiben m ihrer gegenwärtigen Begrenzung 
als \'erwaltungsbezirke bestehen. 

§ 2. Jeder Kreis bildet nach näherer Vorschrift dieses 
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Gefset^es einen Kunnmmalverband zur St'Jl)«: rvcnvaltaiig seiner' 
Angelegenheiten mit tlen Rechten einer KorporatiüU;. 

§ 3. Die Vertnderung bestehend» Kreisgranze» und die 
Bfldung neuer, sowie die Zusammenlegung mehrcDOD* Snäse er- 
folgt durch Gesetz. Die in Folge einer derartige» Venandcrung 
erforderüche Auseinandersetzung zwischen den beteiligten Kreisen 
ist im Verwaltungswege zu bewirke!?. Streif ii:k<itüii,. welche 
hierbei entstehen, unterliegen vorbehält iicii der iie^iuinioog im 
§ 5 der Entsdieidimg des Venraltungsgeriehts (§§ 1^. ff.). Ver^ 
Änderungen solcher Gemeinde- oder Gutsbezirksgremo». velche 
zugleich Kreisgrenzen sind, ziehen die Veränderung dieses Kreis- 
grenzen und, wo die Kreis- und Wahlbezirks^renzen /^uF^mmen- 
iallen, aueh die \ erändenmpr der letzteren ohne ^Vclk l t s nach 
sich. Eine iede Veräuduruug der Kreisgrenzen ist dücdi das 
Amtsblatt bduumt zu machen. 

§ 4. StSdte, velche mit Ausschluss der aktivBO} Militär- 
personen eine Einwohnerzahl von mindestens 25000 Sevlfen haben 
und ireirenwiirtifT einem LAndkreise angehören, sind fteftiL't, für 
sich einen Kr«'is\ ci ))and, StiuU kreis (§ 169) zu liiUltai ttiid zu 
diesem Behule aus dem bisherigen Kreisveibande auszjuuscheiden. 
Anf den Antrag der Stadt wird dieselbe durch doi IfiMer des 
Innern für ausgeschieden erklärt Es ist jedoch zuYiur m allen 
Fällen eine Auseinandersetzung darüber zu treffen, uelehen An- 
teil die ausscheidende Stadt an den» genieinsanien ^Vktiv- und 
Passivverniögen des bisherigen Kreises, sowie etwa an fort- 
dauernden Leistungen zu gemeinsamen Zwecken der beiden neuen 
Kreise an flbemehmen hat Kommt eine Einigung der Beteiligten 
nicht an stände, so entscheidet fiber die Streitpankte das Ver- 
waltun gspericht. 

5. Privatrechtüclic \'erhältnisse werden durch Verände- 
rungen der Kreisgrenzen (§§ 3, 4) nicld berülirt 

Zweiter Abschnitt. Von den Kreisangehörigen, ihren Rechten 

und Ptiichten. 

§ 6. Angehörige drs Kreises sind mit Ausnahme der nicht 
angesesseneu servisbereclitigten Militärpersonen des aktiven Dienst- 
Standes alle diejenigen, welche innerhalb des Kreises einen 
Wohnsitz haben. 

§ 7. Die Kreisangehörigen sind berechtigt: 1) zur Teil- 
nahme an der Verwaltung und Vertretung des Kreises nach 
näherer Vorschrift dieses Gesetzes, 2) zur Mitbenutzung der 
öffentlichen Einrichtungen und Anstalten des Kreises. 

§8. Die Kreisangel u »Ilgen sind verpflichtet, unbesoldete 
Amter in der Verwaltung und Vertretung des Kreises zu über- 
nehmen. Zur Ablehnung oder zur firflheren Niederlegung soldier 
Amter berechtigen folgende Entschuldigungsgründe: 1) anhaltende 
Krankheit; 2) OeschMte, die eine häuti^'c oder lange dauernde 
Abwesenheit vom Wohnorte mit sich bringen; 3) d^ Alter von 
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60 Jahren; 4) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes; 
5) sonstige besondere VerhiUtnis^o. welche na^h dem Ermessen 
des Kreistages eine ^ndtige Entschuldigung begründen. Beträgt 
die Amtsdauer iiiehi als drei Jahre, so kaan das Amt nach Ab- 
lauf Yon drei Jahren niedergelegt werden. Wer ein unbesoldetes 
Amt in der Venraltiing oder Vertretung des Kretsee während der 
vorgeschriebenen regelmässigen Anitsdauer versehen hat, kann 
die Übemalime desselben oder eines gleichai-tigen für die nächsten 
drei Jahre ablehnen. Wer sich oline einen der vorbezeiclmeten 
Entschuldigungsgrüude weigert, ein unbesoldetes Amt in der Ver« 
waltong oder Vertretung des Kreises zn abemehmen oder das 
Übernommeae Amt während der vorgeschriebenen regelmässigen 
Amtsdauer zu versehen, sowie derjenige, welrlier sich der Ver- 
waltung solcher Ämter trotz vorhergegangener Autforderung seitens 
des Kreisausschusses thatsächlich ent;cieht, kann für einen Zeit- 
raum von drei bis sechs Jahren der Ausübung seines Hechtes 
auf Teilnahme an der Vertretung nnd Verwaltung des Kreises 
für verlu^ig erkllrt und um ein Achtel bis ein Viertel ^Hrte 
als die übrigen Kreisangeliöri^^n tu den Kreisabgaben herange- 
zogen werden. Die Entscheidung erfolgt, sofern fler Kreistag den 
Ablehnenden für nicht entschuldigt erklärt, durcii den Kreisaus- 
schuss mit Vorbehalt der Berufung an das \'erwaltungsgericht 
In dem Verfthren nimmt ein vom Kreistage gewählter ICommis- 
Sarins die Obliegenheiten des Klägers wahr. 

§ 9. Die Kreisangeliori^jen sind vcr[)f!irhtet, zur Befriedi- 
gung der Bedürfnisse dvr. Kreises Abgaben aufzubringen, insofern 
der Kreistag nicht beschliesst, diese BedOrfoisse aus dem \'er- 
mögen des Kreises oder aus sonstigen Einnahmen zu bestreiten 
(§ 116 Nr. 3). 

§ 10. Die Verteiinng der Kreisabgaben darf nach keinem 
anderen Massstabc als nacb dem ^'cr!lältni?s^ fler von den Kreis- 
angehörigen zu entrichtenden direkten Staatssteueru, beziehungs- 
weise der ^lahl- und bchiachtsteuer und zwar nur durch Zu- 
schläge zu denselben, beziehungsweise zu den nach §§ 14 und 15 
zn ermittelnden fingierten Steuersätzen der Forensen, jnristisehen 
Personen etc erfolgen. 

Die rrrnnd-, Gebäude- und flie von dem Gewerbebetriebe 
auf dem platten Lande aufkommende dewerbesteuer der Klasse 
A I ist hierbei mindestens mit der Häüte und höchstens mit dem 
vollen Betrage desienigen Prozentsatzes heranzuziehen, mit welchem 
die Klaasen- und klasäfizierte Einkommensteuer belastet wird. Im 
fibiii^ kann die Gewerbesteuer tob der Heranziehung ganz frei 
gelassen, darf aber keinenfalls dazu mit einem höheren Prozent- 
satze als die Grund- und Gebäudesteuer herangezogen werden. 
Ausgeschlossen von der Heranziehung bleibt die Gewerbesteuer 
vom Hausiergewerbe. 

Die drei untersten Stnfen der Klassensteuer r§ 9 zu a des Ge- 
setzes vom 1. Mai 1851, Oesetz^Samml. 8. 193) k5nnen von der 

u* 
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Heran7i>hnn<: zu den Kreisabgaben ganz freigel;i««on oder dazu 
mit eiiieiu geringeren Prozentsatze als die übrigen Stufen der 
Klassensteuer und die klassitizierte Einkomnieuäteuer herangezogen 
werden. In diesem Falle ist den mahl- imd achlachtsteuerpflidi- 
tigen Stftdten ein verhfiltnismfi&siger Erlass an ihrem Gesamtanteile 
an den Kreisabgaben zu gewähren. 

Für die mahl- und schlachtsteuer]it1irhti':cn Stiidte ist bei 
Verteilung der Kreisabgaben die Einkounnenstcuer nur nach 
Abzug der Mahl- und Schlachtsteuervergütigung von 20 Thalern 
(§ 2 zu b des Gesetzes vom 1. Mai 1B51), die Mahl- und Schlacht- 
Steuer aber mit der Massgabe in Anwendung zu bringen, dasa 
die Mahlsteuer nur mit zwei Dritteilen iliros Rohertrages heran- 
pezo^ren werden darf. Haben dif^'^o Städte eine Militfirbevölke- 
rung, so ist von der nach Vorstehendem ermittelten Summe eine 
nach Verhältnis der Militärbevölkerung zur Civübevölkerung zu 
baneSaende Quote abzusetzen. 

Von dem hiernach ermittelten Betrage der Mahl- und Schlacht- 
steuer noch einen Abzug bis höchstens zwanzig Prozent zu be- 
BChliessen, bleibt der Kreisvertretun^^ überlassen. 

§ 11. Unter Anwendung des nacli diesen (»rundsät/.en 10) 
vom Kreistage beschlossenen Verteilungsmassstabes wird das Kreis- 
abgaben-Soll fDr die einzelnen Gemeinden und aelbstSndigen Guts- 
bezirke im ganzen bereichnet und denselben zur Unterverteilong 
auf die einzelnen Steuerpflichtigen nach demselben Massstabe zur 
Einziehung' sowie zur Abf&hruug im ganzen an die Kreia-Kom- 
munalkassc uberwiesen. 

Den Städten bleibt die Beschlussuahme darüber, wie ihre An- 
teile an den Kreisabgaben aufgebracht werden aollen, vorbehalten. 

§ 12. Der Massstab, nach welchem die Kreisabgaben zu ver- 
teilen sind, ist für jeden Kreis bis zum 80. Juni 1874 ein für alle- 
mal festzustellen und demnächst unverändert zur Anwendung zu 
brinjren. Der Kreistag ist jedoch befugt, hierbei zu den Kreis- 
abgabeu für Verkehrsaulagen die Grund- und Gebäudesteuer, sowie 
die von dem Gewerbebetriebe auf dem platten Lande aufkommoide 
Gewerbesteuer der Klasse A I innerhalb der im § 10 festgesetzten 
Grenzen mit einem höheren Prozentsatze als zu den übrigen Kreis- 
abgaben heraTr/uzielion, beziehungsweise nach Massgabe des § 10 
Absatz 3 die drei untersten Stufen der Klassensteuer von der 
Heranziehung zu diesen Kreisabgaben ganz freizulassen oder dazu 
mit einem geringeren Pn^sentsatze heranzuziehen. 

Kommt ein gültiger Kreistagsbeschluss Über den Vertdlungft- 
massstab innerhalb der festgesetzten Zeit nicht zustande, so werden 
bis zur Ilerbeifnhnmg dieses Beschlusses die Kreisabgaben auf 
die sämtlichen direkten Staatssteuern mit Ausschlu^^ der Ilausier- 
gewerbesteuer und auf die Mahl- und Schlachtsteuer nacli Ma^s- 
gäbe des § 10 Absatz 1 und 4 gleichmfiasig verteil 

Der Kreistag kann den festgestellten Massstab von fOnf zu 
fünf Jahren einer Revision unterziehen. 
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Wo gegenwärtig mit Königlicher Geuehmigung zu beatiium- 
ten Zwecken Xreisabgabeii nach besonderer verteilnngsart er- 
hoben werden, behält es dabei bis zum 31. Dezember 1875 sein 
ppwenflrn, sofern nicht der Kreistag schon in der Zwischenzeit 
auch hierfür rlen Übergang zu dem nach dem gegenwärtigen Ge- 
setze festgestellten Massstabe für (he \'erteilung der Kreisabgaben 
beschliesst Vom 1. Januar 1876 ab tritt der nach diesem Gesetze 
festzustellende Massstab (Absatz 1 nnd 2) anch fQr die bezeich- 
neten Abgaben Yim selbst in Kraft. 

§ l'A. Sofern es sich nm Kreiseinrichtungen handelt, welche 
in besonders her vorragendem oder in besonders geringem Masse 
einzelneu Kreisteilen zu gute kommen, kann der Kreistag be- 
schliesseOf für die Kreisangehörigen dieser Kreisteile eine nach 
Quoten zu bemessende Mefai^ oder Minderbelastung eintreten zu 
lassen. Die Mehrbelastung kann nach Massgabe der Beschlüsse 
des Kreistage? dnrch Naturalleistungen ersetzt werden. 

§ 14. Diejenigen physischen Personen, welche, ohne in dem 
Kreise einen Wohnsitz zu haben, beziehungsweise in demselben 
zu den persönlichen Staatssteucru veranlagt zu sein, in demselben 
Gnmddgentnm besitzen oder ein stehendes Gewerbe oder ausser- 
halb einer Gewerkschaft Bergbau betreiben (Forensen) mit Ein* 
scbbiss der niclit im Kreise wohnenden Gesellschafter einer otTenen 
Handelsgesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft (Artikel 85 
und 150 des Allgememen Deutschen Handelsgesetzbuchst sind ver- 
pflichtet, zu demjenigen Kreisabgaben beizutragen, welche auf den 
Grundbesitz, das Gewerbe, den Bergbau oder das aus diesen 
Quellen fliessende Einkommen gelegt werden. 

Kin Gleiches gilt von den juristischen Personen, von den 
Konniianditgesellschaftcn auf Aktien und Aktiengesellschaften (Ar- 
tikel 173 und 207 des Handelsgesetzbuclis), sowie Berggewerk- 
schaften, welche im Kreise Grundeigentum besitzen oder ein stehen- 
des Gewerbe oder Bergbau betreiben. 

Der Fiskus kann zu den Kreisabgeben wegen seines ans 
Gnin(ibe?it7, Gewerbe und Bergbaubetrieb fliessenden Einkommens 
nicht lierangezogen, dagegen mit der Grund- und Gebäudesteuer 
um die Hälfte desjenigen Prozentsatzes stärker belastet werden, 
mit wdchem die Klassen- und klassifizierte Einkommensteuer dazu 
herangezogen wird. Im Falle des § 12 (Absatz 2) tritt diese Be- 
lastung auch ohne Besdiluss des Kreistages ein. 

Bergwerksbesitzer, welche in dem Umfange ihres Bergwerks- 
betriebes (!en in der Klasse A I der Gewerbesteuer veranlagten 
Gewerbtreibenden gleichstehen, sind zu den Steuersätzen der 
Klasse A I einzuschätzen und nach Massgabc dieser Einschfttzung 
zu den Kretsabgaben heranzuziehen. 

§ 15. Die Einschätzung der Forensen, der Bergwerksbe- 
sitzer, der Koninianditgesellschaften auf Aktien, der Aktiengesell- 
schaften und der juristischen Personen zu den Kreisal)gaben er- 
folgt, soweit sie zu den der Verteilung der letzteren zum Grunde 
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gelegten Staatssteuern (§ 10) nicht schon unmittelbar herangezogen 
sind, von dem Kreisausschuss nach den fQr die VeranlaCTinjT dieser 
Staatssteuern bestehenden gesetzlichen Vorschriften untoi Anwen- 
dung des fdr die Kreisabgaben bestimmten Anteilsverhältnibbes. 

§ 16. Niemand darf Ton demmtbfln Emkomin«! in ver- 
schiedenen Kreisen zu den Kreieabgiben herangezogen iirerden. 
Es muss daher dasjenige Einkommen, welches einem Abgaben - 
))fii>htiiren aus seinem niiPserbnM^ des Kreise? bplprrenon flrund- 
L'igeiiiume oder aus seinem ausserhalb des Kreises j^tatrtiudenden 
Gewerbe- oder Bergbaubetriebe zutliesst, bei Feststcilung des im 
Kreifle za Teranlaaenden EinkoBiiDeBS desadben anaeer Berech- 
nimg gelassen weiden. IMes geschieht dnrch Absetznag der be- 
züglichen Einkommensquote von dem zur Staatssteuer veranlagten 
Gesamteinkommen und <?uFch verfaütniamfissige Herabsetzung des 
festgestellten Steuersatzes. 

§ 17. Die dem Staate gehörigen, zu einem ötTentlichen 
Dienste oder Gebranche bestimmten Liegenschaften und Gebftnde, 
die könifi^chen Schlösser, sowie die im § 4 zu c und d des Ge- 
setzes vom 21. Mai 1861, betreffend die anderweite Regelung der 
Grundsteuer (Gesetz-Samml. S. 25H) und die im § 8 zu 2 bis 6 
des Gesetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Einführung einer 
aligemeinen Gebäudesteuer (Gesetz-Samml. S. 317), bezeichneten 
Grundstöcke und GebAnde sind von den Kreislastea befreit 

§ 18. Bis zur anderweiten gesetzlichen Begelnng bleiben 
die Dienstgrundstücke der Geistlichen, Kirchendiener und Ele- 
mentarschullehrer gleichfalls von den Kro!>lnsten befreit. Auch 
ist bis zu (lieser Regelung die Besteuerung tles Diensteinkunimens 
der unmittelbaren und mittelbaren btaatsbeamteu nur in soweit 
zulAssig, als die Beitrige derselben zu den Bedfbrfiiissen der 6e*. 
meinde ihres Wohnorts nicht bereits das in Gemissfaeit der §§ 2 
und 3 des Gesetzes vom 11. Juli 1822 (Gesetz-Samml. S. 184) 
bestimmte Maximum erreichen und auch dann nur innerhalb der 
Grenzen des im § 3 a. a. 0. bestimmten höchsten Satzes. Ebenso 
hndet der ^ 10 des Gesetzes vom 11. Juii 1822 auf die Heran- 
ziehung zu den Kreisabgabm Anwendung. 

§ 19. Beschwerden der ( U meinden und einzelner Kreisen* 
gehörigen wegen ihrer Heranziehung oder Veranlagung zu den 
Kreisabgaben unterliegen mit \'orbehalt der Bestimmungen der 
§ 78 und 79 Tit. 14 T. II des Allgemeinen Landreclits und 
es Gesetzes vom 24. Mai 1861, betreffend die Erweiterung des 
Reehtsweges (Gesetz-Samml. von 1861, S. 241 f!.\ der Entscheidung 
des Vemdtnngsgeriehts; jedoch sind Beschwerden wegen Über* 
bflrduni: zuvor beim Kreisausschusse (§§ 130 iL) zur nochmaligen 
Prüfung und Entscheidung anzubnugen. 

Dritter Abschnitt Krds-Statuten und Be^ements. 

§ 20. Jeder Kreis Ist befugt: n zum Erlasse besonderer 
statutarischer Anordnungen Aber solche Angelegenheiten des 
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Kreises, hmsichtliclif gieren das gegenwärtig» Gesetz ^'crschieden- 
heiten gestattet (§§ l "^ Absatz 2, 108 Absatz 1 und 109) oder 
das Gesetz auf statutarisv^'i^ Heuling verweist, sowie öber solche 
Angelegenheiten, deren Geg?**«^«^ ^wdi GeseU geregelt 

ist; 2) zum Erlasse von Regleme?*« fi9?r "esondere länricfitungen 
des Kreises. 

Zweiter Titel Vqu der Gliederung and den Amterd 

des Kreises. 
Erster Abschnitt. Allgemeine Bestimnmi:; en. 
§ 21, Die Kieise, mit Ausnahme der Stadtkreise f§§ 4 und 
169), zerfallen in Amtsbezirke, beziehungsweise in Stadt- und 
Amtsbezirke. 

Die Amtsbezirke besteben ans einer oder mehreren Land- 
gemeinden oder aus einem oder mehreren Gutsbezirkon, be- 
ziehungsweise aus Landgenieinden nnd (ints)>p7irken. 

An der Spitze der Verwaltung des Kreises steht der Land- 
rath, an der Spitze der V erwaltung des Amtsbezirkes der Amts- 
vorotelier, an der Spitze der Verwaltung der Gemeinde der Qe- 
ineindevorsteher. Für den Bereich eines selbstSndigen Gutsbe- 
zirks fuhrt der Guts Vorsteher die dem Gemeindevorsteher ob* 
liegende Verwaltung. 

Zweiter Al)schnitt Von dem Gemeindevorsteher- 
und dem Sehölfenanite, sowie von der Orts Verwaltung der 
selbständigen Gutsbezirke. 

§ 22. Der Genieindevorstand besteht aus dem Gemeinde- 
vorsteher (Schulze, Scholze, Richter, Dorfrichter) nnri zwei Schötfen 
(Schippen, (Terichtsmelnner, Gerichts- oder Durfgeschworene), 
welche den Gemeindevorsteher in den ihm obliegenden Amtsge- 
sdiftften zu unterstützen und in BehinderungsfäUen zu vertreten 
haben. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Gemeindevorstandes nach 
den bestehenden Bestimmungen eine grössere ist, verbleibt es bei 
derselben. 

Auch kann auf Antiag der Gemeinde die Zahl der Schöifen 
durch den Kreisaussehuss nach Anhörung des Amtsvorstehm 

▼«mehrt werden. 

^ Dpr rrojiieindevorstrhcr imd die Schöffen werden 

von der Geineindeversammlini«:. lu ziehungsweise der Gemeinde- 
vertretung aus der Zahl der stiünnherechtigten Gemeindomit^eder 
durch absolute Stimmenmehrheit gewäldt. 

Vater und Sohn dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des 
Gemeindevorstandes sein. 

Die Walilrn (ifolgon nndi näherer Vorschrift des diesem 
Gesetze beigefügten VValdregienients. 

§ 24. Die Wahl der Geraeindevorbteher und der Schölfen 
erfolgt auf sechs Jalire. 
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§ 25. Wegen der Verpflichtung zur Übernahme^ sowie 

weirPT! (Ipf Gründe für die AblehminL' des Amte-? einos nfMiioinde- 
vorstehers oder S( li iilRn und wegen der Folf^en einer unj,'erecht- 
fertigten Ablehnung hndcu die Vorschriften des 8 mit der 
Massgabe entsprechende Anwendung, dass an die Stelle des Kreis- 
tages die Gemeindeversainmlung, beziehungsweise die Gemeinde- 
vertretung und an die Stelle des Koinniissarius des Kreistages 
der Oeinfindevorsteher tritt und dass statt einer Erliölmng der 
Kreis<i)!^;il>en eine solche für die Uemeiodeabgaben besclilossen 
werden kann. 

§ 2iy. Die gewäldten Gemeindevorsteher und Schöffen be- 
dürfen der Bestätigung durch den I^drat 

Vor der Bestitigiing ist der Amtsvorsteher mit seinem Gut- 
achten zu hören. 

Die Bestitigung kann unter Zustimmung des Kreisausschusses 
versagt werden. 

Wird die Bestätigung versagt, so ist eine Neuwahl anzu- 
ordnen. Erhalt auch diese die Bestitigung nicht, so ernennt der 
Landrat auf den Vorschlag des AmtSTorstäiers unter Zustimmung 
des Kreisausschusses einen Stellvertreter auf so lange, bis eine 
erneuerte WhIiI die Bestjltija^ig crlanp^ hat. 

Dassell)e hndet statt, wenn keine Wahl zu stände kommt 

§ 27. Die (lemeindevor>teln'i und die Schotten werden vor 
ihrem Amtbantritte von dem Landrate oder in seinem Auftrage 
von dem AmtsviMfstdier vereidigt 

§ 28. Die Gemeindevorsteher haben Anspruch auf Ersatz 
ihrer baren Auslagen und auf die Gewährung einer mit ihren 
amtlichen Mühewaltungen im billigen Verhältnisse stehenden Ent- 
schädigung. 

Die Aufbringung derselben liegt der (ienieinde ob. 
Alle fortlaufenden Geld- und Natural beitrage des Gutsherrn 
war BemuBwation des GemeSndevorstehers fidlen fort 

Landdotationen, welche für die Verwaltung des Schulzenamts 

ausgewiesen sind, können auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes 
nicht zurückgefordert werden. Sind solche I^ddotationen allein 
oder in Verbindung mit Geld- oder Natural-Beiträgen von dem 
Gutsherrn p:ewährt, so ist derselbe berechtifirf, hierfür von dem 
Gemeindevorsteher auch ferner die Wahrnehmung der Gut^vur- 
Bteherpeschäfte, bezieliu»gsweifle die Vertrrtung nterhei in dem 
bisbengen Umluige (§ 31 Absatz 3) zu fordern. 

Der Gutsherr wie die Gemeinde kann die Lösung eines 
derartigen Verhältnisses gegen Fortfall der Geld- und Natural- 
Beiträge und gegen Entschädigung für die Landdotationen ver- 
langen. Der Gemeinde steht dabei das Jivrht zu, statt der Ge- 
wälirung einer Entscliädigung die Landdotation herauszugeben. 

In betreff der Ansdnandersetzung kommen die Vorschriften 
der §§ 41 bis 45 mit der Massgabe zur Anwendung, dass zu den 
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im ersten Absätze des § 45 erwähnten Kosten auch die Guts- 
herren nicbte beizatngen haben. 

Die Sch(^ffen haben ihr Amt in der Regel unentgeltlich zu 
verwalten imd nur auf den Kr atz barer Auslagen Anspruch. 

§ 29. Der Geiii ein de Vorsteher ist die Obrigkeit des Oe- 
meiiidebezirkes und, sotei n er nicht zugleich selbst Amtsvorsteher 
ist 5(> Absatz 5), das Organ des Auitsvorstehers für die Polizei- 
verwaltung. 

Der Gemeindevorsteher hat vermöge dessen das Recht und 
die PHicht, da, wo die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit ein sofortiges polizeilirhos Einschreiten notwendig 
inin lit, das dazu Erforderliche vorlAuhg anzuordnen und ausführen 
zu lassen (§ 79). 

§ 30. Der Gemeindevorsteher hat das Recht nnd die 
Pflicht: 1) der vorläufigen Festnahme und Verwahrung einer 
Person nach den Vorschriften des § 2 zu 1 und § 6 des Gesetzes 
zum Schutze der persönhVIion Freiheit vom 12. Febniar 1S50 
(Gesetz-Samml. S. 45). Kr liat aber von einer solchen Festnahme 
sofort und spätestens innerhalb zwölf Stunden dem Amtsvorsteher 
Anzeige zu machen, welcher flher die Aufreehterhaltung der Ge- 
wahrsam ungesäumt zu entsdieiden nnd das Weitere nach den 
Vorschriften des angeführten Gesetzes anzuordnen hat; 2) die 
unter Polizeiaufsicht stehenden Personen zu beaufsichti^^^en ; H) die 
ihm vom Amtsvorsteher, der Staats- oder PoUzeianwaltschaft auf- 
getragenen polizeilichen Massregeln auszuführen und Verhandlungen 
«i&unehmen; 4) die hi den §§ 8 ff. des Gesetzes Aber die Auf- 
nahme neu anziehender Personen vom 31. Dezember 1842 (Ge- 
sctz-Samml. fOr 1843, S. 5) vorgeschriebene Meldung entgegenzu- 
nehmen. 

§ .31. Für den Bereich eines selbständigen dutsbezuks ist 
der Besitzer des Guts zu den Pflichten und Leistungen ver- 
bunden, welche den Gememden für den Bereich ihres Gemeinde- 
bezirkes im öffentlichen Interesse gesetzlich obliegen. 

Derselbe hat insbesondere die in den §§ 29, '^0 und 79 
aufgefniuten obriiikcitlichen Befugnisse und Pflichten entweder in 
Person oder durch einen von ihm zn bestellenden, zur Übernahme 
des Amtes befälligten Stellvertreter auszuüben. Der letztere muss 
seinen bestlndigen Aufenthalt im Gutsbesirke oder m dessen un- 
mittelbarer Nähe haben. 

Es können jedoch auch ausser dem im § 28 Absatz 4 vor- 
gesehenen Falle seitens des Besitzers des Guts sämtliche oder 
einzelne Gutsvorstehergeschäfte an den Vorsteher einer benach- 
barten Gemeinde unter beider Zustimmung gegen eine angemessene 
Entschädigung Obertragen werden. 

Eheu-auen werden rflcksichtlich der angeführten Rechte und 
Pflichten durch den Ehemann vertreten, Kinder unter väterlicher 
(lewalt durch den Vater, Pflegebefohlene durch ihren Vormund 
oder Kurator. 
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§ 32. Die Bestellung eines Stellvertreters muss erfolgen, 
yma l) das Gut einer Juristischen Person, einer AktiengeaeU- 
sdüift oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien gehört oder 
wenn mehrere Mitbesitzer sich nicht darüber einigen, wer von 
ihnen die Gpscbfifte des Ontsvorstehers walirneliiucii soll; 2) der 
Gutsbesitzer kein Angehörigti dis deutschen Reichs ist; 3) der- 
selbe nicht seinen beständigen Aufenthalt liu Gutsbezirke oder in 
dessen onmittelbarer NShe hat oder 4) weg^ Krankheit oder 
aus anderen in seiner Person liegenden Gründen ausser stände 
ist, die Pflichten eines Gutsvorstehers zu erfüllen. 

Für die von dem Hauptgute entfernt gelegenen Teile eines 
pelbständigen Gutsbezirkes kann von dem Kreisausschusse die 
Bestellung besonderer Stellvertreter angeordnet werden, sofern 
dies führ eine ordnongsmissige Örtliche Verwaltung erforderlich ist 

§ 33. Der Gutsbesitzer, beziehungsweise der Stellvertreter 
wird in seiner Eigenschaft als Out- Vorsteher von dem Landrate 
] e^^t-'itigt Die Bestätigung kann unter Zustimmung des Krei»* 
ausschusses versagt werden. 

Der Guts Vorsteher wiid vor seinem Amtsantritte von dcui 
Landrate oder in dessen Auftrage von dem Amtsvorsteher vereidigt 

§ 34. Unterlässt der Besitzer des Guts in den im § 32 an- 
gegebenen Fällen, oder wenn ihm die Bestätigung als Gutisvorstcher 
versagt worden ist, die Bestellung eines Stellvertreters oder be- 
findet er sich im Konkurse oder betindet er sich nicht im Besitze 
der bürgerlichen Elirenrechte, so steht dem Landrate unter Zu- 
stimmung des Kreisansschnssee die EinflDnnng des SteUvertretera 
anf Kost( 11 des Besitzers zu. 

§ ^5. Hinsichtlich der Dienstvergehen der Gemeindevor- 
steher, Schöffen und Gutsvorstcher ftnden die Vorschriften des 
Gesetzes vom 21. Juli 1852 (Gesetz-Samml. S. 4f»5) mit der Mass- 
gabe Anwendung, dass 1) an die Stelle der Bezirksregierung der 
Kreisansschvsa, an die Stelle des Prtsidenten der Bezirkaiegie- 
nuig der Landrat, an die Steile des vorgesetzten Ministers der 
Vorsitzende des Verwaltungsgerichts und an die Stelle des Staats- 
ministeriums das Verwaltungsgericht tritt; 2) das Verfahren mit 
Rücksiclit auf den Ausfall der Voruntersuchung nur durch Beschluss 
des Kreisausschusses eingestellt werden iiaiin; 3) das Gutachten 
des Disaiplinarhofea nicht einzuholen ist; 4) die Verhandlung vor 
dem Verwaltungsgerichte in mündlichem Verfahren stattfindet; 
5) ein Vertreter der Staatsanwaltschaft für die Berufungsinstanz 
von dem Vorsitzenden des Verwaltungsgerichts ernannt wird; r> i Be- 
schwerden tiber Disziplinarverfügungen des Landrats der Entschei- 
dung des \'erwaltungsgerichts unterliegen. 

Dritter Abschnitt Aufhebung der init dem Besitze gewisser 
Grundstücke verbundenen Berechtigung^ und Verptiichtung zur 

Verwaltung cies Schulzenamtes. 

§ 36. Die mit dem Besitze gewisser Grundstücke verbundene 
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Bereciitigung und Verptüciitung zur Verwaltung des Schulzen- 
(Richter-) Ajoit^s ist auigehoben. 

§ 37. Molfe der Anfhebimg der im § 36 Mdachteii Be- 
reditigang und Verpflichtung treten auch didenigen Festsetziingeii 
ausser Kraft, welche infolge der Zerstflckelung von Lehn- und 
Erbschulzengütern nach § 16 des Gesetzes vom 3. Januar 1845 
(Gesetz-SamniL S. 25) über die Verbindung der Verwaltung des 
Schnlzenamtes mit dem Bcäiue eines der Teile des zerstückelten 
GmndstfldB oder die Auswefeung eines aiiskAiiiiiilidieii Sdiulzen* 
gehslts in Grundstücken oder in Geld, beziehungsweise die Ver- 
teilung des Geldbeitragee auf die einzelnep Iramstflcksbesitzer 
getroffen worden sind. 

§ 38. Grundstücke, Gerech ti^'keiten und Einküiilte, welclie 
den Schulzengutsbesitzern erweislich von der Gemumde selbst lür 
die AmtsvenraHung verliehen sind, fiUlen an die Gemeinde zurüdc. 

§ 39. Ebenso hören diejenigen Vorrechte und Befreinngea 
auf, welche dem Schulzengutsbesitzer für die Verwaltung des 
Schulzenamtes in Beziehung auf die aus dem Kommunalverbande 
oder aus anderen Verbänden, z. B. dem Kuchen- und Schulver- 
Ijande, entspringenden Dienste und Abgaben der Gemeinde oder 
deren MitgUedem gegenüber bteher snetanden. 

Auf weitere Vergütigungen hat die Gemeinde keinen Anspruch. 

§ 40. Die Beziehungen zwischen dem Besitzer des Schulzen- 
cnits und dritten Personen werden von den Vorschriften dieses 
Gesetzes nicht berührt 

In keinem [ alle können jeduch Grundstücke, Gerechtigkeiten 
oder Befretungeii, welche dem Schulzengute, wenngleich mit Be- 
ziehnng auf die dem Besitzer zustehende Verwaltung des Schulzen- 
amtes, von Dritten, insbesondere von dem Landesnerrn oder von 
Gerichts- oder Gutsherren, sei es bei der Fundation des Schulzen- 
guts oder spriter. ohne ausdrücklichen Vorbehalt des Widerrufs 
verliehen worden sind, sowie die etwa au Stelle der verliehenen 
Gerechtigkeitett ond Fireiheiten getretenen Landabfindungen oder 
sonstigen Entschfidigungen von den Verlelhem oder deren Rechts- 
nachf^gem in Anspruch genommen und zurückgefordert werden. 
Dieselben verbleiben vielmehr i\om Schulzer «riitsbesitzer auch nach 
Aufhebung der mit dem Schulzenguie verbundenen Amtsverwaltung. 

§ 41. Die nach den §§ 38 und 39 etwa erforderliche Aus- 
einandersetzung zwisdien der Gememde und dem Schulzengnts^ 
besitzer wird durch einen Yon dem Kreisausscfausse zu ernennenden 
Kommissarius bewirkt 

Der über die Auseinandersetzung aufztmehmende Bezess 
unterliegt der Prüfung und Bestätigimg des Kreisausschusses. 

§ 42. Entstehen bei dem Auseinandersetzungssverfahren (§ 41) 
Streitigkeiten darflber, ob mit einem Grundstöcke die Verptiichtung 
zur Verwaltung des Sdiuhcenamtes verbunden ist, oder ob und 
welche Grundstücke, Gerechtigkeiten, Vorrechte oder Befreiungen 
der in den g§ 38 und 39 gedachten Art zurückzugewähren, be- 
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ziehungsweise aufzuheben sind, oder wird die Vollziehung des Re- 
zesses von den Beteiligten verweigert, so sind die Verhandlungen 
zum weiteren Verfiihren und zur Entedieidnng an die betreffende 
Anseinandersetzungsbehörde abzugeben. 

Auf eine Appellation von der Ent^clieirlnncr der npnerril- 
koniiiiission, bezieliuugsweise des betretienden SpruchkoUegiums 
für landwirtschaftliche Angelegenheiten des Regierungsbezirks er- 
kennt das RevisionskoUegiuni für Landeskultursachen endgültig 
und findet gegen dessen EntsdieiduDg weder ein ordentUcfaee noch 
ein ausserordentliches Rechtsmittel statt 

Vor der Entscheidung in erster und zweiter Instanz ist das 
Gutachten des Kreisausschusses einzuholen und den Beteiligten 
zur Erklärung mitzuteilen. 

§ 43. Ist das Auseinandersetzungsverfahren zufolge § 42 
auf die AusdnandersetzungsbehMe abergegangen, so steht dieser 
Behdrde auch die Aufnahme» PrOfung und Bestitigung des Be- 
zesses zu. 

§ 44. In betreff des Verfahrens (§§ 41—43) sowie der Wir- 
kung und Ausführung der Rezesse gelten die hinsichtlich der 
Ablösung der Reallasten und der Regulierung der gutsherrlichen 
VerhSltniase bestehenden Vorschriften. 

§ 45. Zu den Kosten, weldie die Ausftlhmng der in diesem 
Gesetze den Kretsanssc^flssen und deren Kommissarien Übertrage- 
nen Geschäfte venirsacht, Inbcn die Gemeinden und die Schulzoi« 

gutsbesitzer nichts beizutragen. 

Für das Verfahren bei deu Ausemandersetzungsbehörden 
gelten die für dieselben bestehenden Kostenbestimmungen. 

Vierter Abschnitt Von den Amtsbezirken und dem Amte der 

AmtSTorsteher. 

§ 46. Die Polizei wird im Kamen des Königs ausgeflbt 

Die jrutsherrliche Polizeigewalt ist aufgehoben. 

§ 47. Behufs Verwaltung der Polizei und Wahrnehmung 
anderer öffentlicher Angelei^enlieiten wird jeder Kreis mit Aus- 
schluss der Städte in Amtsbezirke geteilt. 

§ 48. Für die Bildung der Amtsbezirke gelten folgende 
Grundsätze: 

1) Jeder Amtsbezirk soll thunlichst ein rftnmlieh zusammen* 

hängendes und abgerundetes Flficfaengebiet umfiissen, dessen 

(i!r)sse und Ei!nvt)hnerzabl flfT^estalt x.u bemessen ist, dass 
einerseits die Erfüllung der durch das Gesetz der Amtsver- 
wallung auferlegten Aufgaben gesichert, andererseits die Un- 
mittelbarkeit und die ehi'enamtliche Ausübung der örtlichen 
VerwiQtung nicht erschwert whrd. 

2) Gemeinden, welche eine den Bestimmungen des Gesetzes ent- 
sprechende Amtsverwaltun«? aus eip^enen Krfiften horzn^tollen 
vermögen, sind, wenn nicht die örtliche Lage die Zuschiagung 
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anderer Gemeinde» oder Gotsbeziike notwendig macht, auf 
ihren Antrag za einem Amtsbezirke zu erklären. 

3) Gutsber^irke von abgo^onflerter Lage, welche ohne wesentliche 
Unterbrechimg ein räumlich zusammenhängendes Gebiet von 
erheblichem Flächeninhalte umfassen, können auf Antrag ohne 
Rücksicht auf ihre Einwohnerzahl unter den flbrigen Vonuis- 
setsongen der Nummern 1 nnd 2 za Amtsbezirken erklirt 
werden. 

4) Alle Übrigen Ooraeinden und (iutsbezirke werden zu Amts- 
bezirken vereinigt. Insbesondere sollen Gemeinden und (iuts- 
bezirke, welche eine örtlich verbundene Lage haben, zu einem 
und demselben Amtsbezirke gehOren. 

Bei Abgrenzung der zusammengesetzten Amtsbezirke ist 
möglichst darauf zu achten, dass die innerhalb der IMIse be- 
Bt^enden Verbände (Kirchspiele, Schulverbände, Wegebau- 
bezirke u. s. w.) nicht ze.rissen werden. 

§ 49. Die Bildung der Amtsbezirke, sowie die etwa er- 
forderliche Abänderun<r derselben erfolgt nach Anhörung der Be- 
teiligten auf Vorschlag des nach diesem Gesetze gewählten Kreis- 
tages durch den Minister des Innern. 

Die Revision und cndgQltige Feststellung, sowie jede spätere 
Abänderung derselben findet nach näherer Vorschrift der zu er- 
hissenden Provinzialordnung statt. 

Veränderungen solcher Gemeinde- oder Gutsbezirksrrrcnzen, 
welche zugleicli Amtsbezirksgrenzen sind, ziehen die \'eränderung 
der letzteren ohne veitms nach sich. 

$ 50. Die Ornme der Amtsverwaltung in den Amtsbezirken 
sind nach näherer Vorschrift dieses Gesetzes der Amtsvorsteher 

und der Amtsausschuss. 

§ 51. Für die Bildung des Amtsausschusses gelten bis zum 
Erlass der Landgenieindeordnung folgende Bestimmungen: 

1) In den zusammen irosotztcn Amtsbezirken bestellt der Aüit^- 
ausschiis? aii.s Verfr*'t( I n sänitliclier zum Am tsbezuke gehörigen 
Gemein duu und äuibsümdigeu Gutsbezirke. 

Die Vertretung der uemeindett erfolgt zunächst durch 
den Gemeindevorsteher, sodann durch die Schöffen und, wenn 
auch deren Zahl nicht ausreicht, durch andere von der Ge- 
meinde zu wählende Mitglieder. 

Die Zahl der von jeder Gemeinde zu entsendenden \*er- 
treter, sowie der jedem Gutsbezirke einzuruuuiunden Stimmen 
wird mit Rflcksidit auf die Stenerleistungen und die Ein- 
wohnerzahl durch eiu nach Anhörung der BetcM'I igten auf den 
Vorschlag des Kreisausschusses von dem Kreistage zu er- 
lassendes Statut geregelt. 

Jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk ist wenigstens 
durch einen Abgeordneten zu vertreten. 

2) In denjenigen Amtsbezuicen, welche nur ans einer Gemeinde 
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bestehen, nimmt die GememdeYerstmmlung, beziehungsweise 
Genieiiule Vertretung die Gesehfifte des AmtsauBSchasses wahr. 

3) In denjenigen Amtsbezirken, welche nur aus einem Gntsbe- 
zirke bestehen, fällt dor Anitsausschuss weg. 

§ 52. Zu den iielugnissen des Amtsausscluisses gehört: 1) 
die Kontrolle sämtlicher und die Bewilligung deijenigen Ausgaben 
der Amtsverwaltung, welche vom Amtsbezirke amgebracfat werden 
(§§ 69 und 70, Absatz 4); 2) die Beschluss&ssong über diejenigen 
Polizeiverordnungen, welche der Anitsvorsteher unter Mitwirkimg 
des Amtsausschusses zu erlassen hofiiirt ist (§ 62); 3) die Äusse- 
ruTiL' über Abjlnderuntren des AiutsbeÄiikes (§ 40); 4) die Be- 
stell uii^^, sowie diu Waid besonderer Koumiissionen oder Koui- 
missarien zur Vorbereitung und Ausführung von Besehlflssen des 
Amtsausschusses; 5) die BescidussAissung Aber sonstige Ange- 
legenheiten, welche der Amtsvorsteher aus dem Kreise seiner 
Amtsbefugnisse dem Amtsausschnsse zu diesem Zwecke unterbreitet. 

§ 53. Die zu einem Auitsbezirke gehörigen Gemeinden und 
Gutsbezirke sind befugt, durcli übereinstimmenden Beschluss 
einzelne Kommunalangelegenheiten dem Amtsbeilrlce zu flberweisen. 

Handelt es sich hierbei um Aufbringung von Abgaben 
seitens des Amtsbezirks, deren Aufbringungsmassstab nicht gesetz- 
lich feststellt, so muss sich die Übereinstinnnung der Beteiligten 
auch aui den Aufbringungsmassstab erstrecken. 

Über solche dem Amt&bezuke überwiesene Kommunalange- 
legenheiten steht alsdann die Beschlussfiissung dem Amtsaus- 
8(£usse zu. 

§ 54. Der Amtsvorsteher beruft den Amtsausschuss und 
führt den Vorsitz mit vollem Stimmrechte. Die Sitzungen des 
Amtsaussclius>( .> sind ötfentlicli. Für einzelne Gegenstände kann 
durch einen in geheimer Sitzung zu fassenden Beschiuss die 
Öffentlichkeit ausgesddossen werden. 

Der Amtsausschuss kann nur beseUiessen, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Eine Ausnahme hiervon 
findet statt, wenn die Mitglieder zum zweiten Male zur \'erhand- 
lung über denselben Gegenstand berufen. <lennoch nicht in be- 
schlussfähiger Anzahl erschienen sind. Bei der zweiten Berufung 
muss auf diese Bestimmung ausdrflddidi hingewiesen werden. 

Die BeecUftsse des Amtsansscfausses werden nach Mehrheit 
der Stimmen ge&sst Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als 
abgelehnt. 

§ 55. ¥ür die nach uälierer Vorschrift dieses Gesetzes den 
Gemeinden und Gutsbezirken gemeinsamen Angelegeaheiten stehen 
dem Amtsverbande die Redite einer Korponäion zu. Die Kor- 
poration wird nach aussen durch den Amtsvorsteher vertreten. 

Urkunden, welche das Amt verpflichten sollen, sind von dem 
Amtsvorsteher und mindestens einem Mitgliede des Amtsaus- 
schusses unter Anführung des betreffenden Beschlusses des Amts- 
ausschusses zu vollziehen. 
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§ 56. Der Amts Vorsteher wird von dem Uberpräsideuten 
ernannt 

Die Ernennnng erfolgt auf Onmd Ton VorsehlSg^ des Kreis- 
tages, in welche aus der Zahl der Amtsangehörigen die zn Amts- 

▼orsteliern befiilii^'ten Personen aufzunehmen sind. 

In welclier Art eine Vprvollptnnrlitjiing dieser Vorschläge er- 
folgen kann, bestimmt die Pruviii/.ialoidnunf?. 

Die Ernennung erfolgt auf sechs Jalire. Der Amtsvorsteher 
wird von dem Laadrate vereidigt 

In deigenigen Amtsbezirken, welche nur aus einer Gemeinde 
oder einem selbständigen Guts}rc:^irke bestehen, ist der Gemeinde-, 
besdehungsweiso Ciutsvorsteher zuploirh Amtsvorsteher. 

§ 57. Fiii jeden Amtsbezirk wird nacli den für die Ernen- 
nung des Auitävorstehers geltenden Bestimmungen (§ 5ü) ein 
SteuVertreter des Letzteren ernannt 

Ist der Amtsvorsteher an der Wahrnehmung seiner Amts- 
gcschäfte verhindert, so hat der Stellvertreter dieselben zu über- 
nehmen: fl* I Landrat ist hiervon zu benachrichtigen, sobald die 
Veriunderung Ifinper als drei Tage dauert. 

Erledigt sich das Auil des Amts Vorstehers, so tritt bis zur 
Emennong seines Nadifolgers der SteUvertreter fttr ihn ein. 

Findet sich im Amtsbezirke keine zur Ernennung als Stell- 
vertreter <jt'(Mj:jnete Person, so hat der Kroisausschuss die Stell- 
vertretung emstweilen einem der benachbarten Amtsvorsteher oder 
nach vorherigem Einvernehmen mit der städtisclien Vertretung 
dem Bürgermeister einer benachbarten Stadt zu übertragen. Eine 
gleiche Anordnung cdölgt fnr den Fall des gleichzeitigen Abganges 
oder der glekhzeltigen Belündernng des AmtsvoroteherB imd seines 
SteUverti-eters. 

Ist der Amtsvorsteher bei der Erlediguiii.^ eines Amtsge- 
schäftes persönlich bcteilifjt so hat der Kreisausschuss den Stell- 
vertreter oder einen der benachbarten Amtsvorsteher damit zu 
hetranen. 

In den Gemeinden, welche einen eigenen Amtsbezirk bUden, 

vertritt n^ch der Bcstimmim^j des Kreisansschusses einer der 
Sch(>ft( n den Gemeindevorsteher in seiner Eigenschaft als Amts- 
vorstciier. 

§ 58. Ist nach der Erklärung des Kreistages für einen Amts- 
bezvk weder eine zum AmtSTorsteher geeignete Person zn er* 

mittcln noch die zeitweilige Wahrnehmung der Amtsverwaltong 
durch flen Vorstefier eines benachbarten Amtsbezirkes oder dvatA 
den Bürgermeister einci Im nachbarten Stadt thunlich, so bestellt 
der Oberpräsideut auf Vorschlag des Kreisausschnsses einen kom- 
missarischeu Amtsvorsteher. 

FQr die Ütonahme der Verwaltung eines benadibarten 
Amtsbezirkes durch einen Bürgermeister ist die Zustamung der 
städtischen \'ertretunjj erforderlich. 

Sofern die Verli&ltiiisse es gestatten, kann ein kommissanscher 
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AmtSTorsteher mit der Verwaltung zweier oder mehrerer Amts- 
bezirke gleichzeitig beauftragt werden. 

% 59. Der Amtsvorsteher verwaltet: 1) die Polizei, insbe- 
sondere die Sirherheits-, Ordnungs-, Sitten , ^ ^esundheits-, Gesinde-, 
Armen-, Wege-, Wasser-, Feld-, Forst-, t ischerei-. Hewerbe-, Bau-, 
Feuer-Polizei u. s. soweit sie niclit durch besondere Gesetze 
dem Landrate oder anderen Beamten flbertragen ist; 2) die 
sonstigen ^entliefaen Angelegenheiten des Amts naeh nfiherer 
Vorschrift dieses Gesetzes. 

§ (>0. Der Amtsvorsteher hat das Recht und die Pflicht, 
da, wo die Erhaltung der offcntHrhf^n Ordnung, Ruhe und Sicher- 
heit sein Einschreiten notwendig macht, das Erforderliche anzu- 
ordnen und aufführen zu lassen (§ 79). 

§ 61. In Beziehung auf die öffentlichen Wege hat der 
Amtsvorsteber dafür zu sorgen, dass dieselben im vorschrifts- 
mässii^on Zustande erhalten werdf'n und dass der Verkehr auf 
denselben nicht behindert werde. Sind dazu Leistungen erforder- 
lich, so hat er den Pflichtigen zur Erfüllung seiner Verbindüch- 
keiten binnen einer angemessenen Frist aufisufordem und, wenn 
die Verbindlichkeit nicht bestritten wird, nach ihichtlosem Ab- 
lauf der FHst das zur Erhaltung des gefährdeten oder zur Wieder- 
herstellung des unterbrochenen Verkehrs Notwendige für Rech- 
nung des Verpflichteten zur Ausführung zu bringen. Eben dies 
liegt ihm auch ohne vorgängige Auflforderung des Verpflichteten 
ob, wenn dergestalt Ge&br im Verzuge ist, dass die AusfDhrung 
der vorzunehmenden Arbeit durch den Verpflichteten nicht abge- 
wartet werden kann. 

Wird die Verpflirlitnnji zn einer Hamllung oder Lei^fniii.' in 
Beziehung auf den Wci^. tian. welche ini Interesse des ötieutiicheu 
Verkehrs notwendig ist, von dem dazu Aufgeforderten in Abrede 
gestellt, so hat der Amtsvorsteher, wenn nach seinem pflichtge- 
mässen Ermessen die Arbeit bis rar Feststellung der Verpflichtung 
nicht aufgeschoben werden kann, wegen Auäfihning des Not- 
wendigen Anordnung? zu treffen, zugleich aber eine Instruktion 
der streitigen Verhältnisse mit Zuziehung der Beteiligten vorzu- 
nehmen. Wird dabei die Notwendigkeit einer Leistung an sich 
oder in dem geforderten Masse bestritten oder ist es streitig, ob 
ein Weg ein öffentlicher oder em Privatweg sei, so ist in dem 
kontradiktorischen VerMren das Öffentliche Interesse durch den 
Amtsvorsteher wahrznnehivH'n . 

(iehören die Beteili-tcu verschiedenen Amtsbezirken, be- 
ziebmigsweise Amts- und Stadtbezirken des Kreises an, so be- 
stimmt der Kreisausschuss demjenigen Amtsvorsteher, beziehungs- 
weise Bürgermeister, welcher die notwendigen Anordnungen ku 
treffen, die Instruktion zu fahren und im kontradiktorischen Ver- 
fahren das öffentliche Interesse wahrzunehmen hat. 

Der Amtsvorsteher, beziehungsweise der Bürgermeister hat 
die geschlossenen Verhandlungen, wenn eine gütliche Regulierung 
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nicht gelingt, mit gutachtlichem Berichte dem Kreisausschusse 
vorzulegeu, welcher die iui § 135 unter Nr. II, 1 vorgesehene 
resolutorisefae Entseheidimg trm Die Ar die Chausseen Stenden 
Vorschriften werden dareh die vorstehenden Bestimmungen nicht 
berührt 

§ 62. Das durch die §§ 5 tf. des Gesetzes vom 11. Marz 
1850 (Gesetz-Saminl. S. 265) der Ortspolizeibehörde für den Um- 
fang einer Gemeinde erteilte Recht zum Erlass von Polizei-Straf- 
verordnungen wird auf den Amtsvorsteher mit der Massgabe 
übertragen, dass er nicht nur ÜBr den Um&ng ein^ einzebien 
Gemeinde oder eines einzelnen Gutsbezirkcs, sondern auch für 
den Umfang mehrerer f Gemeinden nfler tiutt-Ue/irkc und für den 
Umfang des ganzen Amtsbezirkes unter Zustimmung des Amts- 
ausschusses, uucii 1111 Falle des § 7 des Gesetzes, derartige Ver- 
ordnungen zu erlassen befugt ist Verfügt der Amtsanssehnss die 
Zustimmung, so kann dieselbe auf Antrag des Amtsvorstehers 
durch den Kreisaus.schuss ergfinzt werden. 

§ 63. Der Amtsvorstchcr hat in den seiner Verwaltung an- 
heimfallenden Angelegenheiten das Hecht der vorläuügen Straf- 
festsetzung nach den Vorschriften des Gesetzes vom 14. Mai 1852 
(Gesetz-SammL S. 246). 

§ 04. Die polizeirichterlichen Befugnisse des Amtsvorstehers 
sowie (las Verfahren in Polizei-Kontraventionssachen vor demselben, 
beziehungsweise vor einem SchöffeDgericbte werden durch ein be- 
sonderes Gesetz geregelt 

§ 65. Die Gemeinde- und Gutsvorstände sind verbunden, 
den Anweisungen und Auftrftgen des Amtsvorstehers, welche der- 
selbe in Gemässheit seiner gesetzlichen Befugnisse in Dienstange- 
legenheiten an sie erlilsst, nachzukoniTiion, und können hierzu von 
ihm nach Massgabe des § 8S durch Zwangsmassregeln angehalten 
werden. Ein Ordnungsstrafrecht steht dem Amtsvorsteher gegen 
dieselben jedoch nicht zu. 

Ingleichen haben die Gendarmen den Requisitionen des Amts- 
vorstehers in polizeilichen Angelegenheiten zu genügen. Der Dienst- 
aufeicht des Amtsvorstehers unterliegen sie nicht. 

06. Der Landrat und der Kreisausscluiss sind befugt, für 
die (ieschäfte der allgemeinen Landes- und Kreis-Kommunalver- 
waltuug, sowie bei Beaufsichtigung der Kommunalangelegenheiten 
der zu dem Amtsbezirke gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke 
die vermittelnde und begutachtende ThAtigkeit des Amtsvorstehers 
in Anspruch zu nehmen. 

§ 67. Besrlnverden über die \'erfügungcn des Amtsvorstehers 
unterhegen vori)thaltlich der besonderen Bestimmungen der §§ 79 
bis 83 und 135 der Entscheidung des Kreisausschusses. 

Die Aufidcht Aber die Geschäftsführung des Amtsvorstehers 
führt der Landrat als Vorsitzender des Kreisausschusses. 

§ 68. Hin^irhtlifh der Dienstvergehen des Amtsvorstehers 
findeu die Bestimmungen des § 35 mit der Massgabe Anwendung, 

▲lt»»Ba. C'kk. t. bcndk-pMUH. YttrikMOifigaioh. U. H 
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(lass das Recht, eine Ordnun^isstrafe gegen den Amisvorsteher fest- 
zusetzen, dem Landrate nicht zusteht 

§69. Der AmtSYorsteher istberechtigtigt, eine Amtsonkosten- 
EDtsmdigimg m beans]>nichen, welche nach Anhörung der Be- 
teiligten von dem Kreisausschusse als ein Pauschquantum festr 
gesetzt wird. In ^'l ei eher Weise erfolgt die Festsetzung dereinem 
kommissarischen Anitsvorsteher zu gewälirenden Rennineration. 

§ 70. Als Beitrag zu den Kosten der Amtijverwaltung über- 
wdfii der Staat den Kreisen diejenigen Summen, welche er info^ 
des gegenwSrtigen Gesetzes durch das Eingehen der Königlichen 
Pohzeiverwaltungen, durch den Wegfall der Schulzenremuncrationen 
und anderer Polizei-Verwaltungskosten an de?i im Staatshauslialts- 
Etat für das Jahr 1878 für ebengenannte Zwecke veranschlagten 
Ausgaben fernerhin ersparen wird. 

Die Verteilung des für jede Provinz festzustellenden Betrages 
auf die einzelnen Kreise erfolgt nach Massgabe des Redürfiuases 
durch die Provinzialvertretung, beziehungsweifie durch eine von 
dieser zu crwäldende Kommission. 

Ausserdem wird der Staat für die den Kreisen, beziehungs- 
weise Amtsbezirken durch die Wahrnehuiuiig von Geschäften der 
Staatsverwaltimg erwachsenden Ausgaben besondere Fonds über- 
weisen. Das hierüber zu erlassende Gesetz wird Aber den Beteg 
und die Verteilung dieser Fonds nähere Anordnungen treflFen. 

Soweit die Kosten der Amtsverwaltung durch die vom Staate 
überwiesenen Betiäge ihre Deckung niclit ünden, trägt dieselben 
das Amt 

In den zusammengesetzten Amtsbezirken gilt fttr die Auf- 
bringung der Veiwaltungskosten in Ermangelung einer Verein- 
barung unter den Beteiligten der Massgabe dieses Gesetzes in dem 
Kreise für die Kreisabgaben festp:cstellte Massstah. 

§ 71. In denjenigen Gemeinden und Gutsbeziikeu, welche 
einen Amtsbezirk für sich bilden, werden die Kosten der Amts- 
verwaltung gleich den übrigen Kommunalbedflrfhissen aufgebracht 
Solche Anitsi)czirke haben keinen Anspruch auf die vom Staate ge- 
währten Fonds. 

§ 72. ünterlüsst oder verweitrei t v'in Anitsansschnss die Be- 
willigung von Anstjaben, zu deren Leistung das Amt j^esetzlicli 
verpflichtet ist, so stellt der Kreisausschuss diese Ausgaben ausser- 
ordentlich fest 

§ 73. Die von den Amtsvorstehern in Gemässheit des Ge- 
setzes vom 14. Mai 1852 (Gesetz-Samml. S. 245) endgültig fest- 
gesetzten Geldbussen und Kontiskate, sowie die von denselben 
festi^esetzten Exekutivgeldbussen werden — soweit nicht in An- 
sehung gewisser Übertretungen besonders bcsuiiuiit ist, wolün die 
durch dieselben verwvkten Oeldbussen oder Konfiskate ffiessen 
sollen — zur Amtskasse, beziehungsweise zu den Kassen der einen 
eipjenen Amtslie/irk ViiMonden Gemeinden und Gutsbezirke ver- 
cinnalimt und zur Deckung der Kosten der Amtsverwaltnng mit- 
verwendet 
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Fünfter Al)schnitt. Von dem Amte des Landrats. 

§ 74. Der Laüdrat wird vom Könige ernannt. Die Kreis- 
vcrsammlung ist jedoch befugt, für die Besetzung eines erledigten 
Landratsamtes ans der Zahl der GmndbesitEer und der Amtsvor- 
Steher des Kreises ^eei^mete Personen in Vorschlag zu bringen. 

§ 75. IJeluifs Stellvertretung' des Tiandrat^ werden von dem 
Kreif;taj:je aus der Zahl der Ivreisan^ieliöri^^en zwei Kreisdeputierte 
auf je sechü Jalire gewählL Dieselben bedürfen der Bestätifmn«? 
des Oberpräsidenten. Sie sind von dem Landrate zu vereidigen. 

Fflr kürzere VerhindenmgsfiUle kann der KreissekretSr als 
Stellvertreter eintreten. 

§ 70. Der Landrat führt als Organ der Staatsre^^ierunp; die 
Geschäfte der allgemeinen Landesverwaltunj^ im Kreise und leitet 
als Vorsitzender des Kreistages und des Kreisausschusses die Kom- 
munalverwaltung des Ju'cises. 

§ 77. Soweit die Rechte und Pflichten des Landrats nicht 
durch das gegenwärtige Gesetz abgeändert sind, behält es bei den 
darüber bestehenden Vorschriften auch ferner sein Bewenden. 

Demjiemüss hat der Landrat anrh ferner die gesamte Polizei- 
verwaltung im Kreise und in dessen einzelnen Amtsbezirken, Ge- 
meinden und Gutsbezirken zu überwachen. 

§ 78. Der Landrat ist befiigt, unter Zustimmung des Krets- 
ausschusses nach Massgabe der Vorschriften des Gesetzes über 
dio Polizeiverwaltun^:^ vom 11. März 1850 (dcsetz-Samml. S. 205) 
für mehrere Amtsbezirke oder für den fianzen Umfang des Kreises 
gültige Polizeivorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbefolgung 
derselben Geldstrafen bis zum Betrage von 10 Thalem anzudrohen. 
Das durch die §§ 5 beziehungsweise 9 des Gesetzes vom IL März 
1850 der Bezirksregierung, beziehuni(s weise dem Regierungsprisi- 
denten beigelegte Recht: über die Art der Verkündigung der 
ortspolizeilirhen Vorschriften, sowie über die Formen, von deren 
Beobachüin^^ die Gültigkeit derselben abhängt, die erforderlicheu 
Bestimmungen zu erlassen sowie ortspolizeiliche Vorschriften ausser 
Kraft zu setzen, steht denselben in gleichem Umfimge auch fortan 
bezüglich der kreispolizeilichen VorsdirÜten zu. 

Sechster Abschnitt. Von dem Zwangsverfahren der Behörden 

des Kreises. 

§ 79. Der Landrat, der Amtsvorsteher und der Orts- (Ge- 
meinde-, Guts-) Vorsteher können in Ausübung ihrer Polizeigewalt 

die durch ihre gesetzlidien Befugnisse gerechtfertigten Anordnungen 
durch Anwendunf? der gesetzhchen Zwangsmittel durchsetzen. 

Kann die zu erzwingende Handlung durch einen Dritten ge- 
leistet werden, so ist die Behörde befugt, dieselbe durch einen 
Dritten ausführen zu lassen, den Betrag der Kosten TorUufig zu 
bestimmen und im Wege der Exekution von dem Verpflichteten 
einzuziehen. 

Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten 



Digitized by Google 



228 



36. KreiMrdAong 1872. 



geleistet oder soll eine I'iiteilussuii^; erzwunpon werden, so ist die 
Behörde berechtigt, Gcldbubbeu (und zwar der Laudrat bis zur 
H((he Yon 60 T^aleni, der Amtsvorsteher bis zur HOlie vcm 
20 Thalern, der Ortsvorsteher I is zur Höhe von 1 Thaler) anzu- 
drohen und festzusetzen. Der Festsetzung muss immer eine 
schriftliche Androhunf:^ mit einer bestimmten Frist vorangehen. 

Die Bestinuuungen des vorhergehenden Absatzes finden auch 
bei IlandlungeOf die durch eineu Dritten geleistet werden können, 
in den Fallen Anwendung; in ivelchen es feststeht» dass der Ver- 
pfliditete nicht im stände ist, die ans der AusfUhrong durch einen 
Dritten entstehenden Kosten zu tragen. 

Unmittelbarer Zwang darf unbeschadet der Bestimmungen 
des Gesetzes zum Schutze der persönlichen Freiheit vom 12. Fe- 
bruar 1850 (Gesetz-Samml. S. 45) nur augewendet werden, wenn 
die getroffene Anordnung ohne einen solchen undurefaftthrbar ist 

Gleiche Befugnisse wie den Amtsvorstehem stehen den Po- 
hseiverwaltern in den zu Landkreisen gehörigen Städten zu. 

§ 80. Sowohl gegen die Anordnung als gpp'en die Fest- 
setzung der Strafe kann innerhali) 10 Tagen nach Zustellung des 
Erlasses Berufung eingelegt werden. 

Die Berufung erfolgt an den Kreisausschuss und, wenn der 
Erlass von dem Landrate ausgegangen ist, an das Verwaltungs- 
gcricht. GeiTPn die Entscheidung des Kreisausschusses findet 
fernere Berufung an das Verwaltungsgericht stott. 

Darüber, ob im Sinne des § 6 des Gesetzes über tlie Zu- 
lässigkeit des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Ver- 
ffigungen vom 11. Mai 1842 (Gesetz-SammL für 1842, S. 192 ff.) 
eine Verfügung als gesetzwidrig oder unzulässiL: aufzuheben ist, 
entscheidet in betretf der Verfügimgcn des Gemeinde- und Amts- 
vorstehers der Kreisausschuss. beziehungsweise das \'erwaltungs- 
gericht, in betreff der Verfügungen des Landrats das Verwal- 
tungsgericht 

§ 81. Die VeilDgung kann des Widerspruchs ungeachtet 

zur Ausführung gebracht werden, wenn diese nach dem Ermessen 
der Bohörde ohne Nachteil fär das Gemeinwesen nicht ausgesetzt 

bleiben kann. 

§ 82. Die endgültig festgesetzten Geldbussen, welche nicht 
beizutreiben sind, hat der Kreisausschuss auf Antrag der Behörde 
und nach Massgabe der Vorschriften der §§ 28 und 29 des 
Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich vom 15. Mai 1871 in 
Haft umzuwandehi. Gegen den Beschluss kann innerhalb 10 
Tagen Berufung an das Verwaltungsgericlit eingplccrt werden. 

§ 83. Wegen der Zwangsmassregehi, weiche iltr Amts\ui- 
Steher gegen die Gemeinde- und die Gutsvorstände 05) ver- 
hflngen darf; gelten die Vorschriften des § 79 Absatz 2 bis 5 
und die §§ 80 und 81. Eine Umwandlung der Getdbussen in 
Haft findet nicht statt 
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Dritter Titel. Von der Vertretniig und Verwaltang 

des Kreises. 

Erster Abadmitt Yen der Zosammensetzung des Krdstages. 

§ 84. Die KreisYersammiuü« (der Xieisiiig) besteht in 
Kreiseii, welche mtar Anasddtiss der Im aktivea MSitfirdienste 

stehenden Personen 25000 oder weniger Einwohner haben, aas 
25 Mitgliedern. In Kreisen mit mehr als 25000 bis za 100000 
Einwohnern tritt für jede Vollzahl von r>0()0 und in Krei^on mit 
mehr als 100000 Einwohnern für jede üher die letztere Zahl 
überschiessende Vollzahl von iOOOO Einwohnern je ein Ver- 
treter hinzu. 

§ 85. Zum Zwecke der Wahl der KreisCags-Abgeordneten 
werden drei Wahl verbände gebildet und zwar : a) der Wahlverband 
der grösseren ländlichen rrnnKlbositzer, b) der Wahlverband der 
LMidgemeiudcii und c) der Wahiverband der Städte. 

In Kieisen, in welchen keine Stadtgemeinde vorhanden ist, 
sdieidet der Wahlveriband der Stftdte ans. 

Fflr Kreise, welche nur aus einer oder mehreren Städten 
bestehen, gelten die Vorschriften der $3 169 und 171 bis 175 
dieses Gesetzes. 

§ 80. Der Wahiverband der grösseren ländlichen Grund- 
besitzer besteht aus allen denjenigen zur Zahlung \un Kreisab- 
gaben yerpflichteten OrundbesitEem mit Einschlnss der juristischen 
Personen, AktiengeseUschafien und KommanditgeseUsehsften auf 
Aktien, welche von ihrem gesamten, auf dem platten Lande inner- 
lialh (Ips Kreises belegenen Grundeip:en turne den Betrag von 
mui'lestriis 75 Thalern an Grund- und Ocbäudesteucr entrichten, 
bezieiiuugsweise zu entrichten haben w lu den, wenn sie nach Mass- 
gabe den Gesetze vom 21. Hai 1861 (6esetx*SammL S. 253 und 
317) zur Grund-, beziehungsweise Gebäudesteuer veranlagt wären. 

Nach Erlass der Provinzialordnung bleibt den Provinzialver- 
tretunpen überlassen für ihre Provinz oder auch für einzelne 
Kreise derselben den Betrag von 75 Thalern aui den Betrag von 
100 Thalern zu erhöhen oder bis auf den Betrag von 50 Tlialeru 
zu ennSssigen. 

FQr einzelne Kreise der Provinz Sachsen darf diese Erhöhung 

bis zu dem Betrage von 150 Thalern erfolgen. 

Pem Walil vorbände der L^ö^^scren ländlichen Grundbesitzer 
treten diejenigen (ieworbtreibemlen und Bergwerksbesitzer hinzu, 
welche wegen ihrer auf dem platten Lande innerhalb des Kreises 
1>^ri6benen gewerblichen Unternehmungen in der Klasse A. I der 
Gewerbesteuer mit dem ^littelsatze veranlagt sind (§ 14 Absatz 4). 

§ 87. Der Wahlverband der Landgenieinden unifasst: i) 
sämtliche Landgemeinden des Kreises; 2) sämtlirlic Brsit/cr selb- 
ständiger Güter mit Einschluss der juristischen l'ersoüen, Aktien- 
gesellschaften und Koniiuanditgesellschaftcn auf Aktien, welche 
nidit zu dem Verbände der grosseren Grundbesitzer (§ 86) ge- 
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hören; 3) diejenigen Gewerbtreibenden und Bergwerksbesitzer, 
welche wegen ihrer auf dem iilatton Lande innerhalb des Kreises 
betriebenen pewerblichen ünternehuiungen in der Klasse A. I 
unter dem Mittelsatze veranlagt sind. 

§ 88. Der WahlTOiiand der Städte uiii£asst die Stadtge> 
meinden des Kreises. 

§ 89. Die nach § 84 dieses Gesetzes jedem Kreise nach 
Massgabe seiner Bevölkerungsziffer zustehende Zahl von Kreis- 
tacTS-AbgeorUneten wird auf die drei Walilverbönde der grösseren 
Oruiidbesitzerf der Landgemeinden und der Städte nach folgenden 
Gnmdsätzen verteiit: 1) Die 2^1 der städtischen Abgeoraneten 
wird nach dem Verhältnisse der städtischen und länduchen Be* 
völkening, wie dasselbe durch die letzte allgemeine Volkszählung 
festgestellt worden ist, bestimmt. Die Zal l der städtischen Ab j<^- 
ordneten darf die Hälfte und in denjeni^^en Kreisen, in weif lieu 
nur eine Stadt vorhanden ist, eiu Drittel der Gesamtzahl aller 
Abgeordneten nicht ftbersteigen. 2) Von der nach Abzug der 
städtischen Abgeordneten übrig bleibenden Zahl der Kreistags- 
Abgeordneten erhalten die Verbände der grössereo Gnmdbesitzer 
und der Land^emeindeu ein jeder die Hälfte. 

§ 90. ]*»]eil)f die vorhandene Zahl der in dem Wahlverbande 
der grösseren Grundbesitzer Wahlberechtigten (i$ 86) in einem 
Krdse tmter der ihrem Verbände nach- § 89 zukommenden Ab* 
geordnetenzahlf so wählt di^er Verband nur so viele Abgeordnete, 
als Wähler vorhanden sind, und fällt die demselben hiernach ab- 
^'plionde Zalü Ton Abgeordneten dem Wafalverbande der Landge- 
meinden zu. 

§ 91. Zum Zwecke der Wahl der von dem Verbände der 
Landgemeinden zu wählenden Abgeordneten werden unter mög- 
lichster Anlehnung an die Amtsbezirke in räumlidier Abnmdong 
und nach Massgabe der Bevölkerung Walilbezirke gebildet, deren 
jeder die Wahl von einem bis zwei Abgeordneton zu vollziehen hat. 

§ 92. Die Zahl der vom Wahl verbände der Städte iU>er- 
haupt zu wählenden Kreistags-Abgeordneten wird auf die einzelnen 
Städte des Kreises nach Massgabe der Seelenzidil verteüt 

Sind in einem Kreise mehrere Städte vorhanden, auf welche 
hiemach nicht je ein Abgeordneter iäUt, so werden diese Städte 
behufs der ^Vn)!1 mindesten^ eiTies gemeinschaftlichen Abgeordneten 
zu einem Wahlbezirke vereinigt. 

Ist in einem Kreise neben anderen grossen Städten nur eine 
Stadt Torfaanden, welche nach ihrer Sedemnhl nicht einen Abge- 
ordneten zu wählen haben wOrde, so ist derselbe gleichwohl ein 
Abgeordneter zu tiberweisen. 

§ 9H. Ergeben sich bei den nach ATns^irjibe der S9 bis 
92 des Gesetzes vorzunehmenden Berechnungen Bruchteile, so 
werden dieselben nur insoweit berücksichtigt, als sie erreichen 
oder fibersteigen. 

Übersteigen sie Vtt so werden sie für yoII gerechnet; 
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kommen sie Vs gleich, so bestimmt das Loos, welchem der bei 
der Verteilung beteiligten Wahlverbände und WaUbeadrke, be* 
ziehungsweisc welcher Stadtgemeinde der BruditeU för toU ge- 
rechnet werden soll. 

§ 94. Zur Wahl der von dem Walilverbande der grösseren 
Grundbesitzer zu wählenden Ivreistags-Abgeortlneten treten die zu 
diesm y^bende gehörigen Grundbesitzer, Gewerbtr^boiden und 
Bergwerksbesitzer in der Kreisstadt unter dem Vorsitze des Land- 
rats zusammen. 

§ 95. Bei dem Wahlakte hat jeder Berechtigte nur eine 
Stimme. Auch als Stellvertreter kennen Personen, welche bereits 
eine Stimme führen, ein i'ernereä Stiiauirecht nicht ausüben. Aus- 
genommen sind die im § 97 Kr. 7 bezeichneten Vertreter. 

§ 96. Das Reell t zur persönlichen Teilnahme an den Wahlen 
(§ 94) stellt vorbehaltlich der naclifolgenden besonderen Bestun- 
mungen 97) denjenigen Grundbesitzern, Ge werbtreibenden 
und Bergwerks! »esit/.ern zu, welche a) Angehörige des Deutsehen 
Reichs und selbbländig sind. Als selbständig wird derjenige an- 
geseheUf welcher das 21ste Lebenqahr vollendet hat, sofern ihm 
das Recht, fiber sein Vermögen zu verfßgen und dasselbe zu ver- 
walten, nicht durch gerichtliche Anordnung ent^^og^ ist, b) sich 
im Besitze der bür^rorlirhen Fli renrechte befinden. 

Das Wahlrecht ucht verloren, sobald eins der vorstehenden 
Erfordernisse bei dem bis dahin Wahlberechtigten nicht mehr zu- 
trifft Es ruht wShrend der Bauer eines Konkurses, ferner 
während der Dauer einer gerichtlichen Untersuchung, wenn die- 
sellje wep^en \'erl »rechen oder wegen solcher Vergehen, welche den 
Verlust der bür^^erliclien Ehrenrechte nach sich ziehen müssen 
oder können, eingeleitet oder wenn die [gerichtliche Haft vcrfü'^n ist. 

§ 97. Durcli Stellvertretung können sich an den Wahlen 
beteiligen: 1) der Staat durch dnen Vertreter aus der Zahl seiner 
Beamten, seiner Domänenpächter oder der ländlichen Grundbesitzer 
des Kreises; 2) juristische Personen, Aktiengesellschaften und Kom- 
nianditi^esellscliaften auf Aktien flunOi einen Pachter oder mit 
Generalvolliiiacht versehenen Adiuiuistrator eines im Kreise pre- 
legenen grösseren Guts oder liurch einen Vertreter aus der Zahl 
der ländlichen Grundbesitzer des Kreises; Korporationen sind be- 
fugt, sich nach Massgabe ihrer Statuten oder Verfassungen ver- 
treten zu lassen; 8) Eltern durch ilu-e Söhne, welchen m< die 
Verwaltung; selbständiger Güter dauernd übertragen haben; 4) un- 
verheiratete Besitzerinnen durch Vertreter aus der Zahl der länd- 
lichen Grundbesitzer des Kreises; b) die Mitglieder regierender 
Häuser durch ein Mitglied ihrer Familie oder einen Vertreter ans 
der Zahl ihrer Beamten, ihrer Gutspächter oder der ländlichen 
Grundbesitzer des Kreises; Oi die gemeinschaftlichen Besitzer eines 
grösseren (irundeigentums (>j SO) durch einen Mitbesitzer, be- 
ziehungsweise die Teilnehmer eines gewerb! iclien Unterneliinens 
durch einen derselben; 1) Ehefrauen, sowohl gross- wie niiuder- 
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jährige, können durch ihre Ehemänner, mindeijäbrige oder unter 
Knntei stehende Personen durch ihren Vater, Vormund oder Kurator 

Tertreten werden; insofern die unter Nr. 2 genannten Bcr(M:hti^en 
im Deutschen Reiche ihren Sitz haben und die unter Nr. 3 bis 7 
genannten Bereclitigten Angehörige des Deutschen Reichs sind 
und sich im Genüsse der bürgerlichen Elirenrechte befinden. 

Die Vertreter mit Ausnalune der unter Nr. 7 bezeichneten 
mfissen in dem Kreise entweder einen Wohnsitz haben oder in 
demselben Grundeigentum besitzen. Ausserdem gelten iftr die 
Vertreter die GrundiBätze, welche der § 96 fDr die Wahlberechti- 
gung vorschreibt 

§ 98. In jedem Wahlbezirke dos Wahlverbandes der T^ind- 
gemeinden wird die Wahlversammlung gebildet: 1) durch Vertreter 
der einzelnen Landgemeinden; 2) durch die Besitzer der in dem 
Bezirke liegenden sdbstftndigen Güter, welche nicht zu den grösso- 
ren Grundbesitzern (§ 86) gehören; 3) durch diejenigen Gewerb- 
treibenden und Berg^'erksbesitzer, welche wegen ihrer auf dem 
platten Lande innerhalb des Kreises betriebenen gewerblichen Unter- 
nehmungen in der Klasse A I der Gewerbesteuer unter dem Mittd- 
satz veranlagt sind. 

Auf die in den Nummern 2 und 3 erwähnten Wahlberech- 
tigten finden die Bestimmungen der §§ 95^97 Anwendung. 

§ 99. Befinden sich in einem Wahlbezirke zwei oder mehrere 

Güter (§ 98 Nr. 2), deren jedes zu weniger als 20 Thaler Grund- 
und Gebäudesteuer veraii1n<rt ist, so werden die Besitzer derselben 
nach Anordnung' des K i eisausschusses dergestalt zu Gesamt- 
(Küllektiv-) Stimmen vereinigt, dass auf jede Stimme, soweit möglich, 
ein Grund- und Gebäudesteuerbetrag von 20 Thalem entftUt 

Der Kreisausschuss regelt die Art, in welcher das Kollektiv- 
stimmredit ausgeflbt wird. 

§ 100. Die Vertretung der Landgemeinden erfolgt bei Ge- 
meinden: 1) von weniger als 400 Einwohnern durch einen Wahl- 
mann. 2) von 400 und weniger als 800 Einwohnern durch zwei, 
3) von 800 und weniger als 1200 Einwohnern durch drei, 4) von 
1200 und weniger als 2000 Einwohnern durch vier, 5) von 2000 
und weniger als 3000 Einwohnern durch fünf Wahlmftnner und 
für jede fernere Vollzahl von 1000 Seelen durch einen ferneren 
Wahlmann. 

Die Wahlmänner der LÄndgenieiiK^en werden von der He- 
meindeversammlung, in denjenigen Landgemeinden aber, in weichen 
eine gewählte Gemeindevertretung besteht oder eingeführt wird, 
von der letzteren und dem Gemeindevorstande ans der Zahl der 
Btimmbereditigten Gemeindemits^eder durch absolute Stimmen* 
mehrheit gewählt 

Die Wahlen erfolgen nach näherer Vorschrift des diesem 
Gesetze beigefügten Wahlreglemcnts. 

Ausgeschlossen von der Teilnahme an der Wuiü in der Ge- 
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meindeversammlung sind diejenigen, welch« zum WahlTertMUide 
der grösseren Grundbesitzer f^ohören. 

§ 101. Befinden sich in einem Wahlbezirke zwei oder mehrere 
Gemeiüdeo, deren jede weniger als 20 Thaler Grund- und Ge- 
bindestener entrichtet und weniger als 100 Einwohner zlUt, so 
w( r den dieselben nach Anordnung des KreisausschnBses m Reicher 
Weise, wie die Besitzer der im § 99 gedachten Güter za Gesamt^ 
(Kollektiv-) Stimmen verein iprt. 

§ 102. Wer als Besitzer eines seibbUmdigen Guts, als Ge- 
werbtreibeuder oder Bergwerksbesitzer zur Teilnahme an den 
Wahlen im VeriMmde der Landgem^den peraitalieh bereehtigt Ist 
(§ 98 Nr. 2 und 3), darf die auf ihn ge&Uene Wahl als Wahl- 
mann einer Landgemeinde ablehnen. Nimmt er die Wahl an, so 
ist er zur Ausübnncr seines persönlichen Wahlrechts nicht befugt 

Dagegen ^\i^d durch die Ausübung eines Wahlrechts als 
WalilmaüQ einer Landgemeinde die Ausübung des persönlichen 
Wahlrechts im Verbände der grösseren Gnmdbesitaer nicht aus- 
geschlossen. 

§ 103. Die Vertreter der Gemeinden des Wahlbezirks, die 
Besitzer der zu dem letzteren gehörigen selbständigen Güter und 
die wahlberechtigten ( Icwertitrcilx tiden und liergwerksbesitzer treten 
unter der Leitung des Laudiuts oder in dessen Auftrage eines 
Amtsvorstehers an dem von dem Kreisansschusse zu bestimmenden 
Wahlorte behufs der Wahl der Kreistags-Abgeordneten zusammen. 

§ 104. Die Wahl der städtischen Kreistags-Abgeordneten 
erfolgt in flcnjenigen Stfidten, wolrhe für sich einen oder mehrere 
Abgeordnete zu wählen haben, durch den Magistrat und die Stadt- 
verordneten-Versammlung, beziehungsweise das btirgerschaftliche 
Bepriteentanten-KoUeginm, welche zu diesem Behnfe unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters zu emer Wahlversammlung vereinigt 
werden. 

In denjenigen Stedten, welche mit anderen Städten des 
Kreises zu einem Wahll)ezirke vereinigt smd. haben der Magistrat 
und die Stadtverürdüctcu, beziehungsweise die bürgerschaftlichen 
Bqirftsentanten in vereinigter Sitzung auf je 250 Einwohner tinen 
Wahlmann zu wfiUen. Durch statutarische Anordnung des Kreis- 
tages kann jene Zahl erhöht werden. 

Die Wahlmänner des Wj^hlbozirks treten unter Leitung des 
Landrats an dem von dem Kreisaus>( husse zu bestimmenden Wahl- 
orte zur Wald der Abgeordneten zusannneu. 

§ 106. Die nach den vorstehenden Bestimmungen vorzu- 
nehmenden Wahlen folgen nach näherer Vorschrift des diesem 
Gesetze beigefügten [hier wt^ggelassm] Wahlreglements. 

§ 106. Wählbar zum Mitgliede des Kreistages und beziehungs- 
weise zum Wahlmann ist: 1) im Wahlverbande der Städte jeder 
Einwohner der im Kreise belegenen Städte, welcher sich im Be- 
sitze des Bflrgerrechts befindet; 2) in den Wahlverbfinden der 
grosseren Grundbesitzer sowie der Landgememden em jeder seit 
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einem Jahr in dem Kreise angesessene ländlirlie Grundbesitzer, 
sowio ein jeder, welcher in einer Versau imlun^f dieser \'erbände 
ein ^ValIil-cdlt ausübt und seit einem Jahre in dem Kreise einen 
Wohnsitz hat 

FOr die Wfihlbarirait zum Wahhnanne und zum Abgeord> 
neten gelten die in § 96 lür die Wahlberechtlgang gegebmen 

Bestiminiinpen. 

S 107. Die KreisUgs-Abgeordneten werden auf sechs Jahre 
gewählt 

Jede Wahl verliert ihre Wurkung mit dem gänzlichen oder 
zeitweisen Aufhören einer der Bedingungen der Wfihibarkeit 

Alle drei Jahre schttdet die Hälfte der Abgeordneten eines 
jeden Wahlverbandes aus und wird durch neue ersetzt Ist diese 
Zahl nicht durch 2 teilbar, so scheidet das erste Mal die nächst- 

frössere Zahl aus. Die das erste Mal Ausscheidenden werden 
orch das IiOs bestimnit, welches der Landrat auf dem Kreistage 
zu ziehen hat 

Die Ausscheidenden ktkinen wiedergewäldt werden. 
§ 108. Die Wahlen zur regelmässigen Ergänzung? des Kreis- 
tages finden alle drei Jahre im Monat November statt, sofern nicht 
durch statutenmässige Anordnung seitens des Kreistages em an- 
derer Tennin bestimmt wird. Ine Wahlen in dem Verbände der 
Landgemeinden erfolgen vor den Wahlen in dem Verbände der 
grösseren Grundbesitzer. 

ErgänziHi''^- ihkI Ersatzwahlen werden von denselben Wahl- 
verbänden, Stadtgemcmden und Wahlbezirken vorgenommeUf von 
denen der Ausscheidende gewählt war. 

Wo in sOdtisdien oder ländlichen Wahlbezirken die Wahl 
Yon Wahlmfinnem durch dieses Gesetz vorgesehrieben ist (§§ 100 
und 104), erfolgt dieselbe aufs neue vor jeder Wahl mit Ausnahme 
der Ersatzwahlen, bei wolrhen die früheren Wahlmäiüior fungieren. 

Der Ersatzmann bleibt nur bis zum Ende dcrjenigeu sechs 
Jahre in Thätigkeit, für welche der Ausgeschiedene gewählt war. 

§ 109. Die bei der regelmässigen Ergänzung neugewihlten 
Kreistags-Abgeordneten treten, sofern nicht durch statutarische 
Anordnung ein anderer Termin bestimmt wird, ihr Amt mit dem 
Anfange de^^ Ti ichstfolpjendeu Jahres an; die Ausscheidenden bleiben 
bis zur Einführung der neu gewählten Mitglieder in Thätigkeit. 
Die Einführung der Gewäldtea erfolgt durch den Vorsitzenden des 
Kreistages. 

§ 110. FOr jeden Kreis werden alle drei Jahre vor jeder 
neuen Wahl der Kreistags- Abgeordneten 1) ein Verzeichnis der 
zum Wahlverbande der giösseren Grundbesitzer gehörigen Grund- 
besitzer Gewerbtreibende« und Bergwerksbesitzer unter Angabe 
der in dem § 86 enthaltenen Merkmale, 2) ein Verzeichnis der 
zum WaUverbande äst Lendganemden gehörigen Be^tzer selb- 
ständiger Gutsbezirke und wahlberechtigten Gewerbtreibenden 
und Bergwerksbesitzer unter Angabe der in den §§ 87, 98 und 
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nnt!tp.1t(Mien Merkmale. 3) ein Verzeichnis der Iximl^'eineindeii 
unter Angabe der ZnM der von jeder einzelnen Gemeinde oder 
von den zu einer Kuilektivätinime vereinigten Gemeinden zu 
wUüenden WaUmflnner (§§ 100 und 101) dnrcih den Kreis- 
ansadrafis aufgestellt nna durch das Kreisblatt oder, wo ein 
solches nicht besteht, durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht 

Anträge auf Berichtigung dieses Verzeichnisse^^ sind binnen 
einer Frist von vier Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch 
welches das Verzeichnis ToOffentlicht worden ist, bei dem Kreis- 
ausschusse anzubringezt, gegen dessen Entscheidung die Berufung 

an das Verwaltungsgericht innerhalb zehn Tagen stattfindet. 

§ III. Die Verteilung der Kreistags- Ab geordneten auf die 
einzelnen Wahlverbände (sj§ 89 und 90), die Hildun^ von AVahl- 
bezirkeu für die Landgemeinden und die zum \ urbandc derselben 
gehörigen selbetllndlgen Gntsbedrke, Gewerbtreibenden und Berg- 
werksbesitzer, sowie die Verteilung <b r Abgeordneten der Land- 
gemeinden auf dieselben (§ 91), ingleichcn die ^'erteilung der 
städtischen Abgeordneten auf die einzelnen Städte, beziehungsweise 
die Bildung von Städtewahll)czirken (§ 9'i) erfolgt auf den Vor- 
sehlag des Kreisausscliusses durch den Kreistag und ist durch 
das Kreis-, bezietiungsweise Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntnis 
zu bringen. 

Binnen einer Frist von vier Wochen nacli Ausgabe des be- 
tretlendeu Blattes ist die Beschwerde an das Verwaltungsgericht 
zulässig. 

§ 112. Die nach den Vorschriften des § III festgestellte 
Verteilung der Abgeordneten bleibt das erste Mal fttr drei Jahre, 

sodann für einen Zeitraum von je zwölf Jahren massgebend. 
Nach dessen Ablauf wird sie durch den Krcisausschuss einer Re- 
vision unterworfen, und der I^cschluss des Kreistages über die 
etwa nach Mixssgal^e der \'orschriften der Sl, 89 bis 9:i not- 
wendigen Abänderungen eingeholt In der Zwischenzeit erfolgt 
eine Revision nur: 1) wenn die ZaU der Stftdte des Kreises sich 
vermehrt oder vermindert oder wenn eine Stadt in Gemässheit 
des § 4 aus dem Kreisverbande ausscheidet. In diesen Fällen 
ist alsbild eine andrrweite Verteilung der Aljgeordneten auf die 
einzelnen Wahlverbände und eine Neuwahl sämtlicher Kreistags- 
Abgeordneten vorzunehmen; 2) wenn die Zahl der Berechtigten 
in dem Verbände der grösseroi Grundbesitzer sich dergestalt 
vermehrt oder vemindert, dass nach § 90 die Zahl der diesem 
Verbände zukommenden Ai)geordneten eine grössere oder geringere 
wird als bei der letzten Verteilung. In diesem Falle ist vor den 
nächbten regelmässigen Ergänzung^^ wählen (4; 108) von dem Ki eis- 
tage eine Berichtigung des Veiieilungsplaues vorzunehmen und 
sind sodann nach diesem berichtigten Verteilungsplan die erforder- 
lichen Ergänzungs-, beziehungsweise Neuwahlen zu vollziehen, 
g 113. Die WahlprotokoUe sind von dem Kreisausschnsse 
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zu prüfen und dem Kreistage vorzulegen. Der Kreistag kann 
in der ersten Versammiung, nachdem die WalilprotokoUe einge- 
gangen sindf die Wahl beanstanden. Die Entscheidung Qber eine 
beanstandete Wahl erfolgt dnrch das Venndtongsgeiiät 

Die Namen der GewShlten rind durch das Kreia-, beuehniigs- 
weiae Amtsblatt bekannt zu machen. 

§ 114. Die Kreistags^Abgeordneten erhalten weder Diäten 
noch Reisekosten. 

Zweiter Abschnitt Von den Versammlnngen und GeschSflten 

des Kreistages. 

§ 115. Der Kreistag ist benifm, den Krei? Kommunalver- 
band zu vertreten, über die Kreisaiigelegenheiten nach näherer 
Vorschrift dieses Gesetzes, sowie über diejenigen Gegenstände zu 
beraten und zu beschliessen, welche ihm zu diesem Behufe durch 
Gesetze oder Königliche Verordnungen flberwiesen sind oder in 
Zukunft durch Gesetz überwiesen werden. 

§ 116. Insbesondere ist der Kreistag befugt: 

1) nach Massgabe des J 20 statutansche und reglemeutarische 
Anordjiuügen zu treffen; 

2) zu bestimmen, in welcher Weise Staatsprästaüonen, welche 
kreisweifle anftabringen amd, und daran Aufbringungsweiae 
nicht aehon durch das Geeetz Torgefichrieben ist» repartiert 
werden sollen. 

Bei der Bestini tu uii^ im § 5 Nr. 8 des Gesetzes wegen der 
Kriegsleistuugen vom 11. Mai 1851 (Gesetz-SammL S. 362) 
behält es sein Bewenden; 

3) Ausgaben zur ErfllUung emer Verpflichtung oder im Interesse 
dee Kreises zu beschliessen und zu diesem Behufe 

über da?^ do?n Kreise gehörige Grund-, boziehnngsweise 
Kapitalvermögen zu vertugen^ Anleihen aufzuneiinien und die 
Kreisaugehörigea mit Kreisabgaben zu belasten; 

4) innerhalb der Vorschriften der §§ 10—18 den Verteilungs- 
und Anfbringungsmaflsstab dßt Knisabgaben su beschliessen; 

5) den KreishaQshalts-Etat festzustellen und hinsichtlich der 
Jahresrechnung Decharge zu erteilen (§§ 127 und 129): 

6) die Grundsätze festzustellen, nach welchen die Verwaltung 
des dem Kreise gehörigen Grund- und Kapitalvermögens, 
sowie der Kreis-Einrichtungen und Anstalten zu erfolgen hat; 

7) die Eimichtnng von Kreisftnitem zu beschliessen, die Zahl 
und Besoldung der Kreisbeamten zu bestimmen; 

8) die Wahlen zum Krei?au^schus8e (§ 130) und zu den durch 
das Gesetz für Zw* ( ko (l(;r allgemeinen Landesverwaltung an- 
geordneten Komniibbionen zu vollziehen, sowie besondere 
Kommissionen und Konmiissare für Kreiszwecke zu be- 
stellen (§ 167). 

Fflr die VoUzi^ung dieser Wahlen gelten die Besttm» 
mungen des diesem Gesetsse beigefügten Wahhre^ements; 
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9) Gutachten ilher alle Anjxelejrenheiten abzugeben, die ihm zu 

diesem Behufe von ihm Staatsbehörden ühenviesen werden; 
10) die durch Gesetz oder Küüigliclie Veroriinung (§ 115) ihm 
Ubeitrageoeii soostigeii Geeerafte wahrzimehmea; 
§ 117. Über Fonds, wdehe der Gesamtheit des platten 
Landes oder der Städte gehören, steht den Kreistags-Abgeordneten 
des platten Landes» beziehimgaweiBe der Städte die VeriQgimg 
allein zu. 

Insbesondere haben über diejenigen Fonds, welche in der 
Kor- und Keumark Brandenburg ans den Kontribntions-Über- 
schttsaen angesammelt sind, die Krastags-Abgeordneten des platten 
Landes allein zu verfügen. 

§ 118. Der T.andrnt beruft die Kreista^r'^-Abgcordneten zum 
Kreistage durcli besondere Einladungsschreiben unter Angabe der 
zu verhandelnden Gegenstände, führt auf demselben den Vorsitz, 
Idtet die Verhandinngen und handhabt die (hninung in der Ver- 
sammlung. In Behinderungsfällen übernimmt der dem Dienst-, 
beziehungsweise Lebensalter nach älteste anwesende KreiBdepntierte 
den Vorsitz. 

Mit Ausnahme dringender Falle, ni welclien die Frist bis zu 
drei Tagen abgekürzt werden darf^ muss die Einladung sämtlichen 
Kreistags-Abgeordneten mindestens 14 Tage vorher zugestellt 
werden. 6egensttnde, die nicht in die Einladung zum Kreistage 
aufgenommen sind, können zwar zur Beratung gelangen, die 
Fassung eines bindenden Beschlusses über dieselben darf jedoch 
erst auf {lern nächsten Kreistage erfolgen. 

Anträge von Kreistags- Abgeordneten auf Beratung einzelner 
Gegenstände sind bei dem lernte anzubringen und in die £h»- 
ladung zum nächsten Kreistage anfinmelnnen, insofern sie vor Er- 
lass der Kinhuiungsschreiben eingehen. Der Landrat ist verpflichtet, 
jährlich wenigstens zwei Kreistage anzuberaumen, ausserdem aber 
ist er hierzu berechtigt, so oft es die (ieschäfte erfordern. Die 
Zusammen beruf ung des Kreistages muss erfolgen, sobald dieselbe 
▼on einem Viertel der Kreistags-Abgeordneten oder von dem 
Kreisansscbosse verlangt wird. 

Von einem jeden anzusetzenden Kreistage hat der Landrat 
t\pT I5e-/irksregierung unter Einsendung emer Abschrift des Ein- 
ladungsschreibens Anzeige zu machen. 

§ 119. Soll auf dem Kreistage Beschluss gefasst werden: 
1) Aber die Festsetzung des Abgaben-Verteilnngsmassstabes in 
Gemässheit des § 12, 2) über Mehr- und Minderbelastungen ein- 
zelner Kreisteile in Gemässheit des § 13, 3) über solche Gegen- 
stände, welche Kreisausgaben notwendig machen, die nicht auf 
einer gesetzlichen VerpHichtung des Kreises beruhen, so ist ein 
ausführlicher Vorschkg zu dem Beschlüsse, welcher über a) den 
Zweck desselben, b) die Art der AnsfQlirnng, c) die Summe der 
zu verwendenden Kosten, d) die Aufbringnngsweisc das Nötige 
enthält, von dem Kreisausschusse ansznarbeiten und jedem Abge- 
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Ol (Ineten mindestens U Tage vor Abhaltung des Kreistages schrift- 
lich zuzustelleu. Die Frist darf bis zu drei Tagen abgekürzt werden, 
wenn einem Notstände vorgebeugt oder abgeholfen werden soll 

§ 120. Die Sitzungen des Kreistages sind öffentlich. Für 
ein/eine (Tep?iistände kann durrh oinen in gelieimer Sitzung zu 
fassenden Beschluss der Versammlung die Öffentlichkeit ausge- 
schlössen werden. 

§ 121. Der Kreistag kann nui* beschliessen, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Eine Ausnahme hiervon 
findet statt, wenn die Mitglieder des Kreistages, zum zweiten Male 
zur ^'c^llan(llung über densellten Gef^enstand berufen, dennoch 
nicht in IjcsHiliissf-iliirrer Anzahl erschienen sin<l. Bei der zweiten 
Zusanmienberuiuug muss auf diese Bestimmung ausdrücklich hin- 
gewiesen werden. 

§ 122. An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen 
des Kreises darf derjenige niät teilnehmen, dessen Interesse mit 
dem des Kreises im Widerspruch steht. 

§ 123. Die Mitfilieder des Kreisausschusses, welche nicht 
Mitglieder des Kreistages sind, werden zu den VersamnUungen 
des Kreistages eingeladen und haben in denselben beratende Stimme. 

§ 124. Die Beschlüsse des Kreistages werden nach Mehrheit 
(1(1 Stimmen ge&sst. Bei Stimmeng^euMeit gilt der Antrag als 
abgelehnt. 

Zu einem Hesclilusse, durch welchen eine nme. Belastung der 
Kreisangehörigen oluie eine gesetzliche Verptiichtung oder eine 
Veräusserung vom Grund- oder Kapitalvermögen des Kreises be- 
wirkt oder eine Verfinderung des festgesteUten Verteflungsmass- 
stabes für die Kreisabgaben (§ 12) eingeführt werden soll, ist je- 
doch eine Stimmenmehrheit von mindestens zwei Drittel der Ab- 
stimmenden erforderhch. 

§ 125. Über die Beschlüsse des Kreistages ist eine beson- 
dere Verhandlung aufzunelmien, in welcher die Namen der dabei 
anwesend gewesenen Mitglieder aufgeführt werden müssen. Diese 
Verhandlung wird von dem Vorsitzenden und von wenigstens drei 
Mitgliedern do> Kif^i-tn-ies vollzotren, wolchc zu diesem Behufe 
von der \''crsammlung vor dem Beginne der Verluudlung zu be- 
stimmen und in letzterer aufzuführen sind. 

Über die Wahl emes Protokollführers und die Formen der 
Verhandlung bestimmt im übrigen die von dem Kreistage zu be* 
schliesaende Geschäftsordnung. 

Der Inhalt der Kreistagsbeschh'lsse ist, sofern der Kreistaf? 
nicht in einem einzelnen Falle etwas anderes beschliesst, in einer 
von dem Ivreistage zu bestimmenden Weise zur öffentlichen Kennt- 
nis zu bringen. 

Der Bezirksregierung ist eine Abschrift des Protokolls ein- 
zureichen. 

§ 126. Petitionen und Einj^abcn, welHie namens des Kreis- 
tages in bezug auf die seiner Beschlussuahme unteriiegenden An- 
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l:. 1* -rnlM iteii 115 und Uü) überreicht werden sollen, mflssen 
aui dem Kreistage selbst beraten und vollzogen werden. Dass 
dies geschehen, ist In dergleichen Eingaben aosdrflcUich zu be- 
merken. 

Dritter Abschnitt \ dn dem Krtil:^liaus]lalte. 

§ 127. Über alle Einnahmen und Aiisga])en, welche sicli im 
voraus bestimmen lassen, entwirft der Kreisausschuss Jälulich 
einen Hansfaalts-Etat, welcher TOn dem Kreistage festgestellt und 
demnächst in derselben Weise wie die Kreistagsbesdüfisse ver- 
öffentlicht wird. 

Bei ^'o^la,^:e des Haushalts -Etats hat der Kreisausschuss 
dem Kreistage über die Verwaltung und den Stand der Kreis- 
Kommunalangelegenheiten Bericht zu erstatten. 

Eine Abschrift des Etats nnd des Verwaltungsberichtes wird 
nach erfolgter Feststellnng des ersteren sofort der Bezirksregierung 
flberreicht. 

Ausgaben, avoVIip nussor dorn Etat geleistet werden sollen, 
bedürfen der Genehmi^nm- d« ^ Kreistatzes. 

^ 128. Die Kreis-Koiniminaliiuüüe muss an einem bestimmten 
Tage m jedem Monate regelmässig und mindestens einmal im Jahre 
ausserordentlich revidiert werden. Die Bevisionen werden von 
dem \'orsitzondon des Kreisausschusses vorgenommen. Bei den 
aii?seror(l(^ntlichen Revisionen ist ein von dem Kreisausschttsse zu 
bestimmendes Mit;j:lie(l desselben zuzuziehen. 

§ 129. Die Jaliresrechuung ist von dem Rendanteu der 
Kreis-Kommunalkasse vor dem 1. Blai des folgenden Jalu^ zu 
legen und dem Kreisausschusse einzureichen. Dieser hat die 
Rechnung zu revidieren, solche mit seinen Erinnerungen und Be- 
merktinj^en dem Kreistage zur Pn'ifunfr. Fcststclhmfr und Entlastung 
einzureichen und demnächst einen Hechnuncr-innszu;? zu veröffent- 
lichen. Der Kreistag ist befugt, diese rruiunj^ durcli eine hiermit 
zu beauftragende Kommission bewirken zu lassen. Eine Abschrift 
des FeststeUungs-Beschlusses ist sofort der Bezirksregiening vor- 
zulegen. 

Vierter Abschnitt Von dem Kreisausschusse, seiner Zusammen- 
setzung und seinen ( ;> sdiäften in der Kreis-Kommunal- und 
allgemeinen Landesverwaltung. 

§ 130. Zum Zwecke der Vwwaltung der Angelegenheiten 
des Kreises und der Walirnelmiunp^ von (leschäften der allgemeinen 
Landesverwaltung wird ein Kreismi^^scliuss hp-tollt 

§ 131. Der Kreisausschuss bestellt au.-, dem Landrate und 
sechs Mitgliedern, welche von der Kreisversammluii^ aus der Zahl 
der Kreisangehdrigen nach absoluter Stimmenmehrheit gewählt 
werden. Für die Wihlbarkeit gelten die im § 96 für die Wahl- 
berechtifjunfr gegebenen Bestimmungen. 

Geistliche, Kirchendiener und Eiementarlehrer können nicht 
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Mitglieder des Kreisausschusses sein; richterliche Beamte, zu denen 
iedodi die technischen Mitglieder der Handels-, Gewerbe- und ähn- 
Jidier Gerichte nicht sa zfihlen sind, nur mit Genehmigung des 
Torgesetzten Ministers. 

§ 132. Der Kreistag kann nach Bedürfnis einen Syndikus 
bestellen, welcher die Befähigung zum hoheroTi Rirhteramte besitzt. 
Derselbe nimmt an den Sitzungen mit bonit< ii ier Stimme teil. 

§ 133. Die Wahl der Ausschussniitglieder erfolgt auf sechs 
Jahre mit der Massgabe, dass bei Ablauf der Wahlperiode die 
BfitgUedschaft im Ausschasse bis zur Wahl des Nachfolgers fort- 
dauert Alle zwei Jahre sdieidet ein Drittel der Mitglieder aus. 

Die das erste Mal Ausscheidenden werden durcii das Los bestimmt 
Die Ausgeschiedenen können wiedor^^ewählt werden. 
Die Ausseht! ssmitpflieder werden von dem Vorsitzenden ver- 
eidigt Sie können durch Beschluss des Verwaltungsgenchts ihrer 
Stellnng enthoben werden. 

^ 134. Der Kreisausschnss hat: 

1) die Beschlüsse des Kreistages vorzubereiten und auszuführen, 
soweit daiint nicht besondere Kommissionen, Kommissaricn 
oder Beamte durch Gesetz oder Kreistagsbesdüuss beauftragt 
werden; 

2) die Kreisangelegenheiten nach Massgabe der Gesetze und der 
Beschlüsse des Kreistages, sowie in GemSssheit des von 

diesem festzustellenden Kreishaushalts-Etats zu verwalten; 

3) die Beamten des Kreises zu ernennen und dercQ Geschfitts^ 
fühniTTj zu leiten und zu beaufsichtigen. 

Hinsichtlich der Besetzung der Krcisbeamtenstellen mit 
MflitSr-InTaliden gelten die in Ansehung der Stidte orhsaenen 
Vorschriften; hinsiehtlieh der Dienstrergehen der Kreisb^onten 
kommen die Bestimmungen des § 35 zur Anwendung; 

4) sein Gntif^hton über ,Anwlet,'(>nhnten abzugeben, welche 
ihm von den Staatsbehörden überwiesen werden; 

0) die ilim durch dieses Gesetz übertragenen, beziehungsweise 
noch weiterhin gesetzlich zu übertragenden Geschäfte der all- 
gemeinen Landesverwalttmg zu führen. 

§ 135. In dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltang 

gehören fortan folgende Angelegenheiten mit den dabei bezeichneten 
Befugnissen zum Wirkungskreise des Amtsausschusses: 

I. In armenpolizeilichen Angelegenheiten: 

1) die nach ^§ 60—62 des Gesetzes vom 8. März 1871, betreffimd 
die Ausführung des Bundesgesetzes über den Unterstützungs- 
wohnsitz (Gesctz-Samml. S. 130 IT.), den Kreiskommissionen 
zustehende schiedsrichterliche Entscheidung und sühneamtiiche 
Vermittelung von Streiti|^iteD zwisefaen AnDenrerbinden; 

2) die nach § 65 desselben Gesetzes den Landrftten, beziehungs- 
weise den Gemeindevorständen übertragene resolutorische Ent- 
scheidong von Streitigkeiten zwischen Armenverbftnden und 
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den zur Unterst ützu im eines HulÜBbedörftigeii verpüichtetea 
Verwandten und Angiihürigen. 

IL In wegepolizeilichen Angelegenheiten: 

1) dieresolntorische, beziehungsweise ioterimistiscfae Entscheidung 
in streitigen Wegebansachen in Gemflssheit der Bestimmungen 
im § 61. 

Der Kreisausschuss entscheidet: 

a) was im Interesse des öffentlichen Verkehrs geschehen muss. 

Gegen diese Entscheidung ist mit Ausschluss des 
ardentUchen Rechtsweges innerhalb zehn Tagen die Be- 
mfong an das Verwaltungsgericht zulässig: 

b) von wem und auf wessen Kosten das Erforderliche ge- 
schehen muss, und in Verbindung hiermit, ob und in 
welcher Höhe Entschädigung zu leisten ist 

Diese Entscheidung gilt als Interimistikum, welches im 
Wege der administrativen Exekution sofort vollstreckbar 
ist Dem Beteiligten bleibt der ordentliche Rechtsweg 
offen gegen dcnjcnigr^n . wolchen er zu (?or ilini ange- 
sonneneu Leistung oder Entschädigung für verpflichtet 
erachtet; 

c) ob ein Weg, von dem es streitig ist, ob er ein öffent- 
licher oder Privatweg sei, für den öffentlichen Verkehr 

in Anspruch zu nehmen ist 

Gegen diese Entscheidung ist innerhalb zelin Tagra 
die Berufung an das Verwaltungsgericht zulässig. 

Zur Entscheidung darüber, ob der Weg die Eigenschaft 
eines Privatweges hat, steht dem Beteiligten der ordent- 
liche Rechtsweg zn. 

Wird in dem gerichtlichen Verfaljren der Weg für 
einen Privatweg erkläit. so kann derseM)e die Eigenschaft 
emes öffentlichen Wr<i(\s nur infolge des Expropriations- 
verfahrens erhalten. Üis zur Erlerhgung des gerichtlichen, 
beziehungsweise des Expropriatiousverfalirens bleibt das 
Interimistikum aufrecht erhalten. 

Sind in den Fällen zu a, b und c mehrere Kreise be- 
teiligt, so bezeichnet das Verwaltungsgericht denjenigen Kreis- 
ausschuss, welcher die Sache zu erledigen hat: 

2) die Befugnis, die Anwendung der Bestimnunmcm des Gesetzes 
vom 21. Dezember 1846 ((iesetz-Samml. iur 1847, S. 21), 
betreffisnd die bei dem Bau von Eisenbahnen beschSftigten 
Ar])eiter, nach Massgabe des § 26 a. a. 0. auch auf andere 
öffentliche Bauten {Kanal-, Chaussee- etc Bauton) auszu- 
dehnen, in'^oweit es sich hierbei um Bauten des iüreises oder 
von Gcniein(ien liandelt. 

in. In Vorflats-, Ent- und BewSsserungssachen: 

I) die resolutorische, beziehungsweise interimistische Entscheidung 
in Angelegenheiten» betreffend 

AltmftBtt. TJikk. i. teuab.-pi«wu. Vetft«aiif«gM«h. IL 1< 
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a) die Festsetzung der Höhe des Wasserstandes bei Staa- 
werken auf Grund der §g 1—7 des Vorilatsgesetzes 
vom 15. November 1811 (Qeaetz^Sainml. S. 352) und der 

} — 11 des Vorflutsgesetzes für Neiivorpomraern und 
Kügen vom 9. Febnior 1867 (Gesetz-Saiiuul. S. 220); 

b) die Beschaffung von \ Hut auf Cinind der 11 ff. des 
Gesetzes vom 15. November 1811 und 

c) die BäumuDg und Unterhaltung von Gräben, Wasaerab- 
zfigen und Frivatflüssen auf Grund des § 10 des Ge- 
setzes vom 15. November 1811, des § 7 des Gesetzes 
über diu Benutzung der Privat Hüsse vom 28. Februar 
1843 (Gesetz-Samml. S. 11) und der §§ 1 und 2 des 
Gesetzes vom 9. Februar 18Ü7, 

mit der Massgabe, dass die in Bezug auf diese Angelegen- 
heiten der Provinzial-PolizeibehÖrde^ beziehungsweise Bezirks- 
regierung bei^clcf^ten Befuj]fnisse auf den Kroisausschuss, die 
der Rossortiuiinsterien auf das Verwaltnn'j:s«jürirht übergehen. 

Soweit gegen diese Kiitscheiduri^^ als interimistische der 
lieclitsweg offen steht, tindet Berufung an das Verwaltungs- 
gericht nicht statt; 

2) die Entscheidung über Beschwerden gegen die von den Po- 
lizeibehörden (Amtsvorstebem und städtisclien PoHzeiverwal- 
tungen) in Vortiuts- und andern wasserpolizeilichen Angelegen- 
heiten erlassenen Verffijnmjjen (§ 9 des Gesetzes vom 15. No- 
vember 1811, 3—0 des Gesetzes vom 28. Februar 1843, 
§ 13 des Gesetzes vom 9. FeUmar 18b7 u. s. w.); 

3) die Abfassung ilcs Präklusionsbescheides bei Bewässeruugs- 
und Entwässerungsanlagen in GemSssheit der §§ 19—22 des 
Gesetzes vom 28. Februar 1843, des Gesetzes vom 23. Januar 
1846 (Gesetz-Samml. S. 26) und des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 11. Mai 1853 (Gesetz-Samml. S. 182); 

4) der Erlass von Reglements über die Räumung von Gräben 
und Wasserläufen aui Grund des § 3 des Gesetzes für Neu- 
vorpommeru vom 9. Februar 1867. 

Sind in doi FSSLea zu 1, 3 und 4 mehrere Kreise be- 
teiligt, 80 bezeichnet das Verwaltungsgericht demjenigen Kreis- 
ausscbuss. welcher die Sache zu erledigen hat; 

5) die in (le?i i>§ :5() bis :V2 des Gesetzes vom 28. Februar 1843 
vorgeselieucii Funktionen der Ju'eis-\ ermittelungskommission 
bei Bewässerungsanlagen. 

IV. In feldpolizeilichen Angelegenheiten: 

1) die resolutorische Entscheidung in P&ndgeld-Streitsachen in 
Gemfissheit des § 67 der Feldpolizei-Ordnung vom 1. No- 
vember 1847 (Gesetz-Sainmi S. 376) in letzter Instanz auf Be- 
mftinp: frejrcn Kntseheidiingen des Amtsvorstehers, beziehungs- 
weise der städtischen Polizeibehörde; 
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2) die Entscfaeidiing Ober Beschwerden gegen die Verfugungen 
der Amtsvorstefaer und der stidtisehen PolizeiTenraltnngeD; 

3) die Bestätigung von GemeindebeschlQsscn über die fVeigebung 
des Tierfan |]^es während der Saat- und Emtexeit auf Gnmd 
des § 40 ebendaselbst; 

4) die Festsetzung von allgemeinen Wertsätzen för Wartung und 
FatteruDg gepHbideter ViehstQcke nach ^ 55 und von all- 
gemeinen Gebflhreiisätzen filr Taxatoren nach § 66 ebendaselbst 

y. In gewerbepolizeilichen Angelegenheiten: 

1) die resolutorische Entscheidung in Angelegenheiten betreffend 
die Errichtung oder Veränderung gewerblicher Anlagen, be- 
ziehungsweise die Erteilung der Genehmigung zu denselben 
auf Grund der §§ 16—25 der Gewerbeordnunj:^ für den Nord- 
deiitsclien Bund vom 21. Juni 1869 (Bundcs-Gesetzbl. S. 245), 
soweit Aulagen der nachbezeichneten Art in Frage stehen: 

Gasbereitangs- und Gasbewahrungsanstalten, Anstalten zur 
Destillation von Erdöl, Anlagen zur Bereitung von Braun- 
kohlentheer, Steinkohlentheer und Coaks, soweit sie über- 
haupt einer GonHimigung ))eflfirf(ni; CAn^- und Russhfltten. 
Kalk-, Ziegel- und (ivpsöfen, Anlagen zur (iewiunung roher 
Metalle, Metallgiessereien, soweit sie überhaupt einer Ge- 
nehmigung bedürfen; Hammerwerke, Schnellbleichen, Firniss- 
siederden, Stärkefabriken, soweit sie überhaupt dner Ge- 
nehmigung bedürfen; StSrkesyrupsfabriken, Wachstuch-, 
Darmsaiten-, Dachpappen- und Dirhfilzfnhn'ken, Leim-, 
Thran- und Seifensiedereien, Ivnochenbrennereien, Knochen- 
darron, Knochenkochereien und Knochenbleichen, Zuberei- 
tungsanstalten für Tierhaare, Talgschmelzen, Schlächtereien, 
GeiHbereien, Abdeckereiai, Poudretten- und DOngpulver- 
fabriken, Stauanlagen für Wassertriebwerke und Dampfkessel 
Rficksirhtlirh allor ühriupn nacli d^^n oVjph bezoiclincten Para- 
graphen der (iewerbeordnung einer ticnehniigung bedürfenden 
Anlagen bleibt die bisherige Zuständigkeit der Bezirksregie- 
rungen bestehen; 

2) die Entscheidung Aber Anträge auf Erteilung von Konzessionen 
zum Betriebe der Gast- und Schankwirtschaft, wie zum Kldn- 
handel mit (Irtnlnken in Gemässheit des § 33 der Gewerbe- 
ordnung für den Nonldeutschen Bund vom 21. Juni l^Oi) 
(Bundes-Gesetzbl S. 245) nach Anhörung der Ortspolizei- 
und Gemeindebehörde, sowie über die Zurücknahme solcher 
Konzessionen in Gemässheit des § 54 desselben Gesetzes. 

In dem kontradüctorischcn Verfahren wird das MTentliche 
Interesse durch den Amt- Vorsteher, beziehungsweise die 
städtische Polizeibehörde walirj^enonimen. 

VI. In bau- und feuerpolizeilichen Angelegenheiten: 
die Entscheidung über Beschwerden gegen Anordnungen oder 
Verfügungen der Amtsvorsteher und städtischen Polizeiverwaltungen. 

ir 
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VII. In Ansiedelimgsfiacheii: 
die Entscheidiing über Anträge auf Oestattimg neaer An- 
aiedelungen in Gemässheit der §§ 27 ff. des Gesetzes vom 3. Ja- 
nuar 1845 (Geppt'/ Sriinml. S. 25), des § 11 (ios Gesetzes vom 
24. Mai 1853 ((iesctz-Samml. S 241) und des Gesetzes vom 
26. Mai 1856 (Gesetz-Samml. S. biii;. 

VIII. In Dismembrations-Angelegenheiten: 

die Bestätigung der Abgabenverteilungspläne und die Regu- 
lierung sofort vollstreckbarer Interiniistika mit Ausschluss der 
Festsetzungen über die Verteilung der Grundsteuern und Renten 
auf Grund der §§ 19—23 des Gesetzes vom 3. Januar 1845 (Ge- 
setz-Samml. S. 25 fL), des § 6 des Gesetzes vom 24. Mai 1853 
(Gesetz-SammL S. 241) und des Gesetzes vom 26. Bfai 1856 (Ge- 
setz-Samml. S. 613). 

Als Berufiiiitr^in^tanz tritt an die Stelle des Ministeriums für 
die landwirtscliatiiicliün Angelegenheiton die Bezirksregierung. 

Eine Miniöterial- Instruktion regelt das formelle Geschäfts- 
verfahren. 

IX. In Kommunalsachen der Amtsbezirke, Landgemeinden und 

selbständigen Gutsbezirke: 

die Aufsicht Aber die Kniniiiunal-Angelegenheiten der Amts- 
bezirke, der ländlichen Gememdon und selbständigen üutsbezirkey 
insbesondere: 

1) die Genehmigung von Kommunalbezirk&'Verfindenmgen durch 

Ziilegung oder Abzweigung einzehier Grundstücke nach den 
Vorschriften im § 1 des Gesetzes vom 14. April 1856 be- 
treffend flie Landgemeindeverfassungen in den sechs östlichen 
Provinzen der Monarchie (Gesetz-Samml. S. 359), soweit diese 
Genehmigung bisher dem Oberpräsidenten zustand; 

2) die Genehmigung von Auseinandersetzungen zwischen den 
Beteiligten imol^ß von Bezirksveränderungen an Stelle der 
Bezirksregienmi,' auf Grund des § 1 Alinea 6 a. a. 0. Ent- 
stehen hierbei Streitigkeiten, so entscheidet solche fortan das 
Verwaltnngsgericht an Stelle des Oberpräsidenten; 

3) die Genehmigung des Statuts über die Vereinigung eijies 
Endlichen Gemeindebezirks und eines selbstfindHigen Guts- 
bezirks nach § 2 a. a. 0.; 

4) die Bestätiginrj von Genieindebeschlüssen über anderweite 
Regelung dr- Stiimnrechts in der (ienieindeversanimlung sowie 
die Anordnung einer Ergänzung oder Abänderung der in An- 
sehung des Stimmreclits bestehenden Ortsverfassung nacii 
Massgabe der §§ 3 — 7 a. a. O. an Stelle der Regierung, be- 
ziehungsweise des Ministers des Innern; 

5) die LJestätignng des Statuts über die Bildung einer gewShltea 
Gemeindevertretung nach § 8 a. a. 0.; 

6; die Genehmigung zur Erwerbung und Yeräusscrung von 
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Grondstflcken, zu Pachtun^a ausserhalb der Feldflur und 
zur Aufnalirae von Schulden nach §§ 33—35 Tit. 7 T. U des 
Allgemeinen Landrechts an Stelle der Gerichtsobrigkeit. 

Die Kabinetsorder vom 25. Januar 1831 betreffend die 
Erwerbung von Rittergatem durch Dorfgemeinden oder deren 
Hiti^eder (Gesets-SammL S. 5) und der § 4 des Anhangs 
zur Allgemeinen Gerichtsordnung werden aufgehoben ; 

7) die ReifuliernTiii von Zahlungsmodalirfirm bei Exekution s Voll- 
streckungen gegen Landgemeinden in Gemässhoit des Anhangs 
§ 153 zur Allgemeinen Gerichtsordnung an Stelle der Regierung; 

S) die Erteilung der im § 10 zu Nr. 4 des Gesetzes YOm 14. 
April 1856 vorgeschriebenen Bescheinigang va dem Nach* 
weise, dass von einer Gemeinde bei der Erwerbung oder 
Veräusserung von Grimdstttcken oder denselben gleichstphend^^n 
Gerechtsamen die den (lenicinden gesetzlich vor-resrln ieheuen 
besonderen Formen beobachtet sind, an Stelle der Kegierung; 

9) die Bestätigung von Gemeindebeschlüsscn Ober anderweite 
Aufbringung der Gemeindeabgaben und Dienste, sowie die 
Anordnung einer Ergänzung oder Altänderung der in An- 
sehung der GfMiu'iiuleksten bestehenden Ortsverfassung in 
Gemässheit der 11 1 ? a. a. 0. an Stelle der Kegierung, 
beziehungsweise des Munsters des Innern; 

10) die Entscheidung Uber liescliwerden wegen der Teibiahme 
am Stimmrechte und an den Gem^^denutznngen, sowie wegen 
HeranziclniiiLi zu den Gemeindelasten, die Beschwerde mag 
auf gänzHrlie liefreiinif; oder Ermässigung gorirbtet sein; 

11) die Festsetzung der r)ienstunkosten-Eiits(li;i(li juiiiron der Ge« 
meindevorsteher (^5 2s dieses Gesetzes) und (ier iiebuldungen 
anderer Gemeiudcbeauiten im Falle von Streitigkeiten zwischen 
den Beteiligten; 

12) die Entscheidung Aber Beschwerden we^^en Abnahme von 
Gemein tlerechniingen mit der Befugnis, in Fallen der Ver- 
weiLi iii!!^' seitens der Gemeinde die Decharge seinerseits 
endgültig zu erteilen; 

13) die resolutorische Feststellung von Defekten in Gemeinde- 
und Amtskassen nach Massgabe der Verordnung vom 24. 
Januar 1844 (Gesetz-SanimL S, 52). Einer Prüfung des De- 
fektenbesclüusses durch die vorgesetzte Provinzialbehörde (g 6 
a. a. O.) bedarf es nicht. 

An die Stelle der in dem Gesetze vom 14. April 1856 vor- 
geschriebeneu Aniiörung des Kreiötages tritt die Anhörung des 
Kreisansschusses, insofern nicht diesem nach den vorstehenden 
Bestimmungen die Entscheidung zusteht. 

Bei der Vorschrift des § 17 jenes Gesetzes behält es jedoch 
sein Bewenden. 

X. In Schulsacben der Landgemeinden und selbständigen 

Gutsbe/irl-:*': 

1) die Entscheidung von Beschwerden über die Heranziehung 
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zu Srliulbeiträgen, die Beschwerde iiiaj; auf {zänzliclic Befreiung 
oder Eriuäüsiguug gerichtet sein, mit Vorbehalt des ordent- 
lichen Rechtsweges in Geniässheit des §*15 des Gesetzes 
vom 24. Mai 1861 (Gesetz-Samml. S. 241); 

2) die Feststellung des Geldwerts der Naturalien und des Er- 
trages der Tiindereien bei Reiailienmg des Einkommens der 
Flementarlehrer im Vn]\o eines Streites unter den Beteiligten; 

3) die resolutorisrhe, bezieh unjisweise interimistische Entscheidung 
in solchen streitigen Schulbausachenf welche nicht gleichzeitig 
die Kflstcrei betreffen. 

Der Kreisausschuss entscheidet: 

a) Über die Notwendigkeit und die Art der Ausfflhnmg von 
Schul-Nen- und Repfi rat nrl tauten. 

Gegen die Entscheidung ist mit Ausschluss des ordent- 
lichen Rechtsweges nur die Berufung an das Verwaltuugs- 
gericht zulfissig; 

b) Uber die Verpflichtung, zu den Baukosten beizntragen und 
über die Verteilung (üeser Kosten unter den hierzu Ver- 
pflichteten. 

Die Entscheidunfz prilt als Intermiistikum, welches im 
Wege der administrativen Exekution sofort vollstreckbar 
ist Es bleibt dem Beteiligten dabei der ordentliche 
Rechtsweg gegen demjenigen, welchen er zu der ihm an- 
gesonnenen Leistung oder zur Entschädigung fOr ?er- 
ptliclitf't ernclitet, vorbehaUen. 
XI. In Angelegenheiten der öffentlichen Gesundheitspflege der 
Landgemeinden und selbständigen Gutsbezirke: 

1) die Entscheidung Ober die zwangsweise Einführung von sanitSto- 
pohzeilichen Einrichtungen» soweit nicht der Gegenstand durch 
Gesetz geregelt ist; 

2) die Entscheidung über die Veri»flichtunfj zur Tragunir (]ot 
Kosten und über deren N erteihmg unter die Vcrpfliclüeten. 
Letzteren bleibt in den gesetzüch zulässigen Fällen der ordent- 
liche Rechtsweg vorbehalten. 

XIL In Justiz- Verwaltungs-Angelegenheiten: 

die Aufstellung der Geschworenen-rrlisten und die Ent- 
scheidung über die dagegen erhobenen Einwendungen nacli den 
Vorschriften in den §>j 04 — Hfi der Verordnung vom 3. Januar 1849 
(^(Jesetz-Sannul. 14) und im Artikel 57 des Gesetzes vom 3. 
Mai 1852 (Gesetz-SammL S. 209) mit der Massgabe, dass die 
Entscheidung Aber die nachtrigiiche Eintragung oder Löschung in 
den (teschworenenlisten innerhalb acht Tagen nach Ablauf der 
dreitägigen Einwendunirsfrist erfolgen nuiss. 

>5 130. Der Ijamlrat leitet und beaufsiohtij,^ den Gcschiiits- 

Siug des Ausschusses und sorgt füi die prompte Erledigung der 
eschftfte. 

Der Landrat beruft den Kreisausschuss und führt in dem- 
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selben den \ orsitz mit vollem Stimmrechte. Ist der Landrat ver- 
hindert, so geht der Vorsitz auf seinen Stellvertreter über. Ist 
dies der Kreissekretär, so führt nicht (Uesa*, sondern das hierzu 

vom Ausschusse gewählte Mitglied den Vorsitz. 

§ 137. Der Liindiat führt die laiifondon Gescliäfte der dem 
Aussclmsse übertrajzeneii Verwaltung. Er bereitet die Bescldüsse 
des Ausschusses vor und trägt für die Ausführung derselben 
Sorge. Er kann die selbständige Bearbeitung einzelner Ange- 
legenheiten einem Mitgliede des Kreisausschasses fibertragen. 

Er vertritt den Kreisausschuss nach aussen, verhandelt namens 
desselben mit l'rliörden und Privat])ersonen, fflhrt den Srhrift- 
wechsel und zeichnet aUe Schriftstücke namens des Aussclnisses. 

In allen Angelegenlieiten, welclie nicht dem in den ^4; UO tf. 
bezeichneten Verfahren unterliegen, kann der Landrat, wenn der 
vorliegende Fall keinen Aufschub zulSsst, namens des Ausschusses 
Verfügungen erlassen. Vorstellungeri liegen diese VetlÜgungen 
unterliegen der kollegialischen Entscheidung^ des Kreisvinsschusses. 

Urkunden übor Hechtsgeschäfte, welche den Kreis gegen 
Dritte verbinden .sollen, in^deichen Vollmachten. niü:isen unter An- 
fula uug des betreÜenden Besclüusses des Kreistages, beziehungs- 
weise Kreisansschusses von dem Lmdrate und zwei Mitgliedem 
des Kreisausschusses, beziehungsweise der mit der Angelegenheit 
betrauten Kommission unterschrieben und mit dem Siegel des 
Landrats versehen sein. 

§ 138. Die Anwesf^nheit dreier Mitglieder mit Einschluss 
des \'orsitzenden genügt für die r>eschlussfähigkeit des Kreisaus- 
Schusses. 

Die Beschlüsse werdeti nach Stimmenmehrheit ge&sst Ist 

eine gerade Zahl von Mitgliedein anwesend, so nimmt das dem 
Lebensalter nach jüngste gewählte Mitglied an der Abstimmung 
keinen Anteil. 

1^ 139. Betrifft der Gegenstand der Verhandlung einzelne 
Mitglieder des Kreisausschusses oder deren Verwandte und Ver- 
schwägerte in auf- oder absteigender Linie oder bis zu dem dritten 
Grade der Seitenlinie, so dürfen dieselben an der Beratung und 

Entscheidung' nicht teilnehmen. 

Ebcii Mf^venig dürfen die MitgUeder des Kreisausschnsses bei 
der Beruiuiig und Entscheidung solcher Angelegenheiten mitwirken, 
in welchen sie in anderer Eigenschaft ein Gutachten abgegeben 
haben oder als (ieschäftsführer, Beaufbragte oder in anderer Weise 
thätig gewesen sind. 

VVird dadurch ein KreisaiK^f-huss beschlussunnilii'-r, so tritt 
nach Bestimmung' des Verwaltungsgerichts der Kreisaussehuoo emes 
benachbarten Kreises an seine Stelle. 

§ UO. Für das Verfahren in streitigen Verwaltungssachen 
({5 8, § 19, § 20, § 85, 55 67, § 08, § 80, § 82, § 83, § 135 I, 
II 1, 2 und IV 1 und 2, V. VI, VII, IX 9, 10, 11 und 12, 
X, XI und XII) gelten« soweit nicht dasselbe fOr einzelne dieser 
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Augelegenheiten besonders gesetzücli geregelt ist, folgende \'or- 
scfanfteD: 

§ 141. In der dem Kreisausschusse emzureichenden Klage- 
schrift (Beschwerde, Antrag) ist der Gegenstand des Anspruchs 
sowie die Person, Korporation oder öffentliche Behörde, gegen 
welclie (!♦ rscibe gern litet wird, genau zu bezeichnen. 

Zui iiUtscheidung über dieselbe iat der Auä^scimss desjeuigeu 
Kmaes berufen, in wdehem diese zn vollziehen oder das in An- 
sprach genommene Reclit auszuüben ist. 

§ 142. Ergiebt sich aus dem Inhalte der Klageschrift oder 
aus früheren amtlichen Akten oder Urkunden, dass der erhobene 
Anspruch unzweifelhaft rechtlich unbegründet ibt, so kann derselbe 
ohne weiteres Verfahren durch einen mit Gründen versehenen Be- 
sdidd siirackgewiesen werden. 

Gegen einen solchen Bescheid ist binnen zehn Tagen nach 
dessen Zustellung der Antrag auf mündliche Verhandilung vor 
dem Kreisaasschusse gestattet. Wird der Antrag niclit «j^estellt, so 
gilt auch in Ansehung der Zulässigkeit der Beruifung der Bescheid 
als Entscheidung 

§ 143. Ist der K^eantrag gegen eine öffentliche BehArde 
gerichtet, so kann derselbe nach dem Ermessen des Kreisans- 
sdiusses zunächst der letzteren zur sclu*iftlichen Gegenerklärung 
binnen einer bestimmten, von acht Tagen bis zu vier Wochen xa 
bemessentlen Frist mitgeteilt werden. 

In dieser Gegenschrift hat die öffentliche Behörde zu er- 
klaren, ob sie die mflndliche Verhandlung fordert, oder ob sie 
ihrerseits auf diese verzichtet und die Entscheidung anheimgiebt 

Verzichtet die öffentliche Behörde auf die mündliche Ver- 
handlung, und h'dt flor Kreisausschuss durrh dio KhiL^r? Iirift und 
die Gegenerklärung der öffentlichen lieliorde. i)L'/iehungsweise 
durch die von der letzteren eingereichten amtlichen Akten und 
Urkunden den Sadiverhalt für genügend erörtert, so ist derselbe 
befugt, auch ohne vorgftngige mflndliche Verhandlung in der Sache 
die Entscheidung zu treffen. Gegen diese mit Gründen zu ver- 
sehende Entsohf'idung ist dem Kläger binnen zehn Tagen nach 
deren Zustellung der Antrag auf mündhche Verhandlung vor dem 
BLreisausschusse gestattet, unbeschadet des Hechts der Berufung, 
wenn der Antrag nicht gestellt wird. 

Verlangt dagegen die öffentliche Behörde eine mündliche 
Verhandlung oder hält der Kreisausschuss dieselbe fflr erforderlich, 
so ist das mündliche Verfahren einzuleiten. 

§ 144. Erfolgt die Einleitung der \ erhandlung, so werden 
beide Teile, die Gegenpartei unter ab^cluiflhcher Mitteilung der 
Khigeschrift, beziehungsweise der Gegenerklfirung und defeii An- 
zur mflndlichen Verhandlung vor dem Kreisausschusse 
vorgeladen. 

Die Ladung erfolgt mit der Aufforderung, die erforderlichen 
Beweismittel zur Stelle zu bringen und unter der Verwarnimg, 
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dass beim Ausbleiben der Farteiea nach Lage der Akten werde 
entschieden werden. 

Der Gegenpartei steht es frei, ihre ErkllLrung vor dem 
Tennine sdirimich «mznracben. 

§ 145. D«r Klageschrift tuid den im § 144 gedachten 
weiteren ErkUrungen der Parteien sind die als Beweismittel in 
bezHL' '^enomnienon T'rkunden im Original oder in Abschrift bei- 
zufügen. Von allen äciiriftstücken und deren AnUigen sind Du- 
plikate einzureichen. 

§ 146. Der Kreisausschuss hat die Thatsachen, welche für 
die TOD ihm zu treffende Entscheidung erheblich sind, von Amts 
wegen zu erforschen und festzustellen, sowie den Beweis in vollem 

Umfange zu erheben. Insbesondere ist er befugt, zu diesem Be- 

hufe UntersnchiiTiL'en an Ort und Stelle 7\\ M^rwh^sen, Zeugen 
und Sachverständige zu laden und eidlich zu vernehmen. 

Hinsichtlich der Verpflichtung, sicli als Zeuge oder Sach- 
verständiger vernehmen zu lassen, kommen die entsprechenden 
Bestimmungen der bflr£|erlichen Prozessgesetze mit der Massgabe 
zur Anwendung, dass im Falle des l^ngehorsams der Kreisaus- 
.schuss auf eine Oeldbusse bis zu nn Thalern erkennen kann. 
Gegen diesen Strafbescheid ist innerhalb 14 Tagen Berufung an 
das Verwaltungsgericht znlfissi?. 

^ 147. Der Kreisaus.scluiSä kann die liowei-^ei helning durch ■ 
den Vorsitzenden oder ein anderes MitgÜed, durch einen Aiuts- 
vorsteher oder durch eine zu dem Ende zu ersuchende sonstige 
Behörde bewirken lassen. — Er kann anordnen, dass die Beweis- 
erhebuu^f in seiner öffentlichen Sitzung stattfinden solL Die Par- 
teien sind zu den Beweisverhandlungen vorzuladen. 

§ 148. Die Heweisverhan(llun;i;en sind unter Zu/,ieluing eines 
vereideten Protokollführers aufzunehmen. Die Vereidigung dea 
ProtokoUfQhrers erfolgt durch den Landrat oder in dessen Auf- 
trage durch den Amtsvorsteher im Namen des Kreisausscfausses. 

§ 149. Der Kreisausschuss hat nach seiner freien, aus dem 
ganzen Inbe^n iffe der Verhandlung und Beweise geschöpften Über- 
zeugung zu bcscliliessen. Er darf l>ei seiner EntschciduuL'^ nicht 
über den vor ihn geljrachten (Jegenstand und niclit ül)er den Ki eis 
der in der ^^erhandlung vertretenen Pai'teien hinausgehen. Die 
Beiladung solcher Beteiligter, deren Interesse durch die zu er- 
lassende Entscheidung berührt wird, findet VOn Amts wegen statt. 
In diesem Falle gilt die Entscheidung auch gegenilber den Bei- 
geladenen. 

§ 150. Die uinndliohe Verhandlun-j. ly^M* welcher die Pnitoien. 
bezioliungsweise ihre mit Vollmacht versehenen Vertreter zu liuren 
sind, sowie die Verkündigung der Entscheidung erfolgen in öffent- 
licher Sitzung des Kreisausschusses. 

9 151. Die Öffentlichkeit der Verhandlung kann von dem 
Kreisausschusse durch einen öffentlich zu verkflndenden Beschloss 



Digitized by Google 



250 



36. Kreuordnaug 1872. 



ausgeschlossen werden, wenn er dies aus Gründen des öffentlichen 
Wohls oder der Sittlichkeit für angemessen erachtet. 

§ 152. Die Entseheidung ist mit Gründen zn versdien und 

den Paileien zuzustellen. Diese Zustellung allein genügt, weim 
die Verkündigung der Entsrheidung nicht sof^>rt Imt erfolgen können. 

§ 153. Dio T^ott iligten sind bei Erörtnung der Entschei- 
dungen des Krciäausbchusses über das Berufungsrecht, die Be- 
rufungsfristen trnd die Folgen der Versäumnis ausdrücklich zu 
belefarai; die Unterlassung der Beldirung bfilt den Lauf der Be- 
ruiungsfriBten nicht auf. 

§ 154. Über die öffentliche Sitzuivj: ^virrl (iiirc)i einen ver- 
eideten Protokollfulirer eine Verliandluim jnitiietioninien, weiclie 
die wesentlichen Hergänge entliaiten muss und von den Mitgliedern 
des Ausschusses sowie von dem Protokollfttlirer zu unterzeichnen ist 

§ 155. Gegen die Entscheidungen des Krdsausschusses steht, 
soweit dieselben nicht endgültige sind, den Beteiligten und aus 
(iründen des Öffentlichen Interesses dem Vorsitzenden des Kreis- 
ausschusses (§ 13(i) das Recht der lierufunji zu. 

§ 156. Über die Hernfun^^ entscheidet das Verwaltungsgericht 
(P 187 ff.) mit Ausnahme der in dem § 135 unter Nr. V, 1 und 
VIII aufgeführten Angelegenheiten, welche der Entscheidung der 
Bezirksregiei uiiL' in (lein bisherigen Ver&hren unterliegen. 

§ 157. Will der \'orsitzende des Kreisnnrschusses fiegen 
einen von dem letzteren gefassten l?echlnss von rleni Hechte der 
Berufung aus ( Jründen des öffentlichen Interesses (i(ibraucli machen 
(§ 155), so hat er dies sofort dem Kreisausschusse anzuzeigen. 
Die VerkOndigung des Beschlusses an die Parteien bleibt in diesem 
Falle einstweilen ausgesetzt. Dieselbe muss jedoch binnen ISngstcns 
(Irri Tiv;^m nach Erlass der Entscheidung erfol<ren mit der Eröff- 
nung, dass gef^en die Entscheidung im öffentlichen Intere<se Be- 
rufung einjJiele^^t sei. Die («rflnde der Berufung müssen in der 
Eröffnung bezeichnet werden. Ist der Beschluss ohne diese Er- 
öffnung den Parteien mitgeteilt worden, so gilt die angemeldete 
Berufung für zurückgenommen. 

§ IHH. Die Frist zur Einlegunp der Berufung l»eträgt für 
die Parteien 21 Tage, sofern nicht für einzelne Fälle eine andere 
Frist gesetzlich bestimmt ist. Die Berufungsfrist begiimt mit der 
Zustellung der Entscheidung. 

§ 159. Die Bemiung muss bei Verlust des Rechtsmittels 
binnen der Berufungsfrist biei dem Kreisausschusse, gegen dessen 
Entscheidung sie gerichtet ist, angemeldet und gerechtfertigt werden. 
Zur Kechtfertigung der Berufung kann in nicht schleunigen Sachen 
dem Berufenden auf seinen Ajitrag eine angemessene Nachfrist 
gewaiuL werden, welche der Regel nach die Dauer von vierzehn 
Tagen nicht überschreiten solL 

§ 160. Die Berufungsschrift und deren Anlagen werden der 
Gegenpartei zur schriftliclien Gegenerklärung binnen einer be- 
stimmten von acht Tagen bis zu vier Wochen zu bemessenden 
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Frist zugefertigt. Hinsichtiich der EinreichuiiL' von Duplikaten 
der Berufungsschrift und der Gegenerklärung sowie deren Anlagen 
findet der § 145 gleichmässige Anwendung. 

§ 161. Nacä Ablauf der Frist (§ 160) legt der Krelsans- 
schuss die sämtlichen Verhandlungen nebst seinen Akten dem 
\'erwaltungs«;erichte vor. Den Parteien wird unter Mitteilung 
einer Abschrift der (Tp^ronerklärung an den Berufenden die Ab- 
sendiing der Akten iK'kannt gemacht. 

§ 1G2. Das \' erfahren ibt steuipelfrei. Dem unterliegenden 
Teile sind die baren Auslagen des Verfiduwns, die Gebühren für 
Zengen und Sacliverstündige, sowie die baren Auslagen des ob- 
siegenden Teils zur LASt zu legen, jedoch mit Ausschluss der Ge- 
bühren, welcher dieser seinem nevoUmärliti'irten für Wahrnehmung 
der ötTentlichen Sitzungen des Kreisausschusses zu entrichten hat. 
lial eine mündliche Verhandlung stattgefunden, so wird ausserdem 
von dem unterliegenden Teile ein zur Kreis-Kommunalkasse zu 
vereinnahmendes Pauschquantum erhol)cn. welches im Ilöchstbo- 
trage 20 Thlr. nicht übertragen darf. Die Erliebung dieses Pausch- 
(piantums findet bei der schiedsrichterlichen Entscheidung und 
sühneanitlichen Vennittelnng von Streitigkeiten zwischen Armen- 
verbäuden (§ 135 II) nicht statt Für die Berechnung des Fausch- 
quantums, sowie der Gebühren für Zeugen und Sachverständige 
kann \on dem Minister des Innern ein Tarif aufgestellt werden. 

Das Pauschquantum und sämtliche zu erstattende Auslagen 
>venlen von dem Kreisau8schu-;«e durch besondere Verfügung 
festgesetzt, gegen welche die Berufung an das V^erwaltungsgericht 
binnen einer zehntägigen Frist offen steht. 

§ 163. Ist der unterliegende Tdl eine Öffentliche BehOrde, so 
bleiboi die Kosten ausser Ansatz; für die baren Auslagen des 
Verfahrens und des obsiegenden Teiles muss derjenige Kommunal- 
verband aufkommen, als dessen Organ die öffentliche Behörde ge- 
handelt liat. Auch ist der unterliegenden Partei völlige oder teilweise 
Kostenfreiheit zu bewilligen^ wenn sie durdi ein obrigkeitliches 
Attest den Nachw^ führt» dass sie unvermügend ist» Kosten zu 
bezahlen oder wenn nach dem Ermessen des Kreisausschusses 
aus sachlichen Gründen ein besonderer Anlass hierzu vorliegt 

§ 164. Soweit die eigenen Einnahmen des Kreisausschusses 
(§ 162) und die vom Staate hierzu nach § 70 zu überweisenden 
Beiträge nicht ausreichen, werden die Kosten, welche die Geschalts- 
vervaming desselben verursadit, von dem Kreise getragen. Die 
Mitglieder des Kreisausschusses erhalten eine ihren baren Auslagen 
entsprechende Entsdüldigung. Übor die Hdhe derselben beschlieBSt 
der Kreistag. 

§ 1()5. Die Vollstreckung der von dem Kreisausscliusse ge- 
troffenen Entscheidungen liegt dem Vorsitzenden desselben ob. 
Über Beschwerden, welche dvauf geriehtet ajnd, dass die Art der 
Vollstreckung mit dem Inhalte der ergangenen Entscheidung nicht 
übereinstimme, entscheidet der Kreisausschuss. Solche Beschwerden 
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müssen binnen längstens zehn Tagen nach Behändigung der an> 
zugreifenden Verfügung angebndit werden. 

§ 166. Im übrigen wird der Geschäftsgang bei den Kreia- 
ausschfissen durch ein von dem Minister des Innern zn erlassendes 
Begulativ geordnet 

Fünfter Abschnitt. Von den Kreiskommissionen. 

§ IßT. Für die unmittelbare Verwaltunj^ und Beaufsichti- 
gung einzelner Kreisinstitute, sowie für die Besorgung einzelner 
Kreisanjrcleiren heilen kann der Kreistag nach Bedürfnis besondere 
Koniiiuäbiuücu oder Kommissare aus der Zahl der Kreisange- 
hörigen bestdien, welche ebenso, wie die durch das Gesetz mr 
Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Kom- 
missionen, ihre Geschäfte unter der Leitung des Landrats besorgen. 
Der Landrat ist befugt, jederzeit den Beratungen der Krciskom- 
niissioncn beizuwolmen und dabei den Vorsitz mit vollem Stimm- 
rechte zu übernehmen, soweit nicht hierüber hinsichtlich der für 
Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Kom- 
missionen etwas anderes gesetzlidi bestimmt ist 

§ 168. Über die Gewährung von Diäten und Reisekosten 
an die Mitglieder der Kreiskommissionen zu bestimmen bleibt 
dem Kreistage überlassen. 

\'ierter Titel. Von den Stadtkreisen. 

§ 109. In denjenigen Kreisen, welche nur aus einer Stadt 
bestellen (Stadtkreise), werden die Geschäfte des Kreistages und 
des Kreiisausschusses, die des letzteren, soweit sich dieselben auf 
die Verwaltung der Kreis-Kommunalangelegenheiten beziehen, 
von den städtisehen Behörden nach den Vorschriften der Stftdte- 
ordnung wahrgenommen. Die Bestimmungen des zweiten Ab- 
schnitts des ersten Titels tinden auf Stadtkreise keine Anwendung. 

§ 170. Die Walirnehmung der im § 135 I— VIII und XII 
aufgeführten Geschäfte der allgemeinen Landesverwaltung verbleibt 
in den Stadtkreisen bis zum Erlasse des Gesetzes über die Reor- 
ganisation der inneren Verwaltung den bisher zuständigen Behörden. 

§ 171. Der Kreistag des Stadtkreises Magdeburg bestellt 
ausser dem Oberl)ürgernieister rler Stadt Magdeburg, welcher die 
Kreis-Kommunalverwaltung leitet und den Vorsitz im Kreistage 
mit vollem Stimmrechte führt, aus 11 Mii^liedern, von denen 1) 
die Altstadt Magdeburg mit Sudenburg 6, 2) die Neustadt Magde- 
burg 3, 3) die Stadt Buckau 2 Abgeordnete entsendet 

§ 172. Die Wahl der Kreistags- Abgeordneten erfolgt nach 
den Vorschriften des t; 104 Absatz 1. 

Der Kreisausschusö des Stadtkrei.ses Magdeburg l)esteht aus 
dem Oberbürgermeister der Stadt Magdeburg als N'orsitzenden 
und zwei Mitgliedern, welche von dem Kreistage aus der Zahl 
der Kreisangehörigen gewählt werden. 

§ 174. Für den Kreistag und den Kreisausschuss des Stadt- 
kreises Magdeburg gelten die Vorschriften der §§115 und 11^ 



Digitized by Google 



80. KraMidmnig 1872. 



253 



118—131. m lind 134, 136—139, Absatz 1 und 2 dieses Ge- 
setzes, soweit sich dieselben auf die Verwaltung der Kreis-Kom- 
mnnalangelegenheiten beziehen. 

§ 176. Die Bestiminiuigeii des zweiten Absdmittes des 
ersten Titels, sowie die Bcstinimimg des § 170 finden auf den 
Stadtkreis Magdeburg gleichmftasige Anwendung. 

FQnfter Titel Von der Oberaufsieht über die 

Kreisverwaltnngi 

§ 176. Besehlfisse des Kreistages, welche folgende Ange- 
legenheiten betreffen: 1) statutarische Anordnungen nach Massgabe 
des § 20 Xr. 1; 2) Mehr- odfT Minfloilelastunp: einzelner Kreis- 
teile (§ 13); 3) Verän<serungen von Grundvermögen des Kreises; 
4) Aufnahme von Anleihen, durch welche der Kreis mit einem 
neuen Schulden bestände belastet wird, sowie Übernahme von 
Bürgschaften auf den Kreis; 5) eine Behistung der Kreisange- 
hörigen durch Kreisabgaben über 50 Prozent des nesamtaufkommens 
der direkten Staatssteuern, beziehungsweise der Malil- und Schlacht- 
stencr; G) eine neue Belastung der Kreisangehörigen ohne gesetz- 
liche Verpriichtung, insofern die aufzulegenden Leistungen über 
die nächsten fünf Jalire hinaus fortdauern sollen, bedürfen in den 
FÄlen zu 1 der landesherrlichen Genehmigung, in den FfiUen zu 
2 bis 4 der Bestätigung des Ministers des Innern, in den Fällen 
zu 5 und 6 der Bestätigung der Minister des Innern und der 
Finanzen. 

§ 177. Die Aufsicht des Staats über die Kreis-K ommunal- 
augelegenheiteu wird, soweit nicht durch die Vorscliriften dieses 
Gesetzes ein anderes ausdrücklich bestimmt ist, von der Bodrks- 
regierung, in den höheren Instanzen von dem Oberpräsidenten 
und dem Minister des Innern geübt. 

§ 178. Besehlfisse, welclie die Befugnisse des Kreistages 
überschreiten oder die (iesetze verlet/,(^n, hat der Landrat zu be- 
anstanden und behufs der Entscheidung über deren Ausführung 
der Aufsichtsbehörde einzureichen. 

§ 179. Auf den Antrag des Staatsministeriums kann ein 
Kreistag durch Königliche Verordnung aufgelöst werden. Es sind 
sodann Neuwahlen anzuordnen, >v(>lrhe binnen sechs Monaten, 
vom Tage der AuUüsung an, erfolgen müssen. Im Falle der Auf- 
lösung eines Kreistages bleiben die von demselben gewählten 
Mitglieder des Kreisausscfausses und (for Kreiskommissionen so 
lange in Wirksamkeit bis der neu gebildete Kreistag die erforder- 
lichen Neuwahlen vollzogen hat 

§ 180. Wenn der Kreistag es unterlässt oder verweigert, 
die dem Kreise gesetzlich obliegenden Leistungen auf den Haus- 
halts-Etat zu bringen oder ausserordentlich zu geuehmigen, so 
lässt die Bezirksregierung unter Anführung der Gründe die Ein- 
tragung in den Etat von Amts wegen bewirken oder stellt diese 
Ausgaben ausserordentlich fest. 
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Sechster Titel. Übergan^rs-Bestimmnngen für die 
ProviDzen Sachscu uud Posen. 
§ 181. Für die in der Provinz* Sachsen belegenen, im stan- 
desherrlichen Besitze der Grafen zu Stoiberp Wemip^crode. Stol- 
borg-Stolberf^ und Stolberj^-Rosla ])efindlichen Grafschaften Werni- 
gerode und Stolbcrc^ nebst den Stedten Kelbra und Ileringen wird 
die liehufs Anschlusses an die Grundsatze des gej^enwärtipen Ge- 
setzes erforderliche Regelung der die Gemeinde- und Polizeiver- 
waltimg betreffenden Verbfiltnisse einem besonderen Gesetze Tor- 
bebalten und bleiben bis dabin für diese Landesteile die hierauf 
bezo glichen BestimmnBgen des gegenwSrtigen Gesetzes ausser An- 
wendung. 

§ 182. Auf die Provinz Posen hndot die ge{zenwärtij?e Kreis- 
ordüung bis auf weiteres keine Anwendung; sie kann jedoch in 
ihrer Gesamtheit oder in einzehien Teilen für die ganze Provinz 
oder für einzehie Kreise derselben durch Königliche Verordnung 
in Kraft gesetzt werden. Bia dahin bewendet es bei den be- 
stehenden Vorschriften. 

Siebenter TiteL Allgemeine, Übergangs- und Aus- 
führungs-Bestimmungen. 

§ 183. Bis zu einer anderweiten Beschlussfassung der Pro- 
vinzialvertretungen tritt an die Stelle des im § 86 festgestellton 
Betrages von 75 Th^lnrn Gnind- und Gebäudesteuer für die Kreise 
der Provinz Sachsen der Betrag von 100 Thalern und für die 
Kreiiie des Regierungsbezirks Stralsund der Betrag von 250 Thalern. 

§ 184. Für die ersten nadi Massgabe dmses Gesetzes vor- 
zunehmenden Verteilungen und Wahlen der Kreistags-Abgeordneten 
sind die dem Kreisausschusse, beziehungsweise dem Kreistage 
übertragenen Befiiirnisse von dem Lmdrate wahrzunehmen. In- 
gleichen liegt für diese ersten Wahlen dem Landrate die Prüfung 
der Wahlprotokolle an Stelle des Kreisausschusses ob. 

§ 185. Für jeden Kms wird die erfolgte Bildung der Amts- 
bezirke und die Ernennung der Amtsvorsteher durch eine von 
dem Oberpräsidenten durch das Amtsblatt zu erlassende Bekannt- 
machung zur '■■»ffontlicheu Kenntnis gebracht Bis zu diesem Zeit- 
punkte bleiben die rficksichtiich der örtlichen Folizoiverwaltung 
besteheudeu Vorschriften in Kraft 

§ 186. Die Amtsthätigkeit der jetzigen Gemeindevorsteher 
und Schöffen erlischt am 30. Juni 1874. Die schon jetzt gewählten 
Gemeindevorsteher und Schöffen bleiben jedoch in Funktion bis 
zum Ablauf (}^v in dem gegenwärtigen Gesetze vorgeschriebenen 
sechsjährigen Amtsdauer, vom Tage ihrer Bestätigung gerechnet, 
solern nicht eine Genieinde eine frühere Wahl ausdrücklich beantragt 

§ 187. Für jeden Regierungsbezirk wird ein Verwaltungs- 
gericht gebildet» welchem gleichzeitig die von den Deputationen 
für das Heimatswesen (§>^ 40, 41 u. s. w. des Gesetzes betreffend 
die Ausführung des Bundesgesetzes über den Unterstütznngswohn- 
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sitz vom 8. Mäiz 1871, Gesetz-Samnil. S. 130) auszuübenden Be- 
fugnisse flbertragen wndeB. 

§ 188. Für die Znaammeasetzimg und die BescUnssfietösung 
des Verwaltimgsgerichts, sowie Ar die Eigenschaften seiner Mit- 
glieder gelten die Bestimmungen in den S§ 41, Ii?. Absatz l 
des Gesetzes vom 8. März 1871. Dieselben werden jedoch in 
folgenden Punkten abgeändert, beziehungsweise ergänzt: 1) der 
PHteident der Regierung, in dessen Behinderung der Dirigent der 
AMi^ung des Innern kann jederzeit den Vorsitz fibemehmen. 
In diesem Falle ist der Vorsitzende stimmberechtigt und steht als* 
dann dem Mitfrliofle des Verwnltüngsprericht«?, welches ans der Zahl 
der Verwaltungsbcamten ernannt ist, nur eine beratende Stimme 
zu; 2) in allen Fällen, in welchen ein gewähltes Mitglied des Ge- 
richtsnofes und der hr dasselbe bestimmte Stellvertreter gleich- 
zeitig Terbindert sind, kann einer der beiden anderen gewählten 
Stellvertreter an den Verhandlungen mit beschliessender Stimme 
teilnehmen: 3) der \'nrsirzende des Verwaltunj^gerichts nimmt 
immer an der Abstiniiiuing teil, auch wenn nur vier Mitglieder 
anwesend sind ; 4) die gewäiiiten Mitglieder des Verwaltungsgerichts 
werden durch den Vorsit enden vereidigt und unterliegen in dieser 
Ihrer Eigenschaft den flirz richterlicheBeamte geltenden Disziplinar- 
rorschriften. 

§ 189. Dip Vorschrift des § i:' Absatz 1 des Gesetzes vom 
8. März 1871 tindet auf den Regierungspräsidenten und den Diri- 
genten der Abteilung des Innern in ihrer Eigenschaft als Vor- 



fiicbtlidi der Ausschliessung des Vorsitzenden und der Mitglieder 

des Verwaltungsgerichts von der Teilnahme an den Beratungen und 
Beschluss&ssungen des letzteren freiten die Vorschriften des § 1 

§ 190. Die mündliche Verhandlung, bei welcher die Par- 
teien oder ihre mit \ ollmacht versehenen Vertreter zu hören sind, 
sowie die Verkündigung der Entscheidung erfolgen in öffentlicher 
Sitzung des Verwaltungsgericfats. Die Vorschriften der §§ 151 
und 152 finden gleichraSssige Anwendung. Die Ladung der Par- 
teien 7!i der Verhandlung geschieht unter der im § 114 vorire- 
schriebcneu Verwarnunfj. Haben jedoch beide Parteien darauf 
angetragen, dass die Sache oiuie mündliche Verhandlung eutächieden 
werde, so kann die Entscheidung auf schriftlichen Vortrag gefällt 
werden. Die Zufertigung der mit Grtlnden zu versehenden Ent- 
scheidung an die Parteien erfolgt durch die Vermittelung des 
Kreiaausschusses, gegen dessen Beschluss dieselbe erL'nrr^'en ist. 

g 191. Erachtet das \'envaltungsgericht vor der I Endentschei- 
dung noch eine Aufklärunf? über das Sachverhältuis lur nötig, so 
ist dieselbe durch eines seiner Mitglie<ler oder durch den Kreis- 
ansschuss vorzunehmen. 

§ 192. Ist die Berufung von dem Vorsitzenden des Kreis- 
ausschusses cinf^ele;zt (§ lör)), so entscheidet das Verwaltunirs- 
gericht zunächst über die Vorfrage, da das ötfentlidie Interesse 
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ffir beteiligt zu erachten sei. Nur insoweit dies angenommen wird, 
erfolgt eine Entscheidung in der Sache. 

§ 193. Die Bestimmung des § 192 findet entsprechende 
Anwendung, wenn Uber die Benifong von der Beadrkmgierang 

zn entscheiden ist 

§ 104. Auf das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichte 
linden die Vorschriften der §§ 146—149 und 154, sowie in den- 
jenigen streitigen Verwaltungssachen, in welchen das Verwaltungs- 
gericht in erster Instanz zu entsdieiden hat, anch die Vorschriften 
des S 144 gleichmassige Anwendung. Gegen die Entadieidung 
des Verwaltungsgerichts ist ein weiteres Rechtsmittel nicht zulässig:. 
Hinsichtlich des Verfahrens in Armen-Streitsachen verbleibt es bei 
den Vorschriften der §§ 47 tf. des Gesetzes vom 8. Mlirz 1S71. 

§ 195. Die Erhebung der Kosten und die Erstattung der 
baren Auslagen ftir das Veifahren in der Berufungsinstanz erfolgt 
nach den Vorschriften der 9% 162 and 163 mit der Massgabe, 
dass 1) die aufkommenden Kosten vorläufig zur Staatskasse ver- 
cinnnhüit worden; 2) das im § 162 bezeichnete Pauschquantnm 
aucli beim Ausfall der mündlichen Verhandinng zu erheben ist; 
8) der uuterliegenden Partei auch die von dem \'erwaltungsgerichte 
festzusetzenden Gebühren, welche die obsiegende Partei ihrem 
Bevollmftchtigten für Wahrnehmung der öffentlichen Sitzungen des 
Verwaltungsgerichts zu entrichten hat, zur Last zu legen sind; 
4) die Aufstellung des Tarifs den Ministern des Innern und der 
Justiz zusteht; '» » ein weiteres Kechtsmittei gegen die wegen Fest- 
setzung der Kosten ergangene Verfügung des Verwaltungsgeridits 
nicht stattfindet. 

§ 196. Die Kosten des Verwaltungsgerichts fidlen mit Aus- 
nalime der den gewählten Mitgliedern nach Massgabe des § 44 
des frcsetzes vom 8. "März 1871 (Gesotz-Sarnnil. S. 180) zu ^re- 
wi'ihrenden Entschädiguni-'OTi, welche der Provinziftlverliand aiifzu- 
brin*i:en hat, der Staatskasse zur Last Die Kreise Dranibnrg und 
Schievelbein werden in dieser Beziehung als zuui Provinzialver- 
bande ^on Pommern und die Altmark als zum Provinzialverbande 
von Sachsen g^Orig angesehen. Die Einnahmen des Ver^ altungs- 
^icrichts werden nach dein Verhältnisse der Kosten zwischen dem 
Provinzialverl)ande und dem Staate verteilt Krf^eben sich Über- 
schüsse, so werden dieselben dem Provinzialverbande zugewiesen. 

§ 197. Die Vollstreckung der Entscheidungen des Ver- 
waltungsgerichts erfolgt durch den Vorsitzenden des Kreisaus- 
Schusses nach den Vorschriften des § 165. Über Peschwerden ist 
von dem Verwaltungsgerichte Entscheidun? zu tretfen. 

§ 198. Im übrigen wird der ( leschäftsfjranjLr bei den Ver- 
waltungsgerichten durch ein Regulativ geordnet, welches die Mi- 
nister des Innern und der Justiz gemeinsam erlassen. 

§ 199. Alle deni gegenwärtigen Gesetze zuwiderlaufenden 
Be8tinnnnn;4( ri werden aufgehoben und treten mit Vorbehalt der 
Vorschriften der §§ 12, 185 und 186 mit dem 1. Januar 1874 
ausser Kraft. Die bisherigen kreisständischeu Kommissionen bleiben 
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l>is /.m anderweitigen Besclilussiuihme des Krei^ta^?es über ihren 
I ortbestand und ihre Zusammensetzung in Wirkbanikeit. 

§ 200. Der Minister des Innern ist mit der AusfDhnmg des 
gegenwärtigen Gesetzes beauftragt und erlSsst die hierzu erforder- 
Uchen Anordnungen und Instruktionen. 

Urkundlich unter ITnsoror Höchsteigenhfindigen Unterschrift 
und beigedruekteni Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin den 13. Dezember 1872. 

Wilhelm. 

Gr. V. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leoiihardt. 

Gamphansen. Falk. 

37. Anderweite Ordnung der Geschäftskreise 
mehrerer Ministerien. 1878 Aug. 7. 

Oaseti^aiiimtnnir 1879, 8. 25 f. 

Nach dem Bericht des Staatsministeriums vom 24. Juli d. J. 
genehmige Ich, dass 1) die Verwaltnnjj; der Domänen und Forsten 
von dem Finanzministeriuni auf das Älinidterium für die landwirt- 
Rcliaftlichen Angelejrenheiten, welches donmilchRt die liezeichnunji 
.»Ministerium für Landwirtschaft, Doniaiii ii und Forsten" zu füiuen 
hat, übergehe; 2) die Verwaltung der Angelegenheiten von Handel 
unil riewerbe von dem Ministerium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten getrennt und für dieselbe ein eigenes „Mini- 
sterium für Handel und Gewerbe" gebildet werde; 3) die Verwal- 
tung der übrigen bisher im Ministerium für Handel, (lewerbc und 
öflFentÜche Arbeiten vereinigten Verwaltungszwcige in diesem Mini- 
sterium, welches demnfldist die Bezeichnung „Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten'' zu ftthren hat» verbleibe. 

Mit der Ausführung dieses seiner Zeit durch die Gesetz- 
Sammlung zu veröfTentlirlrenden Erlasses sind der Minister für 
die landwirtschaftlichen An^^elegenheiten, der Minister für Handel, 
Gewerbe und ötfentliche Arbeiten und der Finanzminister beauftragt. 

Homburg v. d. Höhe den 7. August 1878. 

Im Allerhöchsten Auflra<re Seiner Majestät des Königs: 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Gr. zu Stolberg. Falk. v. Kanieke. Friedenthal. 
Gr. zu Eulenl)urg. Maybach. Hobrecht 
An das btaatsmiuisteriuui. 

38. Zuständigkeit des Finanzini lusters, des Mi- 
nisters fiir die landsvirtschaftliclioii Angelegenheiten 
und des Ministers für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Angelegenheiten. 1879 März 13. 

Gesotzsarami iin^r 1879, S. 123. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc 
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verordnen iiiii Zustiiiiiuuug beider Häuser des Landtages der 
Monarchie was folgt; 

1. Die gesetzliehen BestimmuDgen Aber die ZnstSttdigkeiten 
des RnenzminiBtcrs ^Ye^(len für den Bereich der Domänen* und 
Forst Verwaltung dahin aV>^'eändert. dass der Minister für Innrlwirt- 
schalt Domänen und Forsten an (iie Stelle des Finanzministers tritt. 

2. Die gesetzlichen Hesiaiüiiun^jjen über die Zuständigkeiten 
des Ministers für Handel Gewerbe und öffeutUche Arbeiten werden 
dahin abgeändert dass in Beziehung auf die Handels^ und Ge* 
werbe-Ängel ( u( nlieiten der Minister für Handel und Gewerbe, im 
librigen der Minister der öffentii^en Arbeiten an die SteUe des- 
selben tritt 

3. Dieses Gesetz tritt am l. April 1879 in Kraft 

Urkundlirh iintrr Unserer Höchsteigenliandigen Unterschrift 
und beigedruckt ein i\öniglichen Insicfjcl. 
Gegeben Berlin den 13. März 1879. 

Wilhelm. 

Gr. zu Stolberg. Leoohardt Falk. v. Kanieke. Friedenthal. 
T. Bilow. Hoimann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht 



39. Organisation der allgemeinen Laudes- 
verwaltung. 1880 Juli 26. 

GMeManmlttiig 1880, 8. 291— $18. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete 
verordnen mit Zustinunung beider HAuser des Landtages fOr den 
gesamten Umfimg der Monarchie, was folgt: 

Erster Titel. Grundlagen der Organisation. 

§ 1. Die \'erwaltungseinteilung des Staatsgebietes in Pro> 
vimeBt Begierungsbeorke und Kreise bleibt mit der Massgabe 
bestehen, dass die Stadt Berlin aus der Provinz Brandenburg 
ausscheidet und einen Verwaltungsbezirk für sich bildet. 

§ 2. In der Provinz Hannover bleiben die LAuddrosteibezirke 
als Regierungsbezirke bestehen. Die Abänderung der Kreis- und 
Amtseinteilung der Provinz Hannover erfolgt mittels besonderen 
Gesetzes. 

§ 3. Die Geschfifte der allgemeinen Landesverwaltung werden, 
soweit sie nicht anderen Behörden uberwiesen sind, unter Ober- 
leitung tler Minister in den Provinzen von den 01»eri)räsidenten, 
in (ieii Regierungsbe/-ui(en von den Regierungspräsidenten und 
den Regierungen, in den Kreisen von den Landräten geführt Die 
Oberprfisidenten, die Begierungspräsidenten und die Landrftte 
handeln innerhalb ihres Geschäftskreises selbständig unter voller 
liersönlicher Venmtwortlichkeit vorbehaltlich der kolle;^iaIischen 
Behandlung der durch die Gesetze bezeichneten Angelegenheiten. 
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§ 4. Zur Mitwirkung bei den Geschäften der allgemeinen 
L^ndesverwaltuntr nach näherer Vorsclirift der Gesetze bestehen 
für die Proviiiit um Amtssitze des Oberpräsidenten der Froviuzial- 
nt» Ar den Kegienmgsbezirk am AmtssitBe des Regieningspriai- 
deuten der Bezirksrat, fOr den Kreis am Amtssitze des Landrats 
der Kreisausschuss. In den Stadtkreisen, in welchen ein Kreis- 
ausschnss nicht Ix^'^teht, tritt die Stelle desselben in den durch 
die (iestjtzü vorgesehenen Fällen der Stadtausschnss. 

^ 5. In den liuhcnzoUemschen Landen tritt, soweit nicht 
die GMtze anderes besthnnen, an die Stelle des Oberprisidentea 
und des Provinmbats der zuständige Minister, an die Stelle des 
Kreises der Oberamtsbezirk, an die Stelle des Landrats der Ober- 
amtmann, SJ\ dio Stelle des Kreisausschnssps der Ai)it'^an<'?rhuss. 

§ 6. In liczug auf die amtliche JSteiiung, die Jktimnisse, 
die Zubtuudigkeit und das Verfahren der Verwaltuügäbeiiordea 
bleiben die bestehenden Vorschrillen in Kraft, soweit dieselbeit 
mchl durch das gegenwärtige Gresetz abgeändert werden. 

§ 7. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird nach näherer 
Vorschrift der Gesetze durch die Kreis- (Stadt-) Anssrhfisse. die 
Beziiksverwaltunprsr^erichte und durch das Oberverwaltungsgericht 
zu Berlin ausgeübt 

Zweiter TiteL Verwaltungsbehörden. 

I. Abschnitt. Provinzialbehörden. 

1. OborpriisKlent § 8. An der Spitze der Verwaltung 
der Provinz bteiii der Oberpräsideut Domselben wird ein Ober- 
prUsidialrat nnd die erforderliehe Anaahl von Riten nnd Hfllfs- 
arbeitem beigegeben, welche die Geschäfte nach seinen Anweisungen 
bearbeiten. Auch ist der Oberpräsident befugt, die Mitglieder der 
an soineni Amtssitz befindlirlien Rcf^ierunpr, sowie die dem Re- 
gierun^sprä-sidenten da.seil)st bei^ej^ebenen Beamten 18 Absatz 1) 
zur Bearbeitung der ihm überti'agenen Geschälte heranzuziehen. 

§ 9. Die SteUvertretnnp des Oberpräsidenten fai Fällen der 
Behinderung erfolgt, soweit sie nicht fQr einzelne Geschäftszweige 
durch besondere Vorschriften geordnet ist, durch den 01)erpr!Lsidial- 
rat. Pie -/ustfindigen Minister sind l>ofiigt, in besonderen Fällen 
eine andere Stellvertretung anzuonhieii. 

2. ProviüziairaL § 10. Der Proviuzialrat besteht aus dem 
Oberprindenten beziehungsweise dessen StidWertreter als Vor* 
sitaenden, ans einem von dem Minister des Innern auf die Dauer 
seines Hauptamtes am Sity.e dos Oberpra.' identen ernannten höheren 
Verwaltnngsbeamten beziehungsweise dessen Stellvertreter und aus 
fünf Mitgliedern, welche vom Provinziahiusschusse aus der Zahl 
der zum rroviuziailandtage wälilbaren Pro vinzialangehör igen ge- 
wiihlt werden. Pflr die letzteren werden in gleicher Weise fttnf 
Stellvertreter gewählt, ^'on der Wählbarkeit ausgeschlossen sind 
der OberprSaident, die Begierungsprasidenten, die Vorsteher König- 
in 
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lieber Polizei) >ehördeii, die Landräte und die Beamten des Pro- 
YinzialverbanUeä. 

§ 11. Die Wahl d^ Mitglieder des Provinzialrates und deren 
Stellvertreter ^olgt auf eeehe Jiüire. Jede Wahl verliert ihre 
Wirkung mit dem Aufhören einer der für die Wählbarkeit vor- 
gesrhrieltPTicn Bedingungen. Der Provinzinlaiisschuss hat darüber 
zu l)es€iiüessen, ob dieser Fall eingetreten ist. Gegen den Be- 
schluss des Proviuzialausschusses findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte statt Die Klage steht 
auch dem Vorsitzenden des Provinzialrates zu. Dieselbe hat keine 
aufschiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur Entscheidimg des 
Ober\'erwaltunj?sp:crichtes Ersatzwahlen nicht ^stattfinden. 

§ 12. Alle drei Jahre scheidet die If iltte der gewählten 
Mitglieder und Stellvertreter und zwai das erste Mal die nächst- 
grössere Zahl aus und wird durch neue Wahlen ersetzt Die Atis» 
scheidenden bleiben jedoch in allen Fällen bis zur Einführung der 
Ncugewählten in Thätigkeit Die das erste Mal Ausscheidenden 
werden durch das Los bestimmt. Die Ausscheidenden sind nieder 
wählbar. Für die im Laufe der Wahlperiode aussrlieirlenden Mit- 
glieder und Stellvertreter haben Ersatzwahlen statu uimdeu. Die 
Ersatzmfinner bleiben nur bis zum Ende desjenigen Zeitraimis in 
Thftti^eit, für welchen die Ausgeschiedenen gewählt waren. 

§ 13. Die gewählten Mitglieder und stellvertretenden Mit- 
glieder des Provinzialrates werden von dem Oberpräsidenten ver- 
eidigt und in ihre Stellen eingeführt Sie können aus Gründen, 
welciie die Entfernung eines Beamten aus seinem Amte rechtfer- 
tigen (§ 2 des Gesetzes vom 21. Jidi 1852 betreffend die Dienst- 
vergehen der nicht richterlichen Beamten, Gesetz-Samml. S. 465), 
im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden. 
Für das Disziplinarverfahren gelten die Vor^rlirifren des pjenannten 
Gesetzes niit folgenden Massgaben: Die Umleitung des Verfahrens 
sowie diu i:.ruennung des Untersuch ung^kouimissars und des Ver- 
treters der Staatsanwaltschaft erfolgt durch den Minister des Innern. 
Disziplinargericht ist das Plenum des Oberverwaltungsgerichts. 

§ 14. Der Provinziairat ist besrlilussfahig, wenn mit Ein- 
srhliiss des Vorsitzenden fünf MitgUeder anwesend sind. Die Be- 
schlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefasst Bei Stimmen- 
gleichheit giebt die Stimme des \'orsitzenden den Ausschlag. 

3. Generalkommissionen. § 15. Die Generalkommission fOr 
die Provinzen Pommern und Posen zu Stargard in Pommern wird 
aufgehoben. An die Stelle derselben tritt für die Provinz Pommern 
die für die Provinz Brandenburir ))ostehende Oeneralkommission. 
Für die Provinzen Ost- und Wcstjut iissen und Posen wird eine 
geniemsame Generalkommission gebildet. Die Generalkommission 
fSr die Provinz Hannover ftmgiert zugleich für die Provinz Schles- 
wig-Holstein. 

IL Abschnitt. Bezirksbehörden. 
1. Kegierungspräsident und Bezirksregierung. § 16. An die 



Digitized by Google 



89. OiganiMtioa der aUj;em«iDeii LaDd«67«rwaltaiig 1880. 261 

Spitze der Bezirksregiening am Sitze des Oberpräsidenteii tritt 
UDter Wegfall des Regierungsvizepräsidenteu ein Regierungspräsi- 
dent Der Oberprflsideiit ist fortan nicht mehr Präsident dieser 
Regienmg. 

§ 17. Die Regierungsabteilung des Innern wird aufgehoben. 
Die Geschäfte derselben werden, soweit nicht durch das gegen- 
wärtige Gesetz abweichende Bestinimiin^'en f^etroffen sind, von dem 
Eegierungspräsideutcu mit den der Regierung zustehenden Befug- 
nissen verwaltet 

§ 18. Dem Regiemngsprisidenten wird fttr die ihm per- 
sönlich übertragenen Angelegenheiten ein Oberregienmgsrat und 
die erforderliche Anzahl von Raten und Hnlfsarbeitem, von denen 
mindestens einer die Befähigung zum Richteramte haben muss, 
beigegeben, welche die Gescliäfte nach seinen Anweisungen bear- 
beiten. Diese Beamten kennen zug^eteh bei der Regierung be- 
schäftigt werden und nehmen an den Plenarberatungen derselben 
nach Massgabe der für die Regierungsmitglieder bestehenden Vor- 
schriften teil. Die Mitglieder der Regierung können von dem Re- 
gierungspräsidenten zur Bearbeitung der ihm übertragenen Ge- 
schäfte herangezogen werden. 

§ 19. Die Stellvertretung des Regierungspriaidenlen in Fällen 
der Behinderung erfolgt durch den Ihm beigegebenen Oberregie- 
rungsrat und, wenn auch dieser behindert ist, durch einen Ober- 
regierungsrat der Bezirksregiening. Die znständiijen Minister sind 
bdnigt, in besonderen Fällen eine andere Stellvertretung anzuordnen. 

§ 20. Die Geschäfte der Regierungen zu Stralsund und zu 
Sigmaringen, soweit sie zur ZustBnd^^t der RegierungsabteilunRen 
des Innern gehören, werden nach BCassgabe des § 17 von den 
Regierungspräsidenten verwaltet. Die Mitglieder der Regierung 
bearbeiten diese Geschäfte nach den Anweisungen des Präsidenten. 
Die Stellvertretung des Präsidenten in Fällen der Behinderung 
erfolgt durch ein von den zuständigen Ministern beauftiagtes Mit- 
glied der Regierang. 

§ 21. Bei den Regierungen zu Danzig, Erfurt Münster, 
Minden, Arnsberg, Coblenz, Cöln, Aachen und Trier tritt an die 
Stelle der Abteilung des Innern für die bisher von derselben be- 
arbeiteten Kirchen- und Öchulsachen eine Abteilung für Kirchen- 
und Schulwesen. 

§ 22. TH» landwirtschaftlichen Abteiinngen der Regierungen 
zu Königsberg und Marienwerder, sowie die bei den Regierungen 
der Provinzen Ost- und Westpreussen und zu Schleswig bestehen- 
den Spruchkollegien für die landwirtschaftlichen Angelegenheiten 
werden aufgehoben. Die Zuständiirkeiten dieser Behörden, sowie 
diejenigen der Abteilungen des Innern der Regierungen zu Guui- 
bimien, Danzig und Schleswig als Auseinandersetzungsbehfirden 
gehen auf Gemalkommissionen (§ 15) Aber. Bei der Regierung 
zu Wiesbaden tritt an die Stelle der Abteilung des Innern als 
Auseinandersetzungsbehörde ein Kollegium, welches aus dem Re- 
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gierungspräsiUeuten, dem für ilm luei-zu bestimmten Stellvertreter 
mid nündesteiis zwd Mit^edem besteht, von denen das eine die 

Befähigung zum Richteramte besitzen nnd der landwirtsduiftlielien 

Gewerbslehre kundifx sein, das andere die Befiihijmng zum Ökono 
miekonimissarins haben niuss. Von (licsptn Kollegium sind auch 
die Obliegenheiieii der Regierung iunäichüich der Güterkonsoli- 
datiouen wahizunehmen. 

§ 23. Der Regierunpprisident ist befugt, Beeddflsee der 
Regierung oder einer Abteilung derselben, mit weldien er nicht 
einverstanden ist. aiisspr Israft zu setzen und, sofern er den Auf- 
enthalt in der Saclie für nachteilifr erachtet, auf seine Verantwor- 
tun{^' anzuordnen, dass nach seiner Ansicht verfahren werde. An- 
dernfalls ist höliere Entscheidung einzuholen. Audi ist der Ke- 
giemngsprisidfint befngt, in den zur ZnstiiniglDnt der Regierung 
gehörigen Angelegenheiten an Stelle des Kollegiums unter persön- 
licher Verantwortlichkeit Verfügungen zu treffen, wenn er die 
Sache für eilbedürtrig oder im Falle seiner Anwesenheit an Ort 
und Stelle eine sofortige Anordnung für erforderlich erachtet. 

§ 24. In der Proviuz Hannover treten an die Steile der 
Landdroeteien und der Finanzdirektion sedis Regierungspriteidenten 
und Regierungen, welche gleidi dem Oberpräsidenten die Ver» 
waltung mit den Befugnissen und nach den Vorschriften führen, 
welche dafür in den übrigen Provinzen gelten, beziehungsweise in 
dem gegenwärtigen Oesetz gegeben snid. Welche der vorl)ezeiehneten 
Regierungen nach dem Vorbild der Regierung zu Stralsund zu 
organisieren sind, bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 

§ 25. Die Zuständigkeiten der Koosistorialbehörden in der 
Provinz Hannover in betrefl" des Schulwesens, sowie die kirchlichen 
Angelegenheiten, weiche bisher zum r;osrh;ift?kreise der katholischen 
Konsistorien zu Hildef?heim und Osnabrück gehörten, werden den 
Abteilungen lur Kirchen- und Schulwesen der betreffenden Re- 
gierungen flberviesen. Die genannten katholischen Konsistorien 
werden aufgehoben. 

§ 26. Den evangelischen Konsistorialbchörden in der Provinz 
Hannover verbleiben bis zur anderweitigen gesetzlichen Regelung 
in Kirch ensachen ihre bisherigen Zuständigkeiten. 

2. Bezirksrat § 27. Der Bezirksrat besteht aus dem Re- 
gieningsprfisidenten, beziehungsweise dessen Stellvertreter als Vor- 
sitsenden, aus einem von dem Minister des Innern auf die Dauer 
seines Hauptamtes am Sitze des Regierun gsprilsidenten ernannten 
höheren Verwaltungsbeamten, beziehungsweise dessen Stellvertreter 
und aus vier Mitgliedern, welche von dem Frovinzialaussciiusse 
aus der Zahl der zum Provinziallandtage wäldbaren Bezirksange- 
hörigen gewählt werden. FQr die letzteren werden in gleicher 
Weise vier Stellvertreter gewählt Von der Wfihlbarkeit ausge- 
schlossen sind der Oberi)räsident, die Regienmgspräsidenten, die 
Vorsteher Königlicher Polizeibehörden, die Landräte und die Be- 
amten des Provinzialverbaudes. Mitglieder des Provinziah^tes 
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können niclit Mitglieder des Bezirksrates sein. Im ühnV^cn finden 
auf die Wahlen, beziehüüj^&weiise die gewählten Miti^lieder und auf 
^ BesehliissflUiigkeit die Bestimmtuigen der §§ 11, 12, 13 und 
14 fliDogeinässe Anwendung. 

§ 28. In den Hoiien/.ollernschen Landen kommen in betreff 
des ^zirksrates die Hestininiun^ien des § 27 mit der Massg^abe 
ziir Anweudunjj;, dass die zu wälilenden Mit<rlieder von dem 
Landesausschubse aus der Zahl der zum Kommuuallaudta^e wähl- 
baren Angehörigen des LandeskommunalverbandeB gewfihlt werden. 
Der Regierungsprftsident, die Oberamtmänner und die Beamten 
des Landcskommnnalverbandes sind von der Wählbarkeit anage- 
schlossen. 

m. AbsdinitL Kreisbehörden. 

g 29. An der Spitze der Verwaltong des Kreiaea steht der 

Landrat Derselbe führt den Vorsitz im Kreisausschnsae. Im 
übri^'en wird die Zusammenaetsung des Kreisausscbusaea duieh 

die Kreisordnungen ^^ere^^elt. 

§ 30. Der Stadtausschuss l)esteht aus dem lUirgermeister, 
beziehungsweise dessen gesetzlichem Stellvertreter als ^ orsitzenden 
nnd vier Mitgliedern, welche vom Magistrate (kollegialiachen Ge- 
meindevorstande) aus seiner Mitte für die Dauer ihres Haupt- 
amtes pewiddt werden. Für Fülle der Behinderung sowohl des 
lUir^^eniieistors wie seines gesetzlichen Stellvertreters wäldt der 
Stadtaussclm.sö den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Derselbe be- 
darf der Bestätigung des Regier uugspräsideuteu, in dem Stadt- 
kreise Berlin des Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg. Der 
Vorsitzende oder ein Mitglied des Stadtausschusses muss zun 
Biditerarot oder zum iiöheren ^'erwaUungsdienst befähigt sein. 

§ 31. In Stadtkreisen, in denen der liürgermeister allein 
den (lemeindevorstand bildet, werden die ausser dem Vorsitzenden 
zu bestellendeu Mitglieder von der Gemeindevertretung aus der 
Zahl der Gemeindebfirger gewShlL Die Wahl erfolgt anf sechs 
Jahre. Alle drei Jahre sciieidet die Hälfte der gewählten Mit- 
glieder aus und wird durcl» neue Wahlen ersetzt. Die Aus- 
scheidenden bleiben jedoch in allen Fällen bis zur Kinfüluimg der 
neu (iewählten in Thätigkeit. Die das erste Mal Ausscheidenden 
werden durch das Los bestimmt. Die Ausscheidenden sind wieder 
wahlbar. Fftr die im Laufe der Wahlperiode ausschddenden Mit- 
glieder haben Ersatzwahlen stattzufinden. Die Ersatzmänner 
bleiben nur l)is zum Ende desjenigen Zeitraumes in Thäti^^K-eit, 
für welchen die Ausgeschiedenen gewäldt worden. Im übrigen 
gelten in betreff der AVählbarkeit, der Wahl, der Einführung und 
der \'ereidiguiig dei Mitglieder, sowie des \'erlustes ihrer Stellen 
unter einstweiliger Enthebung von denselben die fOr unbesoldete 
Magistratsmitglieder bestehenden gesetzlichen Vorschriften. 

§ 32. Die gewählten Mitglieder tlos Kreis (Stadt-) Aus- 
schusses können am Gründen, welche die Entfernung eines Be- 
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amtoD aas fieinem Amte reehtfertigen (§ 2 des Gesetzes vom 21. 

Juli 1852, beticlTend die Dienstvergehen der nicht richterlichen 
BentTifen), im Wege des Disziplinarverfahrens i!irer Stellen ent- 
hoben werden. Für das Diszipiinarverfaliren gelten die Vorschriften 
des genannten Gesetzes mit folgenden Massgaben: Die Einleitung 
des Verfahrens, sowie die Ernennung des Untersnchungskommissars 
effolgt durch den RegterongsprSsidenten. Die entscheidende Be- 
hörde erster Instanz ist das Bezirks verwaltungsgericht die ent- 
sclieiflende Behörde zweiter Instanz rhs Plenum des Ober\'erwal- 
tungsgerichts. Der Vertreter der btaat^anwaltschnft wird für die 
erste Instanz von dem Regierungspräsidenten, für die zweite In- 
stanz von dem Minister des Innern ernannt 

8 33. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss ist beschlnssfthig, wenn 
mit Einschluss des Vorsitzenden drei Mitglieder anwesend sind. 
Die Beschlüsse werflen nach Stimmenmehrbeit gcfasst. Ist eine 
gerade Zahl von Mitgliedern anwesend, so nimmt das dein Lebens- 
alter nach jüngste gewählte Mitglied an der Absümmung jnicht 
teil Dem Berichterstatter steht jedoch in allen Fällen Stimm- 
recht zu. 

IV. Absciiiiitt. Behörden für den Stadtkreis Berlin. 

§ 34. Der Obeqjräsident der rroviiiz Brandenburg ist zu- 
gleich Oberpräsident von Berlin. Ingleichen fun^eren das Pro- 
vinzialschulkoUegium, das Medizinalkollegium, die Generalkom- 
mission und die Direktion der Bentenbank für die Provinz Bran- 
denburg auch für den Stadtkreis Berlin. 

§ 35. An Stelle des Regierungspräsidenten führt der Ober- 
prfisident die Aufsicht des Staats Über die Verwaltmig der Ge- 
memdeangelegenheiten der Stadt Berhn. Auf welche Behörden 
die sonstigen Zuständigkeiten der Regiemngsabteüung des Innern 
zu Potsdun m betreff Berlins übergenen, vird durch KOnigiiche 
Verordnung bestimmt Im übrigen und soweit nicht sonst die 
Gesetze anderes bestimmen, tritt ftlr den Stadtkreis Berlin an die 
Stelle des Regierungspräsidenten der Polizeipräsident von Berhn. 

§ 36. An die Stelle des Provinzialrats tritt in den Fällen, 
in welchen derselbe in erster Instanz beschliesst, der Oberprfisi- 
dent, in den fibrigen FSllen der zuständige Minister. An die Stelle 
des Bezü-ksrats tritt, soweit nicht die Gesetze einzelne Zuständig- 
keiten desselben für Berlin anderen Behörden Übertragen, der 
Oberpräsident 

§ 37. In Angelegenheiten der kirchUchen Verwaltung tritt 
für den Stadtkreis Berlin an die Stelle der RegterungBabtoilnng 
für Kirchen- und Schulwesen der Polizeiprfisident Bezüglich der 
Verwaltung des landesherrlichen Patronats und des Schulwesens 
verbleibt es hei den liestehenden BestinuniiTi^fen. 

§ :>S. Die üebchäfte der direkten Steuerverwaltung werden 
au Stelle der Regierungsabteilung für direkte Steuern, Domänen 
und Forsten fBir den Stadtkreis Berlin von der „Dirdction ftr die 
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Verwaltung der direkten Steuern" wahrgenommen. Diese Behörde 
wird in betreff der Zustamligkeit in Disziplinarsachen den im § 24 
Nr. 2 des Gesetzes vum 21. Juli lb52, betreffend die Dienstver- 
gehen der nicht richterlidien Beamten etc, bezeichneten Provinzial- 
beh<^en ^eichgestellt 

§ 39. Die Hitglieder der nach § 24 des Gesetzes vom 

25^ ^ai 1878 (^es^tz-Samml. für 1873 S. 213) gebfldeten Bezirks- 
kommission für die klassifizierte Einkommensteuer werden von 
dem Blagistrate und der Stadtverordnetenversammlung in gemein-. 

Bchaftlicher Sitzung unter dem Vorsitze des Bürgermeisters gewählt 
^ 40. Für (li>joni'_'on Katcjorien der in Berlin angestellten 
Beamten, bezüglich deren nicht die Zuständigkeit einer anderen 
Behörde in Disziplinarsachen begründet ist, behält es bei den Be- 
stimmungen des § 25 des Gesetzes vom 21. Juli 1852 mit der 
Massgabe sein Bewenden, dass die Einleitung des Disziplinarv^* 
falirens sowie die Ernennung des Untersuchungskommissars und 
des Vertreters des Stnatsanwalts für die erste Instanz dem Ober- 
präsidenten von Berlin zusteht. 

Dritter TiteL Verfahren. 
1. Abschnitt Allgemeine Vorschriften. 

§ 41. Gegen Verfügungen (Bescheide» Beschlüsse) der Ver-* 
waltungsbehörden findet die Beschwerde an die vorgesetzten Ver- 
waltung^sbehörden nach näherer Bestinimung der ne«iotve statt 
Die Beschwerde ist ausgeschlossen, soweit die Klage oder der 
Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsstreitverfiahren 
zugekssen ist, vorbehaltlich der Bestimmungen der §§ 03 if. dieses 
Gesetzes. Unberfihrt bleibt in allen Fällen die Befugnis der staat- 
lichen Aulsiehtsbefaörden innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständig- 
keit, \VT fr) Jungen und Anordnungen df^r iiarhi^'eordneten Behörden 
ausser Krait zu setzen oder diese Behörden mit Anweisungen zu 
versehen. 

§ 42. Wo die Gesetze für die Anbringung der Beschwerde 
gegen Beschlüsse des Provinzialrates, des Bezirksrates oder des 
Kreis- (Stadt-) Ausschusses oder der Klage, beziehungsweise des 
Antrages auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsstreitverlidii en 
eine andere als eine zweiwöchenthche Frist vorschreiben, beträgt 
die Frist fortan zwei Wochen. Das Gleiche gilt von den im § 11 
des Gesetzes vom 14. August 1876, betreffend die Verwaltung der 
den Gemeinden und öffentlichen Anstalten gehörigen Holzungen 
in den Provinzen Preussen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schle- 
sien und Sachsen (Gesetz-Sanjnd. S. 373) und im § 91 des Ge- 
setzes vom 1. April 1879, betretiend die Bildung von Wasser- 
genossenschaften (Gesetz-Samml. S. 297) vorgeschriebenen Fristen. 

§ 43. Die Fristen für die Anbringung der Beschwerde sowie 
der Klage, beziehungsweise des Antrags auf mflndliche Verhand- 
lung im Verwaltungsstreitver&hren sind prSklusivisch und beginnen, 
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sofern nicht die GcRetze anderes vorschreiben, mit der Zustellung 
der Verfü^ning, des Bescheides oder des Bescldusses. Der Tag 
der Zustellung wird nicht mitgerechnet Im (ihrigen sind für die 
Beredmimg der Fristen die Mrgeriidieii Progooogooctao masB- 
gehend. Besttg^ch der Beschwerde kann die angerufene BeliOrde 
in Fällen unverschuldeter Fristvenälimiing Wiedereinsetzong in 
den vorigen Stand jrewäliren. 

§ 44, Die Ani)rinf^un^' dor BesrJiwerde sowie der Klafje, 
beziehungsweise des Antrags auf mündliche Verhandlung im Ver- 
waltungsstreitver&hren hat, sofern nicht die Gesetze anderes vor- 
sdhreiben, aufschielK?nde Wirkung. Verfügungen, Bescheide und 
Beschlüsse können jedoch, auch wenn dieselben mit der Bescli werde 
oder mit der Klapje, beziehungsweise dem Antrag auf mündliche 
Verhandlung im S'erwaltungsstreitverfahren angefochten sind, zur 
Ausführung gebracht werden, sofern letztere nach dem Ermessen 
der Behörde ohne Nachteil fllr das Gemeinwesen nieht ausgesetzt 
bleiben kann, vorbehaltlich der Bestimmnng im § 69 Absatz 3 
dieses Gesetzes. 

n. Abschnitt Besehlnssverfohren. 

1. Eingangsbestimmung. § 45. Für das Verfahren des Pro- 
vinzialrats nnd des Bezirksrats, sowie des Kreis- (Stadt>) Ans- 
sdrasses in allen Angelegenheiten der allgemdnen Landesverwal- 
tnng, welche nicht im Verwaltungsstreitver&hren zu erledigen sind, 
gelten die nachfolgenden Bestimmungen. 

2. örtliche Zuständigkeit. 4<). Die nrtliche Zuständigkeit 
der im ^ 45 bezeiclmeten Behörden bestimmt sicli wie folgt: Zu- 
stlndig in erster Instanz ist: 1. fBr Besdriflsse, welche sieh auf 
Grundikficke beziehen, die Behörde der belegenen Sache; 2. für 
alle sonstigen Fälle die Behörde desjenigen Bezirks (Kreis, Re- 
gierungsbezirk, Provinz), in welchem die I'erson wohnt oder die 
Korporation ihren Sitz hat, auf deren Angelegenheit sich die Be- 
schlussfassung bezieht, und wenn die Korporation ihren Sitz ausser- 
halb Aires ritaimlidien Bezirks hat, diejenige Behörde, welcher der 
letztere angehört 

§ 47. Sind die Grundstücke in mehreren Bezirken belegen 
oder ist es zweifelhaft, zu welchem Bezirke sie gehören, so wird 
die zuständige Behörde durch den Regierungsprüsidenten, den 
Oberprübidenten oder den Minister des Innern bestimmt, je nach- 
dem die betreffenden Bezirke demselben Regtemngsbezine, der- 
selben Provinz, aber verschiedeneo Begierangsbezirken oder ver- 
schiedenen Provinzen angehören. Dasselbe findet statt, wenn die 
Personen oder Korporationen, deren Angelegenheit den (Gegenstand 
der Beschlussfassung bildet, in mehreren Bezirken wohnen oder 
ihren Sitz haben. 

§ 48. Ist bei einer Angelegenheit, wdche den Gegenstand 
der Beschlussfassung des Kreis- (Stadt-) Ausschusses bildet, die 
betreffionde KreiskoipoFation (Stadtgemeinde) als solche beteiligt» 
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so wird von dein Kegierungspräsidenteu, für Berlin von dem 
Oberprasideotcn, eiü anderer Kreis- oder Stadtausschuss mit der 
BeacfaltiBsfiiBsiing beauftragt 

3. Geschiftsgang. § 49. Der Vorsitzende foemft das Kolle- 
gium, leitet und beaufsichtigt den Geschfiftsgang und sorgt für 
die proüipte Erledigiin^r der ( rpsrhüftf». Er ) »ereilet die Beschlüsse 
der lieliiirde vor «ntl trägt für deren Ausfülirung Sorge. Er ver- 
tritt die lieliörde naeli aussen, verhandelt namens derselben mit 
anderen Behörden und ndt Privatpenoneii, fillirt den Sehfiftweehsel 
und zeichnet alle Scliriftstücke namens der Behörde. 

§ 50, Der Vorsitzende des Kreis- (Stadt-) Ausschusses ist 
l>pftigt, in Fällen, welche keinen Aufschub zulassen oder in welchen 
das Sach- und Rechtsverhältnis klar liegt und die Zustimmung 
des Kollegiums nicht im Gesetz ausdrücklich als erforderlich be- 
zeklmet ik, namens der Behörde Verfügungen zu erlassen und 
Bescheide zu erteilen. Die gleiche Belugnis steht dem Vorsitzen* 
den des Bezirksrates und des Provinzialrates mit der Massgabe 
zu, dass eine Abänderung der durch Beschworfle nngefoHitenen 
Beschlüsse des Kreis- (Stadt-) Ausschusses, bezieliungsweise des 
Bezirksrates nur unter Zuziehung des Ktülegiuuis erfolgen darl 
In dm auf Grund der vorstellenden Bestimmungen erlassenen 
Verfilgungen und Bescheiden ist den Beteiligten zu eröffnen, dass 
sie befugt seien, innerhalb zwei Wochen gegen die Verfügung, be- 
ziehun^^'s weise den Besclieid f'inspruch /u erheben und aui Be- 
schlussiassung durch das Kollegium anzutragen. Wird kein Ein- 
spruch erhoben, so gilt die Verfügung, beziehungsweise der Be- 
scheid vom Tage der Zustellung ab als Besdilnas des Kollegiums. 
Auf den Einspruch finden die nach den §§ 43 und 44 ffr die 
Beschwerde geltenden Bestimmungen Anwendung. Der Vorsitzende 
hat dem KolloiriiHn von allen im NanicTi desselben erlassenen 
A'erfügungen und erteilten Bescheiden nachträglich Mitteilung za 
machen. 

§ 51. An den Verhandlnngen des ProvintialntoB und des 
Beoinaralies kdnnen die stellvertnkenden ernannten Mit^ieder mit 

beratender Stimme teilnehmen. In gleicher Weise kann unter 
Zustimmung des Kollegiums dif^ Zuziehung technischer und d»T 
dem Oberpräsidenten, beziehungsweise dem Begierungspräsidenten 
beigegebenen Beamten erfolgen. 

§ 62. Die Behörden fassen ihre Besdiltlsse auf Grund der 
verhandelten Akten, sofern nicht das Gesetz ausdrücklich münd- 
liche Verhandlung vorschreibt Die Behörden sind befugt, auch 
in anderen, als in den im Gesetze ausdrücklich bezeichneten An- 
gelegenheiten die Beteiligten, beziehungsweise deren mit Vollmacht 
versehene Vertreter behu£s AufliJärung des Sachverhalts zur münd- 
lichen Veriumdlusg vorzuladeB. In betreff der mfindttchen Ver* 
handlung finden die Vorscfaäten der §§ 39, 41 bis 43 und 45 
des Gesetzes vom 3. JuH 1875 sinngemässe Anwendung. 

§ 53. Betrifft der Gegenstand der Verhandlung etnzeUie 
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Mitglieder der Behörde oder deren Verwandte und \'erschwägerte 
in auf- und absteigender Linie oder bis zum dritten Grade der 
Seitenlinie, so dürfen dieselben an der Beratung und Abstimmung 
nicht teilnehmen. Ebensowenig darf ein Mitglied bei der Be- 
ratung und BesdüuBS&ssnng Aber solche Angelegenheiten mit- 
wirken, in welchen os in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein 
Gutachten abgegeben hat oder als Geschäftsführer, Beauftragter 
oder in anderer als öffentlicher Stellung thätig gewesen ist. 

§ 64. Wird infolge des gleichzeitigen Ausscheidens mehrerer 
Mitglieder gemfiss § 53 eine der im § 45 beaeichneten BehArden 
bcschlussunrahig und kann die Beschlussföhigkeit auch nidit durch 
Einberufung unbetcih>ter Stollvortreter hergestellt werden, so wird 
von dem Regierungspräsidenten, beziehungsweise Oberpräsidenten 
oder Minister des Innern, je nachdem es sich um einen Kjeis- 
(Stadt-) Ausschuss, Bezirksrat oder Provinzialrat handelt, ein 
anderer Kreis- oder Stadtansschufls, Beairksrat oder Provinzialrat 
mit der Beschlussfiissung beauftragt. 

§ 55. Gegen die Beschlüsse des Kreis- (Stadt-) Ausschusses 
findet innerhalb zwei Wochen die Beschwerde an den Bezirksrat, 
gegen die in erster Instanz ergehenden Beschlüsse des ßezirks- 
rates innerhalb gleicher Frist cUe B^chwerde an den Provinzial- 
rat statt, sofern nidit nach ausdrflddidier Vorschrift des Gesetzes 
1) die Beschlüsse endgültig sind, 2) die Besdünss&ssnng Aber 
die Beschwerde anderen Behörden übertragen ist Die auf Be- 
schwerden gefassten Beschlüsse des Bezirksrates und des Provinzial- 
rates sind endgültig. Die in erster Instanz gefassten Beschlüsse 
des Provinzialrates sind endgültig, sofern das Gesetz nicht aus- 
drOddidi die Beschwerde an die Minister snttsst Die vorstehenden 
Bestimmungen finden auf die nach Massgabe der Gesetze von dem 
T.andrate unter Zustimmung des Kreisausschusses, von dem Be- 
gierungspräsidenten unter Zustimmung des Bezirksrates, beziehungs- 
weise von dem Oberpräsidenten unter Zustimmung des Provinzial- 
rates gefassten Beschlüsse entsprechende Anwendung. 

g 56. Die Beschwerde ist in den Ftilen des § 55 bei der- 
jenigen Behörde, gegen deren Beschluss sie gerichtet ist, anzu- 
bringen. Der Vorsitzende i)rüft, ob das Rechtsmittel rechtzeitig 
angebracht ist. Ist die Frist versäumt, so weist der Vorsitzende 
das Rechtsuiittel ohne weiteres durch einen mit Gründen ver- 
sehenen Bescheid zurück. In demselben ist dem Beschwerdeführer 
zu erOfihen, dass ihm innerhalb zwei Wodien die Beschwerde an 
diejenige Behörde zustehe, welche zur Beschlussfassung in der 
Sache berufen ist, widrigenfalls es bei dem Bescheide verbleibe. 
Ist die Frist gewahrt uncl ist eine ()ogen])artei vorhanden, so wird 
die Beschwerdeschrift mit ihren Anlagen zunächst dieser zur schrift- 
lichen Gegenerklärung innerlialb zwei Wochen zugefertigt Ab- 
schrift der eingegangenen Gegenerklärung erhalt der Besäiwerde- 
führer. Zur näheren Begründung der Beschwerde sowie zur 
Gegenerklftrung kann in nicht sdüeunigen Sachen eine ange- 
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messene, der Regel nnch nicht über zwei Wochen zu erstn r] ( tule 
Nachfrist gewährt weriieii. Hierauf werden die VerlianUlungen 
mittelst Berichtes derjenigen Beliörde eingereicht, welcher die Be- 
schlussfiissung Aber die Beschwerde zmteht Wird die Beschwerde 
der Vorschrift des ersten Absatzes zuwider bei deijenigen Behörde 
angebracht, welche zur Bcschlussfassung darüber zuständig ist, so 
hat diese Behörde die Bo?chwerdeschrift an dio im Absatz 1 lie- 
zeichnete Behörde abzugelien, ohne dass dem Beschwerddührer 
die Zwischenzeit auf die Frist anzureclinen iät 

§ 57. Die Einlegung der Beschwerde steht in den Fftlleii 
des § 55 aus Gründen des öffentlichen Interesses auch den Vor- 
sitzoiden der Behörden zu. Will der Vorsitzende von dieser Be- 
fugnis Gobranrli machen, SO hat er dies dein Kollegium sofort 
mitzuteilen. Die Zustellung des Beschlusses bleibt in diesem Falle 
einstweilen, jedoch längstens drei Tage ausgesetzt Sie erfolgt mit 
der ErOihung, dass im (Mfentliehra Interesse die Beschwerde ein- 
gelegt worden sei. Ist die Zustellung ohne diese Eröffnung er* 
folgt, so gilt die Beschwerde als zurückgenoniinen. Die Grilnde 
der Beschwerde sind den Beteiligten zur scliriftlichen Erklärung 
innerhalb zwei Wochen mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist sind 
die Verhandlungen der Behörde einzureichen, welcher die Beschhiss- 
fiissung Aber die Beschwerde zusteht Eine vorläufige Vollstreckung 
des mit der Beschwerde angefochtenen Beschlusses (§ 44) ist in 
diesen Fällen ausp^cscldossen. 

§ 58. Die dienstliche Aufsicht über die Geschäftsführung 
des Kreis- (Stadt-) Ausschusses wird von dem Regienmgspräsi- 
denten, in BerUn von dem Oberpräsidenten, die Aufsicht über die 
GeschSftsfBhrung des Bezirksrates von dem Oberprftsidenten, die 
Aufsicht über die Geschäftsführung des Provinziiurates von dem 
Minister des Innern geführt. Vorstellungen gegen die gescbSft- 
lirhcn Aufsichtsverfüguniren des Epinerungsprrisidenton untcrliejren 
der endgültigen Beschlusstassuiig des Bezirksmtps. Vorstellungen 
gegen die Aufeichtsverfügungeu des Oberpräüidüiiten der end- 
gültigen Bescidussfiissuttg des Piovinzialrates. Die Aufsichts- 
bcidrden sind zur Vornahme allgemeiner Geschäftsrevisionen befugt 

§ 59. Die im § 45 bezeichneten Behörden haben sich gegen- 
seitig Rechtshfilfe zu leisten. Sie haben flen ^.r^srli-iftlichen Auf- 
trägen und Atnveisungen der ilmeu im Instauzeuzuge vorgesetzten 
Behörden Folge zu leisten. 

§ 60. Der Oberprflsideat kann eudgOlti^e Besehlflsse des 
Provinziahntes, der Regierungspräsident endgöltige Beschlfisse des 
Bezirksrates und der Landrat, beziehungsweise der Vorsitzende 
des Kreis- (Stadt ) Ausschusses endjn'iltip'e Beschlüsse dieser Be- 
hörde mit aufscliiebender Wirkung' anfechten, wenn die Beschlüsse 
die Befugnisse der Behörde überschreiten oder die Gesetze ver- 
letzen. Die Anfechtung erfolgt mittelst KUge im Verwaltungs- 
streitverfahren. Zuständig in erster Instanz ist, wenn die Kl^ie 
gegen den Kreis» (Stadt-) Ausschuss gerichtet ist, das Bezirksver- 
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waltungsgericht in den übrigen Fallen das OberverwaltuugsgericliL 
Die Behörde, deren Beschluss angefochten wird, ist befugt, zur 
Wahroehmnng ihrer Rechte in dem Verwaltnngsstreitverfiüiren diieii 
beBonderen Vertreter zu wfihl^ 

§ 61. Soweit Geschäftsgang und Verfahren des Provinzial- 
i;jtov, des Bezirksrates und des Kreis- (Stnfit-) Ausschusses nicht 
durch die vorstehenden oder durch besoiulere gesetzliche Bestim- 
mungen geregelt sind, werden dieselben durch Regulative geordnet, 
wf^CM der Minister des Innera erläset 

in. Abschnitt. Verwaltungsstreitverfahren. 

♦Vj' In allen dem Kreis- (Stadt-) Ausschusse überwiesenen 
Angelegenheiten, in welchen die Gesetze von der Entscheidung in 
streitigen Verwaltungssachen oder von der Erledigung der Ange- 
legenheit im StreitverfiUiren oder durch Endorteil oder von der 
KJage bei dem Kreis- (Stadt-) Aussdiusse sprechen, veriUut diese 
Behörde als Verwaltungsgericht nach Massgnbe des Gesetzes vom 
8. Juli 1875, betreifend die Verfassung der Verwaltnngsgeru^te 
und das VerwaltungsstreitverÜBdureo. 

Vierter Titel. Rechtsmittel gegen polizeiliche 

Verfügungen. 

§ 63. Gegen polizeiliche Verfügongen der Orts- und Kreis- 
polizei hebörden lindet, soweit das Gesetz nicht ausdrücklich anderes 
bestimmt, die Beschwerde statt imd zwar: a) gegen die \'erfilgungen 
der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer zu einem 
I^dkreise gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis zn 10000 
Emwohnem betrSgt, an den Landrat und gegen dessen Bescheid 
an den Regierungspräsidenten; b) gegen die VerfQgnngen der 
Ortspolizeibehörden eines StadtkreiseR. mit Ausnahme von Berlin, 
einer zu einem Landkreise gehörigen Stadt mit mehr als liiodii 
Einwohnern oder des Landrates an den Regierungspräsidenten und 
gegen dessen Bescheid an den Oberpräsidenten ; c) gegen ortspoli* 
zeiliche Verfügungen in Berlin an den OberprSsidentra. 

Gegen den in letzter Instanz ergangenen Bescheid des Re- 
gicrungsprasidf'iiten, beziehungsweise fies Oberprftsidenten findet die 
Klage bei dem ObeiTerwaltun??sf?erichte statt 

Die Klage kann nur darauf gestützt werden, 1)^ dass der 
angefochtene Bescheid durch Nichtanwendung oder unrichtige An- 
wendung des bestdiendem Rechts, hisbesondere aueh der von den 
Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen Verordnungen 
den Kläger in seinen Reichten verletze; 2) dass die thatsiichlichen 
Voraussetzungen nicht vorhanden seien, welche die Polizeibehörde 
zum Erlasse der Verfügung berechtigt haben würden. 

Die Prüfung der Gesetzmässigkeit der angefochtenen polizei- 
lichen VerfUgong erstreckt sich auch auf dicgenigen Fälle, in 
welchen bisher nach § 2 des Gesetzes vom 11. Mai 1842 (Gesetz- 
SammL S. Id2) der ordentliche Rechtsweg znlissig war. Die 
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Eiit«^( lieiduDg ist endgültig imbefichadet aller piiTatrechtlichen Yer- 

häitmsäe. 

§ 64. An Stelle der Beschwenie an den Landrat, beziehungs- 
weise den Kegicrungsprisidenten (§ 63) findet die Klage statt 
und zwar: a) gegen die Verfttgniigeii der Ortspolizeibehdrden auf 
• dem I^inde oder einer 7a\ e'mrm T^mdkreise gehörigen Stadt, 
deren Einwohnerzahl bis zu 10 000 Kinwohnem betn'i'-'t, bei dorn 
Kreisausschusse; b) pcfzen die Verfügungen des I^andiiircs oder 
der Ortüpolizeibehörden eines Stadtkreises oder einer zu einem 
Landkreise gehörigen Stadt mit mehr als 1(^000 Einwohnern bei 
dem ßezirksverwaltimgiBgeridite. Die Klage kann nur auf die 
gleichen Behauptungen gestützt werden, wie die lüaga bei dem 
Ober\'erwaltungK[?on^^hte f§ r>3 Absatz H und 4). 

§ 65. Die Beschwerde im Falle des § 63 Absatz 1 und die 
Klage iui Falle des § 64 sind bei deijeuigen Behörde anzubringen, 
gegen deren Verfügung sie geriditet sind. Die BehOrde, bei 
wächer die Beschwerde oder Klage angebracht ist, hat diesdbe 
an diejenige Behörde abzugeben, welche darüber zu beschliessen 
(nlor zu entscheiden hat Der Besrlnvorfloführer, bezieluingsweise 
Klarer ist hiervon in Kenntnis zu setzi u. Die Frist zur Kin- 
leguug der Beschwerde und zur Anbringung der Klage gegen die 
l>oliz^cfae Verfügung, sowie gegen den auf Beschwerde ergangenen 
Bescheid beträgt zwei Wochen. Die Anbringung des einen Rechts* 
mittels schliesst das andere aus. Ist die Schrift, mittelst deren 
das Rechtsmittel angebracht wird, nicht als Klage bezeicbnet oder 
enthiüt diesfllie nicht ausdrücklich den Antrag auf Eiitsdieidung 
im Verwaltungiiötreitveiialiren, so gilt dieselbe als Beschwerde. 
Bei g^eichzdtiger Anbringung beider Beditandttd ist nnr der Be- 
schwerde Fortgang zu geben. Das hiemach unzulässigerweise 
angebrachte Rechtsmittel ist durch Verfügung der im Absatz 1 
be5?eichneten Behörde zurückzuweisen. Gegen die :^nnirkweisende 
Verfügung fiinlet innerhalb zwei Wochen die IJescliwerde an das 
zur Entscheidung auf die Klage berufene Verwaltungsgericht statt 
Wird die Beschworde oder Klage der Vorschrift des ersten Ab- 
satzes zuwider bei derjenigen Behörde angebracht, welche zur 
Beschlussfassung oder Entscheidung darüber zuständig ist, so hat 
die-^e T^eh^rde das Schriftstück an die im Absatz 1 bezeichnete 
Beliurde al)zugeben, ohiie dass dem Beschwei (icffihrpr, beziehungs- 
weise Kläger die Zwischenzeit auf die Frist auzuiechnen ist 

§ 66, Gegen polizeificlie Verfügungen des Regiemngsprä- 
sidenten findet innerhidb zwei Wochen die Beschwerde an den 
Oberpräsidenten und gegen den vom Oberpräsidenten auf die Be- 
schwerde erlassenen Bescheid innerhalb gleicher Frist die Kla^e 
bei dem überverwaltnngsgerichte nach Massgabe der Beijtiiiiii)iinir*Mi 
des § 63 Absati: 3 und 4 statt Gegen polizeiliche Verlugungea 
des Begiernngspräsidenten in Sigmaringen findet innerhalb zwei 
Wochoi unmittelbar die Klage bei dem Obmerwaltongsgeridite 
statt Gegen die Landesverweisung steht Personen, welche nicht 
Reichsangebörige sind, die Kkge nicht zu. 
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§ 67. Der § 6 des Gesetzes vom 11. Mai 184'^ ^Oesetz- 
Samml. S. 192) findet auch Auwendung, wenn eine poh/.eiliche 
Verfügung im Verwaltimgsstreitverfiüireii durch rechtskräftiges End- 
arteil aufgehoben worden ist 

Fünfter Titel. Zwan jrsbefugnisse. 

§ 68. Der Regieriiii;^ in a.sulent, der Landrat, die Ortspolizei- 
behörde und der Gemeinde- (Guts-) Vorsteher (-Vorstand) sind 
berechtigt, die von ihnen in Ansttbung der obrigkeitlichen Gewalt 
getroffenen, durch ihre gesetzlichen Befugnisse gerechtfertigten 
Anordnungen durch Anwendung folgender Zwangsmittel durch- 
zusetzen. 

1) Die Behörde hat, sofern es tliunlit Ii ist, die zu erzwingende 
Handlung durch einen Dritten ausführen zu lassen und den 
vorläufig zu bestimmenden Kostenbetrag im Zwangswege \on 
den Verpflichteten einzuziehen. 

2) Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten 
geleistet werden — oder steht es fest, dass der ^'erpflichtete 
nicht im stände ist. die aus der Ausführung durch einen 
Dritten entstehenden Kosten zu tragen — oder soll eine 
Unterlassung erzwungen werden, so sind die Behörden be- 
rechtigt» Geldstrafen anzudrohen und festzusetzen und zwar: 
a) die Gemeinde- (Guts-s Vorsteher bi> nr Ilölie von fünf 
M?^rk; b) die Ortspolizeibehörden und die städtischen Ge- 
meindevorsteher (-Vorstünde) in einem Landkreise bis zur 
Höhe von sechzig Mark; c) die Laudräte sowie die Polizei- 
behörden und Gemeindevorsteher (-Vorstfinde) in einem Stadt- 
kreise bis zur Hohe von einhundertnndftn&ig Mark; d) der 
HegierungspriBident bis zur Höhe von dreihundert Mark. 
Gleichzeitig ist nach Massgabe der 29 des Rtraf-iesetz- 
buchs für das Deutsche Reich die Dauer der Haft festzu- 
setzen, welche für den Fall des Unveruiögeui» an die Stelle der 
Geldstrafe treten soll. Der Höchstbetrag dieser Haft ist in den 
FUlen zu a ^ ein Tag, zu b » eine Woche, zu c zwei 
Wochen, zu d =>» vier Wochen. Der Ausfühnmg durch einen 
Dritten (Nr. 1 ), sowie der Festsetzung eine?- Strnfo (Nr. 2) muss 
immer eine schriftliche And rolumg vorhergehen; in dieser ist, 
sofern eine Handlung erzwungen werden soll, die Frist zu be- 
stimmen, innerhalb welcher die Ausführung gefordert winL 

3) Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet werden, wenn die 
Anordnung ohne einen solchen unausführbar ist 

§ 69. Gegen die Androhung eines Zwangsmittels tiii l' ii 
dieselben Rechtsmittel statt wie gegen die Anordnungen, um dereu 
Durchsetzung es sich handelt Die Rechtsmittel erstredteo sidi 
zugleich auf diese Anordnungen, sofern dieselben nidit bereits 
Gegenstand eines besonderen Beschwerde- oder Verwaltungsstreit- 
vemhrens geworden sind. 

Gegen die Festsetzung und Ausführung dnes Zwangsmittels 
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findet in allon Ffdlen nur die Beschwerde im Aufsacbtswege innere 
halb zwei Wo« heu statt 

Haflstratcn, welche an Stelle einer Geldstrafe nach ^ ö8 Nr. 2 
festgesetzt sind, dflrfen vor ergangener endgültiger BescUuss&ssung 
oder rechtsMItiger Entscheidung auf das räigelegte Rechtamittel, 
beziehungs^veise vor Ablauf der zur Einlegung desselben bestimmten 
Frißt nicht vollstreckt werden. 

§ 70. Die Hestimmungen des go«;en\värtigen und des vierten 
Titels finden sinngemäßes Anwendung auf die besonderen Beamten 
und Organe, welche zur Beaufsichtigung der Fischerei vom Staate 
bestellt smd (§ 46 des Fischereigesetzes vom 30. Mai 1874, Ge- 
setz-Samml. S. 197). Bei den Vorschriften des § 6 des Gesetzes 
zur Al)^\pbr mid rnterdrnckung von Viehseuchen vom 25. Juni 1875 
(Gesetz-Saiiiiiil. S, 30()! !»phült es mit der Massgabe sein Bewenden, 
dass die Klage im \ erwakuugsstreitvcrfiahren innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen anzubringen ist 

§ 71. Gegen die Androhung eines Zwangsmittels seitens der 
Kommissarien für die bischöfliche \'eniiögensverwaltung (Gesetz 
vom 13. Februar 1878. Oc^ctz-Suiimil. S. 87) findet innerhalb zwei 
Wochen die Beschwerde an den ()))eri)r8sidenten und gegen den 
von dem Oberpräsidenten auf die Bescliwerde erlassenen Bescheid 
innerhalb gleicher Frist die IChge bei dem Oberverwaltungsgerichte 
nach Massgabe der Bestimmungen des § 63 Absatz 3 und 4 statt 
Gegen die Fe.stsetzung und Ausffihrung des Zwangsmittels findet 
nur die Beschwerde im Aufsichtswege innerhalb zwei Wochen statt 

Sechster Titel. Folizeiverordnungsrecht 

§ 72. Soweit die Gesetze ausdrücklich auf den Erhiss be- 
sonderer polizeilicher Vorschriften (Verordnungen, Anordnungen^ 

Re^ements etc) durch die Centralbehörden verweisen, sind die 
Minister befuj;!, innerhalb ihres Ressorts dergleichen Vorsclunften 
für den ganzen Umfang der Monarchie oder für einzelne Teile 
derselben zu erlassen und gegen die Nichtbefolgung dieser Vor- 
schriften Geldstrafen bis zum Betrage von einhundert Mark an- 
zudrohen. 

Die ^deiche Befugnis steht zu: 1) dem Minister der öffent- 
lichen Arhciten in Ijetreff der tnicitietnngon der Vorschriften der 
Eisenbalinpolizeireglements: 2) dem Minister für Handel und Ge- 
werbe in betreff" der zur Regelung der Strom-, Sciiillahrts- und 
Uafenpolizei zu erlassenden Vorschriften, sofern dieselben sich über 
das Gebiet emer einzelnen Provinz hinaus erstrecken sollen. 

Zum Erlasse der im 367 Nr. 5 des Strafgesetzbuchs fftr 
das Deutsche Reich gedachten Verordnungen sind auch die zu- 
ständigen Minister befu«^, 

§ 73. Der Oberpräsident ist befugt, gemäss 6, 12 und 
15 des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(Gesetz-Samml. S. 265), beziehungsweise der §§ 6, 12 und 13 der 
Verordnung vom 20. September 1867 (Gesetz-Samml. S. 1529) 

▲Itmsaa» ürkk. s. bfMidb.«pNBM. V«ftM«i|H«ieli. II. 18 
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und fies Lauonburgischen (losotzes vom 7. Januar 1870 (Offizielles 
Wochenl)latt S. Kl) für mehrere Kreise, sofern dieselben verschie- 
denen Regierungsbezirken angehören, für mehr als einen Regie- 
rnngsbessürk oder fOr den Umfang der ganzen Provinz gültige 
Polizeivorschriften zu erlassen und gegen die Nichtl>efolgung der- 
selben Geldstrafen bis zum Betrage von sechzig Mark anzudrohen. 
Die ^deiche Befugnis steht dem Regierungspräsidenten für mehrere 
Kreise oder für den Umfang des ganzen Regierungsbezirks zu. 

Die Befugnis der Regierung zum Erlasse von Polizeivor- 
schriften wird aufgehoben. 

§ 74. Die Befugnis, roli/eivorschrifton über Gegenstitaide 
der Strom-, Schiffahrts- und Hafeni)olizei zu erlassen, steht vor- 
behaltlich der Bestimmungen des 72 Absatz 2 Nr. 2 anssoliliess- 
lich dem Rpf^ici iingsy)rasidenten und, wenn die Vorschriften sich 
auf mehr als einen Regierungsbezirk oder auf die ganze Provinz 
erstrecken sollen, dem Oberprfisidenten, soweit aber mit der Ver- 
waltung dieser Zweige der Polizei besondere, unmittelbar von dem 
Minister für Handel und Gewerbe rcssorticrende Behörden beauf- 
tragt sind, den letzteren zu. Die Befugnis des Refdorungspräsi- 
dentcn erstreckt sich auch auf den Erlass solcher rolizi ivorschriften 
für einzelne Kreise oder Teile derselben. Für Zuwiderhandlungen 
gegen diese Verordnungen können Geldstrafen bis zu sechzig liark 
angedroht werden. Bei den Vorschriften des Gesetzes vom 9. Mai 
1853 betreffend die Erleichterung des Lotsenzwanges in den Häfen 
und Binnengewässern der Provinzen Prenssen und Pornmem (Ge- 
setz-Samnd. S. 21H) behält es mit der Massgabe sein Bewenden, 
dass au die Stelle der Bezirksregierung der Regierungspräsi- 
dent tritt. 

§ 75. Die gemäss §§ 73, 74 von dem Oberprfisidenten zu 
erlassenden Polizeivorschriften bedttrfen der Zustimmung des Pro* 

vinzialrates, die von dem Regierungspräsidenten zu erlassenden 
Polizeivorscliritten der Zustimmung des Bezirksrates. In Fällen, 
welche keinen Aufschub zulassen, ist der Oberpräsident sowie der 
Regierungspräsident befugt, die Poliz^yorschrift vor Einholung der 
Zustimmung des Provinzialrates, beziehungswdse des Bezhrteates 
zu erlassen. Wird diese Zustimmung nicht innerhalb drei Mo- 
naten nach dem Tage der Publikation der Polizeivorschrift erteilt, 
so hat der Oberpnisident, bezieiuingsweise der Regierungspräsident 
die Vorschrift ausser Kraft zu setzen. 

§ 76. Polizeivorschriften der in den §§ 72, 73 und 74 be- 
zeichnetoi Art sind unter der Bezeichnung „Polizeiverordnung** 
und unter Bezugnahme auf die Bestimmungen des t? 72, l)eziehungs- 
weise der 7:5 oder 74, sowie in den Fällen des ^ 73 auf die 
in demselben ant!;ezogenen gesetzlichen Bestimmungen durch die 
Amtsblätter derjenigen Bezirke bekannt zu machen, in welchen 
dieselben Geltung erlangen sollen. 

§ 77. Ist in einer gemäss § 76 verkflndeten Polizeivmrd- 
nung der Zeitpunkt bestimmt, mit welchem dieselbe in Kraft treten 
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soll, 80 Ist der Anfang ihrer Wirksamkeit nach dieser Bestimmung 

zu beurteilen; enthält aber die verkündete Poli/.eiverordnung eine 
solche Zeitbestimmung nicht so beginnt die Wirksamkeit derselben 
mit dem achten Ta^e ii;ich dein Ablaufe desjenigen Tages, an 
welchem das l)etretTen(ie btück des Amtsblattes, welches die Po- 
iizeiverorduung verkündet, ausgegeben worden ist. 

§ 78. Der Landrat ist befugt, unter Zustimmung des Kreis- 
ausschusses nach Massgabe der Vorschriften des Gesetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, beziehungsweise der Ver- 
ordnung vom 20. September 1867 \md des Lauenburprischen Ge- 
setzes vom 7. Januar 1870 für nielir re Ortspolizeibezirke oder 
für den ganzen Umfang des Kreises gültige Polizeivorschriften zu 
erlassen und gegen die Nichtbefolgung derselben Geldstrafen bis 
zum Betrage von dreissig Mai'k anzudrohen. 

§ 79. Ortspolizeiliche Vorschriften (§§ 5 ff. des Gesetzes 
vom 1 1 . März 1850, beziehungsweise der Veror«lnung vom 20. 
September 1867 und des Linen burgischen Gesetzes vom 7. Januar 
1870), soweit sie nicht zum Gebiete der Sicherheitspolizei gehören, 
bedflifen in Städten der Zustimmung des Gemeinderorstandes. 
Versagt der Gemeindevorstand die Zustimmung, so kann dieselbe 
ai^ Antrag der llehörde durch Beschluss des Bezirksrates ergänzt 
werden. In Fällen, welche keinen Aufschub zulassen, ist <]ie Orts- 
polizeibehorde befugt, die Polizeivorschrift vor Einholnng der Zu- 
ijtimniung des Gemeindevorstandes zu erla.ssen. Wird diese Zu- 
stimmung nicht innerhalb vier Wochen nach dem Tage der Publi- 
kation der Polizeivorschrift ertdlt, so hat die Behörde die Voi> 
Schrift ausser Kraft zu setzen. 

§ 80. In Stadtkreisen ist die Ortspolizoibehörde befugt, 
gegen die Nichtbefolgung der von ihr erlasspii(»n polizeilichen Vor- 
schriften Geldstrafen bis zum Betrage von dreissig Mark anzu- 
drohen. Im Hbriesn steht die Erteilung der Genehmigung zum 
Erlasse ortspolizemcher Vorsehrifken mit einer Strafandrohung bis 
zum Betrage von dreissig Mark gemäss § 5 der im § 73 ange- 
zogenen Gesetze dem Reprierungsprftsidcnten zu. Ingleichen hat 
Act Regierungspräsident über die Art der Verkündigimg orts- und 
kreispolizeilicher Vorschriften, sowie Ober die Form, von deren 
Beobachtung die Gültigkeit derselben abhängt, zu bestimmen. 

§ 81. I>ie Befugnis, orts- oder kreispolizeiliche Vorschriften 
ausser Kraft zu setzen, steht dem Kegierungspräsidenten zu. Mit 
Ausnalinie von Fällen, welche keinen Aufschub zulas5?on, darf 
•diese Befugnis nur unter /nstiinniung des Bezirksrates ausgeübt 
werden. Bei der Befugnis des Ministers des Innern, jede (orts-, 
kreis-, bezirks- oder provinzial-) polizeiliche Vorschrift, soweit Ge- 
setze nicht entgegenstehen, atisser Kraft zu setzen (§ 16 des Ge- 
setzes vom 11. März 1850, § 14 der Verordnung vom 20. Sep- 
tember 1807, beziehungsweise des Lauenburgischen Gesetzes vom 
7. Januar 1S70), behält es mit der Massgabe sein Bewenden, dass 
•diese Befugnis hinsichtlich der Strom-, SchiÜ'ahrts- und Uafen- 
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Polizeivorschriften (§ 74) auf den Mimster iBr Handel nnd Ge- 
werbe übergeht 

Siebenter Titel. Obergangs* nnd Schlnssbestimmnngen. 

§ 82. Die Stellvertretung des Kegienuigsprfisidenten bei der 
Federung kann den gogenwärtig mit derselben betrauten Ober- 
regiemngsi*ätcn fQr die Dauer ilircs Amtes belassen werden. 

§ 83. Be:imto. welche boi <1or auf Grund (Irs iro^jonwärtigen 
Gesetzes eiiitreteudeii UmbiMniii; der Verwaltuny;.sl)eiu>r(ien nicht 
verwendet werden, bleiben waiireud eines Zeitraumes von fünf 
Jabren cur Verfßgung der zustindigen Minister und werden auf 
einem besonderen Etat geführt. 

Diejenigen, welche während des fünfjälirigen Zeitraumes eine 
etatsmSssi^c Anstellung nicht erhalten, treten nach Ablauf desselbim 
in den Ruhestand. 

§ 84. Die zur Verfügung der Minister verbleibenden Be- 
amten haben sich nach der Anordnung derselben der zeitweiligen 
Wahrnehmung solcher Ämter zu unterziehen, zu deren dauernden 
Übernahme sie; verpflichtet sein würden. Erfolgt die Beschäftigung 
ausserhalb des Orts ihrer letzten Anstclluiv^. so erhalten dieselben 
die gesetzniässigen Reisekosten und Tagej;eider. 

§ 85. Die zur Verfügung der Minister verbleibenden Be- 
amten erhalten wShreod des im § 83 bezeichneten fÜnQährigen 
Zeitraumes, auch wenn sie wfihrend desselben dienstunflUiig werden, 
unverkürzt ihr bisheriges Diensteinkommen und den Wohnungs- 
geldzuschuss in dem bisherigen Betrage. Als Verkürzung im Ein- 
Komine?! ist es nicht anzusehen, wenn die Gelegenheit zur Ver- 
waliuiig von Nebenämtern entzogen wird oder die Beziehung der 
für die Dienstunkosten besonders ausgesetzten Einnahmen mit 
diesen Unkosten selbst wegfiQlt An Stelle einer etatsmSssig ge* 
wälirten freien Dienstwohnung tritt eine Mietsentschädigung nach 
der Servisklasse des Orts der letzten Anstellung. 

§ 86. Die nach Ablauf des fünfjäJirigen Zeitraumes ;,'eni?iss 
83 Absatz 2 in den Ruhestand tretenden Beamten erhalten eine 
ension nach den Vorfichriften des Gesetzes vom 27. März 1872 
(Gesetz-Sammt. S. 268), beziehungsweise des § 6 des Gesetzes 
vom 12. Mai 1873 (G^tz-Samml. S. 209). jedoch mit der Mass- 
gabe, dass die Pension ohne Rfb l<<i( ]it auf die Dauer der Dienst- 
zdt auf des I)ien8teinkonnuen.s zu bemessen ist. 

§ 87. Den Verwaltungsbeamten, welche zu den im § 2 des 
Gesetzes vom 27. März 1872 (Gesetz-Samml S. 268) bezeichneten 
Beamten gehören, kann ein Wartegeld bis auf Höhe des in dem 
genannten Gesetze bestimmten Pensionsbetrages gewährt werden. 

§ 88. Das gcgenwärtijxe Gesetz tritt mit dem 1. Aphl 1881 
in Kraft vorbehaltücli der Bestimmungen des 89. 

Auf die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes bereits anhängig 
machten Sadien finden in Bessiehung auf die Zuständigkeit der 
Orden, das Verfahren und die ZuISssigkeit der Bechtsmittel 
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die IJcstiuiuiungen der früheren Gesetze, jedoch mit den im 
zweiten Titel des gegenwärtigen Gesetzes bezeichneten Abände- 
rungen Anwendung. 

§ 89. In den Provinzen Posen, Sclileswig-Holstein, Hannaver, 
Hessen-Nassau, Westfalen und der Rheinprovinz tritt das gegen- 
wärtige Gesetz erst in Kraft, je nachdem für dieselben auf Grund 
besonderer Gesetze neue Kreis- und Provinzialordnungen erlassen 
sein werden. Der betreffende Zeitpunkt wird für jede Provinz 
durch Königliche Verordnung bekannt gemacht Die Bestimmungen 
des § 15 und des § 22 Absatz 1 treten jedoch auch in diesen 
Provinzen mit dem im § 88 Absatz 1 bezeiclmeten Zeitpunkt in 
Kraft. Inwieweit A\f npstimmunfrcn der §S 03 und 64 auf die 
selbstandigfen Städte m der Provinz Hannover Anwendung findeUf 
bleibt der Kreiijordnung für diese Provinz vorbehalten. 

^ 90. In jeder Provinz ist noch vor dem Zeitpunkte des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes zur Bildung des Provinzialrats und 
der Bezirksräte in Geraässheit der Vorschriften des gegenwärtigen 
Gesetzes zu schreiten. Die Wahlen zum PrnvinziaLrate sind vor 
den Wahlen zu den Ikvjrksräten zu vollzieiien. 

§ 91. Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen 
Gesetzes werden der fBnfte Abschnitt des zweiten Titels, sowie 
die §§ 2 Absatz 2 und 126 der Provinzialordnung vom 29. Juni 
1875 (Gesetz-Samml. S. 335) und die Titel I bis IV', sowie die 
4;i? 168, 169, 170 Nr. 2, 4 und 5 und der 171 dos Gesetzes 
vom 2C^. Juli 1876. betreffend die Zuständigkeit der \ erwallun^'s- 
behordca und der V'erwaltungsgenchtsbehurden etc (Gesetz-Samml. 
S. 297) aufgehoben. Ingleichen treten mit dem gedachten Zeit* 
punkte alle mit den \'orschriften des gegenwärtigen Gesetzes in 
Widerspruch stehenden Bestimmungen ausser Kraft. 

Urkundlich unter Unserer HöchsteigenhSndigen Uotersdirift 
und beigedmcktem Königlichen InsiegeL 

Gegeben Bad Gastein, den 26. Juli 1880. 

Williolui. 

Gr. zu Stolberg. Hofmann. Gr. zu Eulcuburg. Bitter, 
v. Puttkamer. Lucius, Fhedberg. 

40. Al^nderung der Zusföndigkeiten des Ministers 
der öffentlichen Arbeiten und des Ministers fiir 

Handel und Gewerbe. 18Ü0 Miirz 2G. 

GesotzsauiLuiuiig lÖDO, S. 37. 

Wir Wilhelm von Gottes dnaden König von Preussen etc 
verordnen mit Zustimmung beider Häuser des Landtages Unserer 
Monarchie, was folgt: 

1. Die gesetzHchen Bestimmungen Aber die Zustfindi^'koiten 
des Ministers der öffentlichen Arbeiten werden für den Bereich 
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der Verwaltung des Berg-, Hfltten- und Salinenwesens dahin ab- 
geändert, (lass der Minister für Handel und Gewerbe an die Stelle 
des Ministers der öffentlichen Arbeiten tritt. 

2. Dieses Gesetz tritt am 1. April li590 iu KiafL 

Urkundlich unter Unserer Höchstcigenhilndigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin den 26. MSrz 1890. 

Wilhelm. 

Y. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. Frlir. Lucius v. Ballhausen. 
V. Gossier. v. Scholz, (iv. v. Bismarck. Herrfurtli. v. Schelling. 

Verdy. Frhr. v. Berlepsch. 



41. Laudgenieiiuleordnung für die sieben östlicliea 
f rovinzeD. 1891 Juli 3. 

Gciets-SaniiDluog 1801, 8. 338—278^ 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete 
verordnen unter Zustimmunp beider Häuser des Landtages für 
die Provinzen Ostpreussen, Westi»rensscn, Brandenburg, Pommern, 
Posen, Schlesien und Sachsen, was folgt: 

Erster Titel. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Die gegenwäi-tige Landgemeindeordnung findet in den 

Provinzen Ostpreussen, Westpreussen, Brandenburg, Pommern, 
Posen, Schlesien und Sachsen hinsichtlich der Landgemeinden nnd 
selbständigen Gutsbezirke Anwendung. Laiiügemeinden kann lie 
Annahme der Städteordnuug und Stadtgemeinden die Anua.iaiie 
der Landgemeindeordnung £o£ ihren Antrag nach Anhörung des 
Kreistages und ProvmsiaUandtages durch Königliche Verordnung 
gestattet werden. 

§ 2. Die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes vor- 
handenen Landgenieindüu und Gntshezirke bleiben in ihrer bis- 
herigen Begienzung unter den nachfolgenden Massgaben bestehen: 

1) Grundstflcke, welche noch kemem Gemeinde- oder Gutsbesdrke 
angehören, sind, sofern nicht ihre Eingememdung in einen 
Stadtbezirk pecifrnet erscheint, nach Vernehmung der Be- 
teiligten durcli l^eschluss des Kreisausschusses mit einer 
Landgemeinde oder einem (iutsltezirke zu vereinigen. Aus 
solchen Grundstücken kann, soweit dies nach ihrem Umfange 
und ihrer Ldstungsfahigkeit angezeigt ersehet, mit König- 
licher Genehmigung ein besonderer Gemeinde- oder Gutsbezirk 
gebildet werden. 

2) Landgemeinden und (iutsbezirke, welche ilire öffentlich-recht- 
lichen Verpflichtungen zu erfüllen ausser stunde sind, können 
durch Königliche Anordnung aufgelöst werden. Die Regelung 
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der kommunalen Verhältnisse der Grundstücke derselben er- 
folgt nach Massgabe der Vorschriften in Nr. 1. 

3) Landgemeinden und Gutsbezirke können mit anderen Gemeinde- 
oder Gutsbezirken nacli Anhörung der beteiligten Gemeinden 
und Gutsbesitzer, sowie des Kreisausschusses mit Köni^liclier 
Genehmipunp: vereinifjt werden, wenn die Beteiligten liiermit 
einverstanden sind. Wenn ein Einverständnis der beteiligten 
nicht zu erzielen ist, so ist die Zustimmung derselben, sofern 
das Öffentliche Interesse dies erheischt, im Beschlussverfohren 
durch den Kreisausschuss zu ersetzen. Gegen den auf Be- 
schwerde ergehenden Besclduss des Bezirksausschusses steht 
den Beteiligten und nach Massgabe des § 123 des Gesetzes 
über die all^ciueine I>andesverwaltung vom 30. JuU 1883 
(Gesetz-Samml. S. 195) dem Vorsitzenden des Bezirksaus- 
schusses die weitere Beschwerde an den Provinzialrat zu. 
Erachtet der Oberpräsident das öffentliche Interesse durch 
den Beschluss des Provinzialrats für gefährdet, so steht dem- 
sell)en in der gleichen Weise (§ 123 a, a. 0.) die Beschwerde 
an das Staatsministerium oft'en. Der mit Gründen zu ver- 
sehende Beschluss des Staatsministeriums ist dem Oberpräsi- 
denten behufs Zustellung an die Beteiligten zuzufutigen. 
Unter den gleichen Voraussetzungen und in der gleichen 
Weise können Gutsbezirke in Landgemeinden und Landge- 
meinden in (Jutsbezirke durch Königlichen Erlass umgewandelt 
werden. Wird eine leistun^'sunfähige Gemeinde einem leistungs- 
fähigen Gutsbezirk zugelegt, so bleibt letzterer als solcher be- 
steben, sofern der Gutsbeutzer dies beantragt 

4) Die Abtrennung einzelner Teile von einem Gemeinde- oder 
Gutsl)ezirke und deren Vereinigung mit einem anderen Ge- 
meinde- oder (Jutsbezirke kann, wenn die beteiligten (ie- 
meinden und (iutsbesitzer sowie die Besitzer der betretfenden 
Grundstücke einwilligen, oder wenn beim Widerspruche Be- 
teiligter das öffentlidie Interesse es etbeischt, durch Beschluss 
des Kreisausschusses erfolgen. Gegen den auf Beschwerde 
ergehenden Beschluss des Bezirksausschusses steht den Be- 
teili'rten und dem Vorsitzenden des Bezirksausschusses die 
weitere Beschwerde an den Provinzialrat und gegen den Be- 
schluss des Brovinziahats dem Oberpräsidenten die fernere 
Beschwerde an das Staatsministerium nach Massgabe der Nr. 3 
offen. Soll aus den abgetrennten Grundstöcken ein neuer 
Gemeinde- oder Gutsbezirk gebildet wwden, so ist die König- 
liche Genehmigung erforderlich. 

5) Ein öti'entliches Interesse im Sinne der Nr. 3 und 4 ist nur 
dann als vorliegend anzusehen, a; wenn Landgemeinden oder 
Gutsbezirke ihre öffentlich-rechtlichen Verptiichtungen zu er- 
fQUen ausser stände sind. Bei Beurteilung dieser Frage sind 
Zuwendungen, welche Gemeinden und Gutsbezirken vom Staate 
oder grösseren Kommunalverbänden zustehen, nicht als be- 
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stiniiucud zu crnrbten; b) wenn lie Zersplitterung eines Guts- 
bezirks oder diu liUdung von Koiouien in einem Gutsbezirke 
die Abtrennung einzelner Teile desselben CMler dessen Um- 
wandlung in eine Landgemeinde oder dessen Zuschlaguog zu 
einer oder mehreren Landgemeinden notwendig macht, c) wenn 
infolge örtlich verbundener Lage mehrerer Land^roincin'lfMi oder 
von Gutsbezirken oder Teilen derscllien mit Laiidgcmcinilrn an 
erheblicher Widerstreit der kommunalen Interessen cnt&iüiidua 
ist, dessen Ausgleichung auch durch Bildung von Verbänden 
im Sinne der §§ 128 £f. nicht zn erradien ist 

6) Die vorstehenden Bestimmungen finden in den Fällen, in 
welchen es sich um dio ^VT r•inigung einer Landjjemeinde oder 
eines Gutsbezirks nnt enicr Stadtgemeinde, um (lie Abtrennung 
einzelner Teile von einem Stadtbezirke und deren Vereini- 
gung mit einem Landgemeinde- oder Gutsbezirke, sowie um 
die Abtrennung einzelner Teile von einem Landgemeinde* 
oder Gutsbezirke und deren Vereinigung mit einem Stadt- 
bezirke handelt, sinnjreniä5?so Anwendung mit der Massgabe, 
dass an die Stelle der IJeschlussfassung des Kreisausscliusses 
nach erfordertem Gutachten des Kreistages die Beschluss- 
fassung des Bezirksausschusses tritt 

7) In den vorstehend bezeidmeten, der Königlichen Gendimi- 
gung unterlie^^enden P'ällen ist vor deren Erwirkung der Be- 
schluss des Kreisausschusses, des Bezirksausschusses oder des 
Provinzialrats, sowie das Gutaditeu des Kreistages den Be- 
teiUgten mitzuteilen. 

8) Jede Bezirksveränderung ist durch das Regier ungsamtsblatt 
zn veröffentlichen. 

§ 3. Über die infolge einer Veränderung der Grenzen der 
Landfremeinden und Outsltezirke notwendi^^ werdende Auseinander- 
setzung zwischen den Beteiligten beschliesst der Kreisausschuss, 
soweit aber hierbei Stadtgemeinilen in Betracht kommen, der Be- 
zirksausschuss, vorbehaltlich der den Beteiligten gegen einander 
zustehenden Khige im VerwaltungsstreitveHwiren bei diesen Be- 
hörden. Bei dieser Auseinandersct/un.i; sind erforderlidien&lls 
Bestimmnnf^en zur Ausjileichung der ötientlicli-rechtliclien Literessen 
der Beteili^^ten zu treffen. Insbesondere können einzelne Be- 
teiligte im \'erhäUuis zu anderen Beteiligten, welche für gewisse 
komnmnale Zwecke bereits vor der Vereinigung für sich allein 
Fürsorge getroffen haben oder solche Beteiligte, welche vorwiegend 
Lasten in die neue Gemeinschaft bringen, zu Vorausleistungen 
ven^tlichtet werden. Auch kann, wenn eine Gemeinde oder der 
Besitzer eines Gutshezirks durrh die Abtr^nnuno: von Grundstücken 
eine Erleichterung in öffentlich-rechtlichen VerpHichtungen erfährt, 
der Gemeinde, welcher, oder dem Gutsbezirke, welchem jene 
Grundstöcke einverleibt werden, femer der neuen Gemeinde oder 
dem neuen Gutsbezirk» welche aus letzteren gebildet werden, eine 
Beihttlfe zu den ihnen durch die Bezirksverinderung erwachsenden 
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Ausgaben bis zur Höhe des der anderen Gemeinde oder dem 
Gutsbesitzer dadurch entstehenden Vorteils zugebilligt werden. 
Im Falle der \'ereinigung von Gemeinden p^eht das Vermögen 
derselben auf die neugebildete Gemeinde über. 

g 4. Streitigkeiten über die bestehenden Grenzen der Ge- 
meinde- und Gntsbesirke, sowie über die Eigenschaft einer Ort- 
schaft als Landgemeinde oder eines Gutes als selbstfindigen Guts- 
hezirks unterliegen der Entscheidung des Krcisausschnsses; soweit 
hierbei Stadt-reni'Mndr'n in Betracht koninien. des Bezirksauschusses. 

Dichc IJehonien bebchliesfecii vorläufig über die im ersten 
Absätze bezeichneten Angelegenheiten, sofern das öffentliche Iniei- 
esse es erheischt Bei dem Beschlüsse behfilt es bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung im Verwaltungsstreitver&hren sein Be- 
wenden. 

Zweiter Titel Landgemeinden. 

Erster Abschnitt Rechtliche Stellung der Landgemeinden. 

§ 5. Landgemeinden sind öffentliche Körperschaften; es steht 
ihnen das Recht der Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten nadi 

den Vorschriften dieses Gesetzes zu. 

^ (). Die Land^enieinden sind znni Erlasse besonderer statu- 
tnri-clier Anordnungeil nl)er .solche AnizeleiicnlieiTen der (ienieinde, 
liinsichtlich deren das (iesetz Versciiiedeaheiten gestattet oder auf 
ortsstatutarische Regelung verweist, sowie über solche i\jigelegen- 
heiten, deren Gegenstand nicht durch Gesetz geregelt ist, beragt 

Die statutarischen Anordnungen bedOrfen der Genehmigung 
des Kreisausschusses» 

Zweiter Abschnitt Gemeindeangehörige, deren Hechte 

und Pflichten. 

§ 7. Angehörige dei- Landgemeinde sind mit Ausnahme der 

nicht anpresessenen servisherechtigten Militärpersonen des aktiven 
Dienststandes diejenigen, welche innerhalb des (iemeindebezirks 
einen Wohnsitz haben. Einen Wohnsitz im Sinne dieses Gesetzes 
hat jemand an dem Orte, an welchem er eine Wohnung unter 
Umstünden inne hat di« auf die Absicht dauernder Beihdialtung 
einer solchen schliessen lassen. 

§ S. Die (ienieindeangehörigen sind zur Mitbenutzung der 
ötfentlichen Kinrichtnngen und Anstalten der Gemeinde nach 
Mass^Mbe der für dieselben bestellenden Bestimmungen berechtigt 
und /.ur Teilnahme an den (fcuieindcabgabcn und Lasten nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes verpflichtet 

§ 9. Auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend das 
Recht der Mitbenutzung der öffentlichen Gemeindeanstalten, be- 
schhesst der Gemeindevorsteher (Gemeindevorstand). Gep^en den 
Beschlnss findet die Klage im Ver\valtnn|.;-.-treitverfahren statt 
Die lie»cliwerden und die Einsprüche, sowie die Klage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 
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§ 10. Soweit die Einnahmen aus dem Gemein(it'Yerinöj.'en 
nicht hinreichen, um die durch das Bedürfnis und die Verptiich- 
tungen der Gemdiide erforderten Geldmittel zu besdiaffen, kann 
deren Aufbringung durch direkte oder indirekte Gemeindeabguben 
erfolgen. 

§ 11. Die Vertoihmg der auf das Einkommen gelegten 
•direkten Gemeindeabgabeii darf nach keinem anderen Massstabe 
als nach dem Verhältnisse der von den Cieuieindeangehörigeu zu 
entrichtenden Staatseinkommensteuer und zwar nur durdi Zu- 
schläge zu der letzteren erfolgen. Den Gemeinden verbleibt die 
Befugnis, die Erhri img besonderer direkter Geraeindeabgaben 
nach df'!i! Gesetze, betietiend Ergänzung und Altiiiidening einiiror 
liestiimiiungen über Erhebung der auf das Einkouuuen geiegleü 
direkten Kommunalabgaben vom 27. Juli 1885 (Gesetz-Samnd. 
S. 327) zu beschliessen. Sonstige direkte Gemeindeabgaben können 
nur entweder als Zuschläge zu den Staatssteucra (Grund-, Ge- 
b&udestouer und Steuer vom Betriebe stehender Gewerbe) oder 
als besoTidore Gemeindeal ^nben vom Grundbesitze und von dem 
Betriebe alier odei- eiuzt lner stehender Gewerbe erhoben werden. 

§ 12. Zuschlage zur Staatseinkommensteuer und besondere 
direkte Gemeindeabgaben nach dem Gesetze vom 27. Juli 1885 
dürfen nicht ohne gleichzeitige Heranziehung der Grund- und Ge- 
bäudesteuer sowie der Gewerbesteuer oder Einffihrung besonderer 
direkter Gemeindeabgaben vom Grundbesitze und Gewerbebetriebe 
erhoben werden. Ebenso dürfen Zuschläge zur (Irund- und Ge- 
bäudesteuer, sowie zur (iewerl)esieuer oder besondere direkte Ge- 
meindeabgaben vom (t rundbesitze und Gewerbebetriebe nicht ohne 
gleichzeitige Heranziehung der Staatseinkommensteuer erhoben 
werden. Die Heranziehung der einzelnen Steuergattungen nach 
verschiedenen Prozents-itzm ist zulftssig. T)ic Grund- und Ge- 
bäudesteuer, sowie die drei obersten Klassen der Steuer vom Be- 
triebe stehender Gewerbe sind jedoch bei der Gemeiudebesteuerung 
mindestens mit der Hälfte und höchstens nut dem vollen Betrage 
deq'enigen Prozentsatzes heranzuziehen, mit welchem die Staats- 
einkommensteuer belastet wird. Im Falle der Erhebung besonderer 
Gerne! Ildeabgalten vom Gnmdl)e^itze ist deren Prozentverhältnis 
zur Staats-flrund- und C.eltfiüflf s euer tl( r A'erteilung der (lenieinde- 
abgabeu naeh den vorstellenden Bestimmungen zum (irunde zu 
legen. Ausgeschlossen von der Heranziehung bleibt die Steuer 
vom Gewerbebetriebe im Umherziehen. Bis zum 1. April 1893 
treten an Stelle der drei er-tei) Klassen der Gewerbesteuer in Ab- 
satz 2 die Klassen AI und All der seitlierigeu Gewerliesteuer. 

§ 13. (iemeindeabgabepflichti^'e mit einem Kinkomnien von 
niclit mehr als 900 Mark können zu den Genieindeabgaben heran- 
gezogen, jedoch unter Zustiiuniung des Kreisausscliusses davon 
ganz freigelassen oder dazu mit einem geringeren Prozentsatze 
als Personen mit einem höheren Einkommen herangezogen werden. 
Die Freilassung der Gemeindeabgabepttichtigen von Gemeindeab* 
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gaben muss erfolf^en, wenn dieselben im Wege in öffentlichen 
AnneDpflege eine fortlaufende Unterstützung ciiiaiten. Soweit 
hiernadi eine Henmziehiuig von Personen mit einem Einkommen 
von nicht mehr als 900 Mark stattfindet, erfolgt deren Veranlagung 
zu den auf das Einkominen gelegten direkten Gemeindcab gaben 
auf (iFund nachstehender fingierter Steuersätze: bei einem Jaliies- 
einkominen bis einschliesslich 4'JO Mark bcträiit die Jalircssteuer 
'/fi Prozent des erniuteiten steuerpflichtigen Einkommens bis zum 
HOchstbetrage von 1,20 Mark, bei einem Jahreseinkommen von 
mehr als 420 Mark bis 660 Mark beträgt die Jahressteuer 2,40 Mark 
nnd bei einem solchen von mehr als 660 Mark bis 900 Mark be- 
trägt dieselbe 4 Mark. 

§ 14. Sofern es sich um Genieindeeinrichtungen handelt, 
welche in besonders liervorragendeni oder in besonders geringem 
Masse einem einzelnen Teile oder einzelnen abgesondert belegenen 
Gmndatficken des Gemeindebeosirks oder einer einzehien Klasse 
von Gemeindeangehörigen zu statten kommen, kann von der Ge- 
meinde eine Melir- oder Minderhelastung des betreffenden Teiles 
des (iemeindebezirks oder der betreffenden Klasse von (iemeinrlo 
angehörigen in Ansehung des zur Herstellung und Unterhaltung 
solcher Einrichtungen erforderlichen Bedarfes nach Abzug des 
etwaigen Ertrages derselben beschlossen werden. 

§ 15. Die Landgemeinden sind zur Erhebung indirekter 
Gemeindeabgahen innerhalb der durch die Keichsgesetze <:ezoirefum 
Grenzen berechtigt. Unberührt bleibt die Bestimmung des 2 
Absatz 3 des (iesetzes, betreffend die Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtsteuer, vom 25. Mai 1878 (GeseLz-Sanmil. S. 222). 

§ 16. Die Genehmigung des Kreisausschnsses ist erforder- 
lich: 1) zur Erhebung Ton Zuschlägen zu den direkten Striata- 
Stenern, wenn der Zuschlag entweder 100 Prozent derselben über- 
steigt oder nicht nach gleichen Sätzen auf die einzelnen Steuer- 
gattnngen verteilt werden soll, 2) zur Erhebung bebonUerer direkter 
Genieindeabgaben, 3) zu GemeindebeschlQsscn, durch welche be- 
sondere direkte oder indirekte Gemeindeabgaben in ihren Grund- 
sätzen verändert werden, 4) zur Einführung indirekter Gemeinde- 
abgaben, 5) zur Mehr- oder Minderbelastung einzelner Teile des 
Gemeindebezirks oder einzehier KlasstMi der Gemeindeangehörigeiu 

§ 17. Die Landgememden üiui berechtigt, als Entgelt für 
die Benutzung der von ilmen zu ölfüntüchen Zwecken bereit ge- 
haltenen Einrichtungen und Anstalten und gewfihrten Leistungen 
eine mit Genehniigung des Kreisausschusses festzusetzende Abgabe 
(Gebühr) zu erheben. 

§ 18. Die Gemeindoabgabepfiicliti'j^cn können durch (ie- 
meindebeschluss zur Leistung von Dieuateu (Hand- und Spann- 
diensten) verpflichtet werden. 

DarQber, ob diese Dienste in Natur zu leisten oder behufs 
Festsetzung des LeistungsverhSltnisses in Geld abzuschätzen sind, 
hat die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) Beschluss zu 
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fa>son. Dieser llescliluss unterliegt der (ienehii^icriin}^ des Kreia- 
aus>(husseb, wenn eine Uiiiwandlunp: in Geld nicht für den ein- 
zelnen Fallt sondern allgeuieiu beschloääen wird. 

Bei Leistung der Dienste in Natur sind die Spanndienste 

ausschliesslich von den gcspannhultenden Grundbesitzern nach dem 

Verhältin'sse der Anzahl der Zu^'tinrf\ welche die Bewirtscliaftunpr 
ihres ( Irundei^^^entums erfordert, die Ilanddienste dagegen von 
s;i litt luhen (ienieimleahfrabeptlichtigen, soweit solche nieht von 
>iaiuraldiewsten nach dem Gesetze befreit bind, gieichheitlich zu 
leisten. 

Ob und inwie weit hierbei den gespannhaltendcn Grundbe- 
sitzern die ihnen obliegenden Spanndienste auf das Mass der auf 
sie entfallenden Handdienste nnxurerhnen sind. Itestimnit sich nach 
den hieriii>er ^'etrotfenen vertragsniässij/en oder statutnrischen Fest- 
setzungen oder deni Herkommen. Im Zweifeliiaile wird vei mutet, 
dass jene Besitzer nur bei solchen Arbeiten, bei welchen zugleich 
Spanndienste vorkommen, von den Handdiensten befreit sind. 

Wird die Abschätzung der Dienste in (leld beschlossen, so 
erfolgt die Verteihmir auf die Genieindeahfrahepflichtigen nach dem 
Massstabe der direkten (lenieindeabgaben oder, falls solche nicht 
erhoben werden, der direkten Staatssteueru mit der Massgabe, dass 
es letzterenialls der Gemeinde überlassen bleibt, audi die Heran- 
ziehung der ini § 1 des Gesetzes vom 27. Juli 1885 bezeichneten 
Personengesamtheiten, juristischen und physischen Personen nach 
einer den Vorschriften di^ ses Gesetzes entsprechenden fingierten 
Veranlagung zu beschlicsscn. 

Abweichungen vou dieser Verteilungsart bedürfen der Ge- 
nehmigung des Kreisansschusses. 

Die Dienste können mit Ausnahme von Notftllen durch 
taugliche Stellvertreter abgeleistet werden. 

Zur Leistung von Dirn^tcn (Hand- und Spanndiensten), so- 
weit nicht deren Abschätzung in Geld beschlossen ist, können auch 
die gemäss § 13 von der Heranziehung zu den Gemeindeabgaben 
ganz oder teilweise freigelassenen Gemeindcabgabeptiichtigen nach 
Massgabe der Bestimmung des Absatzes 3 herangezogen werden. 

19. In Ansehunti der Aufbrinsung der Gemeindeabgaben 
und Dienste steht ans Gründen des öffentlichen Interesses gegen 
den auf liescliwerde ergelieinleu Beschluss des Bezirksausscliusse» 
dem Vorsitzenden des letzteren die Einlegimg der weiteren Be- 
schwerde an die Minister des Innern und der Finanzen zu. 
Hierbei finden die Bestimmungen des § 123 des Gesetzes Aber 
die allgemeine Landesv«*waltung vom 30. Juli 1883 (Gesetz- 
Samml. S. 10r>) Anwendung. 

Die (ien*'lnn!LMnt<,' von Geraeindebeschlflssen, durch welche 
besondere direkte oder indirekte (ieujcindeabgaben neu eingeführt 
oder in ihren Grundsätzen verändert werden, bedarf der Zu- 
stimmung der Minister des Innern und der Finanzen. 

§ 20. Die Landgemeinden sind berechtigt, Ober die Auf- 
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biingnng der Gemeindeabgaben und Dienste Gemeindeuinlage- 

ordnungen zu beschliessen, welche der Genehmigimf; des Kreis- 
ausschu'=';es mit der aus dem letzten Absätze des § 19 folgenden 
Massgabe bedürfen. In denselben können Ordnnnjrsstrafen gegen 
Zuwiderhandlungen bis auf Höhe von zehn Mark angeordnet werden. 

§ 21. Wo solche Gemeindenmlageordnungen nidit bestehen, 
haben die Landgemeinden bis zum Ablaufe der ersten drei Monate 
des Steuerjahres über die VerteiluDg der direkten Gemeindeabgaben 

Bescblnss yn fassen. 

I\oiiiiut bis dahin ein gültiger Besclduss nicht zu stände, so 
werden iiir dieses Steucijahr die direkten Genieindcabgabeu genilss 
§ 12 aof die Staatseinkommensteuer unter Mitheranziehung der 
Grund- und Gebäudesteuer, sowie der drei obersten Klassen der 
Gewerbesteuer in dem dort bezeichneten Mindestbetrage verteilt. 

Der hiernach zur Anwendung gelangende Miissstab behalt 
auch für die folgenden Jahre Geltung, sofern nicht bis zum Ab- 
laufe der ersten drei Monate des Steuegahrcs ein anderweitcr 
gDltiger Gemelndebeschluss ssu stände kommt 

§ 22. Den direkten per8(telichen Gemeindeabgaben unter- 
liegen: 1) alle Personen, welche in der Gemeinde ihren Wohnsitz 
haben, 2) Aktir^n;:(^sellschaften, Kommanditgesellsrhaften auf Aktien, 
Kerg*rewerks(li;itien, eingetragene (icnosscnschaften, deren Ge- 
schMtsbetrieb über den Kreis ihrer MitgUeder hinausgeht, juristische 
Personen, der Staatsfiskus und Forensen unter den in dem Gesetze 
vom 27. «Tuli 1885 bezeichneten Voraussetzungen. Personen, 
welche in dem Gemeindebezirke einen die Dauer \ on drei Monaten 
Oberstei;.'enden Aufenthalt nehmen, können pleich don Cremeinde« 
angehörigen zu den (ienieindelasten herangezogen werden. 

g 23. Den auf den Grundbesitz gelegten (iemeindeabgaben 
unterhegen die innerhalb des Gemeindebezirks belegenen Grund- 
stücke und Gebäude, soweit dieselben nicht nach § 26 von diesen 
Abgaben befreit sind. 

§ 24. Den vom Gewprbel)etriebe zu entrichtenden (lomeinde- 
abgal)en unterließen die innerhalb des (iemeindebezirks ijetriebenen 
stellenden (jewerbe. Erstreckt sich der Betrieb eines Gewerbes 
auf mehrere Gemeindebezirke, so erfolgt die Besteuerung nach 
Massgabe des auf jeden der Bezirke entfallenden Teiles des Betriebes. 

§ 25. In Ansehung der Vermeidung von Dojjpelbesteuernnj^en 
des Einkommens kommen die Bestimmungen der 7 bis 11 des 
Gesetzes vom 27. Juli 1885 zur Anwendung'. 

§ 2f). Die von der Staats-Grund- und Gel)fiudesteuer be- 
freiten Liegcnscliaften und (iebäude können zu den auf den Grund- 
besitz gelegten Gemeindeabgaben nur nach Massgabe der Kabinets- 
ordre vom 8. Juni 1834 ((}esetz-Samml. S. 87) herangezogen 
werden. Die Dienst^Tundstücke der (ieistliclien. Kircliendiener 
und Volksschullehrer sind von den (iemeindeautlagen befreit. 

27. Die auf einem besonderen Rechtstitel beruhenden 
Befreiungen einzelner Grundstücke von den Genieindeabgaben 
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bleiben in ihrem bisherigen Umfange foi tl)pstehen. Die Landge- 
nieinden sind jedoch berechtigt, diese Befreiungen durch Zalilunjr 
des zwnii/iiifachen .Tahrcswertes derselben nach dem Durchsclinitte 
der letzten zehn Jahre vor dem 1. Januar desjenigen .lahres, ia 
welchem die Ablösung beschlossen wird, abzulösen. Steht ein 
anderer Entschädigungsmassstab fest, so hat es hierbei sein Bewenden. 

§ 28. Besitzer selbständiger GOter, welche für nrsprfinglich 
bäuerhdie, zu ihren Gfltern eingezogene, der örtlichen Lage nach 
aber gegenwärtig nicht mehr erkennbare Grundstücke (wüste 
Hufen) der Oineindeahfjahoptiicht in einer Landgcmf^indo unter- 
liegen, haben die von ihnen bi<?hcr entrichteten Genieindeabgaben 
und lösten in dem Betrage, wie derselbe sich in dem Durch- 
schnitte der letzten fdnf Jahre vor dem Inkrafttreten des gegen- 
bärtigen Gesetzes unter Weglassung des höchsten und des 
niedrigsten Jahresbetrages berechnet, entweder fortzuleisten oder 
durch Zahlung des zwanziL^nrlien Jahreswertes dieses Betrages 
abzulösen. Im Fall des Streites ist zum Zweck einer billigen 
Ausgleichung wie im ;3 zu verfahren. 

§ 29. Die Geistlichen und Volksschullehrer bleiben bezüg- 
lich ihres DS^steinkommms einschliesslich des Ruhegehaltes von 

den direkten persönlichen Gemeindeabgaben, sowie von allen per- 
sönlichen Gemeindediensten, soweit dieselben nicht auf ihnen ge- 
hörigen Grundstücken l:i<ten, befreit, Kirchendiener nur insoweit» 
als ihnen solche Befreiungen bisher zuu^estanden halien. 

§ 30. Hinsiclitlich der lleranziehang der im Dienste befind- 
lichen, der in den einstweiligen Kuhestaud versetzten und der 
pensiiHiierten Reichsbeamten, der unmittelbaren und mittelbare 
Staatsbeamten, der bmterbÜebenen Witwen und Waisen dieser 

Beamten zu den Gemeindeabgaben, sowie hinsichtlich der neben 
dem Gesf^t'/e vom '29. ,U\m IKv^i; stattfindenden Gemeindebesteue- 
rung von Miiitiirpersünen konanen die bezüglichen Vorschriften 
des Gesetzes vom 11. Juli 1822 (Gesetz-Samml. S. 184) in Ver- 
hmdung mit der Deklaration vom 21. Januar 1829 (Gesetz-Samml 
9) und der Kabinetsordre vom 14. Mai 1832 (Gesetz-SammL 
S. 145) mit Ausschluss des Schlusssatzes des § S des ersterwähnten 
(iesetzes und I« s nnf diesen Schlusssatz b(?züglichen Teiles der 
zuletzt erwähnten Kabinetsordre zur Anwendung. Im übrigen be- 
wenciet es wegen der Hei-anziehung von Militäipersonen zu Ab- 
gaben für Gemeindezwecke bei den Bestimmungen des Gesetzes 
vom 29. Juni 1886 (Gesetz-Samml. S. 181). Die Beamte imd 
Militfirpersonen sind von persönlichen Genieindediensten frei. Sind 
sie jedoch Besitzer von Grundstücken oder lietr^ÜHMi sie ein stehen- 
des Gewerbe, so haben sie die mit diesem Grundbesitze oder (Je- 
werbe verbundenen Dienste entweder selbst oder durch Stellver- 
treter zu leisten. 

§ 31. Alle übrigen persönlichen Befreiungen sind aufgehoben. 
§ 32. Von Verbrauchsabgaben bleiben nur MiUtärsi>eiseein- 
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ricbtnngcn und iihnliche MilitSFanstalten in dem bißherigen Um- 
fonge befreit. 

§ 33. Die Ab-^abepriicht beginnt und erlischt, soweit es sich 
tun Zuschläge zu den direkten Staatssteuem handelt, für alle die- 
jenigen, welche zur Entrichtung der Prinzipalsteuern verpliichtet 
sind, mit dem Tage, mit welchem die VerpHichtung zur Zahlung 
der letzteren beginnt oder erlischt. Beim Wechsel des Wohn- 
sitzes erlischt die A])f^abej)flicht an dem Orte des Abzuges mit 
dem Ende dos Monats, in welchem der Abzug stattfindet, und be- 
i^innt an dem Orte des Anzuges mit dem ersten Tage des auf 
den Anzug folgenden Monate. 

Hinsichtlich der ZuseUfige zn fingiert veranlagten Prinzipal- 
steuersätzen sowie der sonstigen Gemeindeabgaben beginnt die 
Ab^abe])tli('ht: a) für diejenifrcn, "welche in dem Gemein debezirke 
wohnen, mit dem ersten Tage des auf die Begründung ihres Wohn- 
sitzes folgenden Monats, l)) für solche Personen, welche, ohne einen 
Wohnsitz im (jumcindebezirke zu begründen, sich daselbst nur 
aufhalten, erat nach Ablauf des dritten Monats und zwar mit dem 
ersten Tage des auf den letzteren folgenden Monats, jedoch mit 
der Massgabe, dass sie auch für die abgelaufenen drei Monate die 
AbL'i^be TuirliziK^iitrichten haben, c) bei Aktinniresellsrliaften, Koni- 
inanditgeselisciialten auf Aktien, Berggewei k.st linften, eingetragenen 
Genossenschaften, deren Geschäftsbetrieb ül)ei den Kreis ihrer 
Blitglieder hinausgeht, juristisdien Personen, dem Staatsfiskus und 
Forensen mit dem ersten Tage des auf den Erwerb ihres Grund- 
eigentums oder den Beginn ihres Pacht-, Gew(Tbe- oder Bergbau- 
betriebes in dem Oenieindebezirke folgenden Monats. 

Die Beitragsptiicht zu den im Absatz 2 bezeichneten Ge- 
meindeabgaben erlischt: 1) durch den Tod des zur Steuer \'er- 
anlaßten mit dem Ende des Monats, in weldiem det Tod ^olgt 
ist, 2) durch das Aufgeben des Wohnsitzes oder Aufenthalts bei 
rechtzeitiger Anzeige mit dem Ende des Monats, in welchem der 
Abpibpptlichtige den Wohnsitz oder Aufenthalt thatsachlich auf- 
gegeben hat, andernfalls mit dem Ende des darauf folgenden 
Monat>>, 3) bei den unter c bezeichneten Beitragsptliclitigen durch 
die Verinsserung des Gmndeigentums oder die Aufgabe des Pacht- 
Gewerbe- oder Bergbaubetriebes mit dem Ende des Monats, in 
welchem dieselbe erfolgt ist 

4; Hl. Die Bekanntmachung der Gemeindeabgaben erfolgt 
durch den Gemeindevorsteher: 1) insoweit es sich nm Zuschläge 
zu den direkten StuaiösLeuern handelt, a) an die iimcrhalb des 
Gemeindebezirks zu diesen Steuern veranlagten und in demselben 
wohnenden Pliichtigen. derai Primdimlsteuersatz unverändert der 
Erhebung des Zuschlages zum Grande gelegt winl, durch orts- 
übliche Bekanntmachung der zur Erhebung gelantrenden Zn^fhlags- 
prozentsJitze, b) an alle übrigen Ptiichtigen durch besondere Mit- 
teilung des von ihnen nach Massgabe der Veranlagung an die 
Gemeindekasse zu entrichtenden Jahresbetrages, 2) insoweit es sich 
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um besondere direkte Gemeindeabgaben handelt durch Aii^lep^ng 
der bezüglichen Hebeliste während eines zweiwöchigen Zeitraumes 
in einem oder mehreren in ortsüblicher Weise zur öffentlichen 
Kenntnis zu bringenden Räumen des Gemeindebezirks und an die 
nicht in dem Gemeindebezirk wohnenden Pflichtigen dnrch be- 
sondere Mittcnlong. In den Fällen zu la und 2 louin dnrch Ge- 
meindebeschluss an Stelle der daselbst vor^^esrhriebenen Art der 
Bekanntmachimg eine besondere Mitteilung des zn zahlenden 
Jahresbetrages an jeden em/elnen rtiichügen angeordnet werden. 

§ 35. 2s ach erfolgter liekanntmacliung ist der Abgabebetrag 
in den ersten acht Tagen eines jeden Monats und, sofern die Er- 
hebung in mehrmonatUchen Raten durch Gemeindebeschluss ange- 
ordnet wird, in den ersten acht Tagen des Hebemonats zu ent- 
richten. Die Geuieindevci-sammlung (GeiiH indevertretung) ist be- 
rechtigt, für jeden Ilebemonat einen besuiiiiuten Steuererhebungs- 
tag festzusetzen. Dem rilichtigen ist die Vorausentrichtung für 
einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage gestattet 

§ 30. Die baren Gemeindeabgaben und die Gebühren unter- 
liegen im Falle iiiclit rechtzeitiger Entrichtung der Beitreibung im 
^''er^valtungszwangs^cTfallrc'n gemäss der Verordnung vom 7. Sep- 
tember 1879 (Gesetz-Saniml. S. 591). Wo Naturaldienste zu leisten 
sind, ist der Gemeindevorsteher bei Säumnis der Pflichtigen be- 
fugt, die Dienste durch Dritte leisten und die entstehenden Kosten 
von den ersteren im Verwaltungszwangsverfahren beitreiben zu 
lassen. 

§ 37. Besch werden und Fin-]>ruche gegen die Heranziehung 
oder die Veranlagung zu den diiekten Gemeindeabgaben sind 
innerhalb drei Monaten vom Tage der Bekanntmachung der zur 
Erhebung gelangenden Zuscblagsprozentsätze, der Benadirichtigung 
Aber den zu entrichtenden Abgabebetrag oder der beendeten Aus- 
legung <lcr Hebeliste ({5 34) ab gerechnet, und Ansprüche auf 
Zurückzahlung zuviel erhobener indirekt^^r Oomoindeahgabcn sind 
binnen Jahresfrist, vom Tage der Versteuerung ab aereciinct, bei 
dem Gemeindevorsteher anzubringen. Bezüglich der ^achforderung 
von Gonändeabgaben und der V^rjlhrung der Rflckstfinde ibden 
die hinsichtlich der Staatssteuem geltenden Bestimmungen sinn- 
gemässe Anwendung. 

§ 38. Auf Beschwerden und Einsprüche, bf^treffend die 
Heranziehung oder die Veranlagung zu den Gemtindelasten, be- 
schliesst der Gemeindevorsteher. Gegen den Beschiubs tindet die 
Klage im Verwaltungsstreitver&hren statt Der Entscheidung im 
Verwaltungsstreitverfaliren unterliegen desgleichen Streitigkeiten 
zwischen Beteiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte be- 
gründete Verpflichtung zu den Gemcinde1:i^ton. Einsprüche gegen 
die Höhe von (Jemeindezuschlägen zu den direkten Staatssteuern, 
welche sich gegen den Prinzipalsatz der letzteren richten, sind 
unzulfissig. Die Ermässigung des Prinzipdsatzes (§34 la) hat 
die Ermässigung der GemeindezuschlSge von selbst zur Folge. 
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Die Beschwerden und die Einspräche, sowie die Klage haben 
keine aufediiebende Wirkung. 

Dritter Absehnitt Gemeindeglieder, deren Hechte und Ptiiclitea. 

§ 39. nenicindeglieder sind alle Gemeindeangehörigen, welchen 
das Gemcindeieclit zusteht. 

Eine Liste der Geineindeglieder, welche deren nach § 41 er- 
forderliche Eigenscliaften nachweist, und der sonstigen Stimm- 
berechtigten (9 46) wird von dem Gemeindevorsteher geführt und 
alQfthrliä im Monate Januar beriditigt 

g 40. Das Genieinderecht umfasst: 1) das Recht zur Teil* 

nähme an dem Stimmreolite in der Gemeindeversammlung oder, 
wo die letztere durcli eine fj;ewiihlte (TpiiieindevertretuDg ersetzt 
ist, zur Teihiahme an den (iemeindewaliieii, 2) das Reelit zur Be- 
kleidung unbesoldeter Ämter in der Verwaltung und \'ertretung 
der Gemeinde. 

§ 41. Das Gemeinderecht steht jedem selbstftndigen Ge- 

meindeangehörigen zu, welcher 1) Angehöriger des Deutschen 
Reiches ist und 2) die bürjzerlichen Elirenrechte besitzt, 3) seit 
einem Jahre in dem (Jemeindebezirke seinen Wohnsitz hat, 4) keine 
Armenunterstfltzunfj aus öffentlichen Mitteln empfängt, 5) die auf 
ihn enti'alleudeu Genieiudeabgaben gezahlt hat und ausserdem 
6) entweder a) ein Wohnhaus in dem Gemeindebesirke besitzt oder 
b) von seinem gesamten hinerhalb des Gem^debezirks belegenen 
(^irundbesitze einen Jahresbetrap: von mindestens drei Mark an 
Grund- und (lel>äudesteuer entrichtet oder c) zur Staatscinkommen- 
steuer veraiüagt ist oder zu den Genieindeabgaben nach einem 
Jahreseinkommen von niehr als 660 Maik m Gemässheit der §§ 8 
und 13 herangezogen wird. 

Steht ein Wohnhaus im (geteilten oder ungeteilten) Miteigen- 
tum mehrerer, so kann das Gemeinderecht auf Grund dieses Be- 
sitzes nur von einem derselben ausgeübt werden. 

Falls die Miteigentümer sich über die Person des Berech- 
tigten nicht einigen können, ist derjenige, welcher den grössten 
Anteil besitzt, befugt, das Giemeindereeht auszuttben; bei gleichen 
Anteflen bestimmt sich die Person des Bereditigten durch das 
Los, welches durch die Hand des Gemeindevorstehers gezogen wird. 

Steuerzahlungen und Grundbesitz der Ehefrau werden dem 
Ehemanne, Steuerzahlungen und Grundbesitz der in väterlicher 
(iewalt befindlichen Kinder werden dem \'ater angerechnet. In 
den Fällen, wo ein Wohnhaus durch Vererbung auf eiueu anderen 
Übergeht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des ein* 
jahrigen Wohnsitzes die Besitzzeit des Erblassers zu gute. Die 
Übertragung unter den Lei)enden an Verwandte in absteigender 
Linie steht der Vererbung gleich. 

Alb »elbständig wird nach vollendetem vierundzwanzigsten 
Lebensjahre ein jeder beüachtet, welcher einen eigenen Hausstand 

Alt mann, Mthk. i. bna4b.>pre«fi». VMlkMuog»geach. IL 18 
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hat, sofera ihm nicht das Verfügungsrecht über die VerwaltUDg 
seines Vermögens durch richterlichen Beschluss entzogen ist. 

Inwiefern Ober die Erlangung des GemeindeFechts von dem 
Gemeindevorsteher eine Urkunde zu erteilen ist, bleibt den statu- 
tarischen Anordnungen vorbehalten. 

§ 42. Verlegt ein Gcmcindeglied seinen Wohnsitz in eine 
smdere Landgemeinde, so kaim ihm das Gemeinderecht, sofern im 
übrigen die Voraussetzungen zu dessen Erlangung vorliegen, von 
dem Gemeindevorsteher im EinverstSndnisse mit d^ G^einde- 
Versammlung (Gemeindevertretung) schon vor Ablauf eines Jahres 
verliehen werden. Ein Gleiches findet statt, wenn der I^nsitzer 
eines se]hst<^ndigeQ Gutes (§ 122) seinen Wohnsitz in eine Land- 
gemeinde verlegt. 

g 43. Das Gemeinderecht und die unbesoldeten Gemeinde- 
Unter gehen veiloren, sobald eines der im § 41 unter Nr. 1 und 6 
vorgesdfiebenen Erfordernisse nicht mehr zutrifft oder der Wohn- 
sitz in dem Gemeinde!ir-/irke auf;j:Ggel)eii wiril. Wor rliirrli rechts- 
kräftiges Erkenntnis der büriierlicheii Ehrenrechte \ i rl Listig gegangen 
ist, verliert dadurrli dauernd die bisher von ihm bekleideten Ämter 
in der Gemeindeverwaltung und der Gemeindevertretung und für 
die im Urtefle bestimmte Zeit das Gememdestimm- und Wahl* 
recht sowie die Fähigkeit, dasselbe zu erwerben und Gemeinde- 
ämter zu Vu kleiden. Die rechtskräftig^ erfoltrto Aberkennung der 
Fähigkeit zur Bekleidnni: öffentlicher Ämter hat den dauernden 
Verlust der bisher bekleideten Ämter in der Gemeindeverwaltung 
und Gemeindevertretung, sowie tür die im Urteile bestimmte Zeit 
die Unfthigkeit zur Bekleidung solcher Ämter zur Folge. Die 
Verurteilung zur Zuchthausstrafe hat den Verlust der Gemeinde- 
Smter und die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung solcher Ämter 
2ur Folge. 

I L Die Ausübung des Genieinderechts 40) ruht, 1) 
wenn gegen ein Gemeiudeglied wegen eines Verbrechens oder 
eines Vergehens, welches die Aberkennung der bflrgerlichen Ehren- 
rechte zur Folge haben kann, das Hauptverfahren eröffnet oder 

dasselbe zur gerichtlichen Haft gebracht ist. so lange, bis das 
Strafverfahren beendet ist; 2) wenn ein (ienieiudeglied in Konkurs 
verfallt, bis zur Beendiq:unii des Verfahrens: 3) wenn ein (Je- 
meindeglied AruienuutcrirsLuLzuüg aus öffentlichen Mittehi empfängt, 
wShrend sechs Monate nach dem Empfiing der Unterstatzung, 
sofern es nicht frülm dii^ empfimgene Unterstützung erstattet; 
4) wenn ein Gemeindeglied die auf dasselbe entfallenden Gemeinde- 
abgaben nach Malinung durch den Steuererheber nicht gezahlt 
hat, bis zur Entrichtmig derselben. Rekleidet ein solches (jenieiude- 
glied unbesoldete Gemeindeämter oder ist dasselbe Abgeordneter 
nicht angesessener Stimmberechtigter (§ 48), so ist der Kreisaus- 
schusB berechtigt, die Wahl eines kommissarischen Vertreters an- 
zuordnen. 

§ 45. Wer, ohne im Gemeindebezirke einen Wohnsitz zu 
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haben, in demselben seit einem Jahre ein Gmodstfick besitzt, 
welches wenigstens den T^TiifiEmg einer die Haltung von Zujo^ieh 
zur Bewirtschaftung eriordemden Ackernahrung hat, oder auf 
welchem sich ein Wohnhaus, eine Fabrik oder eine andere ge- 
werbliehe Anlage befindet, die dem Werte einer solchen Acker- 
nahrung mindestens gleichkommen, ist ebenfidls stimmberechtigt, 
wenn bei ilim die im § 41 unter Nr. 1, 2, 4 und 5 bezeidmeten 
Voraus«^et7iinsrpn vorhanden sind. 

Ingieichen steht das Stimmrecht juristischen Personen, Aktien- 
gesellschaften, Kouimanditgesellschafteu auf Aktien, Berggewerk- 
sdiaften, Angetragenen Genossettschaften und dem StsabdtekaB zn, 
sofam dieselben Grundstücke von d^ bezeichneten Umfiinge in 
dem Gemeindebezirke besitzen. Frauen und nicht selbständige 
Personen (§41 Absatz 5) sind, wenn der ihnen im Gemeinde- 
bezirke gehörige Grundbesitz zum Stimmrechte befähigt, stimmbe- 
rechtigt, sofern bei ihnen die im ^41 unter 1 bis 5 bezeichneten 
Voraussetzungen Yorliegen. 

§ 46. In der Ausübung des Stimmrechtes, zu welchem der 
Grundbesitz b(?fähigt. werden vertreten: 1) Minderjährige durch 
ihren Vater, Stiefvater oder \'ornmnd, andere Bevormundete durch 
ihren Vormund; der Stiefvater ist vor dem Vormunde zur Ver- 
tretung berufen, 2) Ehefrauen durch ihren Ehemann, 3) gross- 
jähnge Besitzer vor vottendetem vienindzwanzigsten Lebensjahre, 
unverheiratete Besitzerinnen (abgesehen von den Fällen unter 
Nr. 1) und Wittwen durcli Gemeindeglieder, 4) juristische Personen 
einschliesslich des Staatshskus. sowie die übrigen im zweiten Ab- 
satz dos § 45 bezeiclineten Personengesamtheiten durch ihre vcr- 
fassung^^massigca Organe, Repräsentanten oder Generalbevoll- 
mächtigte, sowie dunm PSchter oder Niessbraucfaer der zur Tefl- 
nahme am Stimmrechte befähigenden Grundstöcke oder durch 
Gemeindejjlieder. Auswärts wohnende Stimmberechtigte, welche 
das vieruiKl/wanzigste Lebensjahr zurückgelofrt h^hm und aus- 
wärts wohnende Vertreter Stimmberechti«iter k<»niien tlas Stimm- 
recht persönlich ausüben, sind aber befugt, sich durch männliche 
Gemeindeglieder vertreten zu lassen. 

§ 47. Zur Ausübung des Stimmrechtes durch A'er treter 
(§ 46) ist erforderlich, dass 1) der Vertreter sich im Besitze der 
Dentsclien Kcichsanfieliörigkeit und dor bürfxerlichen Klirenrechtc be- 
findet, das viel uiidzwanzifjiste Lebensjahr zurückgelegt hat und keine 
Armenuuterstützung aus öffentlichen Mitteln empfängt, sowie ausser- 
dem, dass 2) der Vater die väterliche Gewalt besitzt, 3) der Stief- 
vater das zum Stimmrechte befähigende Grundstock bewirtschaftet. 

§ 4S. Dnr r!egel nach steht jedem einzelnen Stimmberech- 
tigten eine Stimme in der Gemeindeversammlung, jedoch mit 
folgenden Massgaben zu: 1) Mindestens zwei Drittel sämtlicher 
Stiuimeu müssen auf die mit Grundbesitz angesessenen Mitgheder 
der Gemeindeversammlung (§ 41 Absatz 1 unter 6a und b) ent- 
fallen. Übersteigt die Anzahl der nicht angesessenen Gememde- 
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glieder (a. a. O. unter 6 c) deu dritten Teil der (iesamtzalü der 
Stimmen der Mitsrlieder der Gemeindeversainmlung, so haben die 
erstereu ilir Stimmrecht durch eine jenem Verhältnisse entsprechende 
Anzahl von Abgeordneten auszaflben, welche sie aus Ihrer Mitte 
auf die Dauer von sechs Jahren wählen. 2) Denjenigen Besitzern^ 
welche von ihrem im Gemeindebezirko belegenen Orundeigentume 
einen Jahresbetrap: von 20 bis aussclüiesslich 50 Mark an Grund- 
und Gebäudesteiier entrichten, sind je Äwei, denjenigen Besitzern, 
welche von diesem ilirem Gruudeigentume einen Jahresbeuag von 
60 bis ausschliesslich 100 Mark entrichten, je drei und denjenigen 
Besitzern, welche 100 Mark oder mehr entrichten, je vier Stimmen 
beizulegen. Auf Antrag des Kreisausschusses können durch Be- 
schiuss des Provinziallandtages die vorstehenden Sätze erhöht orltT 
höchstens jedoch um die Hftlfte ennässigt werden; auch kaim 
Grundbesitzern, welche die im ersten Absatz erwähnten Steuer- 
sitze entrichten, eine grössere Zahl von Stimmen, jedoch nicht 
aber 3, 4 und 5 Stimmen, beigelegt werden. Den Gewerbe- 
treibenden der dritten flewerltesteiierklasse sind 2 Stimmen, den 
Gewerbetreibenden der zweiten Gewerbesteuerklasse sin() H Stimmen 
und den Gewerbetreibenden der ersten (lewerbestcin ] klasse sind 
4 Stimmen beizulegen. Für den Fall der Erhöhung der Zahl der 
Stimmen der Grandbesitzer sind die im vorstehenden Absätze bet- 
gelegten Stimmen entsprechend dem Schlusssatze des Absatzes 2 
zu erhöhen. 3) Kein Stimmberechtigter dnrf in der Gcnieindcver- 
sammlung mehr als ein Drittel der Gesamtzahl der Stimmen führen. 

ViertM' Abschnitt Gemeindevertretung. 

y 49. In denjenigen Landgem^den, in welchen die Zahl 

der Snmmber^htigten mehr als 40 beträgt, tritt mit dem Zeit> 
punkte, wo die Liste der Stimmberechti-rten diese Zahl nachweist 
(§ 39 Absatz 2), an die Steile der Gemeindeversammlung eine 
Gemeindevertretung. Die Landgemeinden sind berechtigt und, 
falls der Kreisausschuss auf Anti a^ Beteiligter oder im ölfentlichen 
Interesse dies beschliesst, verpflichtet, auch bei einer geringeren 
Anzald von Stimmberechtigten eine Gemeindevertretung im Wege 
ortsstatutarischer Anordnung einzuführen. Die Gemeindevertretung 
besteht aus dem Gemeindevorsteher und den Srböffen sowie den 
gewählten Gemeindeverordneten, deren Zahl niiiulestens das Drei- 
faclie der Zuerstgeuaimten betragen muss. Diese Zahl kann durch. 
Ortsstatut auf 12, 15, 18 oder höchstens 24 erhobt werden. 

§ 50. Zum Zwecke der Wahlen der Gemeindeverordneten 
werden die sämtlichen Stimmberechtigten einer Tiancl^Tmeinde nach, 
Massgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Steuorii (Ge- 
meinde-, Kreis-, Provinzial- und Staatssteuern mit Ausschlus?? der 
Steuer für den Gewerbebetrieb im Umiierziehen) in drei Klassen 
neteilt und zwar in der Art, dass auf jede Klasse ein Drittel der 
Gmmtsumme der Steuern Mit, Steuern, welche für Grundbesitz 
oder Gewerbebetrieb in einer anderen Gemeinde entrichtet werden» 
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kommen hierbei nicht in Betracht. Niemand kann zwei Kiassen 
zugleich angehören; in die erste oder zweite Klasse gehOrt auch 
deijenige, dessen Steuerbetrag nur teilweise in das erste oder 
zweite Drittel fällt. Unter mehreren einen gleichen Steuerbetrag 
entrichtenden Wählern entscheidet das Lebensalter und erforder- 
lichenfalls das Los flarülier, wer von ihnen zu der höheren Klasse 
zu rechnen ist Jede Kladse wählt aus der Zahl der Stiinini)crech- 
tigten ein Drittel der Gemeindeverordneten, ohne dabei an die 
Wähler der Klasse gebunden zu sein. Aach die nach § 46 zur 
St^vertretung berechtigten Personen sind wählbar, können aber 
nur so lange Gemeindeverordnete sein, als die Stellvertretung dauert. 

§ 5L Gehören zu einer Klasse mehr als 500 Wähler, so 
kann die Wahl nach d<izu f^ebüdeteu Wahlbezirken geschehen. Die 
Anzald und die Grenzen der Wahlbezirke, sowie die Anzahl der 
in einem jeden zu wShlenden Greaieindeverordneten werden nach 
Massgabe der Zahl der Stimniberechtigten von dem Gemeindevor- 
steher (Gemeindevorstande) festgesetzt. 

Enthält eine Gemeinde mehrere Ortschaften, so kann der 
Kreisausselmss auf Antrag des Gemeindevorstehers (Gemeiude- 
vorstandes; nacii \ crliältnis der Zahl der Stimmberechtigten jeder 
Klasse anordnen, wie viel Gemdndeverordnete aus jeder einzelnen 
Ortschaft von jeder in Betracht kommenden Klasse zu wählen sind. 

Ist eine Änderung der Anzahl oder der Grenzen der Wahl- 
iKvirke oder der Anzald der in einem jeden derselben zu wäh- 
lenden (u im mdeverordneten wegen einer in der Zahl der stiram- 
berechtigteu Gemeindeglieder eingetreteneu Änderung oder aus 
sonstigen Gründen erforderlich geworden, so hat der Gemeinde» 
Vorsteher (Gemeindevorstand) die entsprechende anderweite Fest- 
setzung zu treffen, auch wegen des Übergangs aus dem alten in 
das neue Verhältnis das Geeignete anzuordnen. Diese Festsetzung 
bedarf der Bestätigung des Kreisausschusses. 

§ 52. Mindestens zwei Drittel der Mitglieder der Gememde- 
Vertretung mtkssen Angesessene (§ 41 Kr. 6a und b, § 45) sein. 

Die Zahl der Gemeindeverordneten, welche hiemach aus der 
Mitte der Nichtangesessenen gewählt werden können, wird auf die 
drei Klassen gleichiuassig verteilt Ist diese Zahl niflit durch H 
teilbar, so kann, wenn die Zahl 1 übrig bleibt, die zweite Klasse 
aus der Zahl der Kichtangesessenen einen Gemeinde verordneten 
mehr wühlen als die beiden anderen; bleibt die Zahl 2 flbrig, so 
kamt die erste Klasse den einen, die dritte Klasse den anderen 
wfihlen. Sind in einer Klasse mehr nicht angesessene Gemeinde- 
verordnete gewühlt, als hiernach 7iil;i<sig ist. so gelten dicj^fii'jen, 
welche die geringste Stininienzahl erhalten haben, ah nicht gewäJdt 
Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los. Bei den zum Ersatz 
derselben anzuordnenden Neuwahlen sind nur die auf Angesessene 
entfallenden Stimmen gültig. 

§ 53. Als Gemeindeverordnete sind nicht wählbar: l) die- 
jenigen Beamten und die vom Staate ernannten Mitglieder der- 
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jenigen Behörden, durch welche die Aufsidit des Staates Aber die 

Gemeinden ausgeübt wird, 2) die besoldeten Gemeindebeamten, 
?>) die richterlichen Beamten, 4) die Beamten der Staatsanwaltscliaft 
und dif» Poüzei-Exekutivbeamten, 5) Oeisthclie. Kirchendiener und 
\'olk>s.">chuüeiirer, ()) Frauen. Vater und Solln dürfen nicht zugleich 
Gemeindeverordnete derselben Gemeinde sein. Sind \'ater und 
Sohn zugldch gewSUt, so wird nur der Vater als Gemeindever- 
ordneter zugelassen. 

§ 54. Die Oenieindeverordneten werden auf scrhs Jahre 
gewählt. Alle zwei Jahre scheidet aus jeder Klasse ein Drittel 
der Gemoinflovcronlneten aus und wird die GerneindevcrtretunL' 
durch neue Wahlen ergänzt. Ist die Zahl der Ausscheidenden 
nicht durch 3 teilbar, so wird die Reihenfolge der Klassen, in 
wdch^ die Ausscheidung' je eines der Übriibleibettden erfolgt, 
durch das Los bestinnnt. Die das erste und zweite KCal Aus- 
scheidenden werden für jede Klasse durch das Los bestimmt. Die 
Ausscheidenden sind wieder wählbar. AnssprgewöhnUche Wahlen 
zum Ersätze innerhalb der Wahlperiode ausgeschiedener denieinde- 
verordneten müssen angeordnet werden, wenn die Gemeindever- 
tretung oder der Gememdevorsteher es für erforderlich erachten 
oder wenn der Kreisausschuss dies beschliesst. Der Ersatzmann 
bleibt nur bis zum Ende der Wahlperiode des Ausgeschiedenen 
in Wirksanikeit. Auch bei Ergänzungs- und Ersatzwahlen ist 
züglicli der Wählbarkeit von Nichtangesessenen nach den Grund- 
sätzen des § 52 zu verfahren. 

§ 55. Die nach § 39 Absatz 2 zu führende Liste wird der 
Wahl zu Grande gelegt und nach Wahlklassen, im Falle des § 51 
Absatz 1 ansserdem nach Wahlbezirken eingeteilt 

^ 56. In dem Zeiträume vom 15. bis 30. Januar erfolgt 

die Auslegung der Liste in einem vorher zur öffentlichen Kenntnis 
zu bringenden Räume. Während dieser Zeit kann jeder Stimm- 
berechtigte gegen die Richtigkeit der Liste bei dem Gemeindevor- 
steher Einspruch erhebeiL Soll der Name euaes einmal in die 
Liste aufgenommenen Stimmberechtigten wieder gelöscht werden, 
so ist dieses demselben unter Angabc der Grfinde acht Tage 
vorher durch den Gemeindevorsteher mitzuteilen. 

§ 57. Die Wahlen der dritten Kksse erfolgen znerat, die 

der ersten zuletzt. 

§ 58. Die WalilfMi /Air regelmässigen Ergänzung der Ge- 
meindevertretung hudeil alle zwei Jalue im März statt Alle Er- 
p&nzungs- und Ersatzwahlen werden, unbeschadet der Vorschrift 
m § 51, von denselben Klassen vorgenommen, von welclien der 
Ausgeschiedene gewühlt war. 

§ 59. Eine Woche vor dem Wahltage werden die in der 
Wählerliste (ß 55) veizcichneten Wähler durch den Gemeindevor- 
steher mittelst ortsübhcher Bekanntmachung zu den Wahlen lie- 
rufen. Die Bekanntmachung muss den Raum, den Tag und die 
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Stunden, in welchen die Stinuuen bei dem Wahlvorstande abzu- 
geben sind, genau beseidiaen. 

§ 60. Der Wahlvorstand besteht aus dem Gem^deTorateber 

oder einem von dem letzteren zu seinem Stellvertreter ernannten 
Schöffen und zwei von «lor W;i1ilYor<aniirilung gewählten Rpipity.crn. 

§ 61. Jeder Wäiiler imiss (iem Wahl vorstände mündlich zu 
Protokoll erklären, wem er seine Stimme geben will. Er hat 80 
vide Personen ssn bezeichnen, als zu wShlen sind. Bezflglich der 
StelWertretang bei der Wahl kommen die Bestimmungen im § 46 
zur Anwendung. 

§ f)':> rjewählt sind diejenip^en, welche bei der ersten Ab- 
stimmung die meisten Stimmen und zufxleich mehr als die Hälfte 
der Stimmen erlialten haben. Hat sich bei der ersten Abstim- 
mung eine unbedingte Stimmenmehrheit nicht ergeben, so werden 
von denjenigen Personen, welche die meisten Stimmen erhalten 
haben, so viele auf eine engere Wahl gebracht, dass die doppelte 
Anz;i]d der noch zu wählenden Mitgliedor erreicht wird. Bei der 
zweiiLii Wahl ist die unbedin^^te Stimmenmehrheit nicht erforder- 
lich. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Zu der engeren 
Wahl werden die Wähler durch eine das Ergebnis der ersten 
Wahl angebende Bekanntmachung des Wahlvorstandes sofort oder 
spätestens innerhalb einer Woche aufgefordert. Die engere Wahl 
findet nach den selben Vorschriften wie die erste statt. Tritt bei 
derselben Stimniengleichheit ein, so entscheidet das durch die Hand 
des Waiilvorsteliers zu ziehende Los. Wer in mehreren iiiassen 
oder Wahlbezirken zugleich gewählt ist, Ittt zu erklären, weiche 
Walil er annehmen will. Die vorstehenden Bestimmungen finden 
auch auf eine nach § T)2 erforderlich werdende Neuwahl Anwendung. 

^ 63. Die Walilprotokolle sind von dem Wahlvorstande zu 
unterzeichnen und von dem (ienieindevorsteher aufzubewahren. 
Der letztere hat das Ergebnis der Wahlen sofort in ortbübiicher 
Weise bekannt zu machen. Einsprache gegen die Gfllti^eit der 
Wahlen zur Gemeindevertretung sind innerhalb zwei Wochen nach 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses bei dem Gemeindevorsteher 
anzubringen. 

§ 64. Die bei der re^^ebnässigen Ergänznnc: luu gewählten 
Gemeindeverordneten treten an dem der Waiii loigeiiden 1. April 
ihr Amt an; die Ausseheidenden bleiben bis zur Einfährung der 
neu gewählten Mitglieder in Thätigkeit Die Gewählten werden 
von dem Gemeindevorsteher in die Versammlung der Gemeinde- 
vertretung eingeführt und durch Handschlag verpflichtet. 

§ 65. Die Gemeindeglieder sind verpfliciuet, unbesoldete 
Amter in der Verwaltung und der Vertretung der Gemeinde zu 
flbemehmen, sowie ein angenommenes Amt mindestens drei Jahre 
lang zu versehen. Zur Ablehnung oder froheren Kiederlegung 
solcher Ämter berechtigen folgende Entschuldigungsgründe: 1) an- 
halten'lo Kranklieit, Geschäfte, welche eine hüufige oder lange 
dauernde Abwesenheit vom Wohnorte mit sich bringen, '6) das 
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Alter von sechzig Jalircn, 4> diu V erwalttmg eines unmittelbaren 
Staatsamtes, 5) sonstige besondere VerhfiltRisse, welche nadi dem 
Ermessen der Gemeindevertretung oder, wo eine solche nidit be* 
stpht, des (temeindevorstehers eine gültige Entschuldigung be- 
^'lündon. Wer ein iinltosoldctes Amt in der Verwaltung odor in 
der Vertretung der (lenieinde während der vorgeschriebenen regel- 
mässigen Amtsdauer vergehen hat, kann die Übernahme desselben 
oder eines gleichartigen für die nichsten drei Jahre ablehnen. 

Wer sich ohne einen der vorbezeichneten Entschuldigungs- 
gründe weigert, ein unbesoldetes Amt in der Verwaltung oder Ver- 
tretung der Cienieinde zu übernehmen oder das {il)ernommene Amt 
drei .Jahre liiiidurch zu verseilen, sowie derjenige, welcher sich der 
\'erwältung solcher Ämter thatsächlich entzieht, kann für einen 
Zeitraum von drei bis sechs Jahren der Ansflbnng seines Rechts 
auf Teilnahme an der Verwaltung und Vertretung der Gemeinde 
für verlustig erklfirt und um ein Achtel bis ein Viertel starker als 
die übrigen Gemeindeangehörigen zu den Gemeindeabgaben heran- 
gezogen werden. 

§ 6tl. Die Geuicindevertretung, wo eine soldie nicht besteht, 
der Gemeüidevorsteher beschliesst 1) auf Beschwerden und Ein- 
sprüche, betreffend den Besitz oder den Verlust des Gemeinde- 
rechts, die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Kksse von Stimm- 
berechtigten. <lie WabUcnkrit zu einer Stelle in der Gemeinde- 
verwaltung oder iienieuide\ertretung, die Aus^ülmii^^ des Stimm- 
rechts durch einen Dritten, sowie über die iiichligkeit der Ge- 
meindewihtorliste, 2) aber die Gültigkeit der Wahlen sur Gmeinde- 
vertretung, 3) über die Berechtigting der Ablehnung oder Nieder- 
legung einer Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Gemeinde- 
vertretung, sowie über dio Nacliteile, welche pegen Gemeinde- 
gUeder weprcn Nichterfüllung der ihnen nach diesem Geset^se ob- 
liegenden Ptiichten zu verhängen sind. 

§ 67. Die Beschlflsse der Gemeindevertretung und des Ge- 
meindevorstehers in den Fallen des § 66 bedürfen keiner Geneh- 
migung oder Bestätigung von Seiten des Gemeindevorstehers oder 
der AufKichtsbehörde. Gegen die Beschlüsse findet die Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren statt, welche, wenn der Beschhiss von 
der Gemeindevertretung gefasst ist, auch dem (iemeiudevorsteher 
zusteht Die Klage hat in den Ffillen des § 66 unter 1 und 2 
keine aufschiebende Wirkung, jedoch dürfen Neuwaiden zum Ersatz 
für solche Wahlen, welche (hirch Beschluss der Gemeindevertretung 
oder des Gemeindevorstehers für imgültig erklärt Morden sind, 
vor ergangener rechtskräftiger Entsclieidung nicht \orgeuommen 
werden. 

Fflnlter Abschnitt Gemeindevermügen. 
§ 68. Im Eigentum der Landgemeinden stehen sowohl die- 
jenigen Bestandteile des Gemeindevermögens, deren Erträge für 
die Zwecke des Gemeindehaushalts bestimmt sind (Gemeindever- 
mdgen im engeren Sinne), wie auch diejenigen \'eriuögensgegen- 
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stSnde, deren Nutzungen <len Genieindeangehörigen oder einzelnen 
derselben vermöge dieser ihrer Eigenschaft zukommen (Gemeinde- 
gliederradgen, AUmenden, Gemeinheiten). Im weiteren kommen 
die Bestimmungen der Deklaration einiger Vorschriften des All- 
gemeinen Landrechts und der noTnr^inheit^5teilun<,'sor(lnung vom 
7. Juni 1821, betreffend das nutzbare Genioindeverniögen, vom 
26. Juli 1847 (Gesct^-Sainml. S. 327) zur Anwendun;?. 

§ 69. Das den Zwecken des Cienieindeliaushaltä gewidmete 
Vermdgen darf nur dann in Gemeindeg^edervermögen umgewandelt 
werden, wenn die Gemeinde schuldenfrei ist and dnrch eine 
solche Veränderung weder die Einführung neuer Gern ein deabgaben 
norh auch die Erhöhung bestehender für absehbare Zeit erforder- 
lich wird. Hinsichtlich der Verwaltung der Gemeindewaldungen 
bewendet es bei den bestehenden Destimm ungen, uu besonderen 
dem Gesetze vom 14. Angust 1876 (Gesetsc-Samml. S. 373). Ge- 
meindegliedervermögen kann unter hinzutretender Genehmigung 
des Kreisausschusses in Geineindevennogen im engeren Sinne 
umgewandelt werden, jedocli mit der Einschränkung, dass Nutzungs- 
rechte, welche nicht den sämtlichen, sondern nur einzelnen Ge- 
meiudegliedern oder Einwohnern als solchen zustehen, durch Ge- 
meindebeseldoss den letzteren wider ihren Willen nidit entzogen 
oder gesclimälert werden dürfen. 

§ 70. Zur Teilnahme an den Gemeindenutzungen sind die 
Genieindeangehörigen unter »Irn aus den Verleihungsurknnden, 
vertragsniilssigen Festsetzungen und hcrgehrachter Gewohnheit 
sich ergebenden Bedingungen und Einschränkungen berechtigt. 
Soweit hiemach der Massstab für die Teilnahme an diesen 
Nutzungen nicht feststeht, erfolgt die Verteilung nach dem Ver- 
hältnisse, in welchem die Gemeindeangehörigen zn den kommunalen 
Lasten beitragen. 

§ 71. Auf Best'li werden und Eins]>rüche, betreflfend 1) das 
Kecht zur Teilnahme an den Nutzungen und Erträgen des Ge- 
meindevermögens, 2) die besonderen Rechte einzelner Ortlicher 
Teile des Geineindebezirks oder einzelner Klassen der Gemeinde- 
anpehörigen in Ansehung der zu Nr. 1 erwähnten Ansprüdief be- 
schliesst der Gemeindevorsteher (Genieindevorstand). 

Gegen den Beschluss findet die Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren statt. 

Der Entsclieidnng im Verwaltungsstreitverügdiren unterliegen 

desgleichen Streitigkeiten zwischen Beteiligten Über ihre in dem 
ölTentlichen Rechte begründete Berechtigung zn den im Absätze 1 
bezeichneten Nutzungen. 

Die Ik^schwerden und die Einsprüche, sowie die Klage 
haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 72. Die Landgemeinden sind befugt, auf Grund von Ge- 
meindebefichlüssen, welche der Genehmigung des Kreisaasschusses 
unterliegen, für die Teilnahme an den Genieindenutzungen die 
Entriditung eines zu deren Werte in einem angemessenen Ver- 
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hältnisse stehendcu Einkaufsgeldes anstatt oder neben einer jähr- 
lichen Abgabe anzuordnen. Durch die Entrichtung des Emkaufs- 
geldes wird die Ausübung des Gemeinderechtes nicht bedingt. 
Die Verpflichtung zur Zahlung dee Einkaufegeldes sowie der Ab- 
gabe ftlr die Teilnahme an den Oemeindenntzungen ruht, so lange 
auf diese Teilnahme vendchtet wird. 

§ 73. HinsiVhtüHi dor Beitreibung? der Einkanfsjieblor und 
der jährlicben Abgaben für die Teilnfibnie an den (lenieinde- 
nutzungen ini X'erwaltungszwangsverfaiiren, der Einsprüche und 
Beschwerden, sowie der KhigjB in betreff der Heranziehung oder 
der Vmniagung zu diesen Abgaben, etwaiger Nachfordemng der- 
selben und der Verjährung der RüdcstSnde finden die in den 
§§ 36 bis '.l^ enthaltenen Hestimmunpen sinnpemasse Anwendung, 
jedoch mit der Massgabe, dass die nicht zur Heimng gestellten 
Einkaufsgelder erst in zwei Jahren nach Ablauf desjenigen «iaiires, 
in welchem die Zahlungsverbindlichkeit entstanden ist, veijalu'en. 

Sechster Abschnitt Verwaltung der Landgemeinden. 

§ 74. An der Spitze der Verwaltung der Landgemeinde stellt 
der Gemeindevorsteher (Schulze, Scholze, Richter, Dorfricfater). 

Dem Gemeindevorsteher stehen zwei Sdi5ffen (Schoppen, 
Gerichtsmänner, Gerichts- odrr DorfLo-f Invorene) zur Seite. ^Yek•lle 
ihn in den Anitsgeschäften zu unterstützen und in Beiünderungs- 
fallen zu vertreten haben. 

Durch Ortsstatut kann die Zahl der Schöffen auf höchstens 
sechs vermehrt werden. 

Wo die Zahl der Schöffen nach der bisherigen Ortsverfassung 
eine grössere als zwei gewesen ist. n}»er die Zahl seclus nidit über- 
steigt, verbleibt es hierbei bis zu anderweiter ortsstatutarischer 
Festsetzung. 

Wo dem Gemeindevorsteher nur zwei Schöffen zur Seite 
stehen, ist ein Stellvertreter zu wfifalen, welcher m Behinderungs- 
Men eines der beiden Schöffen für diesen eintritt 

In grösseren Genieinden kann durch Ortsstatnt ein aus dem 
(ienieindevorsteher nnd ilen Schöffen bestehender kollegialischer 
üemeindevorstand eiugefüln-t werden. 

§ 75. Der Gemeindevorsteher und die Schöffen werden von 
der Gemeindeversaniuilunj,^ i^(iemeindevertretung) aus der Zahl der 
GemeindegUeder auf sechs Jahre gewfthlt Nach dreQfthiiger Amts- 
dauer kann der Gemeindevorsteher auf weitere neun Jahre ge- 
wählt werden. In Gemeinden mit mehr als BOOO Einwohnern kann 
die Genieind ( Vertretung die Anstellung eines besoldeten (ienieinde- 
vorstehers beschliessen. Die Wahl desselben erfolgt auf die Dauer 
von zwölf Jahren und ist nicht bescln änkt auf die (iemeindeglieder. 
Vater und Sohn sowie Brflder dürfen nicht gleichzeitig Gemeinde- 
vorsteher und Schöffen sein. 

§ 76. Bezflg^ich der Einladung der Mitglieder der Ge- 
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meindeversammlung (GenieiiKlevei tretung) zur Wahl kommea dio 
Vorschriften des § 59 zur Anwendung. v 

I 77. Der Wahlvorstend besteht ans dem Gemeindevorsteher 
oder dem zu dessen Vertretimg bemfenen Schöffen sls Vorsitzendefl 

md aus zwei von der Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) 
711 wählenden Beisitzern. Der Vorsitzende ernennt einen der Bei- 
sitzenden zum Protokollführer. Erforderlichenfalls kann jedoch 
auch eine nicht zur Waidversammlung gehörige Person zum Pro- 
tcdcollftthrer ernannt werden. 

§ 7& Wihrend der Wahlhandlnng dfirfen im Wahlranme 
weder Beratungen stattfinden noch Ansprachen gehalten noch Be- 
schlüsse gefasst werden. Ausjiftiiomraen hiervon sind Beratungen 
und Beschlüsse des Wahlvorstandes, welche durch die Leitung des 
Waldgeschäfts erheischt werden. 

§ 79. Jede Wahl erfolgt in einem besonderen Wahlgange 
durch Stimmzettel. 

§ 80. Die Wähler werden in der Reihenfol^'e, in welcher 
sie in der Wühlerlistp aufgeführt sind, aufgerufen. Die Auf'jernfeiien 
legen ihre Stimmzettel uuerutfnet in die Wahlurne. Findet die 
Wahl durch die Gemeindeversammlung statt, so wird das Stimm- 
recht nadi Massgabe der Bestimmungen des § 48 ausgeübt Die 
nach der Erftfihung, jedoch vor dem Schlüsse der Wahlhandlung 
ersclieinenden Wähler können noch an der Abstimmung teilnehmen. 
Sind keine Stimmen mehr abzugeben, so erklürt der Wahl vorstand 
die Wahl für geschlossen: der Vorsitzende nimmt die Stimmzettel 
einzeln aus der Wahlurne und verliest die darauf verzeichneten 
Namen, welche von einem durch den Vorsitzenden zu ernennenden 
Beisitzer laut gezählt werden. 

§ 81. Ungültig sind diejenigen Stimmzettel, 1) welche nicht 
von weissem Papier oder welche mit einem äusseren Kennzeichen 
versehen sind, 2) welche keinen oiier keinen lesbaien Namen ent- 
halten, 3) aus welchen die Person des (lewähltcn nicht unzweifel- 
haft zu erkennen ist, 4) auf welchen mehr als ein Name oder der 
Name einer nicht wählbaren Person verzeichnet ist, 5) welche einen 
Protest oder Vorbehalt enthalten. Alle ungültigen Stimmzettel 
werden als nicht abuor^^eheTi betrarbtet. Über die Gültigkeit der 
Stimmzettel entscheidet vorläuhg der Wahlvorstand. Die Stimm- 
zettel sind dem Wahlprotokolle beizufügen und äo lange aufzu- 
bewahren, bis Aber die gegen das Wahlverfiihren erhobenen Ein- 
sprache rechtskräftig entschieden ist 

§ 82. Als gewählt ist derjenige zu betrachten, welcher bei 
der ersten Ab^^ti!11^nnng mehr als die Hälfte der gültig abgegebenen 
Stimmen erhalten hat. Ergiebt sich hei der ersten Abstimmung 
diese Stimmenmehrheit nicht, so kommen bei der sofort vorzu- 
nehmenden zweiten Abstimmung diejenigen zwei Personen, wddie 
im ersten Wahlgange die meisten Stimmen erhalten haben, auf 
die engere W^ahl. Haben mekr als zwei Personen die höchste 
oder zweithöchste Stiromenzabl in der Weise erhalten, dass auf sie 
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eine gleiche Siiiiiiiienzahl entfallen ist so entscheidet das durch 
die Hand des Vorsitzenden zu ziehende Los darüber, wer auf die 
engere Wahl za bringen ist Bei dem zweiten Wahlgange sind 
auBser den im § 81 angegebenen femer andi alle di^enigen Stimm- 
zettel ungültig, welche den Namen einer nicht zur engeren Wahl 
stehenden Person enthalten. Als gewählt ist derjenige zu be- 
trachten, welcher die meisten Stimmen erhalten liat Bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet das durch die Hand des Vorsitzenden zu 
zidiende Los. Die Wahlprotokolle smd von dem Wahlvorstande 
zu unterzeichnen. 

§ 83. Der Vorsitzende des Wahlvorstandes hat die Ge- 
wählten von der auf sie t'pf;i1]pnon Wahl mit der Aufforfleruncr in 
Kenntnis y.n setzen, sich über die Annahme oder Ablehnung der 
Wahl innerhalb läiigsteiiH einer Woche zu erklären. Von dem- 
jenigen, welcher hierüber keine Erklärung abgiebt, wird ange- 
nommen, dass er die Wahl ablehne. 

§ 84. Die gewählten Gemeindevorsteher und Schöffen be- 
dürfen der Bestätigung durcli den Landrat,. Vor der Bestätigung 
ist der Amtsvorsteher (Distriktskomniissarius) mit seinem Gut- 
achten zu hören. Die Bestätigung kann nur unter Zustimmung 
des Kreisausschusses versagt werden. Dieser Zustimmung bedarf 
es auch dann, wttm der Wahl die Bestätigung wegen formaler 
Mingel des Verfahrens a ersagt wird. Wird die Bestätigung ver- 
sagt, so ist eine Neuwahl anzuordnen. Erhält auch diese (lie Be- 
stätigung nicht, so ernennt der I>an(lrat unter Zustimmung des 
Kreisausschusses einen Stellvertreter auf so lange, bis eine er- 
neuorto Wahl die Bestätigung erlangt hat Dasselbe findet statt, 
wenn keine Wahl zustande kommt Die Bestimmungen dieses 
Paragraphen finden auch auf andere gewählte Gemeindebeamte 
Anwendung; deren Waiil der Bestütiprunf? bedarf. 

§ 85. Die Gemeindevorsteher und die Schöffen werden vor 
ihrem Amtsantritte von dem Landrate oder in semem Auftrage 
von dem Amtsvorsteher, in der Provinz Posen von dem Distrikts- 
kommissaiius vereidigt 

§ 86. Die Gemeindevorsteher haben den Ersatz ihrer baren 
Auslagen und die Gewährung einer mit ihrer amtlichen Mühe- 
waltung in billigem Verhältnisse stehenden Entschädigung; zu be- 
ansprudien. Die Aufbringung derselben liegt der Gemeinde ob. 
Alle fortkufenden Geld- und Naturalbeiträge des Gutsherrn zur 
Remuneration des Gemeindevorstehers fallen fort Landdotadonen, 
welche für die Verwaltung des Schulzenamts ausgewiesen sind, 
können auf Grund des jicpenwartigen Gesetzes nicht ziirückj^efor- 
dert werden. Sind solche Landdotationen allein oder in Verbin- 
dung mit Geld- und Naturalbeiträgen von dem Gutsherrn gewährt, 
so ist derselbe berechtigt, hierfür von dem Gemeindevorsteher auch 
ferner die Wahrnehmung der Geechlfte des Outsvorstehers oder 
die Vertretung hierbei in dem bisherigen Umfaufife (§ 124 Abs. 2) 
zu forden. Der Gutsherr wie die Gemeinde kann die Lösung 
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eines derartigen Verhältnisses gejren Fortfall der Geld- und Na- 
turalbeiträge und gegen Entscltädigung ffir die Landdotationen 
verlangen. Der Gemeinde steht dabei das Recht zu, statt der Ge- 
wlhnuig einor EntBebädigiuigr die LanddotaticHieB hemuzugeben. 
In betreff der Auseinandersetzungen konnnen die Vorschriften der 
v?sj 97 bis 101 mit der Massgabe zur Anwendung, dass zu den 
im ersten Absätze des § 101 erwähnten Kosten auch die Guts- 
herren nichts beizutragen haben. Die Schötfen haben ihr Amt in 
der Regel unentgeltlich zu verwalten und nur den Ersatz barer 
Anslageii zu beansprncfaeo. 

87. Über die Festsetzung der baren Auslagen und der 
Entscliäfljjximg der Gemein tlnvoi-=^teher und der koniniissnrischen 
Gemeindevorsteher, sowie über die baren Auslagen der Schöffen 
beschUesst der Kreisausächuss auf Antrag der Beteiligteu. 

§ 88. Der Gemeindevorsteher ist die Obrigkeit der Land- 
gemeinde und führt deren Verwaltung. 

Der Gemeindevorsteher führt in der Gemeindeversaninilung 
(Öemeinflovertretnng) den \'orsitz mit vollem Stimm rerlife. 

Hat die Gemeiüdeversannnlung(Uemeindevertretanfj:) fineii l!e 
schluss gefasst, welcher nach der Ansicht des Gemeiiidevorstehers 
das Gemeinwohl oder das Gemeindeinteresse verletzt, so ist der 
Gemeittdevorateher vcrpfliditett die AusAhrung des Beschlnsses aus- 
zusetzen und, wenn die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) 
bei nochmaliger Beratung bei ihrem Peschluss beharrt, innerhalb 
zwei VVorhen die Entscheirlung des Kreisausscliusses ein/uliolen. 

Insljesoudere liegen dem Gemeindevorsteher folgende Ge- 
schäfte ob: 1) die Gesetze und Verordnungen, sowie die Ver- 
fügungen der ihm vorgesetzten Behörden anszuftlhren, 2) die Be- 
schlüsse der Gemeindeversammlung (Genieindevertretnng) Yorzu- 
beroiten, 3) die Beschlüsse der (Jenieindcversammlung (Gemeinde- 
vertretung), sofern er dieselben nicht beanstandet 140) oder 
deren Ausführung aussetzt (Absatz 3) — diejenigen über die Be- 
nutzung des Gemeindevermögens (§ 113) nach Beratung mit den 
Schöffen — zur AusfOhning zu bringen und demgemäss die lau- 
fende ^'erwaltung bezüglich des Vermögens und der Einkünfte 
der r.cTneinde sowie der Gemeindeanstalten, für welche eine be- 
sondere Verwaltung nicht besteht, zu führen und diejenigen Ge- 
meindeanstaiten, für welche besondere Verwaltungen eingesetzt 
sind, zu beaufsichtigen, 4) die auf dem Gemeindevoranschlage oder 
auf BescUflssen der Gemeindeversammlung (GemeindeTertretuDg) 
beruhenden Einnahmen und Ausgaben anzuweisen und das Rech- 
nnngs- und Kassenwesen, soweit er es nicht selbst führt, zu be- 
aufsichtigen, 5) die Gemeindeb^raten, nachdem die Gemeindever- 
sammlung (Gemeindevertretung) darüber beschlossen hat, anzu- 
stellen und zu beaufsichtigen, 6) die Urkunden und Akten der 
Gemeinde aufisubewahren, 7) die Gemeinde nach aussen zu ver- 
treten und namens dersell)en mit Behörden imd Privatpersonen 
zu verhandeln. Urkunden über Bechtsgesdifllte^ welche die Oe- 
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meinde gegen Dritte verbuiden sollen, ingleichen \ oliniachten 
müäsen unter Anführung des betreifenden Gemeindebeschlusses 
und der dazu etwa erforderlichen Genehmigung oder EntsdiHeesung 
der znsttndigen Aufsichtsbehörde im Namen der Gemeinde von 
dem GemeiiKlevorstehcr und einem der Schöffen unterschrieben 
und mit dem (Tcmeindesiegel versehen sein. Eine der vorstehenden 
Bestimmung; geuiuss ausgestellte Vollmacht ist auch dann aus- 
reichend, wenn die Gesetze sonst eine gerichtliche oder Notariats- 
vollmacht erfordern. Zu dem Nachweise, dass von einer Gemeinde 
bei der Erwerbung oder Veräussening von Grun<l>tacken oder 
denselben gleichstehenden Gerechtsamen die den Gemeinden ge- 
setzlich vorgesffiriebenen besonderen formen beobachtet sind, ge- 
nügt eine Bescheinigung des Landrats als Vorsitzenden des Kreis- 
ausschusses; 8) die Gemeindeabgaben und Dienste nach den 
Gesetzen und den Beschlossen der Gemeindeversammlung (Ge> 
meindevertretung) auf die Veri)ilichteten zu verteilen und wegen 
deren Einziehung oder AusfQhrung die erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. 

§ 81). AVo ein koliegialischer Gemeindevorstand eingeffihrt 
ist 74 Absatz 6), können demselben die in den §§ 9^ 51, 71, 
88 Nr. 2 bis 4 und 8, 119 und 120 erwfthnten Befugnisse durch 
das Ortsstatat fibertragen werden. Die Beschlüsse des Gemeinde- 
vorstandes werden nach Stimmenmehrheit und unter Teilnahme 
von mindestens rlrei Mitgliedern gofasst. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Den Vorsitz führt der 
Gemeindevorsteher. Über dessen VerLictuny m lichinderungs- 
fiülen hat das Ortsstatut Bestimmungen zu treffen. Betrifft der 
Gegenstand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Geinein le- 
vorstandes oder deren ^'e^wandte und Verschwägerte in auf- oder 
absteigender Linie oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie, 
so dürfen dieselben an der Beratung und Entscheidung nicht 
teilnehmen. Wird hierdurch der Gemeindevorstand beschlussuu- 
föhig, so entscheidet der Gemeindevorsteher allein. Tritt die Be- 
schlussunffihigkeit aus anderen Grflnden ein, so hat der Gemeinde- 
vorsteher eine zwcito Sitzung anzuberaumen: crgiebt sich auch in 
dieser keine Beschlusstahigkeit, so hat der (iemeindevorsteher 
allein hinsichtlich der auf der Tagesordnung stehenden Gegen- 
stände Anordnung zu tieffen. 

§ 90. Der Gemeindevorsteher ist» sofern er nicht zugleich 
selbst das Amtsvorsteheramt bekleidet, das Organ des Amtsvor- 
stehers für die Poli/oivcrwaltung. In dem gleichen Verliäl tnis.se 
steht der Uemein(h!vorsteher in der Trovinz Posen zu dem Distrikts- 
kommissar ins. Der (jcmeindovorstoher hat verniöge dessen das 
iUicht und die Pflicht, da, wo die Erhaltung der öti'entlicheu Ruhe, 
Ordnung und Sicheiieit ein sofortiges polizeiliches Einschreiten 
notwendig macht, das dazu Erforderliche vorläufig anzuordnen ond 
ausführen zu las -rn 

§ 91. Der Gemeindevorsteher hat insbesondere das BecUt 
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und die Pflicht: 1) der vorläuügen Festnahme und Verwahrung 
einer Person nach den Vorscbrifteu des § 127 der Strafprozess- 
ordnmig fflr das Deatsche Rdch vom 1. Februar 1877 (Reieha- 
Oesetzbl. S. 258) und des § 6 des Gesetzes zum Sclmtze der per- 
sonliclien Freiheit vom 12. Februar 1850 (Gesetz-Samml. S. 45), 
2 i die untef PoliseiAiifiBicht stehenden Personen zu beaufsichtigen. 
'.1} die ihm von dem Amtsvorstclior (Distriktskoninnssarius), der 
Staats- oder Aiutsauwaltschaft auigetrageueu polizeilichen Mass- 
regeln auszuführen und VerliaDdlungen anzunehmen, 4) die in 
den §§ 8 ff. des Gesetzes Aber die Aufnahme neu anziehender 
Personen vom 31. Dezember 1842 (Gesetz-SammL 1843 & 5) vor- 
geschriebene Mddong entgegenzunehmen. 

Siebenter Abschnitt Aufhebung der mit dem Besitze gewisser 
Gmndstflcke verbundenen Berechtigung und Veipflichtung zur 
Verwaltung des Schulzenamtes. 

§ 92. Die mit dem Besitze gewisser Grundstücke verbundene 
liercchtigunf? Tmd Verpflichtnni; zur Verwaltunfr des Schulzeii- 
( Pächter- ) Amtes ist von dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes ab auch in der Provinz Po^eu aulguiiuben. 

§ 93. Infolge der Aufhebung der im § 92 gedaditen Be- 
rechtigung und Verpflichtung treten auch diejenigen Festsetzungen 
ausser Kraft, welche infolge der Zerstückelung von Lehn- und 
Erb Schulzengütern nach § des (Tpspt/es vot?i 3. Januar 1845 
(Gesetz-Samml. S. 25) über die \ erbindun^ der Verwaltung des 
Schulzeuamtes mit dem Besitze eines der Teile des zerstückelten 
GmndsttLcks oder die AuBweisung eines auskömmlichen Schulzen* 
gelialtes in Grundstücken oder in Geld und die Verteilung des 
(leldbeitrages auf die einzelnen Trennstücksbesitzer getroffen 
worden sind. 

§ 94. (Ji uiiiistücke, Gerechtigkeiten und Kinkünite, welche 
den Scimizengutsbesitzeru erweislich von der Gemeinde selbst für 
die Amtsverwaltung yerliehen sind, fallen an die Gemeinde zurflck. 

§ 95. Ebenso liören di€|ienij<en Vonechte und Befreiungen 
auf, welche dem Schulzengutsbesitzer für die Verwaltung des 
Schnlzen;imtps in Beziehung auf die aus dem Kommunalverbande 
oder aus anderen Verbänden, z. B. dem Kirchen- und Schulver- 
bande entspringenden Dienste und Abgaben der Gemeinde oder 
deren Bfitguedem gegenüber bisher zustanden. 

Auf weitere Vergütigungen hat die Gemeinde keinen Anspruch. 

§ 96. Die Beziehungen zwischen dem Besitzer des Schulzen- 
p^ites und dritten Personen werden von den Vorschriften dieses 
(iesetzes nicht berührt. In keinem Falle können jedoch Grund- 
stücke, Gerechtigkeiten oder Befreiungen, welche den» Schulzen- 
gute, wenngleich mit Beziehung auf die dem Besitzer zustehende 
Verwaltung des Schulzenamtes, von Dritten, insbesondere von dem 
Landesherrn oder von Gerichts- oder Gutsherren, sei es bei der 
Fundation des Schulzengutes oder später, ohne ausdrücklichen 



Digitized by Google 



304 



41. LaiidgenuindAordaiiDg 1891. 



Vorbehalt des Widerrufs verliehen worden sind, sowie die etwa 
an Stelle der verliehenen Gerechtigkeiten und Freilieiten getreteneu 
Limdabfindimgeii oder sonstigen Entscbidigungen von den Ver- 
leihem oder deren Rechtsnachfolgern in 'Anspruch genommen und 
zurückgefordert werden. Dieselben verbleiben vielmehr dem 
Schulzengutsbesitzer auch nach Aufhebung der mit d^ Sdinlzen- 
gute verbundenen Anitsverwaltung. 

§ 97. Die nach den §§ 94 und 95 etwa erforderliche Aus- 
einandersetzung zwischen tor Gemeinde und dem Schnkengnts- 
besitzer wird durch einen von dem Krdsanssehnsae zn ernennenden 
Kommissarius bewirkt 

Der über die Auseinandersetzung aufzunehnjende Rezess 
unterliegt der Prüfunp: und Bestätigung des Kreisausschusses. 

§ 98. Entötelieu bei dem Auseinandersetzungsveriahren 97) 
Streitiglceiten darflber, ob mit einem Grundstfldce die Verpflicfatang 
zur Verwaltung des Schulzenamtes verbunden ist oder ob und 
welche Grundstücke, Gerechtigkeiten, Vorrechte oder Befreiungen 
der in den 04 und 95 gedachten Art zurückzugewähren oder 
aufzuliol>en sind oder wird die Vollzieliung des Rezesses von den 
Beteiligten verweigert oder die Bestätigung (§97 Absatz 2) von 
dem Kreisausschusse versagt, so sind die Verhandlungen zum 
weiteren Verfthren und zur Entscheidung an die betreSäide Aus» 
einandersetzungsbehörde (Generalkommission) abzugeben. 

Gegen die Entscheidung der Gencralkommission hndet die 
Berufung an das Oberlaudeskulturgericht statt, welches endgültig 
entscheidet. Vor der Entscheidung in erster und zweiter Instanz 
ist das Gutachten des Kreisaussehusses einzuholen und den Be- 
teiligten zur Erklärung mitzuteilen. 

§ 99. Ist das AuseinandersetzungsverfiEihren zufolge § 98 
auf die Auseinandersetzungsbelidrde übergegangen, so steht dieser 
Behörde auch die Aufoahme, Prüi^g und Bestätigung des 
Rezesses zu. 

§ 100. In betreff des Veifthrens (§§ 97 bis 99), sowie der 
Wirkung und Ausführung der Rezesse ^Iten die hinsichtlich der 
Ablösung der Keallasten und der Regulierung der gutsherrlichen 

Verhältnisse bestehenden Vorschriften. 

§ 101. Zu den Kosten, welche die Ausführung der in 
diesem Gesetze den Kreisausschüssen und deren Kommissarien 
flbertragenen Geschäfte yerursacht, haben die Ganeinden und die 
Schulzengutsbesity^er nichts beizutragen. 

Für das Verfahren bei den Auseinandersetzungsbehörden 
gelten die für dieselben bestehenden Kostenbestimmungen. 

Aditer Abschnitt Geschäfte der Gemeindeversammlung 
und Gemeindevertretung. 

§ 102. Die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) 
hat über alle Gemeindeangelegenheiten zu beschliessen, soweit 
diese nicht durch das Gesetz dem Gemeindevorsteher (Gemeinde- 
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vorstand) ausschliesslicli überwicisen sind. Über andere Ange- 
legenheiten darf tlie (iemeindeversaniuilung (üenieiuclevertretung) 
nur dann beraten, wenn solche durch besondere Gesetze oder in 
einzelnen Fällen durch Aufträge der Äuisichtsbeh5rde an sie ge- 
wieften sind. Wo eine (lenieindevertrctung besteht, sind die Ge- 
ineiiidev(>r()rdneten an keinerlei Instruktion oder Aufträge der 
Wähler ^eimnden. 

i5 103. Die Gemeinde Versammlung (Gemeindevertretung) 
flbervaeht die Verwaltung; sie ist berechtigt, sieh von der Aus- 
fflbrung ihrer Beschlüsse, von dem Eingange und der Verwendung 
aller Einnahmen der Gemeindekasse, sowie von der gehörigen 
Ausfuhrung der Geineindearbeiten Überzeu^ninj^ zu verschaffen; 
sie darf jedoch ihre Beschlüä&e niemals selbst zur Ausführung 
bringen. 

§ 104. Die Gemeindeversamrolung (Gememdevertretung) ist 
zusammeuzuberufen, so oft ihre Geschäfte es erfordern. 

Die Zusamnienbeiiifung erfolgt unter Angabe der Gegen- 
stande der P>erathung diiich den Gemeindevorsteher: si*' iiniss er- 
folgen, wemi es von einem Viertel der ^Iitp:lieder veilan'it wird. 

Die Art und Weise der Zusauniien beruf ung wird durch die 
OrtsveriissuDg bestimmt Mit Ausnahme dringender Fälle mOssen 
zwischen der Zusammen berufung und dem Verhandlungstermine 
mindestens zwei Tage frei bleiben. Die Versammlungen sollen in 
der Regel nicht in Wirtshuusern oflcr Schfinken alt"j<'l;n]ten werden. 

lOä. Für die Gemeindevei tretung können liurcii Beschluss 
derselben regelmässige Sitzungstage festgesetzt werden; es müssen 
jedoch auch dann die Gegenstände der Beratung und zwar mit 
Ausnahme dringender Fälle mindestens zwei Tage vorher den Mit- 
federn der \'ersammlung angezeigt werden. 

Jj 10b. Die rieiHeindever^.imiulnnir ist hesrhlnssffiiii^', wenn 
mehr als ein Di Ittel der btiniinbereelitigteu (Jeinemdeuiitglieder 
anwesend ist Für die Gemeindevertretung bedarf es der An- 
wesenheit von mehr als der Hälfte der Mit^ieder derselben. 

In beiden Fällen bedarf es bei der Vorladung des Hinweises 
darauf, dass die Nichtanwesenden sich den gefassten Beschlüssen 
zu unterwerfen haben. Wird die Oeineindeversannnlnnfi (Gemeinde- 
vertretunfj:) zum zweiten Male zur Beratun^^ über rien.selbeu (iegen- 
stand zusammeaberufeu, so sind die erschieneneu Mitglieder ohne 
Rflcksicht auf ihre Anzahl beschlussföliig. Bei der zweiten Zu- 
sammenberufung muss auf diese Bestimmung ausdrücklich hmge- 
wiesen werden. 

107. Dir 1^0 Hilusse werden nach Stimmenmehrheit pef;K^t. 
Bei Stiiumenf^ieichiieit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Die der Stimmabgabe sich entlialtendeu Mitglieder werden zwar 
als anwesend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird jedoch lediglich 
nach der Zahl der abgegebenen Stimmen festgestellt. 

§ 108. An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen 
der Gemeinde darf derjenige nicht teilnehmen, dessen Interesse 

AUbikhb Vrkk. s. ln«iMik.«itfDS*. TerfiuMtangfgvicb. II. 20 
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liiit dem der Gemcmde im Widerspruche steht Kann wegen 
dieser AusscäliessuDg ein gfiltiger Beschlnss nicht gefiisst werden, 
80 beschliesst an Stelle der Gemeindeversammlung (Gemeindever- 

tretnn^') Kreisausschuss. 

§ lOü. Bei den Sitzunfren der ( Jemeindeversaininluiif]: ide- 
iiieindevertretiinf?) findet beschränkte Ötientlichkeit statt. Deiibelljen 
können als Zuhörer alle zu den Gemeindeabgaben herangezogenen 
mSnnlichen grossjährigen Personen beiwohnen, welche sidh im 
Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und Genieindeange- 
liörijie (§ 7) oder Stiiiiniberechtijrte auf Grund des § 45 Absatz 1 
oder A'ertreter von Stnninhcrechtii^ten 40 Nr. 1, 2 und 4) sind. 
Für einzelne ( ilegen^tände kann durch l)e8oiu4ereii Heschluss, welcher 
in geheimer Sitzung gefasst wird, die 0 Deutlichkeit ausgeschlossen 
werden. Das Ortsstatut kann Bestimmung darüber treffen, dass 
die Sitzungen mit Angabe der Tagesordnung in ortsQblicher Weise 
vorher bekannt zu machen sind. 

§ 110. Der Vorsitzende leitet die Verhandlun^'en , erörtnet 
und scliliesst die Sitzunf^en und handhabt die Ordnung in der 
Versammlung. Er kann jeden Zuhörer, welcher Störung irgend 
einer Art verursacht, aus dem Sitzungszimmer entfernen lassen. 

§ III. Die Ik'äclilQsse der Gemeindeversammlung (Gemeinde- 
vertretung,') sind in ein l)esonderes Buch einzutrajzen und von dem 
Vorsitzenden, sowie \veni<,'stens zwei stimmberechtigten Mitgliedern 
der Versammlung zu unterzeichnen. 

§ 112. Durch Ortsstatut kann bebiiiimit werden, daös un- 
entschuldigtes Ausbleiben aus den Versammlungen der Gemeinde- 
vertretung sowie ordnungswidriges Benehmen in diesen \'er- 
sammlungen oder in der (Jemeindeversammlunjj für das betreffende 
Mitglied eine in die Gemeindekasse Hiessendf' (rf>]dstriife von 1 
bis 3 Mark nach sich ziehen und dass im WitnlcrlioiuiiListalle nach 
Luge der Saclie Ausschliessung aus der \'ersamuilun^ uul eine 
gewisse Zeit, bis auf die Dauer eines Jahres, verhängt werde. 
Über die Verhängung dieser Strafen bescbliesst die Gemeindever- 
tretung (Gemeindeversamnihin^O. (ie^^on den Beschluss findet die 
Khiixe im \'er\valtun.?sstreit\erlaUren statt. Die Klage steht aucli 
dem (ienienidevorstelier zu. 

§ 113. Die Ciemeindeversiimmlung (Gemeindevertretung) 
beschliesst Aber die Verwaltung und Benutzung des Gemeinde- 
vermögens (§§ GS ff.) 

§ 114. Zur \ eräusscrung oder wesentlichen Veränderung 
von Sachen, welche einen besonderen wissenschaftliclien. liistorischen 
oder Kunstwert haben, ist die Gcnehnii«;ung des Regierungspräsi- 
denten erforderlich. Zur \ eräus&erung von Grmidstttcken oder 
Bolchen Gerechtigkeiten, welche den Grundstöcken gesetzlich gleich- 
gestellt sind, zu einseitigen Verzichtleistungen und Schenkungen, 
zu Anleihen, durch welche die (Jemeinde mit einem Schulden- 
stande belastet oder der voihandene ver^rrössert vi?;!, zur neuen 
Belastung der Gemeindeaugehörigen ohne gesetzliche \ erpflichtuug, 
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ZU Veränderungen im Genüsse Oememdenutznngen bedarf es 
der Genehmigung des Kreisansschusses. 

§ 115. Die Veräusserung von Grundstücken darf der Begel 
nach nur im Wege des ötfentlichen Meistgebotes stattfinden. 

Zur Gültigkeit einer solchen Veräusserung gehört: 1) die 
Vorlegung eines beglaubigten Auszuges aus der Grundsteucr- 
mntterrolte, 2) eine ortsfibUehe Bekanntmachung, 3) die einmalige 
Bekanntmachung durch das f&r die amtlichen Bekanntmachungen 
des Landrats bestimmte Blatt (Kreisblatt), 4) eine Frist von vier 
Wochen vn?i der Bekanntmachung bis zum Vorkaufstermine, 5) 
die Al)iialtung der Verkaufsverhandlung duicli den Gemeindevor- 
steher oder einen Justi;ibeamten. 

Der im Absatz 2 unter Nr. 3 vorgeschriebenen Bekannt- 
machung bedarf es nicht, wenn der Grundsteuerreinertrag des 
Grundstücks 6 Mark nicht flbersteigt 

Liegt diese VoraussotziM]'.' fAltsnt?: 3) vor oder erachtet der 
Kreisausschuss den Vorteil cier (iemeinde für g( ^^all^t, so kann 
ein Verkauf aus freier Hand oder ein Tausch statttinden. 

Das Ergebnis des Verkaufes ist in allen Füllen der Ge- 
meindeversammlung (Gemeindevertretang) mitzuteilen; der Zu- 
schlag kann nur mit deren Genehmigung erteilt werden. 

Die vorstehenden Bestinnmm'jeii finden auch auf Verkäufe 
von Realberechtigungeu Anwendung, wobei ausserdem die Auf- 
nahme einer Taxe in allen Fällen notwendig ist. 

Für die Eintragung im Grundbuche genügt zum Nachweise, 
dass der Vorschrift dieses Paragraphen genflgt worden ist, die 
Bestätigung des Vertrages durch den Kreisausschuss. 

§ IIG. Die Verpachtung von Grundstücken und Gerecht- 
samen der Cremeinden muss im Wege des öifentlichen >feistgebotes 
geschehen. Ausnahmen hiervon können durch den Kreisausschuss 
gestattet werden. 

Neunter Abschnitt Besoldete Gemeindebeamtef deren Gehälter 

und Pensionen. 

§ 117. Die Landgemeinden sind belugt, die Anstellung be- 
soldeter Gemeindebeamten für einzelne Dienstzweige oder Dienst- 
verrichtungen zu bosrhliessen. 

55 HR. l'ber die Gehalts- und Peii-iorisN t'rliältnis^e dieser 
lieamten kann durch Ortsstatut liestimnuuig gelrodeii werden. 

Auf Antrag der Beteiligten beschliesst der Kreisauascljuss 
Aber die Festsetzung der Besoldungen und sonstigen Dienstbezüge 
von Gemeindebeamten. Über streitige Pensionsansprflche der 
soldeten Gemeindebeamten beschliesst der Kreisausscliuss und 
zwar, soweit der Beschluss sich darauf erstreckt, welcher Teil des 
Diensteiukouuuens bei Feststellung der Pensionsaiisprüchc als 
(rehalt anzusehen ist, vorbelialtlich der den Beteiligten gegen 
einander zustehenden Klage im Verwaltungsstreitvedhhren, im 
flbrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. Der Beschluss 
ist vorläufig vollstreckbar. 
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Zehnter Abschnitt. Genieindehaushalt. 

§ 119. Über alle Einnahmen und Ausgaben, welche ^\rh Im 
voraus veranschlagen lassen, entwirft der Geiaeindevorsteher (Go- 
meindevorstaudj für das Keelmungsjahr oder für eine längere von 
der Gemeindeversammlunj^ (Gememdevertretung) festzusetzende 
Rechnungsperiode, welche jedoch die Dauer von drei Jahren nidbt 
flbersteigen darf, einen Voranschlag. Der Entwurf ist wflhrend 
zwei Machen nar]i vorlieriger Bekanntmachung in einem von der 
(if^Muindeversamuiluiig (Gemeindevertretung) zu bestimmenden 
Räume zur Einsicht aller Gemeindeangehörigen auszulegen. 

Nach Ablauf dieser Frist erfolgt die Feststellung des Vor- 
anschlages durch die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung). 

Diese Feststellung ist vor Beginn des neuen Rechnungs- 
Jahres oder der neuen Bechnungsperiode zu bewirken. Der Ge- 
meindevorsteher hat eine Abschnift des festgesetzten Vomnschlages 

dem Vorsitzenden des Kreisausscliusscs einzureichen. 

Der Gemeindehaushalt ist nach dem Voranschlapre zu führen. 
Alle Gcmeindeeinkfinfte müssen zur (^emeindekasse gehraclit werden. 
Ausgaben, welche ausserhalb des Voranschlages geleistet werden 
sollen oder Qber deren Verwendung besondere Beschlussfassung 
vorbehalten ist, sowie Oberschreitungen des Voranschlages be- 
dürfen der vorlierigen Genehmigung der (iemeindeversammlung 
(Oeineindevertretung). Durch Beschluss des Kreisausseluisses kann 
einzelnen Gemeinden die Festsetzung eines A'oranscliiages nach- 
gelassen werden, wenn deren Verhältnisse dies unbedenklich er- 
scheinen lassen. 

§ 120. Über alle Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde 
inuss ehi nach Vorschrift angelegtes Gemeinderechnungsbuch ge- 
führt werden. Die CJemeindereehnung ist binnen drei Monaten 

narh dem Sclilnsse des Keclinun^^sjahrcs der Gcmeindeversanim- 
lung (Gemeindevertretung) zur Prüfung, Feststellung und Ent- 
lastung vorzulegen. "Wo ein besonderer (teiuciii ieeinnelnner bestellt 
ist, erfolgt die Einreichung der Kechnung zunächst an den Ge- 
mehidevorsteher (Gemeindovorstand), welcher sie einer Vorprüfung 
zu unterziehen und mit seinen Erinnerungen versehen der Ge- 
incinrleverj^annnhmfT f Gemeindevertretung) vorzulegen hat. Die 
Feststellung der Reclmuiig inuss innerhalb drei Monaten nach Vor- 
legung der Geineindereclinung bewirkt sein. Nach erfolgter Fest- 
stellung ist die Rechnung während eines Zeiiraumes von zwei 
Wochen zur Einsicht der Gemeindeangehörigen auszulegen. 

Dem Vorsitzenden des Kreisausschusses ist eine Abschrift 

des Feststellungsbeschlusses sofort einzureichen. Dem Kreisaus- 

Schüsse liefet die Revision der Gern ein dercchnungen ob, welche all- 
jühriich bei mehreren Gemeinden des Ivreises zu erfolgen hat. 

^ 121. Der Kreisaussrlmss be.schlies.st: 1 ) an Stelle der Auf- 
sichtsbehörde über die Feststellung und den Ersatz der bei Ivassen 
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und anderen Verwaltunfren der Landj^emeinden vorkommenden 
Defekte nach Massgabe der \'erordniirii: vom 24. Januar ISU 
(Gesetz-Samml. S. 52). Der Heschlu.^s i.->t vorbehaltlich des ordent- 
lichen Rechtsweges endgültig; 2) über die Art der gerichtlichen 
ZwangBvolIstreckimgen wegen Geldfordeningen gegen Landgemein- 
den (§ 15 zu 4 des Einführungsgesetzes zur I)eutschen CivU- 
prosessordnnng vom 30. Januar 1877, Reichs-Gesetzbl. S. 344). 

Dritter TiteL Selbständige Gntsbezirke. 

^ 122. Für den Bereich eines selbständigen Gutsbezirkes 
ist der Besitzer des Gutes zu den Pflichten und Lmstungen, wdehe 
den Gemeinden für den Bereich ihres Gemeindebezirkes im öffent- 
lichen Interesse gesetzlich obliegen, mit den hinsichtlich einzelner 
dieser Leistnnjren aus den Gesetzen folgenden Massgaben verbunden. 

Anf Beschwerden und Einsprüche, betreffend die Ilf'ninziehung 
oder die V'eranla^inp: von Grnndbesitzern nnd Einwohnern eines 
Gutsbezirkes zu den öffentlichen Lasten desselben, hnden die Be- 
stimmungen im § 38 dieses Gesetzes sinngemfisse Anw^dung. 

§ 128. Der Besitzer eines selbstSndigen Gutes hat insbe- 
sondere die in den §§ 90 und 91 aufgefnhrten obrigkeitlichen Be- 
fugnisse und Pflichte« entweder in Per.>on oder dnrch einen von 
ihm 7.U bestellenden, zur Übern ilnue des Amtes als Gutsvor^telicr 
befidiigten Stellvertreter au.szuüben. Der letztere muss spin«'ii 
beständigen Auientiialt im Gutsbeziike oiler in dessen unmittel- 
barer NShe haben. Es können jedoch auch ausser dem im § 86 
Absatz 4 vorgesehenen Falle seitens des Besitzers des Gutes sSnit- 
liehe oder einzebic Gutsvorsteliei ueschäfte an den Vorsteher einer 
benachbnrfpn ricMM'indf luit« i beider Znstimmung gegen eine an- 
gemessene Kntsrli:i(li<:ini;.^ iili( rtraf?en werden. Ehefrauen werden 
rücksichtlich der angeführten Hechte und Pflichten durch ihren 
Ehemann, Kinder unter väterlicher Gewalt durch ihren Vater und be- 
vormundete Personen durch ihren Vormund oder Pfleger vertreten. 

§ 124. Die Bestellung eines Stellvertreters muss erfolgen, 
venu: 1) das Gut unverheirateten oder verwitweten Besitzerinnen, 

einer juristischen Perj^on. einer Aktiengesellschaft, einer Komni;!ndit- 
gesellschaft auf Aktien, einer Her'^^'ewerkschaft oder einer cmge- 
tragenen Genossenschaft gehört, oder wenn mehrere Besitzer sich 
nicht darüber einigen, wer von ihnen die Geschäfte des Gutsvor- 
stehers wahrnehmen soll, 2) der Gutsbesitzer kein Angehöriger 
des Deutschen Reichs ist, 3) derselbe nicht seinen beständigen 
Anfenthalt im fUitsliczirko oder in dessen unmittelbarer Nähe hat 
oder 4) we-^in Kraiikhf it oder aus anderen in seiner Person lie- 
genden Gründen aus^icrstande ist, die Ptiiehien eines Guisvor- 
stehers zu erfüllen. 

Auf den Antrag des G Utabesitzers kann ein Stellvertreter 
für den ernannten Gutsvorsteher bestellt werden, welcher in FÜlen 
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der Behinderung des letzteren die GutsvorstehergeschMe wahr- 
zunehmen Iiat. 

Für die von dem liauptgute entfernt belegenen Teile eines 
««IbstSndigen Gutsbezirkes kann von dem Kreisausschusse die Be- 
stellung besonderer Stellvertreter angeordnet werden, sofern dies 
Ifir eine ordnungsniässige örtliche Verwaltung erforderlich ist. 

§ 125. Der Gutsbesitzer sowie dessen Stellvertreter werrloü 
in der Eigen>r}i;ift als Gutsvorsteher von «lern Lanflratp liosf-itigt. 
Die Beptätiguiig kann nur unter Zustimmung des Kreisausscliusses 
versagt werden. Der Gutsvorsteher wird vor seinem Amtsantritte 
▼on dem Landrate oder in dessen Auftrage von dem Amtsvor- 
Steher (Distriktskommissarius) vereidigt. 

§ 126. Unterlässt der Besitzer des Gutes in den im § 124 
anpegebenen Füllen oder wenn ihm die Bestiltigung als Gutsvor- 
steher versagt worden ist, die Bestellung eines Stellvertreters oder 
befindet er sich nicht im Besitze der bflrgerliHion Elirenrechte 
oder ist er iii Kuukurs verfallen, so steht dem Landrate unter 
Zustimmung des Kreisausschuases die Ernennung des Stellver- 
treters auf Kosten des Besitzes zu. 

§ 127. Über die Festsetzung der dem stellvertretenden 
Gutsvorsteher in den Fallen des § 126 ZU gewihreuden Ver- 
gütung beschliesst der Kreiäausschuss. 

Vierter Titel. Verbindung nachbarlich belegener 
Gemeinden und selbständiger Gutsbezirke behufs ge- 
meinsamer Wahrnehmung kommunaler 
Angelegenheiten. 

§ 128. I^andgenteinden und Gutsbezirke können mit nach- 
barlich belegeneu I^andgemeinden oder Gutsbezirken zur Wahr- 
nehmung einzelner kommunaler Angelegenheiten nadi AnhOmng 
der beteiligten Gemeinden und Gutsbesitzer durch Beschluss des 
Kreisausschusses verbunden werden, wenn die Beteiligten damit 
einverstanden sind. Wenn ein Einverständnis dor !^H«^iligten 
nicht zu erzielen ist, kann, solern das ötfentliche Interesse dies 
erheischt, die Bildung eines solchen Verbandes durch den Ober- 
pri^dMiten erfolgen, nachdem die Zustimmung der Beteiligten im 
Besehlussver&hren durch den Kreisaussdiuss ersetzt worden ist 

Vorstehende Bestimmungen finden auf die FlUe der Ver- 
änderung der Verbände in ihrer Zusammensetzung sowie der 
Auflösung derselben sinngemässe Anwendung. 

$ 129. Bei der Bildung dieser Verbfinde ist auf die sonst 
bestehenden Verbände (Amtsbf/.irkc. Kirchspiele. Schul-, Wege- 
bau-, Armenverbände u. s. w.j tliunlichst Rücksicht zu nehmen. 

Es können diesen VerMnden auf ihren Antrag mit König- 
licher Genehmigung die Rechte öffentlicher Körperschaften beige- 
legt werden. 
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§ 130. Über die infolge einer solchen Verbindun*? oder 
infolge einer Änderung der Zusammensetzung oder einer Auliösuii^ 
der Verbände notwendig werdende Regelung der Verhältnisse 
zwischen den Beteiligten beschliesst der Krcisausschuss vorbe- 
haltlich der denselben gej^en einander zustehenden Klage im Ver- 
waltungsstreitverfaliren. Bei dieser Kegelung sind erforderlichen- 
falls Bestimmungen zur Ausgleichung der öffentlich-rechtlichen 
Interessen der Verbandsmitglieder zu tretien. Insbesondere 
können einzelne Gemeinden oder Gutsbezirke zu Vorausleistungen 
verpflichtet werden, wenn diejenigen, mit welchen sie verbunden 
werden sollen, für gewisse Verbandszwecke bereits vor der Ver- 
bindung für sich allein in genügender Weise Fürsorge getroffen 
haben oder aus anderen Gründen nur einen geringeren Vorteil 
von der Verbindung haben. 

§ 131. Die nach Massgabe des § 128 gebildeten Verbände 
sind berechtigt, die Ausfnhning der in ihrem gemeinsamen Inter- 
esse liegenden Massnahmen und Veranstaltungen auf gemeinsame 
Kosten zu beschliessen. Sie bilden in flen Fällen, wo die Für- 
sorge für die öffentliche ArmenpHege von ihnen übernommen oder 
ihnen auferlegt wird, Gesamtarmenverbände im Sinne des 12 
des Gesetzes vom B. März 1871 (Oesetz-SaramL S. 130). Auf die 
bereits bestehenden Gesamtarmenverbände finden die Bestimmun- 
gen dieses Titels fortan sinngemässe Anwendung. 

Im übrigen werden die Rechtsverhältnisse der \'erbände durch 
ein Statut geregelt, welches von den Beteiligten im Wege freier 
Vereinbai ung festzustellen ist und der Bestätigung des Kreisaus- 
schusses unterliegt 

182. Das Statut muss enthalten: 1) die Bezdchnung der- 
jenigen Gemeinden und selbständigen Gutsbezirke, welche den 
Verband bilden, 2) die Bezeirlinung der von dem Verbände wahr- 
zunehmenden Angelegenheiten, 3) die Benennung des Verbandes 
und die Angabe des Ortes, wo dessen Verwaltung gefüiirt wird, 

4) die Festsetzung der Art und Weise, in welcher Aber die ge- 
meinsamen Angelegenheiten de^ \'( i l>andes Beschluss gefasst wird, 

5) eine Bestimmung über die AVahl oder die sonstige Art der Be- 
nifimg des \'erbandsvorstehers sowie über die \'ertretung des Ver- 
bandes nach aussen, (i) die iiestimmnng des Massstabes für die 
Verteilung der Beiträge zu den gemeinsamen Ausgaben auf die 
Verbandsmitglieder. Das Statnt ist durch dasfRegierungsamtablatt 
und das Kräsblatt (§ 115 Kr. 3) zur öfTentlichen Kenntnis zu. 
bringen. Ausserdem bleibt es der Beschlussfassung der einzelnen 
Verbände überlassen, weiter noch die Bekanntmaclwng des Statuts 
auf anderem Wege anzuordnen. 

§ 133. Verbandsvorsteher können nui- solche Personen sein, 
bei welchen die Voraussetzungen zur Übernahme des Amtes als 
(Gemeinde- oder Gutsvorsteher vorliegen. Vertreter von Gemeinden 
können nur die zur Übernahme des Amts als Gemeindeverordneter 
in denselben beMigten Personen sein. Selbständige Gutsbezirke 
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werden durch den Besitzer des Gutes, im Falle des § 124 zu 1, 
2 und 4 und ji} 126 durch den Stellvertreter desselben vertreten. 

§ 134. Die W'nh\ <Ies Verbandsvorstehers bedarf, wenn der 
Gewählte niclit zugleich (jemeinde-, (Juts- oder Amtsvorstelier ist, 
der Bestätigung durch den Landrat unter sinngemässer Anwendung 
der BestininttinfTeii des § 84 dieses Gesetzes. Wird gegen die 
Oflltigkeit ih r Wähl eines Verbandsvorst^ers, wekfaer nach der 
vorstehenden Bestimmung einer besonderen Bestätigung nicht be- 
darf, Einspnirli orlioben, so entscheidet hierüber die Vcrisamnilunp: 
der VerbancisHiitglieder. Gegen den Beschluss findet die Klage 
im Verwaltungsstreitverfahren statt. 

§ 135. Den einzelnen Gemeinden bleibt die Aufbringung 
ihrer Anteilo an den gemeinsamen Ausgaben nacli Massgabe ihrer 
Verlassung Oberlassen. 

% 136. Auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend 1) das 
Recht zur Mitbenutzung tler öffentlichen Einrichtungen und An- 
stalten des V'erlnindes. 2) <lie Ileran/'.ieluini^ der ein/f^Iiicn Ge- 
meinden und selbständigen Gutsbezirke /.n den Beitrügen für Ver- 
lianilszweckc, beschliesst der Verbandsvorsteher. Die Reclitsmittel 
und das A'erfahren regeln sich nach ij?} 9 und 38. 

§ 137. Kommt ein Statut durch freie Vereinbarung der 
Beteiligten nicht zustande, so ist dasselbe nach Anhörung der 
letzteren durch den Kreisausschuss festzusetzen. Hierbei kommen 

folj^ende Grund>:itze zur Anwendung: Der Verband wird in seinen 
An^'ele<ienlH'iten durch den \'erband.sausschuss und den Verbands- 
vorateher vertreten. Der letztere if;t die ausfülirende Beliörde. 
Der Verbandsausschuss, welcher ül)er alle Ajigelegenheitcn des 
Verbandes zu bescfaliessen hat, besteht aus Vertretern sämtlicher 
zu dem Verbände gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke. Jede 
Gemeinde unrl jedci- (^utsliezirk ist wenigstens duicli einen Ab- 
geordneten zu veitrrtcii. Die Vertretung: der I.aml^enieinden in 
«lern \'erband>aus^rliusse erfok't durcli den Gemeindevorsteher, 
die Schötfen und, wenn deren Zuiil nicht ausreichen sollte, durdi 
andere von der Gemeinde zu wählende Abgeordnete. Die Zahl 
der von jeder Gemeinde zu entsendenden Vertreter sowie der 
jedem Gut>ljeziike einzuiäunienden Stimmen bemisst sich nach 
dem Gesanithetrage der zu dem Zeitpunkte der Feststellung des 
Statutes in den (iemeindebezirken und von den Gutsl)esitzern zu 
entrichtenden direkten Staatsstcucrn unter Mitberücksiclitigung der 
nach Massgabe des Gesetzes vom 27. Juli 1885 fingiert zu veran- 
kgenden Steuersätze der in § 1 a. a. 0. bezeichneten Personen- 
gesamtheiten, juristischen und physischen Personen. Der Ver- 
bandsausschuss wählt aus seiner Mitte riiicn Verbandsvorsteher 
und einen Stellvertreter dessellien aul die Zeitdauer von sechs 
Jidiren nach den für die Wahl des Gemeindevorstehers geltenden 
Vorschriften (§§ 76 ff.) mit der Massgabe hinsichtlich des § 77, 
dass der Verbandsausschuss aus seiner Mitte einen Wahlvorsteher 
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^v^l}tlt tinfl von flor Wahl von zwni Reisitzorn Abstand nehmen 
kiinn. Die Verteilung der genieiiisanien Ausgaben erfolgt nach 
den ini § 21 Absatz 2 für die Verteilung der Gemeindeabgaben 
vorgeschiiebenen GnindsAtsen, sofern nicht auf Grund des i 130 
eine andere Festsetzung stattfindet. 

§ 138. Die Bestimmungen der §§ 128 bis 187 finden auch 
auf die VfMbindnnfr von Landgemeinden oder Outshozirken mit 
Staflt^'cineinden smiigemässe Anwendung mit den Massgahcn. dass 
an die Stelle des Kreisausschusses der Bezirksausschuss, an die 
Stelle des Landrats der Regicrungsprflsident tritt, und dass die 
Vertretung der Stadtgemeinden in den VerbandsausschOssen durch 
den Bürgermeister, den Beigeordneten (zweiten Bürgermeister), 
sonstig >f?i'-ri'-tr;!?^iiiitdioder uiifl r'rfordr'HichenfallH durch andere 
von der btadt|jemeinde zu wählende Abgeordnete erfolgt 

Fünfter Titel. Aufsicht des Staates. 

§ 139. Die Aufsicht des Staates über die Verwaltung clor 
Angrlogcnhoiten der Landgemeinden, nut^lto/irk'* nnd (icniciiiflf^- 
verbände (Titel wird unbeschadet der m den Gesetzen ge- 
ordneten iMitwij-kung des Kreisausschusses und des Bezirksaus- 
schusses In erster Instanz von dem Landrate als Vorsitzenden des 
Kretsausschusses, in höherer und letzter Instanz von dem Ke- 
gicrungspräsidenten geübt Beschwerden bei den Aufsiclitsbe- 
hörf^Mi in den vorbezoirhnoten Angelegenheiten sind in allen In- 
stanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 

§ 140. Beschlüsse der üemeindeversauiuilung, der Gemeinde- 
vertretung oder der Gemeindeverb&nde (Titel IV), welche deren Be- 
fugnisse überschreiten oder die Gesetze verletzen, hat der Ge- 
meinde- oder Verbandsvorsteher, entstehendenfalls auf Anweisung 
der Aufsichtsbehörde, mit anfsrhiebender Wirkung unter Angabe 
der Gründe zu beanstanden. Gegen die Verfügung dos (iemeinde- 
(Verbands-) Vorstehers steht der Gemeindeveraaniiuiung (der Ge- 
memdevertretung, der Versammlung der Verbandsmimlieider) die 
Klage im Verwaitungsstreitverfahren zu. 

Die Aufsichtsbehörde ist nicht befugt, aus anderen als den 
vorstehend angegebenen Gn'nidon eine Beanstandung von Be- 
schlüssen der Genieindeversaniüilung, der Gemeindevertretung oder 
des Gemeindeverbandes herbeizuführen. 

§ 141. Unterlfisst oder verweigert «ne Landg^emde, ein 
Gutsbezirk oder ein Gemeindeverband (Titel IV) die ihnen gesetzlich 
obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zu- 
ständigkeitfestgestellten Leist uriL'f'M auf den Vnransclilag 7u bringen 
oder ausserordentlicli zu geneiiiuigen, so verfügt der Landial unter 
Autührung der Gründe die Eintragung lu den \ oranschlag oder 
die Feststellung der ausserordentUcnen Ausgabe. Gegen die Ver- 
fügung des Landrats steht der Gemeinde, dem Besitzer des Gutes* 
sowie dem Verbände die Klage bei dem Bezirksausschusse zu. 
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§ 142. Durch lufni^^litho \ ( roidnung kaiiii eine Gemeinde- 
vertretung aufgelöst werden. En ist sodann binnen sechs Wochen 
vom Tage der Auflösungsverordnung ab {^rechnet eine Neuwahl 
anzuordnen. Bis zur Einführung der ncugewählten Gemeindever- 
ordneten beschliesst an Stelle der Gemeindevertretung der Kreis- 
ausschuss. 

§ 1-4H. Bezüglich der DicMistveru'ohoii der rSeineindevorsteher, 
der Bchöftcn. der (liit.>\or.steli('r und der Verbau dsvorstpher. sowie 
der sonstigen Beunilen der landgenieinden, (jutsbezirke und Ge- 
]neiiideverbände kommen die Bestimmungen des Gesetzes vom 21. 
Juli 1852 (Gesetz-SammL S. 463) mit folgenden Massgaben zur 
Anwendung: 1) die Befugnis, gegen diese Beamten Ordnungs- 
strafen zu verhängen, steht dem T^ndrate und im Umfange des 
den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungsstrafreclits dem Re- 
gierungspräsidenten zu. Gegen die Strafverfügungen des I^nd- 
rats findet innerhalb zwei Wochen die Beschwerde an den Re- 
gier ungsprfisidentenf gegen die ßtrafverfügungen des Regierungs- 
präsidenten innerhali) gleicher Frist die Beschwerde au den Ober- 
prüsidenten statt. 2) (iegen den niif die Bescliwerde in den Fällen 
zu l in letzter Instanz c i irt liünden Beschluss des Regierungs- 
präsidenten oder des Oberpräsidenten findet die Ivlage bei dem 
Obcrverwaltungsgericlitc statt 3) In dem Verfahren auf Entfernung 
aus dem Amte wird die Einleitung des Verfahrens von dem Land- 
rat oder von dem Regierungspräsidenten m rfÜL't und von denselben 
der Untersuchungskommissnr und der Vertreter der Staatsanwalt- 
schaft ernannt. Als entf^dieideiide Disziplinarbehörde erster In- 
stanz tiitt an die Stelle der Bezii ksregierung der Kreisausschuss; 
au ilie Stelle des Staatsministeriums tritt das Ober Verwaltungs- 
gericht Der Veitreter der Staatsanwaltschalt bei dem Oberver- 
wkltungsgericht wird von dem Minister des Innern ernannt In 
dem vorstellend zu .*i vorgesehenen N'erfahren ist entstehendenfalls 
ancli iilii r <lie Tliatsache der Dienstnnfähigkeit der ländlichen Ge- 
nieiudebeaujten Entscheidung zu treÜen. 

^ 114. Zuständig in erster Instanz ist im \ erwaltungsstreil- 
verialiren für die in diesem Gesetze vorgesehenen Fälle, sofern 
nicht im einzelnen ein anderes bestimmt ist^ der Rreisausschuss. 
Die Frist zur Anstellung der Klage beträgt in allen Fällen zwei 
■»Wochen. Die Gemeindeversanunlung. die Gemeindevertretung, der 
Genieindevnrstand und der Gemeindeverband (Titel IV) können 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte; im Verwaltuugsstreitvertahrcu 
einen besonderen Vertreter bestellen. 

§ 1-15. Auf Gemeindeverbäiulc, denen eine Stadtgemeinde 
angehört 138l finden an Stelle der §§ 139, 140, 141, 143, 144 
die entsprechenden Vorschriften für Stadt^emeinden 7, 15, 19, 
20, 21 des Gesetzes über die Zuständigkeit der \'erwaltungs- und 
Verwaltungsgcrichtsbeitörden vom 1. August 1883 (Gesetz-Samml. 
Ö. 237) sinngemässe Anwendung. 
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Sechster Titel. Ausführuiigs- und Übergangs- 

bestimuiunp^en. 

§ UG. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. April 1892 
in Kraft Mit diesem Zeitpunkt treten alle entgegenstehenden 
Bestimmungen, insbesondere die §§ 18 bis 78 Teil II Titel 7 
Allgemeinen Landreclits. das Gesetz, lietreffend die Landj^enioinde- 
verfa«smigeu in den secli?? östlichen Provinzen der Preiis^ischen 
Monarchie vom 14. April 1856, die §§ 22 bis 45 sowie der § 58 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 in der Fassung vom 
19. Mflrz 1881 und die 24 bis 37 des Gesetzes Aber die Zn- 
ständigkeit der Verwaltunfcs- und Verwaltungsgerichtsbeli5rden 
vom 1. August 1883 für dif' im § 1 genannten Provinzen ausser 
Krafr. Die Bestimmnni^en der iii? 51, 51a und 55a Absatz 2 der 
Kreisordnung bleiben auch fernerhin in Ki*aft 

Rechte und Piiichten, welche auf besonderen Titeln des 
öffentlichen Hechts beruhen, bleiben insoweit in Knift, als diese 
Titel von den bisherigen allgemeinen und besonderen gesetzlichen 
Vorsclniften, Ordnungen, (ie\v(»linheitsrechten und ObservnnzfMi 
abweichende ßcstimmungcu enUialten. Eine solche Abweichung 
wird nicht vermutet. 

§ 147. Die bei Verkündigung dieses Gesetzes bereits be- 
stehenden Ortsstatnten, allgemeinen Gewohnheitsrechte und Obser- 
vanzen bleiben, soweit dieses Gesetz ortsstatutari^he Regelung 
zulässt, unbeschadet der J>estinimung in Absatz 2 einstweilen, 
längstens auf drei Jahre in Kraft. Bis zum Inkrafttreten eines 
Kommunalsteuergesctises, längstens aber bis zum 1. April 1897 
können die bei YerkQndigung dieser Landgemeindeordnung für 
Verteilung der Gemeindeabgaben statutarisch oder observanzmässig 
bestehenden Massstäbe durch B^hluss der Gemeinde mit Geneh- 
migung des Kreisaiisschiisses aufrecht erhalten werden. 

148. Soweit den Volksschulen die Eigenschaft von Ge- 
meindcanstalten beiwohnt, kommen in Ansehung derselben die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes nur unter den aus den besonderen 
Gesetzen über die Volksschule sich ergebenden Einschrfinkungen 
zur Anwendung. 

1 19. Der Minister des Innern erlässt die zur Ausführung 
dieses (iesetzes erforderlichen Bestimmungen. Wegen der Vor- 
bereitungen für <lie notwendig werdenden Neuwahlen ist alsbald 
^ nach der Verkündigung des Gesetzes Anordnung zu treffen. Die 
Vollmacht der bislicrigen Mitglieder der bestehenden Gemeinde- 
vertretungen erlischt mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes: doch 1>1r'il)en dieselben bis zur Einführung der neuge- 
wählten (iemeindeverordneten im Amte. Die zur Zeit des In- 
krafttretens des Gesetzes im Amte befindhchcn Gemeindevorsteher, 
Schöffen und sonstigen gewählten Gemeindebeamten verbleiben in 
demselben bis zur Ablauf der Wahlperiode. Ingleichen vei l)leiben 
im Amte die besoldeten Gemeindebeamten nach ^lassgabe ihres 
Ansteilungs Vertrages. Demjenigen Gemeindeangehöhgen, welche 
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zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes von einem Einkommen 
von mehr als 660 Mark bis ausschliesslich 900 Mark zur Staats- 
steuer eingeschätzt und zu den Gemeindelasten herangezogen sind, 

steht in derjenij^en GenieindeversamniliinL«', welche erptniali}» über 
die Freilassung^ der im § 13 erwähnten PersoiH^n von den Ge- 
meindelasten zu beschliesscn hat, ein Stimmrecht auch Massgabe 
des ^ 48 Nr, 1 zu. Diese Besddnss&ssnng ist unmittelbar nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes herbeizufahräi. Diese Bestimmung 
findet auf die Wahlen in die Gemeindevertretung sinngeml&sse 
Anwendang. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigen händigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen InsiegeL 

Gegeben Amsterdam den 3. Juli IbOl. 

Wilhelm. 

V. Caprivi. V. Boetttcher. Herrfurth, v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepsdi. Mique). v. Kaltenborn, v. Heyden. 

Gr. v. Zedlitz. Thielen. 
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JDrack ran F. W. Kmitk« in araiCiiraM. 
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